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1. Teil: Einführung und Eingrenzung des Themas 

„Die Wurzeln der Gemeinschaft sind jetzt stark, 
und sie reichen tief in die Erde Europas“ 

 
Jean Monnet (1976) 

A. Einführung 

I. Ausfuhrerstattungen der Europäischen Gemeinschaft für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Anhang I-Waren) und Wei-
terverarbeitungserzeugnisse (Nicht Anhang I-Waren) 

Nach Art. 2 EG1 ist es Aufgabe der Europäischen Gemeinschaft die Ent-
wicklung des Wirtschaftslebens, ein hohes Beschäftigungsniveau, die Wett-
bewerbsfähigkeit sowie die Lebensqualität der Menschen in Europa zu för-
dern. Diese Aufgabe soll durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes2 
erreicht werden3. 

Der Gemeinsame Markt erstreckt sich gemäß Art. 32 Abs. 1 S. 1 EG auch 
auf „die Landwirtschaft und den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen“4. 

                                            
1  Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25. März 1957 (in: 

BGBl. II 1957 vom 19.08.1957, S. 766 ff., konsolidierte Fassung (mit den Änderun-
gen durch den Vertrag von Nizza), in: ABl. Nr. C 325 vom 24. Dezember 2002, 
S. 1 ff.). Vgl. die Hinweise des EuGH zur Zitierweise nach der Neunummerierung 
durch den Amsterdamer Vertrag, in: NJW 2000, S. 52. Danach erhalten etwa die 
Normen des EG-Vertrages den Zusatz „EG“. 

2  EuGH, Rs. 15/81 (Gaston Schul Douane Expediteur./.Inspecteur der Invoerrechten 
en Accijnzen Roosendall), in: Slg. 1982, S. 1409 (1431, Rn. 33): „Der Begriff Ge-
meinsamer Markt [… ] stellt ab auf die Beseitigung aller Hemmnisse im innerge-
meinschaftlichen Handel mit dem Ziel der Verschmelzung der nationalen Märkte zu 
einem einheitlichen Markt, dessen Bedingungen demjenigen eines wirklichen Bin-
nenmarktes möglichst nahe kommen“. Vgl. näher zum Begriff des Gemeinsamen 
Marktes von Bogdandy, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 2 EGV, Rn. 36 ff. 

3  Vgl. Art. 2 EG. 
4  Dies war, angesichts der unterschiedlichen Interessenlagen in den einzelnen Mit-

gliedstaaten bei Gründung der Europäischen Gemeinschaft, keine Selbstverständ-
lichkeit (vgl. dazu Boest, Agrarmärkte, S. 42 ff). Die Zweifel an der Einbeziehung 
der Landwirtschaft in den Gemeinsamen Markt kommen durch die Hinzufügung des 
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Der Landwirtschaft wurde von den Vätern des EG-Vertrages eine besondere 
Bedeutung zugemessen5. Dies zeigt sich darin, dass sie im dritten Teil des 
EG-Vertrages in einem eigenen Titel6 aufgeführt und dort auf gleicher Ebene 
wie etwa der freie Warenverkehr oder die Wirtschafts- und Währungspolitik 
steht. 

Trotz ihrer Bedeutung enthält der EG-Vertrag keine Definition des Begriffs 
der Landwirtschaft. Stattdessen definiert Art. 32 Abs. 1 S. 2 EG lediglich 
den Begriff der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Daraus folgt, dass der 
Begriff der Landwirtschaft i.S.d. EG-Vertrages auf die Erzeugung dieser 
Produkte begrenzt ist. Tätigkeiten, die nicht auf die Erzeugung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse gerichtet sind (z.B. Forstwirtschaft oder Land-
schaftspflege), fallen nicht unter den Begriff der Landwirtschaft i.S.d. EG-
Vertrages7. 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind gemäß Art. 32 Abs. 1 S. 2 EG „die 
Erzeugnisse des Bodens, der Viehzucht und der Fischerei8 sowie die mit die-
sen in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Erzeugnisse der ersten Ver-
arbeitungsstufe“9. 

Diese Definition hat jedoch nur den „Charakter einer Grundaussage“10. Ent-
scheidend dafür, welches Produkt als landwirtschaftliches Erzeugnis i.S.d. 
Art. 32 EG angesehen wird, ist nach Art. 32 Abs. 3 EG die konstitutiv wir-

                                            
Wortes „auch“ in Art. 32 Abs. 1 S. 1 EG zum Ausdruck (van Rijn, in: von der Gro-
eben/Schwarze (Hrsg.), Art. 32 EG, Rn. 1). 

5  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 1. 
6  „Titel II. Die Landwirtschaft“ (Art. 32 bis 38 EG). 
7  van Rijn, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 32 EG, Rn. 3. Ähnlich Priebe, 

in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 3. Vgl. allgemein zum Begriff der „Land-
wirtschaft“ im deutschen Recht Grimm, Agrarrecht, S. 3 ff. 

8  Erzeugnisse des Bodens, der Viehzucht und der Fischerei sind Erzeugnisse die in 
sog. Urproduktion bzw. ohne weitere Verarbeitung gewonnen werden, wie z.B. Ge-
treide. 

9  Unklar ist, welche landwirtschaftlichen Erzeugnisse solche der „ersten Verarbei-
tungsstufe“ sind. Entscheidend soll nach h.M. nicht die Anzahl der Bearbeitungs-
schritte sein, sondern ob ein „offenkundiges wirtschaftliches Zuordnungsverhältnis“ 
zu den Erzeugnissen der Urproduktion besteht (vgl. Thiele, in: Calliess/Ruffert 
(Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 14 ff.; vgl. auch van Rijn, in: von der Groeben/Schwarze 
(Hrsg.), Art. 32 EG, Rn. 4 f.). Folglich sind Erzeugnisse der ersten Verarbeitungsstu-
fe z.B. Margarine, Käse oder Zubereitungen aus Früchten, auch wenn hierfür z.T. 
mehr als ein Bearbeitungsschritt notwendig ist. 

10  Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 8. 
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kende Aufnahme in die dem EG-Vertrag als Anhang I beigefügte Liste11. Für 
diese als Anhang I-Waren bezeichneten Erzeugnisse gelten gemäß Art. 32 
Abs. 2 EG die Vorschriften für die Errichtung des Gemeinsamen Marktes, 
sofern in den Artikeln 33 bis 38 EG, also in den Regelungen über die ge-
meinsame Agrarpolitik12, nicht etwas anderes bestimmt ist13.  

Der besonderen Regelungen in den Artikeln 33 bis 38 EG bedarf es, da die 
Produktion landwirtschaftlicher Güter, im Gegensatz zu anderen Produkten 
des Gemeinsamen Marktes, einige Eigenarten aufweist14. Bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse können beispielsweise nicht das ganze Jahr, 
sondern nur zu bestimmten Jahreszeiten produziert werden. Ferner kann die 
Menge der Produktion jahreszeitenabhängig und regional sehr unterschied-
lich sein, da sie eng mit den örtlichen Bodenverhältnissen und klimatischen 
Bedingungen verknüpft ist15. Außerdem lassen sich Witterungsverhältnisse 
und damit die Produktionsmenge nicht für das ganze Jahr planen und die 
erzeugten Produkte nicht beliebig lange lagern. Daher stehen landwirtschaft-
liche Erzeugnisse zumeist nicht für das ganze Jahr in gleicher Menge zur 
Verfügung16. Diese Mengenschwankungen bedingen Preisschwankungen, 
                                            
11  Erzeugnisse, die nicht in Anhang I genannt sind (z.B. Holz, Wolle oder Seide), kön-

nen zwar landwirtschaftliche Erzeugnisse sein, sie sind jedoch nicht Gegenstand der 
gemeinsamen Agrarpolitik. Sofern für diese dennoch ein Tätigwerden der Gemein-
schaft zur Verwirklichung der Ziele des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist, ge-
schieht dies durch ergänzende Agrarregeln des Rates auf Grundlage von Art. 308 EG 
(z.B. notwendige Handelsregelungen für Eier- und Milchalbumin, da diese Stoffe im 
Gegensatz zu Eigelb nicht in Anhang I genannt sind; vgl. auch Halla-
Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 16 f.; Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 
32 EGV, Rn. 10 ff.). 

12  Art. 32 Abs. 4 EG hebt die Verknüpfung des Gemeinsamen Marktes mit der gemein-
samen Agrarpolitik hervor. Hierin kommt der Wille der Vertragsgeber zum Aus-
druck, die Ausdehnung des Gemeinsamen Marktes auf die landwirtschaftlichen Er-
zeugnisse mit der Entwicklung gemeinsamer agrarpolitischer (Lenkungs-) Instru-
mente zu kombinieren (Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 87). 

13  Zum Verhältnis der Vorschriften der Art. 33 ff. EG zu denen des Gemeinsamen 
Marktes vgl. Busse, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 4 ff.; Priebe, in: 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 16 ff. und 55; van Rijn, in: von der Gro-
eben/Schwarze (Hrsg.), Art. 32 EG, Rn. 9 ff. und Artikel 37 EG, Rn. 2 ff.; Thiele, in: 
Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 31 ff. Vgl. zudem unten 4. Teil, C., I., 2., 
a), aa), (2). 

14  Vgl. dazu ausführlich Boest, Agrarmärkte, S. 30 ff. 
15  Eiden, in: DVBl. 1988, S. 1087; Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 33 EGV, Rn. 

32. 
16  Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 15; Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), 

Art. 33 EGV, Rn. 30; Thiele, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 32 EGV, Rn. 4. Vgl. 
auch Boest, Agrarmärkte, S. 33. 
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welche wiederum zu einer Instabilität der Märkte für die einzelnen landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse (sog. Agrarmärkte17) führen18. 

Aus diesen Gründen gehört die Stabilisierung der Agrarmärkte der Gemein-
schaft zu den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik (Art. 33 Abs. 1 EG19). 
Um dieses Ziel zu erreichen sieht Art. 34 Abs. 1 EG die Schaffung einer 
gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte insbesondere durch die Errich-
tung europäischer Marktordnungen20 vor21. 

Auf der Konferenz der Mitgliedstaaten in Stresa (Italien, 1958), wurden die 
Grundlinien der gemeinsamen Agrarpolitik festgelegt (vgl. dazu Art. 37 Abs. 
1 EG). Im Anschluss entwickelte die Kommission22 den sog. (ersten) Mans-
holt-Plan (1959), der zu einer Grundsatzentscheidung des Rates über die 
gemeinsame Agrarpolitik (1960) und schließlich zu den ersten Verordnun-
gen zur schrittweisen Errichtung der gemeinsamen Marktordnungen führte 
(1962)23. Bis heute sind insgesamt 22 gemeinsame Marktordnungen errichtet 

                                            
17  Zum Begriff der Agrarmärkte vgl. Boest, Agrarmärkte, S. 29 f. 
18  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 67 f.; dies./Nonhoff, Markt-

ordnungsrecht, S. 15. Vgl. ausführlich zur Instabilität der Agrarmärkte und den Fol-
gen dieser Instabilität Boest, Agrarmärkte, S. 32 ff. 

19  Alle anderen Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik sind ebenfalls in Art. 33 Abs. 1 
EG festgelegt. Diese umfassen: die Produktivität der Landwirtschaft zu steigern, das 
Einkommen der landwirtschaftlichen Bevölkerung zu erhöhen und eine angemesse-
ne Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzustellen und für die Be-
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge zu tragen. Vgl. zu den 
Zielen der Gemeinsamen Agrarpolitik etwa Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 33 
EGV, Rn. 1 ff. 

20  Die europäischen Marktordnungen werden in der Gemeinschaftspraxis teilweise 
auch als „Gemeinsame Marktordnungen“ oder „Gemeinsame Marktorganisationen“ 
bezeichnet (Oppermann, Europarecht, § 21, Rn. 27). 

21  Die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte umfasst nach Art. 34 Abs. 1 EG ne-
ben der Schaffung europäischer Marktordnungen und gemeinsamer Wettbewerbsre-
geln auch die Koordinierung der mitgliedstaatlichen Marktordnungen. In der Praxis 
hat sich vor allem die Errichtung der europäischen Marktordnungen durchgesetzt 
(vgl. Oppermann, Europarecht, § 21, Rn. 25 ff.). Vgl. zu den Instrumenten der Ge-
meinsamen Agrarpolitik etwa Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-
Wirtschaftsrechts, G, Rn. 66 ff. 

22  Vgl. dazu Art. 37 Abs. 2 EG. 
23  Vgl. zur Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), 

vor Art. 32 EGV, Rn. 11 ff.; Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-
Wirtschaftsrechts, G, Rn. 2 ff.; Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch Erstat-
tungsrecht, Teil 1, S. 1 ff. 
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worden24. Diese regeln jeweils den Markt für einzelne landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, wobei zurzeit über 90 % der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
in europäischen Marktordnungen erfasst sind25. 

Alle Verordnungen, die den 22 gemeinsamen Marktordnungen zugrunde 
liegen, weisen die gleiche Grundstruktur auf26. So enthält Art. 1 der jeweili-
gen Verordnung eine Aufzählung, welche Erzeugnisse von der Marktord-
nung konkret erfasst werden27 und für welche die in der Marktordnung vor-
gesehenen Regelungen28 gelten. 

Folge dieser Regelungen ist für die einzelnen landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse ein EG-Binnenmarktpreis, der grundsätzlich höher ist als der Welt-
marktpreis29. Geschützt wird dieser Binnenmarktpreis durch staatliche Ab-
nahmegarantien30 und die Erhebung spezieller Agrarzölle31 bei der Einfuhr 
von landwirtschaftlichen Produkten aus Drittländern32. 

                                            
24  Einen Überblick über alle 22 gemeinsamen Marktordnungen gibt es bei 

http://www.zoll.de/b0_zoll_und_steuern/c0_marktordnung/z0_mo_links/index.html 
(zuletzt abgerufen am 13.05.2008). 

25  Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 3. Ausge-
nommen sind bislang Kartoffeln, Alkohol und Honig. Vgl. zu den (einzelnen) 
Marktordnungen Leidwein, Europäisches Agrarrecht, S. 119 ff., 148 ff. 

26  Im Detail gibt es aber erzeugnisbezogene Unterschiede, wie z.B. spezielle Überwa-
chungsregelungen für Rindfleisch oder besondere Qualitätsnormen für Obst und 
Gemüse. 

27  Abweichend nur Art. 1 der Marktordnung lebende Pflanzen und Waren des Blumen-
handels (VO (EWG) Nr. 234/68 des Rates vom 27. Februar 1968 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für lebende Pflanzen und Waren des Blumen-
handels, in: ABl. Nr. L 055 vom 02.03.1968, S. 1 ff.) mit dem Verweis auf Kapitel 6 
des Gemeinsamen Zolltarifs und Art. 1 der Marktordnung für bestimmte in Anhang I 
(ehemals Anhang II) des EG-Vertrages aufgeführte Erzeugnisse (VO (EWG) Nr. 
827/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisation für be-
stimmte in Anhang II des Vertrages aufgeführte Erzeugnisse, in: ABl. Nr. L 151 vom 
30.06.1968, S. 16 ff.) mit dem Verweis auf eine Auflistung im Anhang zur Markt-
ordnung. 

28  Es handelt sich hierbei um Preisregelungen, Interventions- und Binnenmarktrege-
lungen, sowie Handelsregelungen, vgl. dazu ausführlich Halla-Heißen/Nonhoff, 
Marktordnungsrecht, S. 51 ff. 

29  Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 112. 
30  Vgl. dazu ausführlich Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 52 ff.; Priebe, 

in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 76 ff. 
31  Vgl. dazu Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 55. 
32  Drittländer sind alle Länder außerhalb der Europäischen Gemeinschaft, vgl. etwa 

Witte, in: ders. (Hrsg.), ZK, Art. 1, Rn. 6. 
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Den Landwirten sichert der erhöhte Binnenmarktpreis langfristig ihr Ein-
kommen, wodurch ein weiteres Ziel der Agrarpolitik erreicht wird33. Aller-
dings führen der hohe Binnenmarktpreis und die staatlichen Abnahmegaran-
tien dazu, dass die Landwirte über den eigenen Bedarf und damit einen Ü-
berschuss, der kaum in der Gemeinschaft absetzbar ist, produzieren34. 

Aufgrund des niedrigen Weltmarktpreises besteht auch kein Anreiz für Aus-
führer, auf dem Weltmarkt landwirtschaftliche Produkte abzusetzen, die sie 
zuvor zum hohen EG-Binnenmarktpreis erworben haben35. 

Einen Anreiz zum Absatz auf dem Weltmarkt sollen Ausfuhrerstattungen36 
bieten. Ausfuhrerstattungen sind Ausgleichszahlungen, die aus dem Ge-
meinschaftshaushalt durch die Mitgliedstaaten an Ausführer landwirtschaft-
licher Erzeugnisse der Gemeinschaft gezahlt werden37. 

Ziel der Ausfuhrerstattungen ist es, die Differenz zwischen dem niedrigen 
Weltmarktpreis und dem hohen EG-Binnenmarktpreis auszugleichen und 
damit den Absatz in Drittländer zu ermöglichen und zu fördern. Die Aus-
fuhrerstattungen schleusen also die Preise auf das Weltmarktniveau herun-
ter38. Dadurch wird sowohl der Abbau von Produktionsüberschüssen, als 
auch die Wettbewerbsfähigkeit beim Export von Agrarerzeugnissen der Ge-

                                            
33  Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 74. Vgl. 

dazu auch Leidwein, Europäisches Agrarrecht, S. 120 f. 
34  Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), vor Art. 32 EGV, Rn. 22; Halla-Heißen/Nonhoff, 

Marktordnungsrecht, S. 52; Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-
Wirtschaftsrechts, G, Rn. 5. 

35  Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 71. 
36  Ausfuhrerstattungen werden teilweise auch als „Ausfuhrsubventionen“, „Ausfuhr-

vergünstigungen“, „Exporterstattungen“, „Exportförderungen“ oder „Exportsubven-
tionen“ bezeichnet (Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 1, Fn. 3). 

37  Ehle, in: Kruse (Hrsg.), Zölle, S. 217 (234); Feit, Schutz der finanziellen Interessen, 
S. 1; Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 80. Dazu, dass Aus-
fuhrerstattungen auf dem Prinzip der Gemeinschaftspräferenz beruhen vgl. Halla-
Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 72 f., sowie zum Streit über die 
Rechtsnatur der Ausfuhrerstattungen Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattun-
gen, S. 19 ff. Ferner Ehle, in: Kruse (Hrsg.), Europäisches Marktordnungsrecht, 
S. 217 (234 f.); Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch Erstattungsrecht, Teil 2, 
A., 1., S. 2 f. Vgl. zur rechtlichen Funktion der Ausfuhrerstattungen Blaesing, in: 
Dorsch (Begr.), Zollrecht, D 2 (AusfuhrerstattungsVO), Art. 1, Rn 24 ff. 

38  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 337; Ehle, in: 
Kruse (Hrsg.), Zölle, S. 217 (232); Halla-Heißen, in: Ehlers/Wolffgang (Hrsg.), 
Rechtsfragen der Europäischen Marktordnungen, S. 37 (42). 
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meinschaft angestrebt39. Nur so werden Agrarerzeugnisse der Gemeinschaft 
überhaupt erst exportfähig40. 

Derzeit sehen 12 der 22 gemeinsamen Marktordnungen die Zahlung von 
Ausfuhrerstattungen für Anhang I-Waren vor41. 

Von den Bestimmungen der gemeinsamen Agrarpolitik werden solche Ag-
rarprodukte nicht erfasst, die in Folge weiterer Verarbeitungsstufen als der 
ersten entstehen und (daher) nicht in Anhang I des EG-Vertrages aufgeführt 
sind, sog. Nicht Anhang I-Waren42. Aus diesem Grund existieren für diese 
Nicht Anhang I-Waren keine Marktordnungen. 

Sofern Nicht Anhang I-Waren aus Anhang I-Waren zusammengesetzt bzw. 
produziert werden, stehen diese Nicht Anhang I-Waren in einem engen Zu-
sammenhang mit der gemeinsamen Agrarpolitik. Aus diesem Grunde wurde 
mit der VO (EWG) Nr. 3448/9343 eine agrarpolitisch motivierte Handelsre-
gelung für Nicht Anhang I-Waren geschaffen44. Gemäß Art. 8 Abs. 1 VO 
(EWG) Nr. 3448/93 können bei der Ausfuhr von Nicht Anhang I-Waren „für 
die verwendeten landwirtschaftlichen Erzeugnisse [… ] Erstattungen nach 
den Verordnungen über die gemeinsame Marktorganisation der betreffenden 
Sektoren gewährt werden“. Derzeit bestimmen fünf Marktordnungen, dass 
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse ihres Sektors Ausfuhrerstattungen 
gewährt werden können, sofern diese in Nicht Anhang I-Waren eingesetzt 
werden45. 

                                            
39  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 2. 
40  Ehle, in: Kruse (Hrsg.), Zölle, S. 217 (234); Schweitzer/Raible, in: ZfZ 2001, S. 290 

(291). Vgl. auch Barents, Agricultural Law, S. 149 f. 
41  Eine Auflistung der 12 Marktordnungen die Ausfuhrerstattungen vorsehen, enthält 

Art. 1 VO (EG) Nr. 800/99 (der Kommission vom 15. April 1999 über gemeinsame 
Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen, in: ABl. Nr. L 102 vom 17.04.1999, S. 11 ff.). 

42  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 69. 
43  VO (EWG) Nr. 3448/93 des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Handelsregelung 

für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren, in: ABl. Nr. 
L 318 vom 20.12.1993, S. 18 ff. 

44  Nach dem 13. Erwägungsgrund zu der VO (EWG) Nr. 3448/93 war hierfür Anlass, 
dass „Ausfuhrerstattungen vorgesehen werden [müssen], damit die Hersteller dieser 
Waren nicht bei den Preisen benachteiligt werden, zu denen sie infolge der gemein-
samen Agrarpolitik einkaufen müssen“. 

45  Es handelt sich um die Marktordnungen für Milch- und Milcherzeugnisse, Getreide, 
Reis, Zucker und Eier, vgl. Art. 1 VO (EG) Nr. 1043/2005 (der Kommission vom 30. 
Juni 2005 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hin-
blick auf die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Festsetzung 
des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form 
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II. Durchführung und Finanzierung der Ausfuhrerstattungen 

Die Durchführung46 der in der gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehenen 
Maßnahmen liegt, mangels eines eigenen Verwaltungsunterbaus der Ge-
meinschaft, ganz überwiegend in den Händen der Mitgliedstaaten und deren 
Verwaltungen47. In Deutschland sind für die Durchführung der Ausfuhrer-
stattungen insbesondere die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung (BLE)48 und das Hauptzollamt Hamburg-Jonas zuständig49. 

Die Finanzierung der Ausfuhrerstattungen erfolgt aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds (EAGFL)50, Abteilung Garantie51. Aller-
dings obliegt die finanzielle Abwicklung im Einzelfall den Mitgliedstaaten52, 

                                            
von nicht unter Anhang I des Vertrages fallenden Waren ausgeführt werden, in: ABl. 
Nr. L 172 vom 05.07.2005, S. 24 ff.). Diese VO ersetzt seit dem 08.07.2005 die VO 
(EG) Nr. 1520/00. 

46  Unter „Durchführung“ wird hier sowohl der Erlass von Rechtsnormen (Ausfüh-
rung), als auch der Erlass von Einzelmaßnahmen (Anwendung bzw. Vollzug) ver-
standen. Vgl. dazu unten 3. Teil, A., I., 1., b), aa), (1). 

47  Mögele, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 163. 
48  Errichtet zum 01.01.1995 durch die Zusammenlegung der ehemaligen Bundesanstalt 

für landwirtschaftliche Marktordnung (BALM) und des ehemaligen Bundesamtes 
für Ernährung und Forstwirtschaft (BEF). 

49  § 2 Ausfuhrerstattungsverordnung (in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Mai 1996, in: BGBl. I 1996 vom 13. Juni 1996, S. 766 ff.). Vgl. dazu auch Mö-
gele, in: NJW 1987, S. 1118 (1119). 

50  Zur Erreichung der mit der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte angestreb-
ten Ziele ist in Art. 34 Abs. 3 EG die Möglichkeit vorgesehen, einen oder mehrere 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft zu errichten. Vgl. zur Fi-
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik Mögele, Behandlung fehlerhafter Ausga-
ben, S. 21 ff.; ders., in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, 
Rn. 216 ff.; Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 149 ff. 

51  Mögele, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 220, 225. 
52  Die Mitgliedstaaten stellen die benötigten Mittel vorläufig bereit. Am Ende eines 

Jahres wird im Rahmen des Rechnungsabschlussverfahrens geprüft, ob die Mitglied-
staaten die Ausgaben in Übereinstimmung mit den gemeinschaftsrechtlichen Rege-
lungen vorgenommen haben. Nur insoweit übernimmt die Gemeinschaft die Ausga-
ben zu Lasten ihres Haushalts. Fehlerhafte Ausgaben sind von der Finanzierung aus-
zuschließen und den Mitgliedstaaten anzulasten. Vgl. dazu Gentzsch, in: ZfZ 1998, 
S. 74 ff.; Mögele, Behandlung fehlerhafter Ausgaben, S. 68 ff.; ders., in: Dauses 
(Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 232 ff.; Priebe, in: Grabitz/Hilf 
(Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 157 ff. 
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welche durch nationale Zahlstellen erfolgt53. In Deutschland ist Zahlstelle 
für die Ausfuhrerstattungen das Hauptzollamt Hamburg-Jonas54. 

Die Ausgaben für die gemeinsame Agrarpolitik stellen fast zwei Drittel des 
Gesamthaushaltes der Gemeinschaft dar55. Bei diesen Ausgaben spielen die 
Ausfuhrerstattungen eine bedeutende Rolle56. Wegen internationaler Ver-
pflichtungen der Europäischen Gemeinschaft57, ist in den letzten Jahren je-
doch ein Rückgang der Ausfuhrerstattungen zu verzeichnen58. 

III. Rechtlich relevante Bestimmungen im Zusammenhang mit 
Ausfuhrerstattungen 

Rechtlich relevante Bestimmungen im Zusammenhang mit Ausfuhrerstat-
tungen finden sich sowohl im Gemeinschaftsrecht, als auch im nationalen 
Recht. 

Das Gemeinschaftsrecht enthält zunächst die grundlegenden, bereits er-
wähnten Marktordnungen bzw. sektoralen Grundverordnungen. Diese re-
geln für ihren Sektor bzw. Erzeugniskreis, ob überhaupt und unter welchen 
Voraussetzungen Ausfuhrerstattungen gewährt werden. 

Zu diesen einzelnen Marktordnungen sind zahlreiche sektorale Durchfüh-
rungsvorschriften der Kommission ergangen, die für ihren speziellen Sektor 

                                            
53  Mögele, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 229; Prie-

be, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 157. 
54  Mögele, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 229; van 

Rijn, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 34 EG, Rn. 66. 
55  van Rijn, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Artikel 34 EG, Rn. 81. Nach Op-

permann, Europarecht, § 11, Rn. 30 liegen die Ausgaben bei 40 bis 50 %. Ähnlich 
Leidwein, Europäisches Agrarrecht, S. 117. 

56  Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 151 (1999: 14 %). 
57  Zu den multilateralen Verhandlungen der sog. Uruguay-Runde des Allgemeinen 

Zoll- und Handelsabkommens (GATT) und den sich daraus ergebenden Verpflich-
tungen vgl. Halla-Heißen, in: ZfZ 1995, S. 370 ff.; dies./Nonhoff, Marktordnungs-
recht, S. 41 ff.; van Rijn, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 34 EG, 
Rn. 93 ff. (104); Schrömbges, in: ZfZ 1996, S. 2 ff., 40 ff. 

58  Das Hauptzollamt Hamburg-Jonas zahlte in den Jahren 2000 bis 2007 folgende Be-
träge an Ausfuhrerstattungen: 718.336.043 Euro (2000), 569.213.449 Euro (2001), 
494.472.727 Euro (2002), 455.952.264 Euro (2003), 462.493.931 Euro (2004), 
390.867.614 Euro (2005), 219.588.403 Euro (2006) und 130.921.761 Euro (2007) 
(vgl. http://www.zoll.de/b0_zoll_und_steuern/c0_marktordnung/c0_ausfuhrerstat-
tung/index.html; zuletzt abgerufen am 13.05.2008). 
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bzw. Erzeugniskreis die materiellen Kriterien der Ratsverordnungen spezia-
lisieren und die Verfahrensvorschriften festlegen59. 

Zudem existieren mit der VO (EG) Nr. 1043/0560 sektoralen Durchfüh-
rungsvorschriften zu der VO (EWG) Nr. 3448/9361 für Nicht Anhang I-
Waren. 

Neben diesen sog. sektoralen Verordnungen gibt es Durchführungsvorschrif-
ten, die übergreifend bzw. horizontal für alle Sektoren bzw. Erzeugniskreise 
gleiche Regelungen festlegen. Hierzu gehört insbesondere die VO (EG) Nr. 
800/9962. Diese gilt gemäß Art. 4 VO (EG) Nr. 1043/05 auch für Nicht An-
hang I-Waren und enthält, unabhängig vom konkreten Sektor bzw. Erzeug-
niskreis, Regelungen hinsichtlich der Ausfuhrerstattungen. 

Daneben existieren weitere horizontale Verordnungen. Zu erwähnen ist etwa 
die VO (EG) Nr. 376/0863, die Regelungen für Lizenzen trifft. Soweit Zoll-
verfahren (z.B. Ausfuhr- oder Versandverfahren) und allgemeines Zollrecht 

                                            
59  So ist z.B. für den Sektor Getreide zu der VO (EWG) Nr. 1766/92 (des Rates vom 

30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide, in: ABl. 
Nr. L 181 vom 01.07.1992, S. 21 ff., inzwischen abgelöst durch die VO (EG) 
Nr. 1784/03 des Rates vom 29. September 2003 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide, in: ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003, S. 78 ff.) die VO (EG) 
Nr. 1501/95 (der Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen 
zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von Aus-
fuhrerstattungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor zu treffen-
den Maßnahmen, in: ABl. Nr. 147 vom 30.06.1995, S. 7 ff.) erlassen worden. 

60  VO (EG) Nr. 1043/05 der Kommission vom 30. Juni 2005 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewährung von Aus-
fuhrerstattungen und die Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags für be-
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des 
Vertrages fallenden Waren ausgeführt werden, in: ABl. Nr. L 172 vom 05.07.2005, 
S. 24 ff. Diese VO ersetzt seit dem 08.07.2005 die VO (EG) Nr. 1520/00. 

61  VO (EWG) Nr. 3448/93 des Rates vom 6. Dezember 1993 über die Handelsregelung 
für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren, in: ABl. Nr. 
L 318 vom 20.12.1993, S. 18 ff. 

62  VO (EG) Nr. 800/99 der Kommission vom 15. April 1999 über gemeinsame Durch-
führungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 
in: ABl. Nr. L 102 vom 17.04.1999, S. 11 ff.; zuletzt geändert durch die VO (EG) 
Nr. 159/08. 

63  VO (EG) 376/08 der Kommission vom 23. April 2008 mit gemeinsamen Durchfüh-
rungsvorschriften für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbe-
scheinigungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse, in: ABl. Nr. L 114 vom 
26.04.2008, S. 3 ff. Diese VO ersetzt seit dem 16.05.2008 die VO (EG) Nr. 1291/00. 
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betroffen sind, finden der Zollkodex (ZK)64 und die dazu ergangene Durch-
führungsvorschrift (ZK-DVO)65 Anwendung66. 

Weil das Ausfuhrerstattungsverfahren in den einschlägigen EG-
Verordnungen nur sehr lückenhaft geregelt ist, existieren auch im nationalen 
Recht einige für die Ausfuhrerstattungen maßgebliche Bestimmungen. In 
Deutschland wurde insbesondere das Gesetz zur Durchführung der Gemein-
samen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG)67 erlassen. 
Hierbei handelt es sich um ein spezielles Verwaltungsverfahrensgesetz des 
Bundes für Marktordnungserzeugnisse68, welches für alle Regelungen im 
Marktordnungsrecht nationale Durchführungsvorschriften enthält. 

In der (nationalen) Ausfuhrerstattungsverordnung69 finden sich Regelungen 
für das Ausfuhrerstattungsverfahren. Diese wurde auf Grund der in § 6 
Abs. 1 Nr. 1 MOG enthalten Ermächtigung erlassen und bestimmt u.a. Ver-
fahrens- und Zuständigkeitsregelungen70. 

 

 

 

 

                                            
64  VO (EWG) 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex 

der Gemeinschaften, in: ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S. 1 ff.; zuletzt geändert 
durch die VO (EG) Nr. 1791/06. 

65  VO (EWG) 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschrif-
ten zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften, in: ABl. Nr. L 253 vom 11.10.1993, S. 1 ff.; zuletzt geändert 
durch die VO (EG) Nr. 214/07. 

66  Zum Verhältnis des ZK und der ZK-DVO zu den Regelungen des Marktordnungs-
rechts vgl. unten 2. Teil, A., I., 2., a), aa). 

67  In der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juni 2005, in: BGBl. I 2005 vom 
30. Juni 2005, S. 1847 ff. Vgl. dazu ausführlich Busse, MOG, S. 23 ff. 

68  Pieper, Rückforderungen von Ausfuhrerstattungen, S. 6. 
69  In der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 1996, in: BGBl. I 1996 vom 

13. Juni 1996, S. 766 ff. 
70  Ferner wurden durch die zuständigen deutschen Stellen sog. Dienstvorschriften zur 

Umsetzung bzw. Handhabung der Durchführungsverordnungen für die handelnden 
Beamten erlassen. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die 
Dienstvorschrift des Bundesministeriums der Finanzen zur Ausfuhrerstattungsver-
ordnung, die sog. Erstattungsdienstvorschrift (ErstDV, in: VSF M 3565). Diese be-
fasst sich sehr detailliert mit dem zollrechtlichen Erstattungsverfahren. 
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B. Eingrenzung des Themas 
Ein Ausführer muss die Agrarerzeugnisse der Gemeinschaft zum meist ho-
hen EG-Binnenmarktpreis einkaufen. Diesen hohen Einkaufspreis deckt der 
Erlös des Weiterverkaufs, wegen des niedrigen Weltmarktpreises, nicht. 
Weil es einige Zeit dauert, bis Ausfuhrerstattungen gewährt werden71, ent-
steht für den Ausführer eine Finanzierungslücke72. Nur durch eine Vorfinan-
zierung ist es dem Ausführer in vielen Fällen erst möglich, die Agrarerzeug-
nisse einzukaufen und auszuführen. 

Zwar gibt es mit der Möglichkeit der Vorauszahlung der Erstattung73 gemäß 
Art. 24 f. VO (EG) Nr. 800/99, § 17 f. Ausfuhrerstattungsverordnung ein 
Verfahren, um vorzeitig in den Genuss der Erstattung zu gelangen74. Aller-
dings muss der Ausführer hierfür eine Sicherheit i.H.v. 110%75 leisten76. 

Aus diesem Grund gab und gibt es in der Praxis ein Bedürfnis nach einem 
anderen Weg der Vorfinanzierung77. Dieser andere Weg besteht darin, (zu-
künftige) Ansprüche auf Ausfuhrerstattungen an Dritte, vornehmlich an 
Banken, abzutreten78, um von diesen im Gegenzug die Vorfinanzierung zu 
erhalten. 

Im Falle der Abtretung stellt sich die Frage, wie Ausfuhrerstattungen (ge-
genüber dem Abtretungsempfänger) abgewickelt werden (dazu unten 2. Teil, 
C.). Hierfür muss untersucht werden, ob und wie der Anspruch auf Ausfuhr-
erstattungen abgetreten werden kann (dazu unten 2. Teil, B.). Dafür ist es 
                                            
71  Vgl. zur Abwicklung der Ausfuhrerstattungen nach Abtretung unten 2. Teil, C. 
72  Schmid-Burgk, in: DB 1993, S. 2369. 
73  Vgl. dazu Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 104. 
74  Die Möglichkeit der Vorfinanzierung der Erstattung (vgl. dazu Halla-Heißen, Sub-

ventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 105 f.) nach Art. 26 ff. VO (EG) Nr. 800/99, 
Art. 4, 5 VO (EWG) Nr. 565/80 (des Rates vom 4. März 1980 über die Vorauszah-
lung von Ausfuhrerstattungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse, in: ABl. 
Nr. L 062 vom 07.03.1980, S. 5 ff.), §§ 7 ff., 18 Ausfuhrerstattungsverordnung bei 
der der Ausführer eine Sicherheit i.H.v. 115 % leisten musste, ist mit Wirkung zum 
01.01.2007 durch die VO (EG) Nr. 1713/06 aufgehoben worden. 

75  Art. 24 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99. 
76  Der Zuschlag i.H.v. 10 % ist erforderlich, um den Zinsvorteil auszugleichen, den der 

Ausführer, der ein Bestehen des Ausfuhrerstattungsanspruchs nicht nachweisen 
kann, für den Zeitraum zwischen Auszahlung und Rückzahlung erhält, vgl. Feit, 
Schutz der finanziellen Interessen, S. 37. 

77  Schmid-Burgk, in: DB 1993, S. 2369. 
78  Vgl. dazu Roggentin, in: RIW/AWD 1975, S. 33; Schmid-Burgk, in: DB 1993, 

S. 2369. 
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erforderlich, die Entstehung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen darzu-
stellen (dazu unten 2. Teil, A.). 

Nach der Untersuchung der Abwicklung folgt die Frage, wie in den Fällen 
verfahren werden soll, in denen die an den Abtretungsempfänger gezahlten 
Ausfuhrerstattungen gegenüber diesem79 rückabgewickelt werden (dazu un-
ten 3. Teil). Hierbei ist zwischen der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbe-
scheides gegenüber dem Abtretungsempfänger (dazu unten 3. Teil, A.) und 
der Rückforderung der Ausfuhrerstattungen von dem Abtretungsempfänger 
(dazu unten 3. Teil, B.) zu differenzieren. 

In den Fällen, in denen die Ausfuhrerstattungen zu Unrecht gewährt wurden, 
gilt es aber nicht nur die Problematik der Rückabwicklung der Ausfuhrer-
stattungen, sondern auch die der Sanktionen gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger80 zu untersuchen (dazu unten 4. Teil). Diesbezüglich wird zunächst 
die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 und ihre mögliche Anwendung 
gegenüber dem Abtretungsempfänger dargestellt (dazu unten 4. Teil, A.). Im 
Anschluss werden Rechtsnatur (dazu unten 4. Teil, B.) und Rechtmäßigkeit 
der Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger (dazu 
unten 4. Teil, C.) erörtern. Sodann sollen die Folgen einer etwaigen Rechts-
widrigkeit der Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfän-
ger näher beleuchtet werden (dazu unten 4. Teil, D.). 

Zuletzt folgt eine kurze Schlussbetrachtung (dazu unten 5. Teil). 

                                            
79  Vgl. ausführlich zur Rückabwicklung von nicht abgetretenen Ausfuhrerstattungen 

gegenüber dem Ausführer Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 29 ff.; 
sowie Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 187 ff.; Halla-Heißen/Kirchhoff, 
in: ZfZ 2000, S. 326 ff.; Stange, in: ZfZ 1999, S. 146 ff. 

80  Vgl. zu Sanktionen gegenüber dem Ausführer etwa Feit, Schutz der finanziellen 
Interessen, S. 214 ff. 
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2. Teil: Abwicklung der Ausfuhrerstattungen nach 
Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 

A. Anspruch auf Ausfuhrerstattungen 
Zunächst wird die Entstehung des Anspruchs bei landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen – Anhang I-Waren81 – erläutert (dazu sogleich I.). Anschließend 
werden die Besonderheiten bei der Ausfuhr von Weiterverarbeitungserzeug-
nissen – Nicht Anhang I-Waren82 – dargestellt (dazu unten II.). 

I. Entstehung des Anspruchs bei landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen – Anhang I-Waren 

1. Erstattungsfähige Ware 

a) Generelle Erstattungsfähigkeit 

Ob Ausfuhrerstattungen für Anhang I-Waren gewährt werden, bestimmen 
jeweils die Marktordnungen für ihren Sektor von Agrarerzeugnissen83. Da-
bei sehen einige Marktordnungen pauschal für alle Erzeugnisse ihres Sek-

                                            
81  Vgl. oben 1. Teil, A., I. 
82  Vgl. oben 1. Teil, A., I. 
83  Um feststellen zu können, ob überhaupt eine Ausfuhrerstattung für die Ware gezahlt 

wird, muss diese genau bezeichnet werden. Daher wurde eine Erzeugnisnomenklatur 
(VO (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission vom 17. Dezember 1987 zur Erstellung 
einer Nomenklatur der landwirtschaftlichen Erzeugnisse für Ausfuhrerstattungen, 
ABl. Nr. L 366 vom 24.12.1987, S. 1 ff.) erlassen. Diese Nomenklatur stellt ein um-
fassendes Warenverzeichnis dar und stützt sich auf die Kombinierte Nomenklatur 
(KN), die sowohl die Grundlage des Zolltarifs der EG, als auch der Außenhandels-
statistik darstellt und dem Internationalen Übereinkommen über das Harmonisierte 
System zur Bezeichnung und Codierung von Waren ((HS) vom 14. Juni 1983, in: 
ABl. Nr. L 198 vom 20.07.1987, S. 3 ff.) entspricht (vgl. dazu Alexander, in: Witte, 
ZK, Art. 20, Rn. 4 ff.). In Deutschland ist die Erzeugnisnomenklatur in die Markt-
ordnungswarenliste eingearbeitet, welche ein umfassendes Verzeichnis aller Waren 
darstellt. Dabei ist jeder Warenposition eine 12-stellige Listennummer zugeordnet. 
Die ersten 8 Ziffern entsprechen der Kombinierten Nomenklatur, die 9. Ziffer 
(durchgängig 9) ist der sog. Taric-Code, die folgenden 3 Ziffern entsprechen der EG-
einheitlichen Erstattungsnomenklatur (AE-Code). Die Marktordnungswarenliste ist 
veröffentlicht in der Vorschriftensammlung der Bundesfinanzverwaltung (VSF M 
8010). 
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tors Erstattungen bei der Ausfuhr vor84, während andere Marktordnungen 
den Kreis der Waren, für die Erstattungen gezahlt werden, auf ganz be-
stimmte Erzeugnisse des von ihnen zu regelnden Sektors einschränken85. 

b) Konkrete Erstattungsfähigkeit 

aa) Festsetzungsverordnung 

Ob aktuell für das Agrarerzeugnis überhaupt und wenn ja in welcher Höhe, 
Ausfuhrerstattungen gezahlt werden, wird durch die Kommission in einer 
Verordnung festgesetzt86. Diese Festsetzungsverordnungen werden im 
Amtsblatt EU Nr. L veröffentlicht. 

bb) Ursprungsware und/oder Ware aus freiem Verkehr 

Voraussetzung ist nach Art. 11 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 weiterhin, dass 
die Erzeugnisse entweder Ursprungwaren der Gemeinschaft87 sind und/oder 
sich dort im freien Verkehr88 befinden. Welche dieser Varianten Vorausset-

                                            
84  Etwa Art. 13 VO (EG) Nr. 1784/03 des Rates vom 29. September 2003 über die 

gemeinsame Marktorganisation für Getreide, in: ABl. Nr. L 270 vom 21.10.2003, 
S. 78 ff. 

85  Etwa Art. 32 VO (EG) 318/06 des Rates vom 20. Februar 2006 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker, in: ABl. Nr. L 58 vom 28.02.2006, S. 1 ff. Diese VO 
ersetzt seit dem 01.07.2006 die VO (EG) Nr. 1260/01. 

86  Halla-Heißen, in: Ehlers/Wolffgang (Hrsg.), Rechtsfragen der Europäischen Markt-
ordnungen, S. 37 (61). 

87  Sehen die Marktorganisationen vor, dass eine Ausfuhrerstattung nur für Erzeugnisse 
mit Gemeinschaftsursprung gezahlt werden kann, so hat der Ausführer den Ursprung 
nachzuweisen, Art. 11 Abs. 2 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99. Dabei handelt es sich 
um Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, wenn sie vollständig in der Ge-
meinschaft gewonnen wurden oder dort ihrer letzten wesentlichen Bearbeitung ge-
mäß Art. 23, 24 ZK unterzogen wurden, Art. 11 Abs. 2 UAbs. 2 VO (EG) 
Nr. 800/99. Vgl. ausführlich zum Gemeinschaftsursprung Schrömbges/Uhlig/Reiche, 
Praxishandbuch Erstattungsrecht, Teil 2, B., 1., S. 1 ff. 

88  Die „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr“ (vgl. ZK: Titel IV, Abschnitt 
2) kommt für Nichtgemeinschaftswaren in Betracht. Gemäß Art. 79 UAbs. 2 ZK 
umfasst die Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr u.a. die Anwendung 
handelspolitischer Maßnahmen sowie der Erhebung der gesetzlich geschuldeten Ab-
gaben (insbesondere Einfuhrabgaben i.S.d. Art. 4 Nr. 10 ZK und nationale Abgaben, 
wie Einfuhrumsatzsteuer und Verbrauchssteuer). Nach Abschluss des Abfertigungs-
verfahrens bei der Einfuhr und Überlassung der Ware, erhält diese den zollrechtli-
chen Status einer Gemeinschaftsware (Art. 79 UAbs. 1 ZK) und kann im Wirt-
schaftskreislauf ohne zollamtliche Überwachung frei verwendet werden. Vgl. zum 
zollrechtlich freien Verkehr ausführlich etwa Görtz, in: Witte/Wolffgang (Hrsg.), 
Lehrbuch des Europäischen Zollrechts, S. 165 ff. 
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zung für einen Anspruch auf Erstattung ist, wird für den jeweiligen Sektor in 
den Marktordnungen89 bzw. sektoralen Durchführungsverordnungen90 be-
stimmt. Dies hat auch Einfluss auf den jeweiligen Erstattungssatz91.  

cc) Gesunde und handelsübliche Qualität 

Ausfuhrerstattungen werden nur gewährt, sofern die Erzeugnisse am Tag der 
Annahme der Ausfuhranmeldung92 von gesunder und handelsüblicher Quali-
tät93 sind, Art. 21 Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/9994. 

Hintergrund dieser Regelung ist, dass Ausfuhrerstattungen den Absatz von 
Agrarerzeugnissen in Drittstaaten ermöglichen sollen, um den Gemein-
schaftsmarkt zu entlasten. Ein Bedürfnis zur Entlastung des Gemein-
schaftsmarktes besteht jedoch nur, wenn die Ware marktfähig ist95. 

Die Erzeugnisse gelten als von gesunder und handelsüblicher Qualität, wenn 
sie im Gebiet der Gemeinschaft unter normalen Bedingungen vermarktet 
werden und, sofern sie zur menschlichen Ernährung bestimmt sind, ihre 

                                            
89  Etwa Art. 11 Abs. 1 Anstrich 1 VO (EG) Nr. 800/99 (Ursprungsware im freien Ver-

kehr): Art. 17 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 a + b VO (EG) Nr. 1785/03; Art. 11 Abs. 1 An-
strich 2 VO (EG) Nr. 800/99 (Ware befindet sich im freien Verkehr): Art. 17 Abs. 1 
i.V.m. Art. 1 c VO (EG) Nr. 1785/03; Art. 11 Abs. 1 Anstrich 3 VO (EG) Nr. 800/99 
(Keine Ursprungsware, jedoch im freien Verkehr): Art. 17 Abs. 2 VO (EG) 
Nr. 1785/03. 

90  Etwa in Art. 12 VO (EG) Nr. 1501/95. 
91  Art. 11 Abs. 1 Anstrich 1 und 2 VO (EG) Nr. 800/99 (Ursprungsware im freien Ver-

kehr; Ware befindet sich im freien Verkehr): Erstattungssätze laut ABl. Nr. L; Art. 11 
Abs. 1 Anstrich 3 VO (EG) Nr. 800/99 (Keine Ursprungsware, jedoch im freien Ver-
kehr): Erstattungssatz höchstens in Höhe der gezahlten Einfuhrzölle. 

92  Vgl. zur Annahme der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke unten 2. Teil, A., I., 
2., a), aa), (2), (a). 

93  Vgl. dazu aus jüngerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-409/03 (SEPA./.Hauptzollamt Ham-
burg-Jonas), in: Slg. 2005-I, S. 4321 (4351, Rn. 20 ff.); Rs. C-309/04 (Fleisch Win-
ter./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2005-I, S. 10349 (10364, Rn. 19 ff.). Vgl. aus-
führlich zur gesunden und handelsüblichen Qualität Schrömbges/Uhlig/Reiche, Pra-
xishandbuch Erstattungsrecht, Teil 2, B., 2., S. 1 ff. 

94  Art. 21 Abs. 2 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 bestimmt, dass ein Teil der Erstattung 
gemäß Art. 18 VO (EG) Nr. 800/99 gezahlt wird, wenn das Erzeugnis bei Verlassen 
des Gemeinschaftsgebiets von gesunder und handelsüblicher Qualität war. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn sich ein latent vorhandener und später sichtbarer Mangel reali-
siert oder wenn das Erzeugnis nicht an den Endverbraucher verkauft werden kann, 
weil sein Verfallsdatum zu nahe am Datum der Ausfuhr war, Art. 21 Abs. 2 UAbs. 1 
Anstrich 1 und 2 VO (EG) Nr. 800/99. 

95  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 32. Ausschusswaren sollen nicht durch 
Ausfuhrerstattungen subventioniert werden. 
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Verwendung zu diesem Zweck aufgrund ihrer Eigenschaften oder ihres Zu-
standes nicht ausgeschlossen oder wesentlich eingeschränkt ist, Art. 21 Abs. 
1 UAbs. 2 VO (EG) Nr. 800/99. Dabei sind grundsätzlich die in der Ge-
meinschaft geltenden Normen und Gepflogenheiten heranzuziehen96. Aus-
nahmsweise genügt es auch, wenn im Bestimmungsland besondere obligato-
rische Bedingungen97, insbesondere Gesundheits- oder Hygienebedingun-
gen98, bestehen, welche von den in der Gemeinschaft geltenden Normen und 
Gepflogenheiten abweichen99. 

dd) Keine Vorausfestsetzung einer Ausfuhrabschöpfung oder einer 
Ausfuhrabgabe 

Eine Erstattung wird nicht gezahlt für Ausfuhren, für die eine Ausfuhrab-
schöpfung oder eine Ausfuhrabgabe100 im Voraus oder im Rahmen einer 
Ausschreibung festgesetzt wurde, Art. 22 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99. 

ee) Keine künstliche Schaffung der Erstattungsvoraussetzungen, 
Art. 4 Abs. 3 VO (EG, Euratom) 2988/95 

Weiterhin ist Art. 4 Abs. 3 VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95101 zu beachten. 
Die Vorschrift bestimmt, dass eine Ausfuhrerstattung (Vorteil i.S.d. VO) 

                                            
 
96  Art. 21 Abs. 1 UAbs. 3 VO (EG) Nr. 800/99. 
97  Nicht ausreichend ist, dass der Zustand oder die Eigenschaften in einem Drittland 

lediglich zulässig oder erlaubt sind. Diese Drittlandsbedingungen müssen zwingend 
vorgeschrieben sein (vgl. Feit, in: AWPrax 199, S. 201 (205)). Der Ausführer hat auf 
Verlangen der Behörde die Drittlandsbedingungen nachzuweisen Art. 21 Abs. 1 U-
Abs. 4 S. 2 VO (EG) Nr. 800/99. 

98  So kann z.B. Mehl eine Bromlösung beigemischt werden, wenn der Staat, in den das 
Mehl eingeführt werden soll, dies aus Gründen der Ungezieferbekämpfung zwin-
gend vorsieht. 

99  Art. 21 Abs. 1 UAbs. 4 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99. 
100  Die Anwendung einer Abschöpfung kann vorgesehen werden, wenn der Weltmarkt-

preis für ein Erzeugnis den Interventionspreis übersteigt. Sofern die Preise für ein 
Erzeugnis auf dem Weltmarkt höher sind, als auf dem Gemeinschaftsmarkt und auf 
Grund des großen Abflusses von Waren in Drittländer Marktstörungen im Binnen-
markt (z.B. erhebliche Preissteigerungen) eintreten, können Ausfuhrabgaben festge-
setzt werden. Die Durchführung bestimmt die VO (EWG) Nr. 120/89 (der Kommis-
sion vom 19. Januar 1989 zur Festlegung der gemeinsamen Durchführungsvorschrif-
ten für die Ausfuhrabschöpfungen und -abgaben für landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
in: ABl. Nr. L 016 vom 20.01.1989, S. 19 ff.). 

101  VO (EG) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finan-
ziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, in: ABl. Nr. L 312 vom 
23.12.1995, S. 1 ff. 
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nicht gewährt werden kann, sofern die Voraussetzungen der Ausfuhrerstat-
tungen nachgewiesenermaßen künstlich durch Handlungen102 geschaffen 
wurden, die dem Zweck und der Zielsetzung103 der Ausfuhrerstattung zuwi-
derlaufen104. Diese Vorschrift stellt einen materiellen Umgehungstatbestand 
dar, bei dessen Vorliegen der Anspruch auf den Vorteil, d.h. auf die Erstat-
tung bei der Ausfuhr, nicht entsteht105. 

2. Ausfuhr 

Wegen des Ziels der Ausfuhrerstattungen den EG-Binnenmarkt zu entlas-
ten106 ist weitere Voraussetzung für die Entstehung des Anspruchs, dass die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse aus der Gemeinschaft ausgeführt werden. 

Nach Art. 2 Abs. 1 Buchstabe g VO (EG) Nr. 800/99 ist Ausfuhr „die Erfül-
lung der Ausfuhrzollförmlichkeiten, gefolgt durch das Verlassen des Zollge-
biets der Gemeinschaft durch die Erzeugnisse“. 

a) Ausfuhr aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, für die Ausfuhrerstattungen beantragt 
werden, können das Zollgebiet der Gemeinschaft sowohl im zollrechtlichen 
Ausfuhrverfahren, als auch im externen gemeinschaftlichen Versandverfah-
ren verlassen107. 

                                            
102  In systematischer Auslegung mit Art. 1 VO (EG) Nr. 2988/95, der sowohl Handlun-

gen als auch Unterlassungen beschreibt, erfasst Art. 4 Abs. 3 VO (EG) Nr. 2988/95 
nur Handlungen, die auf die Erlangung eines Vorteils gerichtet sind. 

103  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. 
104  Dies ist z.B. der Fall, wenn „Phantasieprodukte“ geschaffen werden, um in den Ge-

nuss der Ausfuhrerstattungen zu gelangen, oder wenn durch Warenmanipulationen 
eine andere Einordnung in die Erstattungsnomenklatur erreicht und dadurch eine 
höhere Erstattung gezahlt wird, vgl. Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarex-
porten, S. 116 f. 

105  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 116, 180 f. In diesen Fällen 
wird die Ausfuhrerstattung entweder erst gar nicht gewährt, oder sie kann zurückge-
fordert werden. Die ausdrückliche Nennung dieser Vorschrift in Art. 3 VO (EG) 
Nr. 800/99 verdeutlicht die materielle Verknüpfung mit dem Anspruch auf Erstat-
tung. Eine spezielle Umsetzungsnorm für das Ausfuhrerstattungsrecht ist daher nicht 
erforderlich, vgl. Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 116, 
Fn. 183. 

106  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. 
107  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 12 ff.; Halla-Heißen, Subventionsbetrug 

bei Agrarexporten, S. 99 ff. 
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aa) Zollrechtliches Ausfuhrverfahren unter Beachtung erstattungs-
rechtlicher Besonderheiten 

Bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse unter Inanspruchnahme 
von Ausfuhrerstattungen sind im Rahmen des zollrechtlichen Ausfuhrver-
fahrens des Zollkodex (ZK) und der Zollkodex-Durchführungsverordnung 
(ZK-DVO) erstattungsrechtliche Besonderheiten zu beachten. Diese ver-
drängen jedoch nicht das zollrechtliche Ausfuhrverfahren, sondern ergänzen 
es. Das Zollrecht und das Ausfuhrerstattungsrecht sind folglich miteinander 
verknüpft108. 

Daher sollen zunächst die Grundlagen des zollrechtlichen Ausfuhrverfah-
rens109 erläutert werden (dazu sogleich (1)). Im Anschluss daran werden die 
erstattungsrechtlichen Besonderheiten dargestellt (dazu unten (2)). 

(1) Zollrechtliches Ausfuhrverfahren 

Wenn Erzeugnisse aus der Gemeinschaft ausgeführt werden sollen, müssen 
diese in das zollrechtliche Ausfuhrverfahren überführt werden, Art. 4 Nr. 16 
Buchstabe h, Art. 161 ZK, Art. 788 ff. ZK-DVO. Bei dem zollrechtlichen 
Ausfuhrverfahren handelt es sich um ein zweistufiges Verfahren110. 

Auf der ersten Stufe sind zunächst bei der Ausfuhrzollstelle die Ausfuhran-
meldung111 vorzulegen112. Zudem sind dort grundsätzlich die Erzeugnisse zu 
gestellen113, Art. 63 ZK. Ausfuhrzollstelle ist gemäß Art. 161 Abs. 5 ZK die 

                                            
108  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 12; Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei 

Agrarexporten, S. 99, 123 f.; dies., in: Ehlers/Wolffgang (Hrsg.), Rechtsfragen der 
Europäischen Marktordnungen, S. 37 (68). Vgl. ausführlich zum Verhältnis des Zoll-
rechts zum Ausfuhrerstattungsrecht Kraus, in: ZfZ 2000, S. 117 ff. 

109  Zum Ausfuhrverfahren ausführlich Wolffgang, in: Witte/Wolffgang (Hrsg.), Lehrbuch 
des Europäischen Zollrechts, S. 313 ff. 

110  Prieß, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 161, Rn. 19; Wolffgang, in: Witte/Wolffgang 
(Hrsg.), Lehrbuch des Europäischen Zollrechts, S. 317. 

111  Erfolgt die Ausfuhranmeldung auf der Grundlage des Einheitspapiers (Formular 
0733), sind die Exemplare Nr. 1, 2 und 3 zu benutzen (Art 792 Abs. 1 S. 1 ZK-
DVO). Das Exemplar Nr. 1 dient der Kontrolle bei der Ausfuhr (KOBRA). Das Ex-
emplar Nr. 2 ist für die Statistik gedacht (Extrastat). Das Exemplar Nr. 3 wird an den 
Anmelder/Ausführer abgestempelt zurückgegeben. Letzteres muss bei der Aus-
gangszollstelle vorgelegt werden (Art. 793 Abs. 1 ZK-DVO). 

112  Prieß, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 161, Rn. 19; Wolffgang, in: Witte/Wolffgang 
(Hrsg.), Lehrbuch des Europäischen Zollrechts, S. 317. 

113  Nach Art 4 Nr. 19 ZK ist die Gestellung „die Mitteilung an die Zollbehörden in der 
vorgeschriebenen Form, dass sich die Waren bei der Zollstelle oder an einem ande-
ren von den Zollbehörden bezeichneten oder zugelassenen Ort befindet“. 
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Zollstelle, welche für den Ort zuständig ist, an dem der Ausführer114 ansäs-
sig ist oder die Waren zur Ausfuhr verpackt oder verladen werden. Liegen 
die Voraussetzungen der Ausfuhranmeldung vor115, nimmt die Ausfuhrzoll-
stelle die Ausfuhranmeldung an116. Anschließend führt die Ausfuhrzollstelle 
die zolltechnischen Abfertigungshandlungen durch. Diese Abfertigungs-
handlungen umfassen die Überprüfung der Ausfuhranmeldung und der die-
ser beigelegten Unterlagen117, die Warenkontrolle (Beschau und ggfs. Pro-
benentnahme)118, die Niederlegung des Befundes sowie Ausfertigung der 
Ausfuhrpapiere119 und die Nämlichkeitssicherung120. Anschließend überlässt 
die Ausfuhrzollstelle die Waren zur Ausfuhr121. 

Die zweite Stufe beginnt damit, dass die auszuführenden Waren bei der Aus-
gangszollstelle unter Vorlage der Ausfuhrpapiere122 zu gestellen123 sind, vgl. 
Art. 793 Abs. 1 ZK-DVO. In Art. 793 Abs. 2 UAbs. 1 ZK-DVO ist be-
stimmt, dass Ausgangszollstelle grundsätzlich124 die letzte Zollstelle vor 
dem Ausgang der Waren aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft, also die 
Grenzzollstelle zu einem Drittland ist. Die Ausgangszollstelle überprüft, ob 
die Erzeugnisse bei der Ausfuhrzollstelle behandelt wurden und ob die An-

                                            
114  Ausführer i.S.d. Art. 788 ZK-DVO. 
115  Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 63, Rn. 1 ff. 
116  Zu den Gründen einer Annahmeverweigerung vgl. Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, 

Art. 63, Rn. 8 ff. 
117  Art. 68 Buchstabe a ZK. Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 68, Rn. 1 ff. 
118  Art. 68 Buchstabe b, Art. 69 f. ZK. Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 68, 

Rn. 7 ff., Art. 69, Rn. 1 ff., Art. 70, Rn. 1 ff. 
119  Art. 71 ZK. Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 71, Rn. 1 ff. 
120  Art. 72 ZK. Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 72, Rn. 1 ff. Die Nämlich-

keitssicherung dient der zollamtlichen Überwachung. Die Waren sollen das Zollge-
biet in unverändertem Zustand (insofern der Begriff Nämlichkeit) verlassen. Dazu 
werden an den Waren oder Beförderungsmitteln Nämlichkeitsmittel angebracht, 
welche grundsätzlich nur von den Zollbehörden oder mit deren Zustimmung entfernt 
oder zerstört werden dürfen. 

121  Art. 73 ff. ZK. Vgl. dazu Henke, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 73, Rn. 1 ff. 
122  Exemplar Nr. 3 der zollrechtlichen Ausfuhranmeldung. 
123  Gestellung i.S.d. Art. 4 Nr. 19 ZK. 
124  Mit den Ausnahmen befassen sich Art. 793 Abs. 2 UAbs. 2 Buchstabe a) und b). 

Danach sind im Eisenbahnverkehr, bei der Beförderung mit der Post, im Luft- oder 
Seeverkehr, sowie für in Rohrleitungen beförderten Waren und elektrische Energie 
Besonderheiten zu beachten. 
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gaben in der Ausfuhranmeldung mit den gestellten Waren übereinstim-
men125. Zudem wird die Ausfuhr überwacht und bestätigt126. 

(2) Erstattungsrechtliche Besonderheiten 

Nachfolgend sollen einige der Besonderheiten, die bei der Ausfuhr von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen unter Inanspruchnahme von Ausfuhrer-
stattungen zu beachten sind, in Grundzügen dargestellt werden127. 

(a) Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke 

Um Ausfuhrerstattungen geltend machen zu können, muss gemäß Art. 5 
Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 eine „Ausfuhranmeldung [… ], aus der hervor-
geht, dass eine Erstattung beantragt wird“, vorgelegt werden128. In Deutsch-
land129 ist hierfür gemäß § 3 Abs. 1 Ausfuhrerstattungsverordnung die „Aus-
fuhranmeldung (Zusatzblatt) für EG-Ausfuhrerstattungen“ (Formular 0763, 
AAE) zu verwenden130. 

Diese Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke131 ist gemäß Art. 5 Abs. 7 
UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 800/99 und § 3 Abs. 2 S. 1 Ausfuhrerstat-
tungsverordnung bei der Ausfuhrzollstelle (Ort, an dem die Erzeugnisse für 
die Ausfuhr verladen werden132) abzugeben133. Die Abgabe kann nur durch 

                                            
125  Art. 793a Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 ZK-DVO. Werden Mindermengen oder Beschaffen-

heitsabweichungen festgestellt, untersagt sie den Ausgang der Waren, Art. 793a 
Abs 5 ZK-DVO. 

126  Art. 793a Abs. 1 UAbs. 1 S. 2 ZK-DVO. 
127  Ausführlich dazu Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 14 ff., 44 ff., 76 ff.; 

Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 93 ff., 123 ff. 
128  In bestimmten Fällen kann eine vereinfachte Anmeldung abgegeben werden, vgl. 

dazu Art. 5 Abs. 6 VO (EG) Nr. 800/99. 
129  Die Mitgliedstaaten verwenden werden unterschiedliche Formblätter. Diese müssen 

jedoch alle den Anforderungen des Art. 5 Abs. 1 und 4 VO (EG) Nr. 800/99 genü-
gen. 

130  Dabei handelt es sich um ein auf der Grundlage des Einheitspapiers (vgl. dazu oben 
2. Teil, A., I., 2., a), aa), (1)) entwickeltes und auf die Bedürfnisse des Rechts der 
Ausfuhrerstattungen zugeschnittenes Zolldokument. Die Ausfuhranmeldung für Er-
stattungszwecke ist veröffentlicht in Anlage 4 zur ErstDV (VSF M 3565). Es handelt 
sich um die Exemplare Nr. 1 (3 x) und 3 des Einheitspapiers. 

131  Vgl. dazu Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 124 ff. 
132  Dies ist nicht die für die Abgabe der zollrechtlichen Ausfuhranmeldung zuständige 

Ausfuhrzollstelle i.S.d. Art. 161 Abs. 5 ZK, da dies auch die für den Firmensitz zu-
ständige Zollstelle sein kann. 

133  Vgl. dazu Art. 5 Abs. 7 VO (EG) Nr. 800/99. 
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den Ausführer i.S.d. Art. 2 Abs. 1 Buchstabe i VO (EG) Nr. 800/99134 erfol-
gen135. 

Die Angaben in der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke werden von 
der Ausfuhrzollstelle auf ihre Vollständigkeit136 und Richtigkeit hin über-
prüft. Daneben kontrolliert die Ausfuhrzollstelle, soweit möglich, das Vor-
liegen der materiellen Voraussetzungen, wie z.B., ob die landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse von gesunder und handelsüblicher Qualität sind137. An-
schließend wird die Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke angenom-
men138. Damit sind die Ausfuhrwaren unter Zollkontrolle i.S.d. Art. 5 Abs. 5 
VO (EG) Nr. 800/99 gestellt und der Tag der Ausfuhr steht fest, Art. 5 
Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99139. 

(b) Ausfuhrlizenz mit Vorausfestsetzung der Erstattung 

Nach Art. 4 VO (EG) Nr. 800/99140 ist für die Entstehung des Anspruchs auf 
Ausfuhrerstattungen grundsätzlich eine Ausfuhrlizenz mit Vorausfestsetzung 
der Erstattung vorzulegen141.  

                                            
134  Danach ist Ausführer jede natürliche oder juristische Person, die Anspruch auf die 

Erstattung hat. Sofern eine Ausfuhrlizenz verwendet werden kann oder muss, hat der 
Inhaber oder gegebenenfalls der Übernehmer der Lizenz Anspruch auf die Erstat-
tung. Art. 2 Abs. 1 Buchstabe i VO (EG) Nr. 800/99 bestimmt auch, dass der Aus-
führer i.S.d. Marktordnungsrechts eine andere Person sein kann als der Ausführer 
i.S.d. Zollrechts, vgl. dazu Art. 788 ZK-DVO und oben 2. Teil, A., I., 2., a), aa), (1). 

135  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 128. 
136  Vgl. dazu Ausfüllanleitung auf der Rückseite des Exemplar Nr. 3 der Ausfuhranmel-

dung für Erstattungszwecke. 
137  Vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 1., b), cc). 
138  Die Annahme der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke darf nicht verwechselt 

werden mit dem Realakt der Entgegennahme des Papiers. Bei der „Annahme“ han-
delt es sich um die Maßnahme einer Behörde (Zollbehörde) auf der Grundlage öf-
fentlichen Rechts (der einschlägigen Zollgesetze) zur Regelung eines Einzelfalls mit 
Rechtswirkung nach außen (die Erzeugnisse werden unter Zollkontrolle gestellt). 
Folglich stellt die Annahme einen Verwaltungsakt i.S.d. § 35 S. 1 VwVfG dar (Hal-
la-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 132, Fn. 238). 

139  Der Tag der Ausfuhr ist maßgebend für die Feststellung des anzuwendenden Erstat-
tungssatzes sowie dessen Anpassung, wenn keine Vorausfestsetzung vorliegt (Art. 5 
Abs. 2 Buchstabe a und b VO (EG) Nr. 800/99). Ferner ist er bedeutend für die Fest-
stellung von Menge, Art und Beschaffenheit der ausgeführten Erzeugnisse (Art. 5 
Abs. 2 Buchstabe c VO (EG) Nr. 800/99), die 60-tägige Ausfuhrfrist (Art. 7 Abs. 1 
VO (EG) Nr. 800/99) und die 12-monatige Einfuhrfrist (Art. 15 Abs. 1 VO (EG) Nr. 
800/99). 

140  Weitere Vorschriften zu den Lizenzen finden sich in den sektoralen Bestimmungen 
in den Marktordnungen (z.B. Art. 9 VO (EG) Nr. 1784/03), sowie in sektoralen 
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Neben ihrer Funktion für Marktbeobachtung und Marktverwaltung142 sind 
Ausfuhrlizenzen das Mittel, um den internationalen Verpflichtungen der 
Gemeinschaft zur Reduzierung der Ausfuhrerstattungen nachzukommen143. 
Eine Lizenz berechtigt und verpflichtet daher nur zur Ausfuhr des genau 
bezeichneten Erzeugnisses in der genau bezeichneten Menge144. Die sich aus 
der Lizenz ergebenden Rechte und Pflichten bestehen nur während der Gül-
tigkeitsdauer der Lizenz145. Darüber hinaus muss der Erstattungssatz in der 
Lizenz im Voraus festgesetzt sein146. 

Der Antrag auf Erteilung der Lizenz ist bei der zuständigen nationalen Be-
hörde abzugeben147. Die Vorlage hat bei der Ausfuhrzollstelle zu erfolgen, 
bei der die entsprechende Menge der Ausfuhrware mengenmäßig abgetragen 
wird, sog. Abschreibung der Lizenz148. Das Lizenzrecht tritt damit neben, im 
zeitlichen Ablauf teilweise auch vor die Vorschriften, die die Ausfuhr re-
geln149. 

                                            
Durchführungsbestimmungen (z.B. VO (EG) Nr. 1342/03 der Kommission vom 28. 
Juli 2003 mit besonderen Durchführungsbestimmungen über Einfuhr- und Ausfuhr-
lizenzen für Getreide und Reis, in: ABl. Nr. L 189 vom 29.07.2003, S. 12 ff.). Über-
greifend für alle Sektoren finden sich horizontale Durchführungsbestimmungen in 
der VO (EG) Nr. 376/08. 

141  Formblatt „AGREX“. Vgl. ausführlich zu Lizenzen Feit, Schutz der finanziellen 
Interessen, S. 45 ff.; Halla-Heißen, in: ZfZ 1997, S. 74 ff.; dies./Nonhoff, Marktord-
nungsrecht, S. 59 ff.; Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch Erstattungsrecht, 
Teil 3, A., 4., S. 1 ff. und Teil 4, A., 6., S. 1 ff. 

142  Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 62; Halla-Heißen, Subventionsbe-
trug bei Agrarexporten, S. 95. 

143  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 96; dies., in: Wolff-
gang/Ehlers (Hrsg.), Rechtsfragen Europäischer Marktordnungen, S. 37 (62). 

144  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 96 f. 
145  Die jeweiligen Zeiträume sind in den Marktordnungen festgelegt. Wie die Fristen 

berechnet werden, ist in der VO (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 (des Rates vom 3. Ju-
ni 1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine, in: ABl. Nr. L 
124 vom 08.06.1971, S. 1 f.) festgelegt. 

146  Festgesetzt wird der am Tag der Beantragung geltende Erstattungssatz, nicht die 
Höhe der Erstattungssumme. 

147  In Deutschland ist für die Lizenzerteilung gemäß § 18 MOG eine Zollstelle, die 
Marktordnungsstelle oder das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BA-
FA) zuständig. Marktordnungsstelle ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung (BLE), § 3 Abs. 1 MOG. 

148  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 98. Anschließend muss eine 
Kopie der abgeschriebenen Lizenz dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas vorgelegt 
werden (§ 15 UAbs. 2 S. 1 Ausfuhrerstattungsverordnung) und das Original an die 
BLE zurückgesendet werden. 

149  Halla-Heißen/Nonhoff, Marktordnungsrecht, S. 59. 
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(c) Warenkontrolle und Risikoanalyse 

Auch hinsichtlich der Warenkontrolle und Risikoanalyse150 gelten bei der 
Ausfuhr von Erstattungswaren einige Besonderheiten. 

Die Besonderheiten im Zusammenhang mit Warenkontrollen bestimmen die 
VO (EWG) Nr. 386/90151 und die VO (EG) Nr. 2090/02152. Danach ist eine 
Warenkontrolle bei der Ausfuhr von Erstattungswaren „die Überprüfung der 
Übereinstimmung zwischen der Ausfuhranmeldung – samt den dazugehöri-
gen Papieren – und der Ware in Bezug auf Menge und153 Beschaffenheit“154 
(sog. Beschau155). 

Zwar müssen grundsätzlich gemäß Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a und b VO 
(EWG) Nr. 386/90 solche Warenkontrollen in jedem Fall eine repräsentative 
Auswahl von mindestens 5 % der Ausfuhranmeldungen für Erstattungszwe-
cke je Zollstelle, je Kalenderjahr und je Erzeugnissektor156 umfassen. In 
Art. 3 Abs. 2 UAbs. 2 S. 1 VO (EWG) Nr. 386/90 ist jedoch die Möglichkeit 
vorgesehen, diese festen 5 %-Kontrollsätze durch flexible Mindestkontroll-
sätze zu ersetzen. Kontrolliert werden müssen dann nicht mehr 5 % der Aus-
fuhranmeldungen in jedem Sektor, sondern es gilt ein globaler Mindestkon-
trollsatz von 5 % für alle Sektoren zusammen157. Von dieser Möglichkeit hat 
Deutschland Gebrauch gemacht158. 

                                            
150  Vgl. sowohl zur Warenkontrolle als auch zur Risikoanalyse ausführlich Duric, in: 

ZfZ 1996, S. 34 ff.; Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 76 ff. 
151  VO (EWG) Nr. 386/90 des Rates vom 12. Februar 1990 über die Kontrolle bei der 

Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse, für die Erstattungen oder andere Zahlun-
gen geleistet werden, in: ABl. Nr. L 042 vom 16.02.1990, S. 6 f. 

152  VO (EG) Nr. 2090/02 der Kommission vom 26. November 2002 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zur VO (EWG) 386/90 des Rates hinsichtlich der Warenkon-
trolle bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse, für die eine Erstattung ge-
währt wird, in: ABl. Nr. L 322 vom 27.11.2002, S. 4 ff. 

153  Hervorhebung durch Verf. 
154  Art. 5 Abs. 1 VO (EG) Nr. 2090/02. Anders die Warenkontrollen im „normalen“ 

zollrechtlichen Ausfuhrverfahren (Menge und/oder Beschaffenheit), vgl. Henke, in: 
Witte (Hrsg.), ZK, Art. 68, Rn. 7. 

155  Vgl. hierzu Witte, in: ders. (Hrsg.), ZK, Art. 4, Rn. 2. 
156  Art. 3 Abs. 2 UAbs. 1 VO (EWG) Nr. 386/90. 
157  Erforderlich ist hierfür, dass die Auswahl der Ausfuhren auf der Grundlage einer 

Risikoanalyse erfolgt. Zudem ist in diesem Falle in Mindestkontrollsatz von 2 % ob-
ligatorisch (Art. 3 Abs. 2 UAbs. 2 S. 2 VO (EWG) Nr. 386/90). 

158  Abs. 23a ErstDV. So hat Deutschland die Erzeugnisse in Kategorien mit geringer 
(2 % Mindestkontrollquote, z.B. Obst und Gemüse), mittlerer (3 %, z.B. Milch) und 
hoher Betrugsanfälligkeit (über 5 %, z.B. Rindfleisch) eingeteilt, vgl. Anlage 5 zur 
ErstDV. 
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In den Mindestkontrollsatz kann eine Warenkontrolle nur eingerechnet wer-
den, wenn sie den Anforderungen einer sog. anrechenbaren Beschau ent-
spricht159. Dafür ist erforderlich, dass die Kontrolle unvorhersehbar und un-
angemeldet erfolgt160. Wird die Kontrolle dem Ausführer vorher ausdrück-
lich oder stillschweigend mitgeteilt, darf sie nicht angerechnet werden161. 

Die Auswahl der Ausfuhren, die einer anrechenbaren Beschau unterzogen 
werden, erfolgt durch Risikoanalyse162. Dazu ist das sog. „ARGUS-
Verfahren“ (Ausfuhrkontrollsystem für Erstattungswaren auf der Basis von 
Risikoanalysen) entwickelt worden163. 

(d) Ausfuhrfrist 

Die Erzeugnisse müssen das Zollgebiet innerhalb von 60 Tagen nach An-
nahme der Ausfuhranmeldung verlassen haben, Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99. Hält der Ausführer diese Ausfuhrfrist nicht ein, so zieht dies fi-
nanzielle Konsequenzen gemäß Art. 50 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 nach 
sich164. 

(e) Ausfuhrnachweis 

Der Nachweis, dass die Waren das Zollgebiet der Gemeinschaft verlassen 
haben, kann durch die Bestätigung der Ausgangszollstelle auf der Ausfuhr-
anmeldung für Erstattungszwecke geführt werden. In den Fällen, in denen 
die Waren von der Ausfuhrzollstelle zur Ausgangszollstelle über einen wei-

                                            
159  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 78. 
160  Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a VO (EWG) Nr. 386/90. 
161  Art. 5 Abs. 2 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 2090/02. 
162  Erstellt wird die Risikoanalyse in Deutschland durch die Zentralstelle Risikoanalyse 

(ZORA) in Münster. Dabei werden die dort gesammelten Erkenntnisse und die in 
der VO (EG) Nr. 3122/94 (der Kommission vom 20. Dezember 1994 zur Festlegung 
der Kriterien für die Risikoanalyse bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, für die ei-
ne Erstattung gewährt wird, in: ABl. Nr. L 330 vom 21.12.1994, S. 31 f.) bestimmten 
Kriterien für die Risikoeinschätzung berücksichtigt. Anhand der Risikoanalyse wer-
den Mindestkontrollsatzvorgaben festgelegt. Diese Vorgaben werden den Ausfuhr-
zollstellen im Voraus für jedes Kalenderjahr mitgeteilt (Halla-Heißen, Subventions-
betrug bei Agrarexporten, S. 135). 

163  Vgl. dazu Schrömbges/Bahr/Neumann, in: ZfZ 1996, S. 362 ff. 
164  Danach wird die ihm bei Einhaltung der sonstigen Voraussetzungen zustehende Er-

stattung am ersten Tag der Überschreitung um 15 % gekürzt, bei jedem weiteren Tag 
erfolgt eine Kürzung um jeweils 5 %. Das bedeutet, dass der Anspruch auf Ausfuhr-
erstattungen bei einer Überschreitung der Ausfuhrfrist von 18 Tagen vollständig un-
tergegangen ist. Eine Verlängerung der Ausfuhrfrist ist gemäß Art. 7 Abs. 4 VO (EG) 
Nr. 800/99 nur in Fällen höherer Gewalt möglich. 
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teren Mitgliedstaat transportiert wurden, wird der Nachweis durch das Kon-
trollexemplar T 5 (KE T 5) erbracht165. 

(f) Weitere Besonderheiten 

Daneben bestehen weitere Besonderheiten wie z.B. im Verfahren bei der 
Ausgangszollstelle166. 

bb) Externes gemeinschaftliches Versandverfahren 

Das externe gemeinschaftliche Versandverfahren167 hat den Zweck, Waren 
zwischen zwei innerhalb der Gemeinschaft gelegenen Orten zu befördern, 
Art. 4 Nr. 16 Buchstabe b, 91 Abs. 1 ZK. Grundsätzlich gilt es nur für 
Nichtgemeinschaftswaren168. 

Ausnahmsweise werden auch Gemeinschaftswaren im externen gemein-
schaftlichen Versandverfahren befördert, Art. 91 Abs. 1 Buchstabe b ZK 
i.V.m. Art. 340c Abs. 3 ZK-DVO169. Gemäß Art. 340c Abs. 3 Buchstabe a 
ZK-DVO ist die Überführung der Ausfuhrwaren in das externe gemein-
schaftliche Versandverfahren dann vorgesehen, wenn die Ausfuhr in An-
wendung des Übereinkommens über ein gemeinsames Versandverfahren170 
in ein EFTA-Land171 oder über ein EFTA-Land im Sinne des Übereinkom-

                                            
165  Art. 8 VO (EG) Nr. 800/99. Vgl. zum Ausfuhrnachweis und Verfahren bei fehlen-

dem Ausfuhrnachweis Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 17 ff. 
166  Vgl. dazu Feit Schutz der finanziellen Interessen, S. 17; Halla-Heißen, Subventi-

onsbetrug bei Agrarexporten, S. 139. 
167  Vgl. ausführlich zum (externen) gemeinschaftlichen Versandverfahren (gVV) 

Kampf, in: Witte/Wolffgang (Hrsg.), Lehrbuch des Europäischen Zollrechts, 
S. 179 ff. 

168  Art. 91 Abs. 1 Buchstabe a ZK. 
169  Hierin liegt eine Ausnahme von dem Binnenmarktprinzip, wonach Gemeinschafts-

waren grundsätzlich von der zollamtlichen Überwachung nach Feststellung ihres 
Status ausgenommen sind (Kampf, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 91, Rn. 8). Die beson-
dere Überwachung erfolgt, „damit die Erzeugnisse, die im Zusammenhang mit der 
Ausfuhr Maßnahmen unterliegen oder in den Genuss von Maßnahmen kommen, 
diesen Maßnahmen nicht entzogen werden können oder nicht ungerechtfertigt in de-
ren Genuß kommen können“ (Art. 91 Abs. 1 Buchstabe b ZK). Eine solche „Maß-
nahme“ stellt auch die Gewährung der Ausfuhrerstattung dar. 

170  Übereinkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der Republik 
Österreich, der Republik Finnland, der Republik Island, dem Königreich Norwegen, 
dem Königreich Schweden und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über ein 
gemeinsames Versandverfahren, in: ABl. Nr. L 226 vom 13.8.1987, S. 2 ff. 

171  Derzeit sind Rest-EFTA-Länder Norwegen, die Schweiz und Island. Bis zum 
30.04.2004 galt die Regelung gemäß Art. 340b Nr. 5 ZK-DVO auch für die Vi-
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mens in ein anderes Drittland erfolgen soll172. Dies bedeutet im Umkehr-
schluss, dass ein externes gemeinschaftliches Versandverfahren nicht 
mehr173 zulässig ist, wenn unmittelbar oder über einen anderen Mitgliedstaat 
in ein Drittland, welches kein EFTA-Land ist, ausgeführt wird174. 

b) Der Ausfuhr gleichgestellte Lieferungen, Bevorratungslieferun-
gen und Sonderfälle 

In den Art. 36 ff. VO (EG) Nr. 800/99 sind Lieferungen, Bevorratungsliefe-
rungen und Sonderfälle genannt, die einer Ausfuhr aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft gleichstehen175. Sofern besondere Voraussetzungen erfüllt 
sind, werden diese Fälle wie eine Ausfuhr behandelt, für die eine Erstattung 
gezahlt wird176. 

3. Einfuhr in ein Drittland bei differenzierter Erstattung 

a) Einheitliche und differenzierte Erstattung 

Bei der Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse unter Inanspruchnahme 
von Erstattungen, muss zwischen einheitlicher und differenzierter Erstattung 
unterschieden werden. 

Bei der einheitlichen Erstattung gilt für ein Erzeugnis derselbe Erstattungs-
satz für alle Drittländer, unabhängig davon, in welches Land außerhalb der 
Gemeinschaft das Erzeugnis ausgeführt wird177. 

                                            
segrád-Staaten Polen, Ungarn, die Slowakische Republik und die Tschechische Re-
publik. 

172  Die Beantragung des externen gemeinschaftlichen Versandverfahrens erfolgt mit der 
Versandanmeldung T 1. 

173  Zur Rechtslage bis zum 30.06.2001 vgl. Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 
13 f. 

174  Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 101, Fn. 130. 
175  Dazu zählen etwa Bevorratungslieferungen von See- und Luftfahrzeugen, Lieferun-

gen an internationale Organisationen und an Streitkräfte, sowie Bevorratungsliefe-
rungen an Bohrplattformen und Kriegsschiffe. Vgl. dazu auch § 5 Ausfuhrerstat-
tungsverordnung. 

176  Der Grund für die Gleichstellung mit dem Verlassen des Zollgebietes der Gemein-
schaft ist einfach zu erklären. In den beschriebenen Fällen können nach Zollrecht 
gleiche Nichtgemeinschaftswaren einfuhrabgabenfrei eingeführt werden. Folglich 
hätten Lieferanten aus der Gemeinschaft Wettbewerbsnachteile, weil ihre Einkaufs-
preise für Gemeinschaftswaren höher sind als die der Lieferanten von außerhalb der 
Gemeinschaft (vgl. 45. Erwägungsgrund zur VO (EG) Nr. 800/99). 

177  Art. 3 Anstrich 1 VO (EG) Nr. 800/99. 
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Meist gibt es jedoch „den“ Weltmarktpreis für ein landwirtschaftliches Er-
zeugnis nicht. Das Preisniveau ist vielmehr im Hinblick auf die jeweilige 
besondere Wettbewerbssituation in einzelnen Drittländern unterschiedlich. 
Somit ist es erforderlich, einen auf die jeweilige Marktsituation abgestimm-
ten, je nach Drittland festgelegten, unterschiedlich hohen Erstattungssatz 
festzusetzen, sog. differenzierte Erstattung. 

Nach Art. 2 Abs. 1 Buchstabe e VO (EG) Nr. 800/99 ist die differenzierte 
Erstattung „die Festsetzung mehrerer Erstattungssätze für dasselbe Erzeug-
nis nach Maßgabe des Bestimmungsdrittlandes oder die Festsetzung eines 
oder mehrerer Erstattungssätze für dasselbe Erzeugnis nach Maßgabe des 
Bestimmungsdrittlandes und die Nichtfestsetzung einer Erstattung für ein 
oder mehrere Drittländer“. Mit anderen Worten liegt eine differenzierte Er-
stattung bereits dann vor, wenn in der Festsetzungsverordnung178 der Erstat-
tungssatz für das in Rede stehende landwirtschaftliche Erzeugnis für ein 
einziges Land reduziert, auf Null gesetzt oder für ein Land gar keine Erstat-
tung festgesetzt ist179. 

b) Einfuhr in ein Drittland 

Nach Art. 3 Anstrich 1 VO (EG) Nr. 800/99 entsteht bei der einheitlichen 
Erstattung der Anspruch auf Ausfuhrerstattungen bereits mit dem Verlassen 
des Zollgebiets, also der Ausfuhr. Ein Nachweis der Einfuhr in ein Drittland 
ist grundsätzlich nicht zu erbringen180. Nur für besondere Fälle bestimmt 
Art. 20 VO (EG) Nr. 800/99, dass auch bei der einheitlichen Erstattung der 
Einfuhrnachweis geführt werden muss181. 

Hingegen ist bei der differenzierten Erstattung für die Entstehung des An-
spruchs die Einfuhr in ein Drittland erforderlich, Art. 3 Anstrich 2 VO (EG) 

                                            
178  Vgl. dazu oben 2. Teil A., I., 1., b), aa). 
179  So bereits EuGH, Rs. C-109/95 (Astir A.E../.Elliniko Dimosio), in: Slg. 1997-I, 

S. 1385 (1405, Rn. 19). 
180  Unter Geltung der VO (EWG) Nr. 3665/87 war die Frage, ob der Erstattungsan-

spruch bei der einheitlichen Erstattung die Einfuhr in ein Drittland voraussetzt oder 
nicht, umstritten, vgl. dazu die Nachweise bei Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei 
Agrarexporten, S. 108, Fn. 161. Mit Einführung der VO (EG) Nr. 800/99 hat sich 
dieser Streit jedoch aufgrund des eindeutigen Wortlauts des Art. 3 Anstrich 1 VO 
(EG) Nr. 800/99 erledigt. 

181  Vgl. dazu ausführlich Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 97 ff.; Halla-
Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 111 ff. 
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Nr. 800/99182. Hierbei sind gemäß Art. 14 VO (EG) Nr. 800/99 die in Art. 15 
und Art. 16 VO (EG) Nr. 800/99 genannten Voraussetzungen einzuhalten. 

Danach muss die Einfuhr innerhalb einer Frist von 12 Monaten nach der 
Annahme der Ausfuhranmeldung erfolgen, Art. 15 Abs. 1 VO (EG) Nr. 
800/99183. Wann eine Einfuhr vorliegt, bestimmt Art. 15 Abs. 3 VO (EG) Nr. 
800/99. Danach gelten Erzeugnisse „als eingeführt, wenn die Einfuhrzoll-
förmlichkeiten und insbesondere die Förmlichkeiten im Zusammenhang mit 
der Erhebung der Einfuhrzölle in dem betreffenden Drittland erfüllt worden 
sind“. 

Nach Art. 15 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 müssen die Erzeugnisse zudem in 
unverändertem Zustand eingeführt worden sein. Hiervon wird insbesondere 
ausgegangen, wenn ersichtlich keine Verarbeitung stattgefunden hat, Art. 15 
Abs. 2 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99184. 

Der Nachweis der Einfuhr in ein Drittland kann durch sog. Primär- und Se-
kundärnachweise185 geführt werden. Vorrangig anzuerkennen sind gemäß 
Art. 16 Abs. 1 Buchstabe a und b VO (EG) Nr. 800/99 wahlweise die Zoll-
dokumente im Original bzw. in beglaubigter Kopie/Durchschrift oder Be-
scheinigungen über Entladung und Einfuhr einer zugelassenen, internationa-
len Kontroll- und Überwachungsgesellschaft186. 

                                            
182  Nach Art. 18 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 wird bereits ein Teil der Erstattung gezahlt, 

sobald der Nachweis erbracht worden ist, dass das Erzeugnis das Zollgebiet der Ge-
meinschaft verlassen hat. Dieser Teil wird gemäß Art. 18 Abs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 
berechnet unter Zugrundelegung des niedrigsten Erstattungssatzes, verringert um 
20 % der Differenz zwischen dem im Voraus festgesetzten Satz und dem niedrigsten 
Satz. 

183  In analoger Anwendung des Art. 49 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 kann die Frist ver-
längert werden, wenn der Ausführer alles in seiner Macht stehende für die fristge-
rechte Einfuhr unternommen hat. Die Fristverlängerung wird nur auf Antrag des 
Ausführers gewährt, welcher analog Art. 49 Abs. 5 VO (EG) Nr. 800/99 innerhalb 
der Frist von 12 Monaten gestellt werden muss (Feit, Schutz der finanziellen Inte-
ressen, S. 25). 

184  Maßnahmen wie belüften und kühlen, sowie die Bearbeitung im Drittland unter 
besonderen Bedingungen werden ebenfalls nicht berücksichtigt, Art. 15 Abs. 2 U-
Abs. 2 VO (EG) Nr. 800/99. 

185  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 25. 
186  Die Kontroll- und Überwachungsgesellschaften (KÜG) werden durch die zuständi-

gen Behörden für einen Zeitraum von drei Jahren mit Geltung für alle Mitgliedstaa-
ten zugelassen. Die Mitgliedstaaten kontrollieren die KÜG in regelmäßigen Abstän-
den oder bei berechtigten Zweifeln an der Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen 
und entziehen die Zulassung ganz oder teilweise, wenn festgestellt wird, dass die 
KÜG die Zulassungsvoraussetzungen nicht mehr gewährleistet, vgl. dazu Art. 16a ff. 
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Falls der Ausführer die Dokumente nach Art. 16 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 
nicht erhalten hat oder falls Zweifel an deren Echtheit bestehen, kann der 
Nachweis durch Ersatzdokumente nach Art. 16 Abs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 
geleistet werden187. 

In allen Fällen ist gemäß Art. 16 Abs. 3 VO (EG) Nr. 800/99 eine Durch-
schrift oder Kopie des Beförderungspapiers188 vorzulegen. 

II. Besonderheiten bei der Ausfuhr von Weiterverarbeitungser-
zeugnissen – Nicht Anhang I-Waren 

Grundsätzlich gelten bei der Ausfuhr von Nicht Anhang I-Waren189 diesel-
ben Voraussetzungen für die Entstehung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen, wie bei der Ausfuhr von Anhang I-Waren, weil auch insoweit die 
VO (EG) Nr. 800/99 Anwendung findet, Art. 4 VO (EG) Nr. 1043/05. 

Es gilt jedoch einige Besonderheiten gegenüber der Ausfuhr von Anhang I-
Waren zu beachten. Von diesen Besonderheiten sollen die wesentlichen 
nachfolgend in ihren Grundzügen dargestellt werden. 

1. Erstattungsfähige Ware 

Anders als bei der Ausfuhr von Anhang I-Waren, werden Ausfuhrerstattun-
gen bei der Ausfuhr von Nicht Anhang I-Waren nicht für die ausgeführten 
Produkte als solches gezahlt, sondern für die in die ausgeführten Endpro-
dukte eingesetzten Grunderzeugnisse, Verarbeitungserzeugnisse und gleich-
gestellten Erzeugnisse190. 

Grunderzeugnisse sind die in Anhang I der VO (EG) Nr. 1043/05 abschlie-
ßend genannten Erzeugnisse. Es handelt sich dabei um Erzeugnisse der fünf 
Marktordnungen, die Ausfuhrerstattungen für Nicht Anhang I-Waren vorse-
hen191. Unter Verarbeitungserzeugnissen sind die aus Grunderzeugnissen 
hergestellten Zwischenerzeugnisse zu verstehen, die als Erzeugnisse der ers-
                                            

VO (EG) Nr. 800/99. Zuständige Behörde in Deutschland ist das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas, §§ 2 Nr. 1, 14 Ausfuhrerstattungsverordnung. 

187  Etwa eine Abschrift einer Entladungsbescheinigung oder bestimmte Bankunterlagen. 
188  Das Beförderungspapier dient dem Nachweis des Weges der Ausfuhrware von der 

Ausgangszollstelle (Ausgangsbestätigung auf der Ausfuhranmeldung für Erstat-
tungszwecke) in das Drittland (Einfuhrnachweis). Vgl. dazu ausführlich Uhlig, in: 
Henke (Hrsg.) Beförderungen – Präferenzen – Trade Facilitation, S. 89 (93 ff.). 

189  Vgl. zum Begriff Nicht Anhang I-Waren oben 1. Teil, A., I. Zur Ausfuhr von NA I-
Waren unter Inanspruchnahme von Erstattungen vgl. Köhn, in: ZfZ 1998, S. 362 ff. 

190  Vgl. Art. 1 VO (EG) Nr. 1043/05. 
191  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. und Art. 1 VO (EG) Nr. 1043/05. 
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ten Verarbeitungsstufe192 bezeichnet werden193. Gleichgestellte Erzeugnisse 
sind Erzeugnisse, die einem bestimmten Grunderzeugnis bzw. Verarbei-
tungserzeugnis rechtlich gleichgestellt sind, Art. 3 VO (EG) Nr. 1043/05194. 

Bei den zur Herstellung von Nicht Anhang I-Waren verwendeten Erzeugnis-
sen spielt es keine Rolle, welchen Ursprung diese Erzeugnisse haben. Es ist 
grundsätzlich ausreichend, dass sich die Erzeugnisse im freien Verkehr be-
finden195. 

2. Herstellererklärung 

Mit der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke ist der Ausfuhrzollstelle 
grundsätzlich196 eine Erklärung über die zur Herstellung der auszuführenden 
Ware verwendeten Grunderzeugnisse, Verarbeitungserzeugnisse oder 
gleichgestellte Erzeugnisse vorzulegen197. Diese sog. Herstellererklärung198 
gilt grundsätzlich nur für eine Ausfuhr (Einzel-Herstellererklärung)199. Bei 

                                            
192  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. 
193  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 42. 
194  So ist z.B. Kartoffelstärke einem aus der Verarbeitung von Mais hervorgegangen 

Erzeugnis gleichgestellt (Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1043/05), da mangels einer ge-
meinsamen Marktordnung für Kartoffeln, für das Grunderzeugnis Kartoffel keine 
Ausfuhrerstattung festgesetzt werden kann. 

195  Die jeweilige Marktordnung bzw. sektorale Durchführungsverordnung bestimmt den 
Status, in dem sich jedes Erzeugnis befinden muss (vgl. oben 2. Teil, A., I., 1., b) 
bb)). Weil für die Nicht Anhang I-Waren jedoch keine eigene Marktordnung exis-
tiert, gilt Art. 8 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3448/93 i.V.m. Art. 23 Abs. 2 EG. Somit kön-
nen sowohl für landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, 
als auch für Erzeugnisse, die aus Drittländern eingeführt und in den freien Verkehr 
(vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 1., b) bb)) gebracht wurden, Erstattungen gewährt 
werden. Ausnahmen davon, dass es ausreicht, dass sich die Erzeugnisse im freien 
Verkehr befinden: Art. 31 Abs. 1, 10 und 11 VO (EG) Nr. 1255/99 i.V.m. Art. 53 VO 
(EG) Nr. 1043/05; Art. 1 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1043/05. 

196  Dies gilt für die Nachweiserstattungen nach Anhang II der VO (EG) Nr. 1043/05 
und die Analyseerstattung auf Grundlage des Anhang IV der VO (EG) Nr. 1043/05. 
Bei der Pauschalerstattung nach Anhang III der VO (EG) Nr. 1043/05 ist der Aus-
führer von der Vorlage einer gesonderten Herstellererklärung ebenso befreit, wie von 
der Nachweispflicht (dazu sogleich). 

197  Vgl. Art. 49 VO (EG) Nr. 1043/05. Die Angaben in der Herstellererklärung müssen 
mit denen der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke und ggfs. dem KE T 5 ü-
bereinstimmen. 

198  Sind die auszuführenden Waren nicht im Betrieb des Ausführers hergestellt worden, 
ist eine entsprechende Erklärung von dem Hersteller erforderlich. 

199  Die Einzel-Herstellererklärung wird durch den zuständigen Prüfdienst zeitnah über-
prüft. Dabei ist der sog. Einzelnachweis zu erbringen, d.h. die tatsächlich verwende-
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regelmäßig erfolgenden Ausfuhren von Nicht Anhang I-Waren, die von ei-
nem Unternehmen nach genau festgelegten technischen Gegebenheiten her-
gestellt werden und gleich bleibende Beschaffenheit und Qualität aufwei-
sen200, darf die Herstellererklärung auch für einen längeren Zeitraum (ma-
ximal ein Jahr201) abgegeben werden (Langzeit-Herstellererklärung)202. 

3. Erstattungsbescheinigung 

Die Ausfuhrerstattung für Nicht Anhang I-Waren wird grundsätzlich203 nur 
nach Vorlage einer Erstattungsbescheinigung204 gewährt, Art. 22 Abs. 2 VO 
(EG) Nr. 1043/05. 

Die Erstattungsbescheinigung muss für einen in Euro festgesetzten Betrag 
beantragt205 werden und wird durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft 

                                            
ten Erzeugnismengen sind für die konkrete Ausfuhrware zu ermitteln und nachzu-
weisen. 

200  Art. 10 UAbs. 3 VO (EG) Nr. 1043/05. 
201  Art. 10 UAbs. 4 VO (EG) Nr. 1043/05. 
202  Regelungen dazu finden sich in Art. 10 VO (EG) Nr. 1043/05 und der Herstellerer-

klärungsdatei-Dienstvorschrift (HEDDV, in: VSF M 3568). Dieses vereinfachte Ver-
fahren kann mit Zustimmung des für den Ausführer örtlich zuständigen Hauptzoll-
amtes zugelassen werden. Dann ist ein Einzelnachweis der verwendeten Erzeugnis-
mengen nicht erforderlich. Vielmehr können diese Mengen anhand der Herstellungs-
formel bzw. Rezeptur der Ware oder aufgrund der durchschnittlichen Mengen der 
Erzeugnisse ermittelt werden, die im Verlauf einer bestimmten, repräsentativen Zeit-
spanne für die Herstellung einer bestimmten Menge dieser Ware verwendet worden 
sind (Art. 10 UAbs. 3 VO (EG) Nr. 1043/05). Beim Hauptzollamt Hamburg-Jonas 
werden Langzeit-Herstellererklärungen in einer zentralen Datei gespeichert. Daher 
genügt es bei der Ausfuhr von Nicht Anhang I-Waren, in der Ausfuhranmeldung für 
Erstattungszwecke und ggfs. dem KE T5 lediglich den Registrierungscode der Her-
stellererklärung zu der jeweiligen Warenposition anzugeben. Dann sind weitere An-
gaben zu den verwendeten Erzeugnismengen entbehrlich. Vgl. dazu ausführlich 
Schrömbges, in: ZfZ 1994, S. 34 ff., 66 ff. 

203  Ausnahmen bestehen z.B. gemäß Art. 47 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1043/05 (Kleinausfüh-
rer). 

204  Die Pflicht zur Vorlage von Erstattungsbescheinigungen wurde von der Gemein-
schaft zur Einhaltung ihre internationalen Verpflichtungen zum Abbau von Ausfuhr-
erstattungen auch für Nicht Anhang I-Waren eingeführt. Erstattungsbescheinigungen 
dienen daher der Überwachung und Begrenzung der Zahlung von Ausfuhrerstattun-
gen für Nicht Anhang I-Waren. Vgl. zu den Erstattungsbescheinigungen Art. 22 bis 
45 VO (EG) Nr. 1043/05, sowie Feit, in: AWPrax 2000, S. 256 ff.; Halla-Heißen, in: 
AWPrax 2001, S. 413 ff.; Schrömbges/Dörmann, in: AWPrax 2000, S. 16 ff. 

205  Antrag auf Erteilung einer Erstattungsbescheinigung nach Muster des Anhangs VI 
VO (EG) Nr. 1043/05. Erstattungsbescheinigungen können zu sechs Terminen im 
Kalenderjahr beantragt werden, vgl. Art. 33 VO (EG) Nr. 1043/05. 
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und Ernährung (BLE) erteilt. Unverzüglich nach Erteilung muss der Ausfüh-
rer die Originale der Erstattungsbescheinigung dem Hauptzollamt Hamburg-
Jonas vorlegen, das die Erstattungsbescheinigungen abschreibt. 

Mit der Erteilung der Erstattungsbescheinigung erwirbt der Inhaber nicht 
nur das Recht, sondern auch die Pflicht206, Ausfuhrerstattungen in der Höhe, 
auf die die Erstattungsbescheinigung ausgestellt ist, zu beantragen207. 

B. Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 
Nachdem festgestellt worden ist, wann und wie ein Anspruch auf Ausfuhrer-
stattung entsteht, soll nun untersucht werden, ob und wie dieser Anspruch208 
durch Rechtsgeschäft209 (Abtretung) auf einen Dritten übergehen kann. 

Dafür ist zunächst erforderlich, eine Rechtsgrundlage210 (sog. Nachfolgetat-
bestand211) zu finden, die den Übergang des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-

                                            
206  Eine Sicherheit dient der Erfüllung dieser Verpflichtung. Die erforderliche Sicher-

heit beträgt 25 % des beantragten Betrages der Erstattungsbescheinigung und ist bei 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zu leisten. Wenn für mindes-
tens 95 % des erteilten Erstattungsbescheinigungsbetrages Ausfuhrerstattungen bei 
dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas beantragt wurden, wird die hinterlegte Sicherheit 
freigegeben. 

207  Die Nummern der für die Deckung des Ausfuhrerstattungsbetrages verwendeten 
Erstattungsbescheinigungen sind in der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke 
und ggfs. dem KE T 5 einzutragen. 

208  Es handelt sich also um die Problematik der Einzelrechtsnachfolge. Diese ist zum 
einen von der Gesamtrechtsnachfolge (vgl. dazu etwa Riedl, Rechts- und Pflichten-
nachfolge, S. 58 ff.) und zum anderen von der Pflichtennachfolge (vgl. dazu etwa 
Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 100 ff.) abzugrenzen. 

209  Der Übergang durch Rechtsgeschäft ist abzugrenzen von dem Übergang durch Ge-
setz (vgl. dazu etwa Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 70 ff.) und durch Ho-
heitsakt (vgl. dazu etwa Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 91 ff.). 

210  Zwar stellt der Übergang bzw. die Nachfolge in eine Anspruchsposition aus Sicht 
des Rechtsnachfolgers eine Erweiterung grundrechtlicher Positionen dar, weshalb 
weder grundrechtlicher Gesetzesvorbehalt, noch rechtsstaatlicher Gesetzesvorbehalt 
gelten (Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 210) und folglich keine 
Rechtsgrundlage erforderlich ist. Dennoch soll vorliegend eine Rechtsgrundlage ge-
sucht werden, die den Übergang des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen anordnet, 
um so Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Übergangs des Anspruchs auf Aus-
fuhrerstattung durch Abtretung bestimmen zu können. 

211  Als Nachfolgetatbestand wird im öffentlichen Recht der Rechtsgrund für den Über-
gang eines Rechts (bzw. einer Pflicht) von einem Subjekt auf ein anderes bezeichnet 
(vgl. dazu und zu den teilweise abweichenden Bezeichnungen in der Literatur Riedl, 
Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 50 f. m.w.N.). In engem Zusammenhang mit dem 
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tungen durch Rechtsgeschäft anordnet (dazu sogleich I.) und Voraussetzun-
gen (dazu unten II.) und Rechtsfolgen (dazu unten III.) des Übergangs be-
stimmt. 

Weil Ansprüche auf Ausfuhrerstattungen in der Praxis teilweise auch als 
Sicherheit für die Rückzahlung der zur Vorfinanzierung erhaltenen Beträge 
abgetreten werden, soll abschließend darauf eingegangen werden, ob sich 
daraus für die vorliegende Untersuchung Besonderheiten ergeben (dazu un-
ten IV.). 

I. Rechtsgrundlage (Nachfolgetatbestand) 

1. Gemeinschaftsrechtliche Regelung 

Im Gemeinschaftsrecht findet sich keine Norm, die ausdrücklich den Über-
gang des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung durch Rechtsgeschäft be-
stimmt212. Auch ein allgemeiner Rechtsgrundsatz213, welchem, nach umstrit-
tener Ansicht, als ungeschriebene Regelung des Gemeinschaftsrechts Vor-
rang214 vor nationalem Recht zukommt215, existiert insoweit (derzeit) 
nicht216. 

                                            
Nachfolgetatbestand steht die Nachfolgefähigkeit des öffentlichen Rechts (vgl. dazu 
unten 2. Teil, B., II., 2., b)). Es ist kein logischer Vorrang der Nachfolgefähigkeit vor 
dem Nachfolgetatbestand zu erkennen (so aber Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen 
Recht, S. 105). Ebenso, wie es auf den Nachfolgetatbestand nicht ankommt, wenn 
keine Nachfolgefähigkeit eines Rechts gegeben ist, kann dahinstehen, ob ein Recht 
übertragbar ist, wenn kein Nachfolgetatbestand gegeben ist (so zu Recht de Wall, 
Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 495, Fn. 1158). Daher soll hier zu-
nächst eine Rechtsgrundlage (Nachfolgetatbestand) festgestellt werden, ehe dann 
später auf die Nachfolgefähigkeit eingegangen wird. 

212  Zudem existiert im Gemeinschaftsrecht keine allgemeine Regelung, wie etwa 
§§ 398 ff. BGB im nationalen Recht, die sich mit dem Übergang von Ansprüchen 
befasst. 

213  Zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts vgl. etwa Bleck-
mann, Europarecht, Rn. 572 ff.; Götz, in: EuR 1986, S. 29 (43 ff.); Lecheler, 
Rechtsgrundsätze, S. 39 ff.; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 404 ff.; Schwarze, 
in: DVBl. 1996, S. 881 (883 ff.). Vgl. ferner unten 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), 
(bb) und 4. Teil, C., II., 2. 

214  Zum Vorrang des Gemeinschaftsrechts vgl. unten 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 
215  Vgl. dazu unten 4. Teil, D., I., 2., b), cc), (3). 
216  Der EuGH hat in seiner Rechtsprechung (noch) keinen allgemeinen Rechtsgrundsatz 

der Abtretung öffentlichrechtlicher Forderungen derart präzisiert, dass ein solcher 
unmittelbar anwendbar wäre (zur unmittelbaren Anwendbarkeit von Gemeinschafts-
recht vgl. unten 3. Teil, A., II., 1., b)). Auch lässt sich kein allgemeiner Rechtsgrund-
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Somit muss zur Beurteilung des Übergangs des Anspruchs auf Ausfuhrer-
stattung (ergänzend) auf nationales Recht zurückgegriffen werden217. 

2. Nationale Regelung 

a) Ausdrückliche Regelung im nationalen Ausfuhrerstattungsrecht 

Der Übergang des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen durch Rechtsgeschäft 
ist ebenfalls nicht ausdrücklich im nationalen Ausfuhrerstattungsrecht gere-
gelt218. 

b) Anwendbarkeit von §§ 398 ff. BGB 

Zwar finden sich im nationalen (öffentlichen) Recht einige Normen, die sich 
mit dem Übergang (öffentlichrechtlicher) Forderungen durch Rechtsgeschäft 
befassen, wie z.B. § 46 AO219, § 51 Abs. 1 BRRG oder § 84 Abs. 1 BBG. 
Diese Regelungen erklären jedoch nur die rechtsgeschäftliche Übertragung 
im Rahmen ihres Anwendungsbereiches für zulässig220. Eine Regelung, die 
als Rechtsfolge den Übergang eines Anspruchs vorsieht, enthalten diese Vor-

                                            
satz im Wege der wertenden Rechtsvergleichung feststellen (vgl. zur Anerkennung 
allgemeiner Rechtsgrundsätze im Wege der wertenden Rechtsvergleichung 4. Teil, 
C., I., 2., a), bb), (4)). Dazu sind die Systeme, die der rechtsgeschäftlichen Übertra-
gung einer privatrechtlichen Forderung in den Sachrechten der Mitgliedstaaten 
zugrunde liegen, zu unterschiedlich ausgestaltet. Aus diesem Grunde hat der Ge-
meinschaftsgesetzgeber mit Art. 12 des Übereinkommens über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (in: ABl. Nr. L 266 vom 09.10.1980, 
S. 1 ff. = Art. 33 EGBGB) ein Kollisionsrecht geschaffen, welches die nationalen 
Unterschiede im Abtretungsrecht der Mitgliedstaaten ausreichend berücksichtigt, 
vgl. dazu ausführlich Mangold, Abtretung im europäischen Kollisionsrecht, passim. 

217  So bereits BFH, in: BFHE 117, S. 23 (28) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84); in: BFHE 169, 
S. 570 (573 f.) = in: ZfZ 1993, S. 111; Rahn, in RIW/AWD 1980, S. 536 (566); Rog-
gentin, RIW/AWD 1975, S. 33. 

218  So bereits Rahn, in: RIW/AWD 1980, S. 563 (566); Roggentin, in: RIW/AWD 1975, 
S. 33. 

219  Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.2002, in: BGBl. I 
S. 3866 ff.; zuletzt geändert am 21.12.2007. Zur Anwendbarkeit der AO auf Aus-
fuhrerstattungen vgl. unten 2. Teil, B., II., 1., cc). 

220  Genauer gesagt bestimmen die Normen die Nachfolgefähigkeit der öffentlichrechtli-
chen Forderungen (Riedel, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 127 ff.; de Wall, An-
wendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 496 f.). 
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schriften nicht. Sie setzen vielmehr voraus, dass der Übergang durch 
Rechtsgeschäft selbst gem. §§ 398 ff. BGB221 erfolgt222. 

Daher stellt sich die Frage, ob die allgemeinen Regelungen der §§ 398 ff. 
BGB auf den Übergang des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung durch Rechts-
geschäft (Abtretung) anwendbar sind. § 398 S. 2 BGB sieht als Rechtsfolge 
den Übergang einer „Forderung“ vor. 

aa) Unmittelbare Anwendbarkeit 

Bei dem Anspruch auf Ausfuhrerstattungen handelt es sich um eine „Forde-
rung“ (gegen das Hauptzollamt Hamburg-Jonas223). Folglich könnten die 
§§ 398 ff. BGB auf den Übergang dieses Anspruchs unmittelbar anwendbar 
sein. 

Möglicherweise sind die §§ 398 ff. BGB jedoch privatrechtlicher Natur (da-
zu sogleich (1)), die nur auf privatrechtliche Forderungen unmittelbar an-
wendbar sind (dazu unten (2)), so dass der Anspruch auf Ausfuhrerstattun-
gen als eine eventuell aus einem öffentlichrechtlichen Rechtsverhältnis 
stammende öffentlichrechtliche Forderung nicht in den unmittelbaren An-
wendungsbereich der §§ 398 ff. BGB fallen würde (dazu unten (3)). 

(1) §§ 398 ff. BGB privatrechtlicher Natur 

Teilweise wird vertreten, dass der Begriff der „Forderung“ in § 398 BGB 
nicht auf das Privatrecht beschränkt sei, sondern die §§ 398 ff. BGB viel-
mehr „indifferenter Natur“224, d.h. sowohl privatrechtlicher, als auch öffent-
lichrechtlicher Natur seien. Als Beleg hierfür sieht diese Ansicht § 411 
BGB, der für die Abtretung von Gehaltsansprüchen etc. die Benachrichti-
gung der jeweiligen Kasse bestimmt und daher die Anwendung der Abtre-
tungsvorschriften des Bürgerlichen Rechts auf die Abtretung öffentlichrecht-
licher Forderungen voraussetze225. 

                                            
221  Bürgerliches Gesetzbuch, in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002, 

in: BGBl. I 2002 vom 08 Januar 2002, S. 42 ff.; zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26.03.2008. 

222  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 500. Diese Vorschriften 
enthalten einen stillschweigenden Verweis auf die Anwendung der §§ 398 ff. BGB 
durch die Verwendung des privatrechtlichen Begriffs „Abtretung“. Vgl. dazu unten 
2. Teil, B., I., 2., b), bb). 

223  Vgl. dazu unten 2. Teil, B., III., 2. 
224  Stadie, in: DVBl. 1990, S. 502 (506). Ähnlich bereits Knöpfle, in: Festgabe für The-

odor Maunz, S. 225 (236 f.). 
225  Stadie, in: DVBl. 1990, S. 502 (506). 
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Jedoch kann § 411 BGB kein Beleg für die „Indifferenz“ der §§ 398 ff. BGB 
sein, weil diese Norm auf der zur Zeit des Entstehens bzw. Inkrafttretens des 
BGB vorherrschenden, seit langem aber überwundenen Ansicht beruht, dass 
vermögensrechtliche Ansprüche aus dem Beamtenverhältnis privatrechtli-
cher Natur seien226. Selbst wenn § 411 BGB öffentlichrechtlicher Natur ist, 
zwingt diese Norm als Ausnahmevorschrift nicht dazu, den übrigen Normen 
der §§ 398 ff. BGB ebenfalls eine öffentlichrechtliche Rechtsnatur zuzu-
sprechen. Vielmehr sind die übrigen Normen der §§ 398 ff. BGB, aufgrund 
ihrer Kodifizierung im privatrechtlichen BGB, privatrechtlicher Natur227. 

(2) Unmittelbare Anwendbarkeit der §§ 398 ff. BGB nur auf privat-
rechtliche Forderungen 

Wegen ihrer privatrechtlichen Natur, könnten die §§ 398 ff. BGB auch nur 
auf privatrechtliche Forderungen unmittelbar anwendbar sein. 

Teilweise wird jedoch vertreten, dass die §§ 398 ff. BGB für öffentlichrecht-
liche Forderungen unmittelbar gelten228. Dieser Ansicht kann indes nicht 
gefolgt werden. 

Öffentliches Recht und Privatrecht stellen komplementäre und geschlossene 
Teilrechtsordnungen dar, die andere Aufgaben erfüllen und andere Funktio-
nen wahrnehmen229. 

Dass es sich um komplementäre und geschlossene Teilrechtsordnungen han-
delt, belegt § 62 S. 2 VwVfG. Die dort angeordnete „entsprechende“230 An-
                                            
226  So im Ergebnis auch de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 501. 
227  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 501. 
228  BVerwG, in: BVerwGE 11, S. 296 (298 f.); Stadie, in: DVBl. 1990, S. 502 (506). 

Ähnlich auch Knöpfle, in: Festgabe für Theodor Maunz, S. 225 (237). 
229  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 56; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtli-

cher Vorschriften, S. 44 ff. Vgl. zur (geschichtlichen) Entwicklung der Trennung 
zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht de Wall, Anwendbarkeit privatrechtli-
cher Vorschriften, S. 7 ff. Ferner sind die beiden Teilrechtsordnungen vollständig, 
weil sich jede Rechtsfrage, wie sich auch für die vorliegende zeigen wird, die inner-
halb eines privatrechtlichen oder öffentlichrechtlichen Rechtsverhältnisses entsteht, 
auch durch eine dem Privatrecht oder öffentlichen Recht zuzuordnende Norm be-
antwortet werden kann. Dies ergibt sich zum einen aus der Garantie des Rechts-
schutzes, wonach jede rechtliche Streitfrage nach den Regeln des Rechts entschieden 
werden muss. Zum anderen folgt dies daraus, dass die Teilrechtsordnungen ge-
schlossen sind, denn dann muss jede Rechtsfrage durch jede Teilrechtsordnung aus 
sich heraus entschieden werden können (vgl. de Wall, Anwendbarkeit privatrechtli-
cher Vorschriften, S. 46. So im Ergebnis auch Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, 
S. 55 f.). 

230  Vgl. dazu unten 2. Teil, B., I., 2., b), bb). 
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wendung des bürgerlichen Gesetzbuches bedeutet, dass dessen Vorschriften 
nicht von selbst beiden Teilrechtsordnungen angehören, sondern in das öf-
fentliche Recht (unter Anpassung an dessen Besonderheiten) übertragen 
werden müssen231. 

Weil Privatrecht und öffentliches Recht vollständige und geschlossene Teil-
rechtsordnungen sind, überschreitet die Anwendung privatrechtlicher Vor-
schriften im öffentlichen Recht die Grenzen der Auslegung232. Normen des 
Privatrechts regeln nicht öffentlichrechtliche Rechtsverhältnisse, sondern 
nur solche des Privatrechts. Für das BGB lässt sich dies aus Art. 55 EGBGB 
entnehmen233. Danach setzt das BGB lediglich die privatrechtlichen Vor-
schriften der Landesgesetze außer Kraft, lässt die öffentlichrechtlichen da-
gegen unberührt. 

Die §§ 398 ff. BGB sind daher nur auf privatrechtliche Forderungen, nicht 
hingegen auf öffentlichrechtliche Forderungen unmittelbar anwendbar234. 

(3) Keine unmittelbare Anwendbarkeit auf den Anspruch auf Aus-
fuhrerstattungen als öffentlichrechtliche Forderung 

Demzufolge wären die §§ 398 ff. BGB auf den Anspruch auf Ausfuhrerstat-
tungen nicht unmittelbar anwendbar, wenn es sich um eine aus einem öffent-
lichrechtlichen Rechtsverhältnis stammende, öffentlichrechtliche Forderung 
handelt. 

Ein Rechtsverhältnis ist die sich aus der Anwendung von Rechtsnormen auf 
einen Sachverhalt ergebende Gesamtheit von Rechten und Pflichten. Ob das 
Rechtsverhältnis privatrechtlicher oder öffentlichrechtlicher Natur ist, kann 
nur anhand der Qualifikation der Rechtsnormen, aus denen sich die Rechte 
und Pflichten ergeben, entschieden werden235. Die einzelnen sich aus dem 
Rechtsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten teilen dann die Rechtsna-
tur des Rechtsverhältnisses236. 

Der Anspruch auf Ausfuhrerstattung hat seine Rechtsgrundlage im gemein-
schaftlichen Ausfuhrerstattungsrecht, insbesondere in den Normen der VO 

                                            
231  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 45. 
232  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 53. 
233  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 23 f., 46, 501. 
234  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 2; Riedel, Rechts- und Pflichten-

nachfolge, S. 88; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 501. 
235  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 25. 
236  Vgl. ausführlich zum Rechtsverhältnis im öffentlichen Recht de Wall, Anwendbar-

keit privatrechtlicher Vorschriften, S. 218 ff. 
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(EG) Nr. 800/99237. Diese Bestimmungen sind dem öffentlichen Recht zuzu-
ordnen238. Das Rechtsverhältnis aus dem der Anspruch auf Ausfuhrerstat-
tung hergeleitet wird, ist also, ebenso wie der Anspruch selbst, öffentlich-
rechtlicher Natur239. 

Folglich sind die §§ 398 ff. BGB auf die Abtretung des Anspruchs auf Aus-
fuhrerstattungen nicht unmittelbar anwendbar. 

bb) Entsprechende Anwendbarkeit durch gesetzliche Anordnung 

Damit ist jedoch noch nicht gesagt, dass die §§ 398 ff. BGB überhaupt nicht 
auf die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen anwendbar sind. 

Eingangs wurde festgestellt, dass das öffentliche Recht keine ausdrückliche 
Regelung hinsichtlich der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 
enthält. Weil das öffentliche Recht aber eine vollständige Teilrechtsordnung 
ist, kann diese Lücke nicht offen bleiben. 

Es existieren mehrere Methoden, um Lücken im öffentlichen Recht durch 
im Privatrecht kodifizierte Vorschriften zu schließen240. Eine davon ist die 
entsprechende Anwendung durch gesetzliche Anordnung. 

Eine derartige gesetzliche Anordnung liegt vor, wenn eine Norm des öffent-
lichen Rechts bestimmt, dass ein öffentlichrechtliches Rechtsverhältnis in-
haltlich durch eine Norm, die an sich im Privatrecht beheimatet ist, geregelt 
wird241. Dies ist in zwei Formen möglich. Zum einen kann die Anordnung 
ausdrücklich geschehen (vgl. z.B. § 62 S. 2 VwVfG). Zum anderen kann 
einer Norm aber auch im Wege einer Auslegung eine „stillschweigende“ 
Anordnung durch die Verwendung privatrechtlicher Begriffe entnommen 
werden242. So ist etwa der Anordnung in §§ 11 Abs. 2 S. 2, 29 S. 2 BSHG, 
dass mehrere Schuldner als „Gesamtschuldner“ haften sollen, zu entnehmen, 
dass insoweit § 421 BGB (entsprechend) anzuwenden ist243. 

                                            
237  Vgl. dazu oben 1. Teil, A. 
238  So bereits BFH, in: BFHE 117, S. 23 (26 f.) = in: ZfZ 1976, S. 82 (83); in: BFHE 

125, S. 138 (141). 
239  So bereits BFH, in: BFHE 117, S. 23 (27) = in: ZfZ 1976, S. 82 (83). Ebenso BFH, 

in: BFHE 169, S. 570 (574) = in: ZfZ 1993, S. 111 (112) mit dem Argument, dass es 
sich um ein öffentlichrechtliches Überordnungsverhältnis handelt. 

240  Vgl. ausführlich zu den Methoden de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vor-
schriften, S. 53 ff. Ferner Harnischmacher, Verwaltung, S. 105 ff. 

241  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 61. 
242  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 61 m.w.N. 
243  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 61 f. m.w.N. 
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Eine solche entsprechende Anwendung der §§ 398 ff. BGB durch gesetzli-
che Anordnung kommt möglicherweise auch vorliegend in Betracht. 

(1) Stillschweigende gesetzliche Anordnung in der VO (EG) 
Nr. 800/99 

In der gemeinschaftsrechtlichen VO (EG) Nr. 800/99, welche das Rechts-
verhältnis regelt, aus dem der Anspruch auf Ausfuhrerstattung entsteht, ist 
keine ausdrückliche Anordnung der entsprechenden Anwendung der (natio-
nalen) §§ 398 ff. BGB enthalten. 

Möglich ist allenfalls eine „stillschweigende“ Anordnung durch die Ver-
wendung des privatrechtlichen Begriffs „Abtretung“. In Art. 52 Abs. 1 U-
Abs. 6 VO (EG) Nr. 800/99 heißt es: „Wird die Erstattung an einen Über-
nehmer244 gewährt [… ]“. Der 65. Erwägungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99 
lautet: „[… ] bei Abtretung245 des Erstattungsanspruchs auch für den Über-
nehmer [… ]“. Die VO (EG) Nr. 800/99 setzt also voraus, dass es einen 
Übergang des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung gibt. Durch die Verwendung 
des (nationalen) privatrechtlichen Begriffs Abtretung kann von einer still-
schweigenden Anordnung der Anwendung der (nationalen) privatrechtlichen 
Vorschriften zur Beurteilung des Übergangs ausgegangen werden. 

Somit sind die §§ 398 ff. BGB (in Deutschland) auf die Abtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattung entsprechend246 anwendbar247. 

(2) Öffentlichrechtliche Rechtsnatur der §§ 398 ff. BGB bei entspre-
chender Anwendung 

Anzumerken ist an dieser Stelle noch, dass die entsprechend angewendeten 
Vorschriften gerade nicht in ihrer Eigenschaft als privatrechtliche Vorschrif-
ten im öffentlichen Recht Eingang finden und hier einen Fremdkörper bil-
den248. Vielmehr wechseln die entsprechend angewendeten Normen ihre 

                                            
244  Hervorhebung vom Verf. 
245  Hervorhebung vom Verf. 
246  Einer analoge Anwendung der §§ 398 ff. BGB bedarf es (daher) nicht. So aber Rog-

gentin, in: RIW/AWD 1975, S. 33. 
247  So bereits BFH, in: BFHE 117, S. 23 (28) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84). Dazu Novak, 

in: ZfZ 1976, S. 85. Unklar allerdings BFH, in: BFHE 144, S. 92 (94: „sinngemäß 
Anwendung“); ebenfalls unklar BFH, in: BFHE 169, S. 570 (573 f.) = in: ZfZ 1993, 
S. 111 („Abtretung, die auch im öffentlichen Recht möglich ist [… ] die sich mangels 
– wie in diesem Fall – besonderer Vorschriften nach den Regeln des bürgerlichen 
Rechts richtet [… ]“). 

248  So zur Analogie de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 71. 



2. Teil: Abwicklung der Ausfuhrerstattungen nach Abtretung des Anspruchs 

42 

Rechtsnatur249, denn dieser neue Rechtssatz erhält seine Verbindlichkeit aus 
dem öffentlichen Recht, aus dem die Voraussetzungen für die entsprechende 
Anwendung begründet sein müssen. 

Die im Privatrecht kodifizierten §§ 398 ff. BGB werden daher im Rahmen 
der entsprechenden Anwendung zu öffentlichrechtlichen Normen250. Die 
Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung richtet sich daher nach öf-
fentlichem Recht251. 

II. Voraussetzungen 

1. Abtretungsvertrag 

a) Notwendigkeit eines Verfügungsvertrages, § 398 BGB entspre-
chend 

Nach § 398 S. 1 BGB setzt die Übertragung einer Forderung (Abtretung, 
Zession) einen Vertrag zwischen dem bisherigen Gläubiger (Abtretender, 
Zedent) und dem neuen Gläubiger (Abtretungsempfänger, Zessionar) vor-
aus. Mit dem Abschluss des Vertrages tritt der neue Gläubiger an die Stelle 
des alten Gläubigers, § 398 S. 2 BGB. Die Forderungsabtretung ist also die 
rechtsgeschäftliche Übertragung des Gläubigerrechts auf einen Dritten252. 
Weil ein bestehendes Recht unmittelbar übertragen253 wird, handelt es sich 
bei der Abtretung um eine Verfügung bzw. bei dem Vertrag um einen Verfü-
gungsvertrag254. 

                                            
249  Novak, in: ZfZ 1976, S. 85. Allgemein für die analoge Anwendung privatrechtlicher 

Vorschriften im öffentlichen Recht, de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vor-
schriften, S. 72 m.w.N. 

250  Novak, in: ZfZ 1976, S. 85. 
251  BFH, in: BFHE 117, S. 23 (28) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84). Der Grundsatz der Voll-

ständigkeit der Teilrechtsordnung öffentliches Recht ist somit (insoweit) gewahrt. 
252  Diese Auswechslung der Person des Gläubigers löst das Schuldverhältnis von der 

höchstpersönlichen Bindung an zwei Rechtssubjekte und macht die Forderung zum 
Gegenstand des Rechtsverkehrs („Verdinglichung“ der Forderung), vgl. Roth, in: 
Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 1 f. 

253  Neben der Übertragung eines Rechts existieren drei weitere Verfügungsformen, 
nämlich die Aufhebung, die inhaltliche Änderung und die Belastung eines Rechts, 
vgl. etwa Heinrichs/Ellenberger, in: Palandt (Begr.), BGB, Überbl v § 104, Rn. 16 
m.w.N. Dazu auch unten 2. Teil, B., II., 1., c), (2), (b), (aa), (aaa). 

254  Vgl. etwa Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 3; 
Nörr/Schehing/Pöggeler, Sukzessionen, S. 9 f.; Roth, in: Münchener Kommentar, 
BGB, § 398, Rn. 1 f., 13. Die Abtretung bedarf deshalb eines Rechtsgrundes oder 
eines Verpflichtungs- bzw. Kausalgeschäfts, welches oft gleichzeitig mit ihr vorge-
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Dies gilt entsprechend für die Übertragung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen. Auch die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen bedarf 
eines Verfügungsvertrages zwischen dem alten Gläubiger bzw. Abtretenden 
(d.h. Ausführer) und dem neuen Gläubiger bzw. Abtretungsempfänger. Die 
Möglichkeit eines einseitigen Forderungsübergangs würde nicht nur die 
Grenzen der entsprechenden Anwendung sprengen, sondern entbehrt auch 
jeder sachlichen Rechtfertigung255. 

b) Bestimmtheit des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 

Die Abtretung unterliegt, wie andere Verfügungen auch, dem Bestimmt-
heitsgrundsatz (Spezialitätsprinzip). Weil sich die Zuordnung der Forderung 
ändert, muss im Interesse der Rechtssicherheit klar sein, auf welche be-
stimmte Forderung sich die Abtretung bezieht256. Das Erfordernis bezieht 
sich auf die Person des Schuldners, den Gegenstand und Umfang der Leis-
tung und bei Verwechslungsgefahr zusätzlich auf den Rechtsgrund der For-
derung257. Für notwendig, aber auch ausreichend hält die h.M. die Be-
stimmtheit im Zeitpunkt der Entstehung der Forderung258. Somit ist un-
schädlich, wenn zunächst noch Schuldner und Betrag der Forderung unbe-
kannt sind259. 

All dies gilt entsprechend für die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrer-
stattungen, weshalb es unproblematisch ist, wenn die exakte Höhe des Aus-
fuhrerstattungsanspruchs im Zeitpunkt der Abtretung unbekannt ist. Die Ab-
tretung wird also nicht dadurch gehindert, dass der Anspruch auf Ausfuhrer-
stattungen zwar besteht, jedoch im Zeitpunkt der Abtretung noch nicht durch 
das Hauptzollamt Hamburg-Jonas (exakt) festgesetzt ist260. 

                                            
nommen wird, von dem sie aber zu unterscheiden ist. Nach dem Abstraktionsprinzip 
ist die Wirksamkeit der Abtretung grundsätzlich unabhängig von der Wirksamkeit 
des Kausalgeschäfts, vgl. dazu Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 3; 
Medicus, Schuldrecht I, Rn. 711; Nörr/Schehing/Pöggeler, Sukzessionen, S. 10 f.; 
Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 23 ff. 

255  So zur analogen Anwendung des § 398 S. 1 BGB bei öffentlichrechtlichen Forde-
rungen de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 505. 

256  Medicus, Schuldrecht I, Rn. 712; Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, 
Rn. 67. 

257  Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 67. 
258  Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 67 ff. m.w.N. Häufig wird die 

Bestimmtheit im Zeitpunkt der Entstehung der Forderung missverständlich „Be-
stimmbarkeit“ genannt, vgl. Medicus, Schuldrecht I, Rn. 712. 

259  Medicus, Schuldrecht I, Rn. 712. 
260  BFH, in: BFHE 125, 138, 141; in: BFHE 144, 92, (94). Zur Festsetzung des An-

spruchs auf Ausfuhrerstattungen, vgl. unten 2. Teil, C., III. 



2. Teil: Abwicklung der Ausfuhrerstattungen nach Abtretung des Anspruchs 

44 

Auch die Abtretung erst künftig entstehender Ansprüche auf Ausfuhrerstat-
tungen ist möglich261. Für die Abtretung zukünftig entstehender Forderungen 
ist lediglich erforderlich, dass die Forderung so umschrieben wird, dass sie 
spätestens bei ihrer Entstehung zweifelsfrei bestimmt werden kann262. Wirk-
sam wird die Abtretung allerdings erst, wenn die Forderung entsteht263. 
Denn erst dann lässt sich die Anordnung des § 398 S. 2 BGB (entsprechend) 
verwirklichen, dass mit dem Abtretungsvertrag der Neugläubiger an die 
Stelle des Altgläubigers tritt. 

c) Weitere Anforderungen aus dem öffentlichen Recht 

Möglicherweise ergeben sich aus dem öffentlichen Recht weitere Anforde-
rungen, die an den Vertrag über die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrer-
stattungen zu stellen sind264. 

So soll allgemein für die Abtretung öffentlichrechtlicher Forderungen das 
Schriftformerfordernis des § 57 VwVfG265 (vgl. dazu sogleich) und das Er-
fordernis der Zustimmung des Schuldners nach § 58 VwVfG in Betracht 
kommen266 (vgl. dazu unten bb)). Zudem könnte eine Anzeige der Abtretung 
an das Hauptzollamt Hamburg-Jonas gemäß § 46 AO erforderlich sein (vgl. 
dazu unten cc)). 

aa) Schriftform gemäß § 57 VwVfG 

§ 57 VwVfG schreibt für alle öffentlichrechtlichen Verträge i.S.d. § 54 S. 1 
VwVfG grundsätzlich die Schriftform267 vor, sofern nicht durch Rechtsvor-

                                            
261  Vgl. allgemein für Forderungen Medicus, Schuldrecht I, Rn. 713; 

Nörr/Schehing/Pöggeler, Sukzessionen, S. 108 ff.; Roth, in: Münchener Kommentar, 
BGB, § 398, Rn. 79; Westermann, in: Erman (Begr.), BGB, § 398, Rn. 11 m.w.N. 

262  Westermann, in: Erman (Begr.), BGB, § 398, Rn. 11 m.w.N. 
263  Entsteht die Forderung nicht, geht die Abtretung ins Leere (Roth, in: Münchener 

Kommentar, BGB, § 398, Rn. 79). 
264  BFH, in: BFHE 117, S. 23 (28) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84: Formerfordernis für die 

Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen). 
265  Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 

2003, in: BGBl. I 2003 vom 29. Januar 2003, S. 102 ff. 
266  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 85 ff.; de Wall, Anwendbarkeit privatrecht-

licher Vorschriften, S. 505. 
267  Vgl. dazu z.B. Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 57, Rn. 8 ff. 
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schrift eine andere Form vorgesehen ist268. Ein Verstoß gegen das Schrift-
formerfordernis führt zur Nichtigkeit des Vertrages269. 

Zu untersuchen ist, ob das Schriftformerfordernis nach § 57 VwVfG für den 
Vertrag über die Abtretung der Ausfuhrerstattungen gilt. 

(1) Unmittelbare Anwendbarkeit 

Das VwVfG gilt nach § 1 Abs. 1 und 2 VwVfG lediglich für die öffentlich-
rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden i.S.d. § 1 Abs. 4 VwVfG. Da-
her ist § 57 VwVfG nur auf öffentlichrechtliche Verträge, an denen eine Be-
hörde beteiligt ist, unmittelbar anwendbar. Eine unmittelbare Anwendbarkeit 
scheidet hingegen für Verträge ausschließlich zwischen Privaten aus270. 

Weil es sich bei dem Vertrag über die Abtretung der Ausfuhrerstattungen um 
einen Vertrag ausschließlich zwischen Privaten handelt, ist § 57 VwVfG 
nicht unmittelbar anwendbar. 

(2) Analoge Anwendbarkeit 

Fraglich ist, ob nicht eine analoge271 Anwendung des § 57 VwVfG auf die 
Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen geboten ist. 

Die analoge Anwendung ist ein Lückenausfüllungsverfahren, kraft dessen 
die Rechtsfolgen einer nach Tatbestandsformulierung unmittelbar nicht an-
wendbaren Norm auf den „ähnlichen“ bzw. vergleichbaren Fall erstreckt 
werden272. 

                                            
268  Vgl. dazu Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 57, Rn. 3 ff. 
269  Gemäß § 59 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 125 BGB (Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 57, 

Rn. 1, 14 f.). 
270  So allgemein für die §§ 54 ff. VwVfG und damit auch für den § 57 VwVfG: 

Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, Rn. 7; Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 84 
m.w.N. 

271  Eine entsprechende Anwendung (vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb)) kommt, 
mangels gesetzlicher Anordnung, nicht in Betracht.  

272  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 475. Zur Analogie vgl. auch Gern, in: DÖV 
1985, S. 558 ff.; Larenz/Canaris, Methodenlehre, S. 202 ff.; Pawlowski, Methoden-
lehre, Rn. 476 ff.; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 62 ff. 
Meist werden zwei Formen der Analogie unterschieden: Bei der Einzel- oder Geset-
zesanalogie wird eine einzelne Vorschrift auf einen von ihr nicht geregelten Tatbe-
stand übertragen. Bei der Gesamt- oder Rechtsanalogie wird hingegen einer Vielzahl 
von gesetzlichen Regelungen eine allgemeine Regel entnommen, die auf Fälle aus-
gedehnt wird, die von keiner der Regelungen erfasst werden (vgl. Bydlinski, Juristi-
sche Methodenlehre, S. 477 ff.; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschrif-
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(a) Planwidrige Lücke 

Voraussetzung für eine Analogie ist, dass das gesamte Recht eine „planwid-
rige Unvollständigkeit“, d.h. einen nicht gewollten Mangel, im Bereich der 
ausdrücklich gesetzten Rechtsfolgenanordnung erkennen lässt273. 

Am einfachsten ist die Feststellung einer solchen planwidrigen Lücke bei 
den sog. „logischen“ oder „echten“ Lücken. Diese liegen vor, wenn sich 
ausdrücklich gegebene, gesetzliche Bestimmungen ohne Ergänzung über-
haupt nicht anwenden lassen274. Ein Beispiel hierfür ist ein Gesetz, das eine 
Verzinsung vorschreibt, aber keine Höhe der Zinsen angibt275. 

Eine derartige Lücke ist vorliegend jedoch nicht gegeben, denn die 
§§ 398 ff. BGB sind auch ohne § 57 VwVfG heranzuziehen, auf die Abtre-
tung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen (entsprechend) anwendbar. 

Abgesehen von den eindeutigen Fällen der sog. „logischen“ oder „echten“ 
Lücken, stimmen die Denkschritte zur Lückenfeststellung mit denen zur 
Lückenschließung überein276. Es handelt sich dann um sog. „teleologische“ 
oder „unechte“ Lücken277. 

Somit wird die nachfolgende Untersuchung (der Vergleichbarkeit der Inte-
ressenlagen) sowohl die Frage, ob eine Lücke vorliegt, als auch die Frage, 
ob diese Lücke geschlossen werden kann, beantworten. 

(b) Vergleichbarkeit der Interessenlagen 

Die Ausfüllung einer Gesetzeslücke durch Analogieschluss278 (und vorlie-
gend auch die Lückenfeststellung) erfordert, wie eingangs erwähnt, dass die 
nicht unmittelbar anwendbare Norm und der untersuchte Fall einander „ähn-
lich“ bzw. vergleichbar sind. Die Vergleichbarkeit bestimmt sich nach den 

                                            
ten, S. 65). Vorliegend handelt es sich daher (wenn überhaupt) um eine Einzel- oder 
Gesetzesanalogie. 

273  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 472 f. Vgl. auch Pawlowski, Methodenleh-
re, Rn. 461 ff. 

274  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 473; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtli-
cher Vorschriften, S. 85. 

275  Zu diesem Bsp. Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 473 f.; de Wall, Anwend-
barkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 85. 

276  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 474 m.w.N.; de Wall, Anwendbarkeit privat-
rechtlicher Vorschriften, S. 84. 

277  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 474 m.w.N. 
278  Zu den anderen Methoden der Ausfüllung von Gesetzeslücken vgl. Larenz/Canaris, 

Methodenlehre, S. 210 ff. 
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„Gründen“, d.h. den Zwecken und Interessenlagen, der auf seine analoge 
Anwendbarkeit zu prüfenden Norm279. 

Somit ist zunächst die Interessenlage der Sachverhalte, die der § 57 VwVfG 
(ausdrücklich bzw. unmittelbar) regelt, zu ermitteln. Anschließend ist zu 
untersuchen, ob die Interessenlage bei dem Vertrag über die Abtretung der 
Ausfuhrerstattungen damit vergleichbar ist. 

(aa) Interessenlage bei § 57 VwVfG 

(aaa) Öffentlicher Vertrag i.S.d. § 57 VwVfG als Verfügungsvertrag 

Zunächst muss, im Hinblick darauf, dass es sich bei dem Vertrag über die 
Abtretung von Ausfuhrerstattungen um einen Verfügungsvertrag handelt, 
ermittelt werden, ob öffentlicher „Vertrag“ i.S.d. § 57 VwVfG auch ein Ver-
fügungsvertrag sein kann. 

Dem Wortlaut von § 57 VwVfG lassen sich weder Anhaltspunkte dafür, 
noch dagegen entnehmen. Somit ist auf die weiteren Auslegungsmethoden 
zurückzugreifen. 

Weil das VwVfG die aus dem Zivilrecht bekannte Unterscheidung zwischen 
Verpflichtungs- und Verfügungsvertrag nicht kennt280, ist umstritten, ob die 
§§ 54 ff. VwVfG (die Regelungen über öffentliche Verträge enthalten) und 
damit auch § 57 VwVfG, nicht nur Verpflichtungsverträge, sondern auch 
Verfügungsverträge umfassen281. 

Nach der Grundnorm des § 54 S. 1 VwVfG, kann „[e]in Rechtsverhältnis auf 
dem Gebiet des öffentlichen Rechts durch Vertrag begründet, geändert oder 
aufgehoben werden (öffentlichrechtlicher Vertrag)“. Von den Unterfällen der 
Verfügung sind in dieser Vorschrift nur die Änderung282 und Aufhebung ei-
nes öffentlichrechtlichen Rechtsverhältnisses als mögliche Regelungsge-
genstände eines öffentlichrechtlichen Vertrages genannt, nicht jedoch die 
Belastung und insbesondere die vorliegend interessierende Übertragung. 

                                            
279  Bydlinski, Juristische Methodenlehre, S. 475. Vgl. auch Pawlowski, Methodenlehre, 

Rn. 481 ff. 
280  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 77; Hennecke, in: Knack (Begr.), VwVfG, 

§ 58, Rn. 6; Ule/Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht, § 68, Rn. 15. 
281  Vgl. Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 76 ff. mit zahlreichen Nachweisen 

sowohl für die Ansicht, die ausschließlich Verpflichtungsverträge, als auch für die 
Ansicht die zusätzlich Verfügungsverträge von den §§ 54 ff. VwVfG umfasst sieht. 

282  D.h. die inhaltliche Umgestaltung, vgl. Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), 
VwVfG, § 54, Rn. 82. 
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Die klassische Definition besagt, dass die Verfügung ein Rechtsgeschäft ist, 
durch das der Verfügende das Recht überträgt, belastet, aufhebt oder sonst in 
seinem Inhalt ändert283. Der letzte Halbsatz legt es nahe, die Übertragung 
(ebenso wie die Belastung und Aufhebung) lediglich als Unterfall der inhalt-
lichen Änderung eines Rechtsverhältnisses anzusehen284. Für diese Ausle-
gung spricht auch, dass die Übertragung eines Rechts nicht anderes als einen 
rechtsgeschäftlichen Wechsel des berechtigten (Rechts-) Subjekts dar-
stellt285. 

Folglich schließt es der Wortlaut des § 54 S. 1 VwVfG nicht aus, auch die 
Übertragung eines Rechts von der Änderung eines Rechtsverhältnisses auf 
dem Gebiet des öffentlichen Rechts mit umfasst zu sehen. Dafür, dass die 
Übertragung auch im Rahmen der §§ 54 ff. VwVfG gelten soll, spricht, dass 
dem Gesetzgeber bei der Schaffung des VwVfG die allgemeine Definition 
der Verfügung bekannt war und er mit § 58 Abs. 1 VwVfG eine einfach-
gesetzliche Formulierung des als allgemeines Rechtsprinzip anzusehenden 
Verbots von Verträgen zulasten Dritter normiert hat, welches auch bei Über-
tragungen anzuwenden ist286. 

Somit sind öffentliche „Verträge“ i.S.d. §§ 54 ff. VwVfG und damit auch 
i.S.d. § 57 VwVfG Verfügungsverträge, ebenfalls in Form der Übertragung 
von öffentlichen Rechten 287. 

Die öffentlichrechtlichen Verfügungsverträge müssen daher gemäß § 57 
VwVfG dem Schriftformerfordernis genügen. 

(bbb) Zweck der Schriftform in § 57 VwVfG 

Sinn und Zweck der Schriftform ist es, zum einem dem Erfordernis der Si-
cherheit des Rechtsverkehrs zu dienen, indem sie durch Dokumentation die 
Beweisbarkeit von Abschluss und Inhalt des Vertrages sicherstellt (sog. Do-
kumentations- bzw. Beweissicherungsfunktion)288. Daneben kommt der 

                                            
283  BGH, in: BGHZ 1, S. 294 (304); in: BGHZ 75, S. 221 (226); in: BGHZ 101, S. 24 

(26) – Hervorhebung durch Verf. 
284  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 78. 
285  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 78 f. 
286  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 79 m.w.N. 
287  So allgemein für die §§ 54 ff. VwVfG und damit auch für den § 57 VwVfG: 

Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, Rn. 50; Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, 
S. 80. 

288  Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 57, Rn. 4; Hennecke, in: Knack 
(Begr.), VwVfG, § 57, Rn. 3; Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 57, Rn. 1; Tiedemann, in: 
Obermayer (Begr.), VwVfG, § 57, Rn. 2. 
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Schriftform, wie sonst auch im Vertragsrecht, eine Warnfunktion für die Ver-
tragspartner vor einem unüberlegten Vertragsabschluss zu289. 

(bb) Vergleichbarkeit mit der Interessenlage bei dem Vertrag über die 
Abtretung der Ausfuhrerstattungen 

Damit die Interessenlage der Sachverhalte, die § 57 VwVfG (ausdrücklich 
bzw. unmittelbar) regelt, mit der Interessenlage des Vertrags über die Abtre-
tung der Ausfuhrerstattungen vergleichbar ist, muss es sich bei letzterem 
zum einen um einen öffentlichen (Verfügungs-)Vertrag i.S.d. § 57 VwVfG 
handeln (mit Ausnahme der Beteiligung einer Behörde, weil § 57 VwVfG 
sonst unmittelbar anwendbar wäre290). Zum anderen ist erforderlich, dass bei 
dem Vertrag über die Abtretung von Ausfuhrerstattungen die mit der Schrift-
form verfolgte Beweissicherung und Warnung der Vertragspartner erforder-
lich ist. 

(aaa) Vertrag über die Abtretung der Ausfuhrerstattungen als öffentli-
cher Vertrag i.S.d. § 57 VwVfG 

(aaaa) Existenz öffentlichrechtlicher (Verfügungs-)Verträge zwischen 
Privaten 

Weil der Vertrag über die Abtretung von Ausfuhrerstattungen zwischen zwei 
Personen des Privatrechts geschlossen wird, wäre eine Qualifizierung als 
öffentlichrechtlicher (Verfügungs-)Vertrag von vornherein ausgeschlossen, 
wenn öffentlichrechtliche Verträge zwischen Privaten nicht geschlossen 
werden könnten. 

Die Beantwortung der Frage, ob öffentlichrechtliche Verträge zwischen Pri-
vaten möglich sind, ist umstritten291. 

Teilweise wird die Existenz öffentlichrechtlicher (Verfügungs-)Verträge 
zwischen Privaten mit der Begründung abgelehnt, dass wegen des Sonder-
rechtscharakters des öffentlichen Rechts die Änderung eines öffentlichrecht-
lichen Rechtsverhältnisses stets die Beteiligung eines Hoheitsträgers voraus-

                                            
289  Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 57, Rn. 4; Kopp/Ramsauer, 

VwVfG, § 57, Rn. 1; Tiedemann, in: Obermayer (Begr.), VwVfG, § 57, Rn. 2. Nach 
Hennecke, in: Knack (Begr.), VwVfG, § 57, Rn. 3 ist dies, neben der Beweis- und 
Kontrollfunktion, lediglich ein sekundärer Zweck. 

290  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (1). 
291  Einen ausführlichen Überblick über den Meinungsstand in Literatur und Rechtspre-

chung gibt Gern, Vertrag zwischen Privaten, S. 30 ff. 
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setze292. Zudem bestehe für Private ein grundsätzliches „Dispositionsverbot“ 
über öffentliche Rechte293. 

Gegen diese Ansicht spricht zunächst eine Analyse des geltenden Verwal-
tungsrechts mit zahlreichen spezialgesetzlichen Regelungen über (Verfü-
gungs-)Verträge zwischen Privaten über Regelungsgegenstände, die dem 
öffentlichen Recht angehören und vom Gesetz zum Teil ausdrücklich als 
öffentlichrechtliche Verträge bezeichnet werden294. 

Zudem ist auch bei der Anerkennung eines öffentlichrechtlichen Vertrages 
zwischen Privaten der Gedanke des Sonderrechts gewahrt, weil der Rege-
lungsgegenstand stets das Rechtsverhältnis zu einem Hoheitsträger betrifft, 
auch wenn in diesem Rechtsverhältnis die Privatperson ausgetauscht wird295. 

Ferner verbindet das Argument des „Dispositionsverbots“ zwei Fragen mit-
einander, die streng voneinander zu trennen sind. Die Frage der Rechtsnatur 
des Vertrages wird mit der Frage der rechtlichen Zulässigkeit des Vertrages, 
also der Berechtigung der Parteien, über den öffentlichrechtlichen Rege-
lungsgegenstand zu verfügen296, vermischt. Die rechtliche Zulässigkeit eines 
Vertrages ist nicht Voraussetzung für die Bestimmung der Rechtsnatur. Hin-
ter dem Argument des „Dispositionsverbots“ steht die Befürchtung, dass 
Private, mit Anerkennung eines öffentlichrechtlichen Vertrages zwischen 
Privaten, über öffentlichrechtliche Regelungsgegenstände unbeschränkt ver-
fügen. Dem ist aber entgegenzuhalten, dass mit der Anerkennung eines öf-
fentlichrechtlichen Vertrages zwischen Privaten nicht die Anerkennung einer 
Berechtigung der Privaten, über einen öffentlichrechtlichen Regelungsge-
genstand zu verfügen, verbunden ist297. 

Daher ist die Existenz öffentlichrechtlicher Verträge zwischen Privaten an-
zuerkennen298. 

(bbbb) Abtretung von Ausfuhrerstattungen als öffentlichrechtlicher 
(Verfügungs-) Vertrag 

Nun ist zu untersuchen, ob es sich bei der Abtretung von Ausfuhrerstattun-
gen tatsächlich um einen öffentlichrechtlichen Verfügungsvertrag handelt. 
                                            
292  Gern, in: NJW 1979, S. 694 (695); Kasten/Rapsch, in: NVwZ 1986, S. 708 (711 f.). 
293  Kasten/Rapsch, in: NVwZ 1986, S. 708 (712). 
294  Vgl. dazu die Beispiele bei Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 81 f. 
295  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 83. 
296  Vgl. dazu unten 2. Teil, B., II., 2. 
297  Im Ergebnis ähnlich Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 83. 
298  Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, Rn. 7; Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 84 

m.w.N. auf S. 83; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 2, § 54, Rn. 19. 
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Die Rechtsnatur eines Vertrages als öffentlichrechtlich oder privatrechtlich 
richtet sich (vor allem) nach dem Vertragsgegenstand299. Der Inhalt der Ver-
einbarung(en) muss dem öffentlichen Recht zugeordnet werden können300. 
Maßgeblich hierfür sind die Rechtsfolgen, d.h. die Frage, ob einzelne Rech-
te oder Pflichten der Vertragspartner auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts 
durch Vertrag begründet, geändert oder aufgehoben werden sollen301. 

Durch den Vertrag über die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattun-
gen werden die Rechte des Ausführers aus einem öffentlichen Rechtsver-
hältnis zu einem Hoheitsträger (Hauptzollamt Hamburg-Jonas)302 geändert, 
nämlich auf den Abtretungsempfänger übertragen. Daher handelt es sich um 
einen öffentlichrechtlichen (Verfügungs-)Vertrag303. 

(cccc) Ergebnis 

Somit handelt es sich bei dem Vertrag über die Abtretung von Ausfuhrerstat-
tungen um einen Vertrag i.S.d. § 57 VwVfG (wenn man von der Beteiligung 
einer Behörde absieht). Hiermit ist aber noch nicht gesagt, dass die Interes-
senlagen vergleichbar sind. 

                                            
299  Vgl. etwa GSOGB, in: BVerwGE 74, S. 368 (370). Ferner BVerwG, in: BVerwGE 

30, S. 65 (67); in: BVerwGE 42, S. 331 (332); Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, Rn. 
27 m.w.N. und Rn. 28. A.A.: Gern, Vertrag zwischen Privaten, S. 40 ff. der darauf 
abstellt, ob die beteiligten Rechtssubjekte solche des Privatrechts oder Hoheitsträger 
sind. 

300  Vgl. etwa BVerwG, in: BVerwGE 96, S. 326 (330); Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, 
Rn. 28. 

301  Vgl. etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 54, Rn. 28 mit zahlreichen Nachweisen. Fer-
ner Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 54, Rn. 76. 

302  Vgl. dazu unten 2. Teil, B., III. 
303  Hierfür spricht auch folgende Überlegung: Die Verfügung lässt die Rechtsnatur des 

Anspruchs auf Ausfuhrerstattung unberührt, d.h. auch nach Abtretung handelt es sich 
um einen öffentlichrechtlichen Anspruch bzw. öffentliches Recht (BFH, in: BFHE 
117, S. 23 (27 f.) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84); vgl. dazu auch unten Rechtsfolgen 
2. Teil, B., III.). Lässt aber das Gesetz die Verfügung über öffentlichrechtliche An-
sprüche bzw. öffentliche Rechte zu (vgl. dazu unten 2. Teil, B., II., 2.) und wird 
gleichzeitig festgestellt, dass die Verfügung auf den öffentlichrechtlichen Charakter 
des Anspruchs bzw. Rechts keine Auswirkungen hat, lässt sich der Vertrag nur noch 
dann als privatrechtlicher Vertrag klassifizieren, wenn der Vertrag und die mit dem 
Vertrag bewirkte Wirkung voneinander zu trennen sind. Dies ist jedoch nicht mög-
lich. Es würde die Trennung zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht aufgege-
ben, wenn ein privatrechtlicher Vertrag das öffentliche Recht unmittelbar gestalten 
und verändern würde. A.A. (Abtretung der Ausfuhrerstattungen als privatrechtlicher 
(Verfügungs-)Vertrag): FG Hamburg, in: EFG 1974, S. 431. 
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(bbb) Erforderlichkeit einer Beweissicherung und Warnung der Ver-
tragspartner für die Vergleichbarkeit der Interessenlage 

Damit die Interessenlagen bei § 57 VwVfG und bei dem Vertrag über die 
Abtretung von Ausfuhrerstattungen vergleichbar sind, muss auch bei der 
Abtretung der Ausfuhrerstattungen eine Beweissicherung und/oder eine 
Warnung der Vertragspartner erforderlich sein. 

Teilweise wird vertreten, dass bei der Abtretung öffentlicher Forderungen 
zwischen Privaten diese Regelungszwecke des § 57 VwVfG wegen der feh-
lenden Beteiligung eines Hoheitsträgers erst recht gelten müssen, so dass 
eine analoge Anwendung des § 57 VwVfG gerechtfertigt sei304. 

Diesem Erst-Recht-Schluss kann jedoch hinsichtlich der Abtretung der Aus-
fuhrerstattungen nicht gefolgt werden. 

Wie bereits erwähnt, dient die Beweisfunktion der Schriftform letztlich dem 
Schutz des Rechtsverkehrs. Genau diesem Zweck dient jedoch auch die Be-
stimmtheit der Forderung305, die in jedem Fall bei der Abtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattung gegeben sein muss. Ein zusätzlicher Schutz 
des Rechtsverkehrs durch das Erfordernis einer Schriftform ist nicht erfor-
derlich. 

Auch einer Warnung der Vertragspartner des Vertrages über die Abtretung 
von Ausfuhrerstattungen vor einem unüberlegten Abschluss bedarf es nicht. 
Bevor nämlich die Ausfuhrerstattungen abgetreten werden, müssen sich die 
Vertragspartner, in der zu untersuchenden Konstellation, über die Vorfinan-
zierung der Ausfuhrerstattungen geeinigt haben. Daher ist auszuschließen, 
dass es dann noch zu einem unüberlegten Abschluss des Vertrages über die 
Abtretung von Ausfuhrerstattungen kommt. 

(ccc) Ergebnis 

Obwohl die Schriftform des § 57 VwVfG für öffentlichrechtliche Verfü-
gungsverträge gilt, und es sich bei der Abtretung der Ausfuhrerstattungen 
um einen öffentlichrechtlichen Verfügungsvertrag handelt, ist die Interessen-
lage nicht mit der des § 57 VwVfG vergleichbar. Aufgrund der deutlichen 
Unterschiede ist daher eine Rechtsfortbildung durch analoge Anwendung 
des § 57 VwVfG im Rahmen der entsprechenden Anwendung der §§ 398 ff. 
BGB nicht gerechtfertigt. Der Vertrag über die Abtretung der Ausfuhrerstat-
tungen bedarf somit nicht der Schriftform gemäß § 57 VwVfG analog. 

                                            
304  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 86 m.w.N. 
305  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., b). 
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bb) Zustimmung des Hauptzollamts Hamburg-Jonas gemäß § 58 
VwVfG analog 

Gemäß § 58 Abs. 1 und Abs. 2 VwVfG wird ein öffentlichrechtlicher Ver-
trag erst wirksam, wenn ein Dritter zustimmt. Die Wirksamkeit der Abtre-
tung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen könnte daher von einer Zu-
stimmung des Hauptzollamts Hamburg-Jonas als Schuldner306 des An-
spruchs abhängig sein. Dies setzt voraus, dass die Norm anwendbar ist. 

Eine unmittelbare Anwendbarkeit des § 58 Abs. 1 und Abs. 2 VwVfG ist, 
mangels Beteiligung eines Hoheitsträgers an dem Vertrag über die Abtretung 
der Ausfuhrerstattungen, ebenso wie bei § 57 VwVfG307, nicht möglich. 

Für eine analoge Anwendbarkeit des § 58 VwVfG bedarf es neben einer 
planwidrigen Lücke308, der Vergleichbarkeit der Interessenlage der Sachver-
halte, die § 58 VwVfG (unmittelbar) regelt, mit der Interessenlage des Ver-
trags über die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen309. 

Mit § 58 Abs. 1 VwVfG ist die Interessenlage bei der Abtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattungen nicht vergleichbar. Das Erfordernis der Zu-
stimmung in § 58 Abs. 1 VwVfG310 schützt Privatrechtssubjekte, nicht hin-
gegen Hoheitsträger bzw. Behörden311. Weil das Hauptzollamt Hamburg-
Jonas Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt312, handelt es sich 
um einen Hoheitsträger bzw. um eine Behörde313 und nicht um ein Privat-
rechtssubjekt. 

Der Schutz von Behörden richtet sich nach § 58 Abs. 2 VwVfG, so dass des-
sen unmittelbar geregelte Interessenlage möglicherweise mit der Interessen-

                                            
306  Vgl. § 2 S. 3 Nr. 2 Ausfuhrerstattungsverordnung. 
307  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (1). 
308  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (2), (a). 
309  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (2), (b). 
310  Erforderlich ist hierfür ein Eingriff in ein subjektiv öffentliches Recht (Bonk, in: 

Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 14; Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 58, 
Rn. 5) und damit ein Vertrag zu Lasten eines Dritten (Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs 
(Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 8, 10; Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 58, Rn. 1 f., 4 ff.). 

311  Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 12. Etwas anderes gilt nur, 
wenn die Behörde in ihrer Eigenschaft als Träger subjektiver Rechte, etwa als zivil-
rechtlicher Eigentümer oder Besitzer betroffen ist, Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs 
(Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 12. 

312  Vgl. zur Legaldefinition des Behördenbegriffs § 1 Abs. 4 VwVfG oder § 6 Abs. 1 
AO.  

313  Vgl. etwa ausdrücklich § 6 Abs. 2 Nr. 5 AO und § 1 Nr. 4 FVG. 
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lage bei der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen vergleichbar 
ist und folglich eine analoge Anwendung in Betracht kommt. 

Wenn anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen Erlass nach einer Rechts-
vorschrift die Genehmigung, die Zustimmung oder das Einvernehmen einer 
Behörde erforderlich ist, ein öffentlichrechtlicher Vertrag geschlossen wird, 
bestimmt § 58 Abs. 2 VwVfG, dass dieser erst wirksam wird, wenn die an-
dere Behörde in der vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat. 

Die Regelung des § 58 Abs. 2 VwVfG greift nur ein, falls die Mitwirkung 
einer Behörde durch eine Rechtsvorschrift vorgesehen ist und dient der 
Wahrung der Kompetenz- bzw. Zuständigkeitsordnung. Die Norm soll ver-
hindern, dass durch einen öffentlichrechtlichen Vertrag in den Aufgaben- 
bzw. Zuständigkeitsbereich einer am Vertrag nicht beteiligten „dritten“ Be-
hörde „eingegriffen“ wird314. 

Zwar ist das Hauptzollamt Hamburg-Jonas nicht an dem Vertrag über die 
Abtretung der Ausfuhrerstattungen beteiligt. Jedoch ist eine Beteiligung des 
Hauptzollamts Hamburg-Jonas an der Abtretung durch eine Rechtsvorschrift 
auch nicht vorgesehen. 

Durch eine Rechtsvorschrift ist lediglich die Zuständigkeit des Hauptzoll-
amts Hamburg-Jonas für die Auszahlung der Ausfuhrerstattungen vorge-
schrieben (§ 2 S. 3 Nr. 2 Ausfuhrerstattungsverordnung)315. In diese Zustän-
digkeit greift die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen jedoch 
nicht ein. Die Abtretung bewirkt nur, dass der neue Gläubiger, d.h. der Ab-
tretungsempfänger, an die Stelle des alten Gläubigers, d.h. des Ausführers, 
tritt (§ 398 S. 2 BGB entsprechend). Der Inhalt des Anspruchs auf Ausfuhr-
erstattungen, und damit die Verpflichtung des Hauptzollamts Hamburg-
Jonas zur Auszahlung, wird durch die Abtretung nicht geändert316. 

                                            
314  Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 26 m.w.N. Dabei ist § 58 

Abs. 2 VwVfG nach umstrittener Ansicht nicht nur auf subordinations-, sondern 
auch auf koordinationsrechtliche Verträge anwendbar, vgl. dazu Bonk, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 58, Rn. 24 f. 

315  Vgl. dazu auch unten 2. Teil, C., IV. 
316  Vgl. dazu für die Ausfuhrerstattungen unten 2. Teil, B., III. Vgl. allgemein für die 

Abtretung von Forderungen Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 404, Rn. 1; 
Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 404, Rn. 1. Die früher vertretene Extrem-
position, dass der Übergang ein öffentlichrechtlichen Forderung an einen Privaten 
eine Inhaltsänderung mit sich bringe, ist heute zu Recht aufgegeben (vgl. ausführlich 
zu dieser Ansicht und zu der Kritik hieran Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, 
S. 184 ff.). 
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Daher ist die Interessenlage bei Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen auch nicht mit der § 58 Abs. 2 VwVfG zugrunde liegenden Interes-
senlage vergleichbar. 

Zusammenfassend bedarf die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen somit weder analog § 58 Abs. 1 VwVfG noch analog § 58 Abs. 2 
VwVfG der Zustimmung durch das Hauptzollamt Hamburg-Jonas317. 

cc) Anzeige an das Hauptzollamt Hamburg-Jonas gemäß § 46 Abs. 2 
AO analog 

§ 46 Abs. 2 AO bestimmt, dass die Abtretung von Erstattungsansprüchen 
erst wirksam wird, wenn sie der Gläubiger in der vorgeschriebenen Form 
der zuständigen Finanzbehörde nach Entstehen des Anspruchs anzeigt. Die 
Wirksamkeit der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen könnte 
daher von einer Anzeige an das Hauptzollamt Hamburg-Jonas abhängig 
sein. Dies setzt voraus, dass die Norm anwendbar ist. 

Zwar handelt es sich bei dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas um eine Fi-
nanzbehörde, vgl. § 6 Abs. 2 Nr. 5 AO. Jedoch ist § 46 AO nicht unmittelbar 
anwendbar. Bei der Abtretung von Ausfuhrerstattungsansprüchen handelt es 
sich nicht um die Abtretung von Erstattungsansprüchen i.S.d. § 46 AO, weil 
Ausfuhrerstattungsansprüche „keine Rückgewähr erhobener Abgaben, son-
dern eine Art Subvention318 für die Ausfuhr von Waren darstellen“319. 

                                            
317  Sichern kann sich das Hauptzollamt Hamburg-Jonas, indem es mit dem Ausführer 

einen Ausschluss der Abtretung gemäß § 399 2. Var. BGB entsprechend vereinbart 
(vgl. dazu auch unten 2. Teil, B., II., 2., b)). Dann bedarf die Abtretung der Zustim-
mung des Hauptzollamts Hamburg-Jonas (vgl. dazu allgemein für die Abtretung von 
Forderungen Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 399, Rn. 37). 

318  Vgl. zum Streit über die Rechtsnatur der Ausfuhrerstattungen Pieper, Rückforderung 
von Ausfuhrerstattungen, S. 19 ff. Ferner Ehle, in: Kruse (Hrsg.), Europäisches 
Marktordnungsrecht, S. 217 (234 f.); Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch Er-
stattungsrecht, Teil 2, A., 1., S. 2 f. Vgl. zur rechtlichen Funktion der Ausfuhrerstat-
tungen Blaesing, in: Dorsch (Begr.), Zollrecht, D 2 (AusfuhrerstattungsVO), Art. 1, 
Rn 24 ff. 

319  So bereits zur Vorgängernorm von § 46 AO BFH, in: BFHE 117, S. 23 (29) = in: 
ZfZ 1976, S. 82 (84). Zur Unanwendbarkeit von § 46 AO auf die Abtretung von 
Ausfuhrerstattungen vgl. BFH, in: BFH NV 2007, S. 1945 (1947); Barnstedt, 
Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 362 ff. Vgl. allgemein zur 
Unanwendbarkeit der AO auf das Recht der Ausfuhrerstattungen Barnstedt, Durch-
führung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 345 ff. m.w.N. 
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Möglicherweise kommt aber eine analoge Anwendung in Betracht320. Dann 
müsste u.a. die der Interessenlage der Sachverhalte, die § 46 Abs. 2 AO 
(unmittelbar) regelt, mit der Interessenlage der Abtretung des Anspruchs auf 
Ausfuhrerstattungen vergleichbar sein. 

Das Erfordernis der Anzeige dient zunächst dazu, Ansprüche nicht unüber-
legt, zu unangemessenen Bedingungen oder an unseriöse Abtretungsemp-
fänger abzutreten (sog. Schutzzweck)321. Bei der Abtretung des Anspruchs 
auf Ausfuhrerstattungen bedarf es eines solchen Schutzes nicht. Oben wurde 
bereits dargelegt, dass es zu einem unüberlegten Abschluss des Vertrages 
über die Abtretung der Ausfuhrerstattungen nicht kommen kann, weil sich 
Ausführer und Abtretungsempfänger zuvor über eine Vorfinanzierung der 
Ausfuhr geeinigt haben müssen322. Daher ist die Interessenlage bei der Ab-
tretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen insoweit nicht vergleichbar. 

Ferner soll mit § 46 Abs. 2 AO durch die einheitliche Gestaltung des gemäß 
§ 46 Abs. 3 AO vorgeschriebenen Vordrucks die Abwicklung der Erstat-
tungsanträge durch EDV-gerechte Aufbereitung der Buchungsanweisungen 
erleichtert werden323. Dieser sog. Bearbeitungszweck ist gegenüber dem 
Schutzzweck sekundär324. Im Ausfuhrerstattungsrecht existiert jedoch kein 
einheitlicher Vordruck für Anzeigen von Abtretungen an das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas. Folglich kann durch eine Anzeige die Abwicklung der Er-
stattungsanträge durch EDV-gerechte Aufbereitung der Buchungsanweisun-
gen nicht erleichtert werden. Somit ist auch keine Vergleichbarkeit der Inte-
ressenlage hinsichtlich des Bearbeitungszwecks gegeben. 

Schließlich soll die Anzeige den Schuldner schützen325. Dieser kann sich 
nämlich gemäß § 46 Abs. 5 AO gegenüber dem Abtretenden und dem Abtre-
tungsempfänger auf die Abtretung bei Vorliegen einer Anzeige berufen, auch 
wenn sie tatsächlich nicht erfolgt oder nicht wirksam ist. Die Regelung des 
§ 46 Abs. 5 AO entspricht daher § 409 Abs. 1 S. 1 BGB326. Bei der Abtre-
tung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen bedarf es eines solchen Schut-
                                            
320  Vgl. zu den Voraussetzungen einer analogen Anwendbarkeit oben 2. Teil, B., II., 1., 

c), aa), (2), (a) und (b). 
321  Boeker, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Begr.), AO, § 46, Rn. 3; Kruse, in: Tip-

ke/Kruse (Hrsg.), AO, § 46, Rn. 20. 
322  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (2), (b), (bb), (bbb). 
323  Boeker, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Begr.), AO, § 46, Rn. 4; Kruse, in: Tip-

ke/Kruse (Hrsg.), AO, § 46, Rn. 20. 
324  Kruse, in: Tipke/Kruse (Hrsg.), AO, § 46, Rn. 20. 
325  Kruse, in: Tipke/Kruse (Hrsg.), AO, § 46, Rn. 20. 
326  Boeker, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler (Begr.), AO, § 46, Rn. 71; Brockmeyer, in: 

Klein (Begr.), AO, § 46, Rn. 30; Kruse, in: Tipke/Kruse (Hrsg.), AO, § 46, Rn. 40. 
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zes des Schuldners, d.h. des Hauptzollamts Hamburg-Jonas, über § 46 
Abs. 5 AO analog nicht. § 409 Abs. 1 S. 1 BGB ist nämlich bereits, ebenso 
wie die §§ 404 ff. BGB, auf die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen entsprechend anwendbar327. Somit wird bei der Abtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattungen keine dem § 409 Abs. 1 S. 1 BGB entspre-
chende Norm benötigt, so dass die Interessenlage auch insoweit nicht ver-
gleichbar ist. 

Mangels Vergleichbarkeit der Interessenlage bedarf die Abtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattungen, um wirksam zu werden, nicht einer Anzei-
ge an das Hauptzollamt Hamburg-Jonas gemäß § 46 Abs. 2 AO analog. 

Anzumerken bleibt, dass in der Praxis meist eine Mitteilung an das Haupt-
zollamt Hamburg-Jonas erfolgt, damit die Ausfuhrerstattungen an die Abtre-
tungsempfänger auszahlt werden. Diese Mitteilung ist jedoch keine Wirk-
samkeitsvoraussetzung für die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tungen. Das Unterbleiben einer Mitteilung führt also nicht zur Unwirksam-
keit einer Abtretung von Ausfuhrerstattungsansprüchen. 

dd) Ergebnis 

Somit ergeben sich (aus dem öffentlichen Recht) keine weiteren Anforde-
rungen, die an den Vertrag über die Abtretung von Ausfuhrerstattungen zu 
stellen sind. 

2. Berechtigung 

Es muss aber eine Berechtigung des Ausführers zur Abtretung der Ausfuhr-
erstattungen bestehen. Eine solche Berechtigung ist nur gegeben, wenn der 
Ausführer übertragungsbefugt (dazu unter a)) und der Anspruch auf Aus-
fuhrerstattungen nachfolgefähig (dazu unter b)) ist. 

a) Übertragungsbefugnis des Ausführers 

Übertragungsbefugnis ist die subjektbezogene, an der Person des Vorgängers 
ausgerichtete Zulässigkeit eines rechtsgeschäftlichen Übergangs eines 
Rechts von einem Rechtssubjekt auf ein anderes328. 

                                            
327  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb) und unten 2. Teil, B., III., 2. 
328  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 40. Die Übertragungsbefugnis ist spezifi-

sche Voraussetzung der rechtsgeschäftlichen Übertragung im öffentlichen Recht. Bei 
gesetzlichen Nachfolgetatbeständen oder Nachfolgetatbeständen kraft Hoheitsakts 
ist eine gesonderte Befugnis des Vorgängers nicht erforderlich. Fehlt die Übertra-
gungsbefugnis, bleibt der bisherige Berechtigte auch weiterhin Träger des Rechts. 
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Die Freiheit zur privatautonomen Gestaltung der eigenen Rechtsbeziehun-
gen genießt als Bestandteil der allgemeinen Handlungsfreiheit Schutz329. 
Aufgrund dieser Privatautonomie ist der Rechtsinhaber (Gläubiger) im Pri-
vatrecht zur Verfügung über sein Recht und daher, wie auch § 398 BGB 
zeigt, zu dessen Übertragung berechtigt, es sei denn, es ist etwas anderes 
bestimmt330. 

Fraglich ist, ob es im öffentlichen Recht eine der Privatautonomie im Zivil-
recht vergleichbare Übertragungsbefugnis für öffentlichrechtliche Rechte 
gibt. 

Früher galt der allgemeine Grundsatz, dass, vorbehaltlich einer speziellen 
Regelung, dem Einzelnen die rechtsgeschäftliche Verfügung über öffentlich-
rechtliche Rechte entzogen sei331. Auch wird der Grundsatz der Privatauto-
nomie in seiner grundrechtlichen Dimension regelmäßig nur auf die rechts-
geschäftliche Entfaltung innerhalb der Privatrechtsordnung bezogen332. 

Zwar ergeben sich aus der Gesetzesbindung der Behörde333 zahlreiche Vor-
gaben für die Möglichkeiten und Grenzen rechtsgeschäftlicher Vereinbarun-
gen auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts, so dass insoweit von dem 
Grundsatz der Vertragsfreiheit auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts keine 
Rede sein kann334. Jedoch ist der Gesetzesbindung der Behörde der Bürger 
nicht unterworfen. Daher kann die Frage, ob und inwieweit der Bürger im 
öffentlichen Recht Beschränkungen unterworfen ist, wenn die Abtretung 

                                            
329  So für die nationale allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG Dietlein, 

Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 144; ähnlich Riedl, Rechts- und Pflichtennach-
folge, S. 357. Dies gilt ebenso für die gemeinschaftsrechtliche allgemeine Hand-
lungsfreiheit (vgl. dazu unten 4. Teil, C., II., 2., c), bb), (2), (b)). Möglich ist aber 
auch, dass die Freiheit zur privatautonomen Gestaltung als Bestandteil spezieller 
Grundrechtsgewährleistungen (wie etwa der Eigentums, Berufs- oder Vereinigungs-
freiheit) Schutz genießt, vgl. dazu Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 123 
ff., 144; ähnlich Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 352 ff. 

330  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 42. Solche gesetzlichen Bestimmungen 
stellen staatliche Eingriffe in den Schutzbereich des Art. 2 Abs. 1 GG dar, die folg-
lich einer Legitimation nach Maßgabe der Schrankentrias dieses Grundrechts bedür-
fen. 

331  Vgl. dazu die Nachweise bei Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 42. 
332  Vgl. dazu die Darstellung bei Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 144 f. 

mit zahlreichen Nachweisen. 
333  National ist die Gesetzesbindung in Art. 20 Abs. 3 GG geregelt. Auf Gemeinschafts-

ebene ergibt sie sich aus dem allgemeinen Rechtsgrundsatz der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung, vgl. dazu etwa EuGH, verb. Rs. 42 und 49/59 (SNUPAT./.Hohe Behör-
de), in: Slg. 1961, S. 109 (172 ff.); Lecheler, Rechtsgrundsätze, S. 56 ff. 

334  Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 145 m.w.N. 
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öffentlichrechtlicher Forderungen ohne behördliche Beteiligung stattfindet, 
nicht der Gesetzesbindung der Behörde entnommen werden335. 

Eine Schutzbereichsbegrenzung der „Privat“-Autonomie des Bürgers auf 
einen bestimmten Sektor von (privatrechtlichen) Rechtsgeschäften ist grund-
rechtsdogmatisch nicht begründbar. Nur bei einem weiten Verständnis der 
rechtsgeschäftlichen Selbstbestimmung ist der Einzelne vor einer unnötig 
obrigkeitsstaatlichen und indisponibel strukturierten Rechtsordnung ge-
schützt336. 

Somit umfasst die rechtsgeschäftliche Entfaltungsfreiheit über den Bereich 
des Privatrechts hinaus auch die individuelle Gestaltung öffentlichrechtli-
cher Rechtsbeziehungen zwischen Privaten337. Daher ist grundsätzlich von 
einer Befugnis zur Übertragung öffentlichrechtlicher Rechte des Bürgers 
auszugehen, so dass auch der Ausführer grundsätzlich dazu befugt ist, den 
öffentlichrechtlichen Anspruch auf Ausfuhrerstattungen zu übertragen. 

Eine Ausnahme besteht insbesondere dann, wenn der Gesetzgeber etwas 
anderes bestimmt. Dies ist der Fall, wenn er die Nachfolgefähigkeit eines 
öffentlichrechtlichen Rechts ausschließt338. 

b) Nachfolgefähigkeit des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 

Nachfolgefähigkeit ist die objektbezogene Zulässigkeit des Übergangs von 
Rechten von einem Rechtssubjekt auf ein anderes bei Vorliegen eines Nach-
folgetatbestandes339. 

Sofern eine gesetzliche Regelung zur Nachfolgefähigkeit eines öffentlichen 
Rechts fehlt, sind die Kriterien zur Bestimmung der Nachfolgefähigkeit äu-
ßerst umstritten340. Eine Auseinandersetzung mit dem Streit kann jedoch 
                                            
335  So für die Gesetzesbindung aus Art. 20 Abs. 3 GG Dietlein, Nachfolge im Öffentli-

chen Recht, S. 146. Gleiches gilt für die gemeinschaftsrechtliche Gesetzesbindung. 
336  Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 146. 
337  Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 147, 586 m.w.N.; Riedl, Rechts- und 

Pflichtennachfolge, S. 44 f. m.w.N. 
338  Anders Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, S. 147 f., der der Ansicht ist, 

dass durch Ausschluss der Übertragungsbefugnis die Nachfolgefähigkeit ausge-
schlossen werde. 

339  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 125 m.w.N. Im Bereich der Abtretung 
öffentlichrechtlicher Forderungen wird die Nachfolgefähigkeit auch als „Übertrag-
barkeit“ bezeichnet. Ist die Nachfolgefähigkeit bzw. Übertragungsbefugnis nicht ge-
geben, bleibt der Berechtigte weiterhin Träger des Rechts. 

340  Vgl. ausführlich zu den Kriterien, den dazu vertretenen einzelnen Lösungsmodellen 
und den jeweiligen Schwachstellen Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, 
S. 106 ff., 113 ff. und Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 148 ff., 183 ff. 
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dahinstehen, wenn eine gesetzliche Regelung vorliegt, die das in Rede ste-
hende Recht für nachfolgefähig erklärt oder dessen Nachfolgefähigkeit aus-
schließt341. 

Ein Ausschluss der Nachfolgefähigkeit des Anspruchs auf Ausfuhrerstattun-
gen ist in der VO (EG) Nr. 800/99 nicht bestimmt342. Vielmehr ergibt sich 
aus Art. 52 Abs. 1 UA 6 VO (EG) Nr. 800/99 i.V.m. dem 65. Erwägungs-
grund der VO (EG) Nr. 800/99343, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber344 
stillschweigend die Nachfolgefähigkeit des Anspruchs auf Ausfuhrerstattun-
gen angeordnet hat. 

Daher ist der Anspruch auf Ausfuhrerstattungen grundsätzlich nachfolgefä-
hig. Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn das Hauptzollamt Hamburg-
Jonas und der Ausführer einen Abtretungsausschluss vereinbart haben, § 399 
2. Var. BGB entsprechend345. 

                                            
341  Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 127. Dabei ist zu beachten, dass ein Aus-

schluss der Nachfolgefähigkeit einen Eingriff in die (gemeinschaftsrechtliche) all-
gemeine Handlungsfreiheit darstellt, der der Rechtfertigung bedarf (vgl. für das na-
tionale Recht die Argumentation bei Dietlein, Nachfolge im Öffentlichen Recht, 
S. 147 f.). 

342  Eine Regelung, die die Nachfolgefähigkeit des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 
ausschließt, könnte § 399 1.Var. BGB enthalten. Danach kann eine Forderung nicht 
abgetreten werden, wenn die Leistung an einen anderen, als den ursprünglichen 
Gläubiger nicht ohne Veränderung des Inhalts erfolgen kann. § 399 1.Var BGB kann 
nicht unmittelbar, aber aufgrund der gesetzlichen Anordnung durch die VO (EG) Nr. 
800/99 entsprechend angewendet werden (vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b)). 
Rechtsfolge der Abtretung ist, dass die Forderung von dem Abtretenden auf den Ab-
tretungsempfänger übergeht. Es wird also der Gläubiger ausgewechselt. Die Abtre-
tung bewirkt jedoch nicht eine Änderung des Inhalts des abgetretenen Rechts, d.h. 
des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung (vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), bb) und 
unten 2. Teil, B., III.). Die früher vertretene Extremposition, dass der Übergang ein 
öffentlichrechtlichen Forderung an einen Privaten eine Inhaltsänderung mit sich 
bringe und daher stets nach § 399 1. Var. BGB ausgeschlossen sei, ist heute zu Recht 
aufgegeben (vgl. ausführlich zu dieser Ansicht und zu der Kritik hieran Riedl, 
Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 184 ff.). Durch § 399 1. Var. BGB (entsprechend) 
wird vielmehr das Wesen der Abtretung beschrieben. Es handelt sich aber nicht um 
eine Norm, die für den Anspruch auf Ausfuhrerstattungen die Nachfolgefähigkeit 
ausschließen kann (so auch allgemein für die Abtretung einer öffentlichen Forderung 
Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 88 f.). 

343  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb), (1). 
344  Genauer die Kommission, vgl. dazu unten 4. Teil, C., I. 
345  Vgl. zur entsprechenden Anwendbarkeit oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb). Zur grund-

sätzlichen Möglichkeit der (analogen) Anwendung des § 399 2. Var BGB auf öffent-
lichrechtliche Forderungen vgl. auch Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 89; 
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III. Rechtsfolgen 

1. Rechtsfolgen für den Abtretenden (Ausführer) und den Abtre-
tungsempfänger 

§ 398 S. 2 BGB bestimmt, dass durch die Abtretung der neue Gläubiger 
(Abtretungsempfänger) an die Stelle des alten Gläubigers (Abtretender) tritt. 
Dies gilt entsprechend für die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-
tung. Maßgeblicher Zeitpunkt für diesen Wechsel der Gläubigerstellung ist 
grundsätzlich das Zustandekommen des Abtretungsvertrages, d.h. des Ver-
fügungsgeschäftes346. Ab diesem Zeitpunkt ist der Abtretungsempfänger In-
haber des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung347. Der Abtretende (hier der Aus-
führer) verliert seine Gläubigerstellung hinsichtlich des Anspruchs auf Aus-
fuhrerstattung, § 398 S. 2 BGB entsprechend. Spätere Abtretungen durch ihn 
sind unwirksam. 

Teilweise wird vertreten, dass sich durch die Abtretung des öffentlichrechtli-
chen Anspruchs auf Ausfuhrerstattung dessen Rechtsnatur dahingehend än-
dert, dass dieser nach Abtretung ein privatrechtlicher Anspruch wird348. Dies 
würde für den Abtretungsempfänger bedeuten, dass er Inhaber eines privat-
rechtlichen Anspruchs würde. 

Gegen eine Änderung der Rechtsnatur eines Anspruchs durch Abtretung 
spricht jedoch allgemein, dass die Abtretung einer Forderung nicht deren 
Rechtsnatur ändert. Aus den Begriffen „Abtretung“ und „Übertragung“ einer 
Forderung (vgl. § 398 BGB entsprechend) ergibt sich nicht, dass durch die 
Abtretung eine neue Forderung349 entsteht, sondern dass eine bestehende 
Forderung ohne Veränderung ihrer Rechtsnatur auf einen neuen Gläubiger 
übertragen wird350. 

Speziell bei der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen spricht 
gegen eine Änderung der Rechtsnatur hin zu einem privatrechtlichen An-
spruch, dass die Übertragung aufgrund eines öffentlichrechtlichen Verfü-

                                            
de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 506 f. Zum vereinbarten 
Abtretungsausschluss gem. § 399 2. Var. BGB vgl. etwa Roth, in: Münchener Kom-
mentar, BGB, § 399, Rn. 30 ff. 

346  Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 93. 
347  So bereits BFH, in: BFHE 117, S. 23 (27 f.) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84); in: BFHE 

169, S. 570 (573 f.) = in: ZfZ 1993, S. 111 (112); Roggentin, in: RIW/AWD 1975, 
S. 33 (34). 

348  So FG Hamburg, in: EFG 1974, S. 431 (432). 
349  Sog. „Novation“. 
350  BFH, in: BFHE 117, S. 23 (28) = in: ZfZ 1976, S. 82 (84) 
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gungsvertrages erfolgt351. Mit einem öffentlichrechtlichen Vertrag kann je-
doch nicht auf eine privatrechtliche Rechtsposition eingewirkt werden. An-
dernfalls würde die Trennung zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht 
aufgegeben. 

Der öffentliche Anspruch auf Ausfuhrerstattung wird somit durch die Abtre-
tung nicht zu einem privatrechtlichen Anspruch352. Der Abtretungsempfän-
ger wird daher Inhaber des öffentlichrechtlichen Anspruchs auf Ausfuhrer-
stattung. 

2. Rechtsfolgen für den Schuldner (Hauptzollamt Hamburg-Jonas) 

Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger gemäß § 404 BGB die Einwen-
dungen entgegensetzten, die zur Zeit der Abtretung der Forderung gegen den 
Abtretenden begründet waren. Mittels dieser Vorschrift wird sichergestellt, 
dass durch die Abtretung der Inhalt des Anspruchs nicht verändert wird353. 
Zudem werden die Interessen des Schuldners geschützt, der durch die ohne 
seine Mitwirkung vollzogene Abtretung nicht benachteiligt werden soll354, 
wodurch die Abtretung erst mit dem Grundsatz vereinbar wird, dass Verträ-
ge zu Lasten Dritter unzulässig sind355. Daher ist der Begriff der „Einwen-
dung“ i.S.d. § 404 BGB weit zu verstehen und umfasst nicht nur Einwen-
dungen im technischen Sinn, sondern auch Einreden356. 

Bei der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen ist § 404 BGB 
zwar nicht unmittelbar, aber doch entsprechend357 anwendbar358. 

Auch die weiteren Schuldnerschutzvorschriften der §§ 406 – 410 BGB sind 
entsprechend anwendbar. So bleibt etwa unter den Voraussetzungen des 
§ 406 BGB entsprechend dem Schuldner des Anspruchs auf Ausfuhrerstat-

                                            
351  Vgl. oben 2. Teil, B., II., 1., c), aa), (2), (b), (bb), (aaa), (bbbb). 
352  BFH, in: BFHE 117, S. 23 (27 ff.) = in: ZfZ 1976, S. 82 (83 f.). Vgl. auch allgemein 

für den Übergang öffentlichrechtlicher Forderungen: Riedl, Rechts- und Pflichten-
nachfolge, S. 27 m.w.N. 

353  Vgl. etwa Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 404, Rn. 1. 
354  Vgl. etwa BGH, in: BGHZ 19, S. 153 (156); Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, 

§ 404, Rn. 1. 
355  Vgl. etwa de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 508. Vgl. dazu, 

dass es sich bei der Abtretung einer Forderung nicht um einen Vertrag zu Lasten 
Dritter handelt OLG Brandenburg, in: OLG-NL 2005, S. 73 (74). 

356  Vgl. etwa Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 404, Rn. 2. 
357  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb). 
358  Allgemein für die analoge Anwendung bei öffentlichrechtlichen Forderungen Riedl, 

Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 89; de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher 
Vorschriften, S. 508. 
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tung (Hauptzollamt Hamburg-Jonas359) die gegen den alten Gläubiger (Aus-
führer) bestehende Aufrechnungsmöglichkeit auch dem neuen Gläubiger 
(Abtretungsempfänger) gegenüber erhalten360. 

IV. Keine Besonderheiten bei der Sicherungsabtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattungen 

Wird der Anspruch auf Ausfuhrerstattungen zur Absicherung von Ansprü-
chen (z.B. Darlehnsansprüche) eines Dritten gegen den Ausführer von dem 
Ausführer an den Dritten abgetreten, liegt eine sog. Sicherungsabtretung361 
vor. 

Bei der Sicherungsabtretung erlangt der Sicherungsnehmer durch die Abtre-
tung mehr Rechte, als mit dem eigentlichen Zweck der Sicherung wirt-
schaftlich gewollt ist362. Es ist daher, wie bei anderen fiduziarischen Rechts-
geschäften363, zwischen dem Innenverhältnis und dem Außenverhältnis zu 
unterscheiden364. Im Außenverhältnis erwirbt der Sicherungsnehmer (Dritter, 
Abtretungsempfänger) rechtlich die volle Gläubigerstellung, kann also die 
Forderung rechtswirksam abtreten, auch wenn er damit im Innenverhältnis 
gegen die Zweckabrede, d.h. den Sicherungsvertrag365 verstößt366. Im Innen-
verhältnis darf der Sicherungsnehmer hingegen nur nach Maßgabe des Si-
cherungszwecks bzw. Sicherungsvertrages über die Forderung verfügen367. 

Hierdurch wird deutlich, dass sich bei einer Sicherungsabtretung des An-
spruchs auf Ausfuhrerstattungen keine Besonderheiten im Hinblick auf die 
Abtretung ergeben. Daher kann hinsichtlich Rechtsgrundlage, Vorausset-

                                            
359  Vgl. § 2 S. 3 Nr. 2 Ausfuhrerstattungsverordnung. 
360  Vgl. dazu BFH, in: BFHE 144, S. 92 (92 ff.). Danach wird die Kenntnis der Voraus-

abtretung des Ausfuhrerstattungsanspruchs nicht wie die Kenntnis der Abtretung be-
handelt. 

361  Vgl. dazu Roth, in: Münchener Kommentar, BGB, § 398, Rn. 100 ff. m.w.N. 
362  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 20. 
363  Ein weiteres fiduziarisches Rechtsgeschäft ist z.B. die Sicherheitsübereignung vgl. 

dazu Bassenge, in: Palandt (Begr.), BGB, § 930, Rn. 13 ff. 
364  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 20 ff. 
365  Der Sicherungsvertrag ist Rechtsgrund für die (Sicherungs-)Abtretung. 
366  Westermann, in: Erman (Begr.), BGB, § 398, Rn. 33. Wenn die Forderung nicht 

mehr benötigt wird, ist der Sicherungsnehmer verpflichtet, die Sicherheit frei-
zugeben. Die Rückabtretung kann auch stillschweigend erfolgen und in der Tilgung 
der gesicherten Forderung mitenthalten sein (Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, 
§ 398, Rn. 22 m.w.N.). 

367  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 22. 
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zungen und Rechtsfolgen der Abtretung im vollen Umfang nach oben ver-
wiesen werden368. 

C. Abwicklung nach Abtretung 

I. Zahlungsantrag des Ausführers gemäß Art. 49 VO (EG) 
Nr. 800/99 

Art. 49 Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 bestimmt, dass die Erstattung 
nur auf spezifischen Antrag des Ausführers von dem Mitgliedstaat gezahlt 
wird, in dessen Hoheitsgebiet die Ausfuhranmeldung angenommen wurde. 

Der Erstattungsantrag erfolgt entweder schriftlich, wobei die Mitgliedstaa-
ten ein besonderes Formblatt vorsehen können, oder unter Einsatz eines In-
formatikverfahrens, Art. 49 Abs. 1 UAbs. 2 Buchstabe a und b VO (EG) 
Nr. 800/99. 

In Deutschland ist Grundlage für die Zahlung der Erstattungen der Antrag 
auf Zahlung von Ausfuhrerstattungen (Antrag AE) und die jeweils vorge-
schriebenen Anlagen369. Dieser (nationale) Zahlungsantrag ist nicht zu ver-
wechseln mit der Ausfuhranmeldung i.S.d. Art. 5 VO (EG) Nr. 800/99 (Aus-
fuhranmeldung für Erstattungszwecke)370. 

Fraglich ist, wer den Antrag AE nach Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhr-
erstattungen stellen kann bzw. muss. 

Die überwiegende Rechtsprechung und die überwiegende Literatur nehmen 
eine Nachfolge in die verfahrensrechtliche Rechtsstellung an, wenn sie im 
materiellen Recht, d.h. hinsichtlich eines Anspruchs, eine Nachfolge beja-
hen371. In konsequenter Fortführung dieses Grundsatzes wird dann gefordert, 
dass auch dass Antragsrecht auf den Rechtsnachfolger übergeht, wenn eine 
Zahlung, auf die ein nachfolgefähiger öffentlichrechtlicher Anspruch be-
steht, nur aufgrund eines Antrag gewährt wird und der Antrag vom früheren 
Berechtigten noch nicht gestellt wurde372. 

                                            
368  Vgl. oben 2. Teil, B., I. bis III. 
369  Der Antrag AE ist in VSF M 3569 abgedruckt. 
370  Vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 2., a), aa), (2), (a). 
371  Vgl. dazu Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 304 mit zahlreichen Nachweisen 

aus Rechtsprechung und Literatur. 
372  Vgl. dazu Riedl, Rechts- und Pflichtennachfolge, S. 305 m.w.N. 
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Übertragen auf die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen könnte 
dies bedeuten, dass dem Abtretungsempfänger das Recht zusteht, den Antrag 
geltend zu machen, falls der Abtretende, d.h. der Ausführer, diesen noch 
nicht gestellt hat. 

Ein solcher Schluss steht jedoch im Widerspruch zu den besonderen Gege-
benheiten des Ausfuhrerstattungsrechts. Gemäß § 15 S. 1 Nr. 1 Ausfuhrer-
stattungsverordnung kann den Antrag AE nur derjenige stellen, der als Ver-
sender/Ausführer in Feld 2 der Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke 
genannt ist. Dies ist zwingend der Ausführer373. Das Antragsrecht geht daher 
nicht zusammen mit dem Anspruch auf Ausfuhrerstattung auf den Abtre-
tungsempfänger über. Nur der Ausführer kann den Antrag AE stellen. 

Stellt der Ausführer den Antrag AE nicht, entsteht der Anspruch auf Aus-
fuhrerstattungen nicht374. Dies bedeutet, dass die Abtretung des künftigen 
Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen375 ins Leere geht376. Aus dem der Abtre-
tung zugrunde liegenden Kausalgeschäft und dem Grundsatz von Treu und 
Glauben lässt sich aber die Nebenpflicht des Abtretenden, d.h. vorliegend 
des Ausführers, ableiten, alles zu unterlassen, was die Entstehung der Forde-
rung des Abtretungsempfängers beeinträchtigt377. Mit anderen Worten muss 
der Abtretende alles Erforderliche veranlassen, damit die Forderung des Ab-
tretungsempfängers entsteht. Übertragen auf die Abtretung des Anspruchs 
auf Ausfuhrerstattungen bedeutet dies, dass der Ausführer (dem Abtretungs-
empfänger gegenüber) verpflichtet ist, den Antrag AE zu stellen378. 

Einzureichen ist der Antrag AE, zusammen mit einer Kopie der Ausfuhrli-
zenz mit Vorausfestsetzung der Erstattung379, bei dem Hauptzollamt Ham-
burg-Jonas, denn dieses ist in Deutschland für die Gewährung der Ausfuhr-
erstattungen zuständig, § 2 S. 3 Nr. 2 Ausfuhrerstattungsverordnung. 

                                            
373  Vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 2., a), aa), (2), (a). 
374  Art. 49 Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99. 
375  Zur Möglichkeit der Abtretung eines künftigen Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 

vgl. oben 2. Teil, B., II., 1., b). 
376  So allgemein für die Abtretung von Ansprüchen Roth, in: Münchener Kommentar, 

BGB, § 398, Rn. 79. 
377  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 398, Rn. 18a; Roth, in: Münchener Kom-

mentar, BGB, § 398, Rn. 24, 93. 
378  Vgl. dazu auch unten 2. Teil, C., III. (am Ende). 
379  § 15 UAbs. 2 S. 1 Ausfuhrerstattungsverordnung. 
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II. Prüfung der Einhaltung der Erstattungsvoraussetzungen 
durch das Hauptzollamt Hamburg-Jonas 

Für den Nachweis des Erstattungsanspruchs ist gemäß § 11 MOG, § 16 
Abs. 1 S. 3 Ausfuhrerstattungsverordnung der Antragsteller, d.h. der Ausfüh-
rer380, beweispflichtig381. Er hat sämtliche den Erstattungsanspruch begrün-
dende Unterlagen grundsätzlich382 innerhalb von 12 Monaten nach Annahme 
der Ausfuhranmeldung einzureichen, Art. 49 Abs. 2 VO (EG) Nr. 800/99383. 
Auf Grundlage dieser vorgelegten Dokumente nimmt das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas eine umfassende Prüfung der Erstattungsdokumente und der 
Voraussetzungen für die Entstehung des Erstattungsanspruchs384 vor. 

III. Festsetzung der Erstattung durch Bescheid gegenüber dem 
Abtretungsempfänger 

Liegen die oben genannten Voraussetzungen vor, setzt das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas die Erstattung durch Bescheid fest, § 16 Abs. 1 S. 1 Aus-
fuhrerstattungsverordnung. Bei diesem Bescheid handelt es sich um einen 
Verwaltungsakt i.S.d. § 35 S. 1 VwVfG385. 

Ein Verwaltungsakt wird nach § 43 VwVfG gegenüber demjenigen, für den 
er bestimmt ist, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben 
wird386. Bestimmt ist der Verwaltungsakt für den Adressaten. Fraglich ist, ob 
nach Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung der Ausführer oder der 
Abtretungsempfänger Adressat des Ausfuhrerstattungsbescheides ist. 

                                            
380  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., I. 
381  Die Beweislast trägt der Ausführer nicht nur bis zum förmlichen Abschluss des Er-

stattungsverfahrens mit Zahlung der Erstattung. § 11 MOG bestimmt vielmehr, dass 
der Ausführer die Beweislast bis zum Ablauf des vierten Jahres, welches dem Ka-
lenderjahr der Gewährung folgt, zu tragen hat. Vgl. ausführlich zur Beweislastrege-
lung und Beweisführung Schoenfeld, in: ZfZ 2005, S. 74 ff.; Schrömbges, in: Eh-
lers/Wolffgang/Pünder (Hrsg.), Rechtsfragen der Ausfuhrförderung, S. 229 (240 ff.). 

382  Eine Ausnahme besteht im Fall höherer Gewalt. 
383  Vgl. dazu Reiche, in: ZfZ 2006, S. 110 ff. 
384  Vgl. dazu oben 2. Teil, A.   
385  BFH, in: BFHE 169, S. 570 (574) = ZfZ 1993, S. 111 (112). Es ist anerkannt, dass 

der VA ein zulässiges Instrument der dezentralen Durchführung von Gemeinschafts-
recht darstellt (Kopp/Ramsauer, § 35, Rn. 8b). Zur Durchführung von Gemein-
schaftsrecht, sowie zur Unterscheidung zwischen zentraler und dezentraler Durch-
führung von Gemeinschaftsrecht vgl. unten 3. Teil, A., I., 1., b), aa). 

386  Zur Wirksamkeit durch Bekanntgabe an den Betroffenen vgl. Kopp/Ramsauer, § 43, 
Rn. 11. 
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Adressat des Verwaltungsaktes ist nicht derjenige, der als Empfänger des 
Verwaltungsaktes bezeichnet worden ist. Vielmehr ist derjenige Adressat 
eines Verwaltungsaktes, für den nach dem Inhalt der getroffenen Regelung 
unmittelbar Rechte und Pflichten begründet werden (materieller Adressaten-
begriff)387. 

Die Regelung des Erstattungsbescheides besteht darin, dass das Hauptzoll-
amt Hamburg-Jonas feststellt, in welcher Höhe388 der Anspruch auf Zahlung 
der Ausfuhrerstattung besteht. Diese Regelung richtet sich ab dem Zeitpunkt 
(des Wirksamwerdens) der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattun-
gen allein an den Abtretungsempfänger, denn er ist Inhaber materiellen 
Rechts, d.h. des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen. Daher ist von diesem 
Zeitpunkt an allein der Abtretungsempfänger Adressat des (festsetzenden) 
Ausfuhrerstattungsbescheids389. 

Hiergegen könnte man einwenden, dass ein öffentlichrechtliches Überord-
nungsverhältnis, in dem die Verwaltung zum Erlass eines Verwaltungsaktes 
befugt ist, nur zwischen dem Ausführer und dem Hauptzollamt Hamburg-
Jonas besteht. Folglich wäre das Hauptzollamt Hamburg-Jonas nur befugt, 
den Bescheid gegenüber dem Ausführer festzusetzen. 

Sicherlich bestand ein öffentlichrechtliches Überordnungsverhältnis zu-
nächst nur zwischen dem Ausführer und dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas. 
Durch die Abtretung der sich aus diesem öffentlichrechtlichen Rechtsver-
hältnis ergebenden öffentlichrechtlichen Forderung an den Abtretungsemp-
fänger, entsteht aber auch ein solches Überordnungsverhältnis zwischen 
dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas und dem Abtretungsempfänger. Der 
Grund hierfür ist, dass der Abtretungsempfänger aufgrund der Abtretung in 
die Rechte bzw. Rechtsstellung des ursprünglichen Gläubigers (d.h. des 
Ausführers) eintritt. Deshalb muss das Hauptzollamt Hamburg-Jonas nach 
Abtretung die Erstattung durch Bescheid gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger festsetzen390, und diesem bekannt geben (§ 41 VwVfG)391, damit der 
Ausfuhrerstattungsbescheid wirksam wird (§ 43 VwVfG). 

                                            
387  Vgl. etwa Kopp/Ramsauer, § 43, Rn. 10. 
388  Zur Höhe der Erstattungen vgl. Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, 

S. 106 f. 
389  Folglich ist der Abtretungsempfänger Beteiligter i.S.d. § 13 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG. 

Vgl. dazu allgemein Kopp/Ramsauer, § 13, Rn. 21. 
390  BFH, in: BFHE 169, S. 570 (574) = ZfZ 1993, S. 111 (112). 
391  Vgl. zur Bekanntgabe nach § 41 VwVfG Kopp/Ramsauer, § 41, Rn. 1 ff. 



2. Teil: Abwicklung der Ausfuhrerstattungen nach Abtretung des Anspruchs 

68 

Die Bekanntgabe des Bescheides zur Festsetzung der Ausfuhrerstattung hat 
zudem die Wirkung, dass der Erstattungsbetrag gemäß § 16 Abs. 1 S. 2 Aus-
fuhrerstattungsverordnung fällig wird. 

Sollte dass Hauptzollamt Hamburg-Jonas gegenüber dem Abtretenden (Aus-
führer) die Ausfuhrerstattung durch Bescheid festsetzen, würde dies dazu 
führen, dass der Bescheid mangels Bekanntgabe gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger als Adressat des Ausfuhrerstattungsbescheides nicht wirk-
sam wird. Ferner wäre der Erstattungsbetrag noch nicht fällig. 

Fraglich ist, ob in diesem Fall der Abtretungsempfänger eine Möglichkeit 
der Einflussnahme auf das Ausfuhrerstattungsverfahren hat. 

In einer älteren Entscheidung vertrat der BFH die Ansicht, dass der Abtre-
tungsempfänger zwar an einer antragsgemäßen Festsetzung der Ausfuhrer-
stattung wirtschaftlich interessiert sei, er jedoch trotz der Abtretung keine 
Einflussmöglichkeit auf das Ausfuhrerstattungsverfahren hat392. 

Tatsächlich hat die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen nicht 
zur Folge, dass das gesamt Rechtsverhältnis zwischen dem Ausführer und 
dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas auf den Abtretungsempfänger übergeht. 
Der Ausführer kann nicht von seinen Mitwirkungspflichten befreit werden. 
Dies gilt insbesondere für die Ausfuhr der Waren und, wie gerade festge-
stellt, für die Stellung des Zahlungsantrages393. 

Der Gläubigerwechsel bewirkt jedoch, dass auf den Abtretungsempfänger 
die Befugnis übergeht, die Forderung im eigenen Namen durch Klage gel-
tend machen zu können. Daher kann der Abtretende (Ausführer) aus eige-
nem Recht nach erfolgter Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 
von dem Schuldner keine Zahlung der Ausfuhrerstattungsbeträge mehr an 
sich und insbesondere an den Abtretungsempfänger verlangen. Erfüllungs-
berechtigter hinsichtlich des Anspruchs auf Zahlung der Ausfuhrerstattung 
ist demzufolge nunmehr allein der Abtretungsempfänger394. 

Der Abtretungsempfänger kann somit in dem Fall, in dem das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas untätig bleibt, oder den Erlass eines Ausfuhrerstattungsbe-
scheides in der beantragten Höhe abgelehnt hat, ggfs. nach Abschluss eines 

                                            
392  BFH, in: BFHE 125, S. 138 (141). 
393  Aber auch im Rahmen der nachträglichen Marktordnungsprüfung bleibt der Ausfüh-

rer verpflichtet, Bücher und Aufzeichnungen vorzulegen, vgl. dazu unten 2. Teil, C. 
IV. 

394  BFH, in: BFHE 169, S. 570 (574) = in: ZfZ 1993, S. 111; Roggentin, in: ZfZ 1975, 
S. 33 (34). 
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Vorverfahrens (§§ 68 ff. VwGO)395, eine Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 
VwGO)396 erheben. 

IV. Auszahlung an den Abtretungsempfänger 

Gemäß Art. 49 Abs. 8 VO (EG) Nr. 800/99 muss die zuständige Behörde (in 
Deutschland das Hauptzollamt Hamburg-Jonas397) grundsätzlich398 die Er-
stattung innerhalb von drei Monaten auszahlen399. Diese Frist beginnt ab 
dem Tag, an dem die zuständige Behörde über alle zur Bearbeitung erforder-
lichen Unterlagen verfügt. 

Die Auszahlung hat nach Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattung an 
den Abtretungsempfänger zu erfolgen. Hierfür ist erforderlich, dass der Aus-
führer und/oder der Abtretungsempfänger dem Hauptzollamt Hamburg-
Jonas Kenntnis von der erfolgten Abtretung vermitteln. Dies erfolgt in der 
Praxis meist durch eine Mitteilung der Abtretung an das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas400. 

V. Nachträgliche Prüfung 

Weil die Ausgaben der Gemeinschaft genau überwacht werden müssen401, ist 
mit der VO (EWG) Nr. 4045/89402 eine gemeinschaftsrechtliche Grundlage 

                                            
395  Zum Vorverfahren vgl. etwa Kopp/Schenke, VwGO, Vorb § 68, Rn. 1 ff.; § 68, Rn. 1 

ff. 
396  Zur Verpflichtungsklage vgl. etwa Kopp/Schenke, VwGO, § 42, Rn. 6 ff. Zur Prob-

lematik des Ausschlusses der isolierten Anfechtungsklage auf Aufhebung eines be-
günstigenden Verwaltungsaktes vgl. etwa Kopp/Schenke, VwGO, § 42, Rn. 30. 

397  Vgl. § 2 S. 3 Nr. 2 Ausfuhrerstattungsverordnung. 
398  Ausnahmen hiervon bestehen in Fällen höherer Gewalt (Art. 49 Abs. 8 Buchstabe a 

VO (EG) Nr. 800/99), sofern besondere verwaltungsrechtliche Ermittlungen über 
den Erstattungsanspruch eingeleitet wurden (Art. 49 Abs. 8 Buchstabe b VO (EG) 
Nr. 800/99) und im Fall der Aufrechnung (Art. 49 Abs. 8 Buchstabe c VO (EG) 
Nr. 800/99). 

399  Vgl. dazu auch Reiche, in: ZfZ 2006, S. 110 (113). 
400  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), cc). 
401  Erwägungsgründe der VO (EG) Nr. 1290/05 des Rates vom 21. Juni 2005 über die 

Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik, in: ABl. Nr. L 209 vom 11.08.2005, 
S. 1 ff. (zuvor VO (EG) Nr. 1258/99 bzw. VO (EWG) Nr. 729/70). 

402  VO (EWG) Nr. 4045/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die von den Mit-
gliedstaaten vorzunehmende Prüfung der Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzie-
rungssystems des Europäischen Ausrichtungs- Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, sind, und zur Aufhebung der Richtlinie 77/435/EWG, in: ABl. 
Nr. L 388 vom 30.12.1989, S. 18 ff. 
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für die Durchführung sog. Marktordnungsprüfungen403 geschaffen worden. 
Daneben werden auf Grundlage von § 33 MOG allgemeine (Marktord-
nungs-) Prüfungen durchgeführt404. 

Bei allen Marktordnungsprüfungen wird nachträglich405 (je nach Prüfung bis 
zu drei Jahre nach dem tatsächlichen Exportgeschäft) sowohl anhand der 
„amtlichen Marktordnungspapiere“ wie z.B. die Ausfuhranmeldung für Er-
stattungszwecke, als auch unter Heranziehung aller Aufzeichnungen und 
Belege des kaufmännischen Geschäftsverkehrs406 festgestellt, ob die Mittel 
ordnungsgemäß verwendet worden sind407. 

Ergeben diese Prüfungen, dass die Ausfuhrerstattungen zu Unrecht gezahlt 
wurden, müssen die Ausfuhrerstattungen rückabgewickelt werden (dazu 
sogleich 3. Teil). 

                                            
403  Vgl. zu den Marktordnungsprüfungen Kraus, in: ZfZ 1997, S. 7 ff.; Schrömbges, in: 

ZfZ 1997, S. 290 ff. Zu den Verfahrensvorschriften vgl. auch Gemmel, Kontrollen 
des OLAF, S. 202 ff. 

404  Von den MO-Prüfungen zu unterscheiden sind Überwachungsmaßnahmen gemäß 
§ 15 f. MOG. Diese betreffen verfahrensbegleitende Kontrollen über das Vorliegen 
einzelner Anspruchsvoraussetzungen, vgl. Schrömbges, in: ZfZ 1997, S. 290 (293). 

405  Aus diesem Grund ist es von Bedeutung, dass sämtliche Unterlagen nach Gewäh-
rung der Ausfuhrerstattung noch zur Verfügung stehen. § 13 Abs. 2 Ausfuhrerstat-
tungsverordnung ordnet daher an, dass der Ausführer alle Unterlagen sechs Jahre 
lang aufzubewahren hat. Diese Aufbewahrungsfrist trifft auch den Vorlieferanten, 
sofern dieser Kenntnis von der Ausfuhr hatte oder hätte haben müssen. 

406  Schrömbges, in: ZfZ 1997, S. 290 (294). Die Auskunftspflichtigen haben dazu ge-
mäß § 13a Ausfuhrerstattungsverordnung den Zollbeamten sämtliche Unterlagen 
vorzulegen, Auskunft zu erteilen und Unterstützung zu gewähren. 

407  Schrömbges, in: ZfZ 1997, S. 290 (293). Die Prüfungsmaßnahmen werden auf 
Grund einer Risikoanalyse durchgeführt. Das Ergebnis ist eine bestimmte Auswahl 
und ein bestimmter Prüfungsumfang. In Deutschland werden die Prüfungen standar-
disiert IT-gestützt mit dem Prüfungsprogramm PROFIT (Prüfungsorientierte Form 
von Informationstechnik) durchgeführt. 
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3. Teil: Rückabwicklung der an den Abtretungs-
empfänger gezahlten Ausfuhrerstattungen 

Sofern eine Behörde Beträge, die durch Verwaltungsakt bewilligt bzw. fest-
gesetzt werden, zu Unrecht ausgezahlt hat, können die zu Unrecht geleiste-
ten Beträge nicht einfach zurückgefordert werden. Es muss vielmehr im 
Gemeinschaftsrecht wie im nationalen Recht, in zwei Schritten vorgegangen 
werden408. 

Weil der Verwaltungsakt, durch den die ausgezahlten Beträge bewilligt bzw. 
festgesetzt wurden, einen Rechtsgrund für das Behaltendürfen der Leistung 
bildet, bedarf es zunächst einer Rücknahme dieses Verwaltungsaktes409. Die-
se Rücknahme eines Verwaltungsaktes ist selbst ein Verwaltungsakt410. 

Sodann ist der Weg frei für die Rückforderung der Beträge411, die ebenfalls 
durch Verwaltungsakt erfolgt412. 

Rücknahme und Rückforderung können miteinander verbunden werden413. 
Spricht die Behörde nur einen Rückforderungsverwaltungsakt aus, enthält 
dieser zugleich stillschweigend die Rücknahme des Bewilligungsverwal-
tungsaktes414. 

Die Rückabwicklung der an den Abtretungsempfänger gezahlten Ausfuhrer-
stattungen415 setzt somit voraus, dass zunächst der Ausfuhrerstattungsbe-

                                            
408  Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310); Pieper, Rückforderung von Ausfuhr-

erstattungen, S. 107 f., 155. Vgl. auch für das deutsche Recht Kopp/Ramsauer, 
VwVfG, § 49a, Rn. 7a ff. 

409  Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310); Pieper, Rückforderung von Ausfuhr-
erstattungen, S. 107 f., 155. Vgl. auch Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 49a, Rn. 7a ff. 

410  Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 2, § 51, Rn. 106. 
411  Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310). 
412  Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310); Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 49a, 

Rn. 11; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 2, § 55, Rn. 20. 
413  Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310); Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs 

(Hrsg.), VwVfG, § 49a, Rn. 35. 
414  BVerwG, in: BVerwGE 67, S. 305 (313); OVG NRW, in: NWVBl 1993, S. 393 

(394); Ehlers, in: GewArch 45 (1999), S. 305 (310); Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs 
(Hrsg.), VwVfG, § 49a, Rn. 38. 

415  Zur Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen von dem Ausführer vgl. ausführlich 
Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 29 ff.; sowie Feit, Schutz der fi-
nanziellen Interessen, S. 187 ff.; Halla-Heißen/Kirchhoff, in: ZfZ 2000, S. 326 ff.; 
Stange, in: ZfZ 1999, S. 146 ff. 
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scheid zurückgenommen416 (dazu sogleich A.), und dann die Ausfuhrerstat-
tungen zurückgefordert wird417 (dazu unten B.). 

A. Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides 
Für die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides durch das Hauptzoll-
amt Hamburg-Jonas muss zunächst eine Rechtsgrundlage bzw. Ermächti-
gungsgrundlage gefunden werden (dazu sogleich I.). Anschließend werden 
die Voraussetzungen der Rechtsgrundlage (dazu unten II.) und deren Rechts-
folgen (dazu unten III.) untersucht. 

I. Rechtsgrundlage 

Zu prüfen ist, ob sich eine Rechtsgrundlage für die Rücknahme des Aus-
fuhrerstattungsbescheides im Gemeinschaftsrecht (dazu sogleich 1.) oder im 
nationalen Recht (dazu unten 2.) findet. 

1. Gemeinschaftsrechtliche Rechtsgrundlage 

a) Geschriebene Rechtsgrundlage 

aa) Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 

Eine geschriebene gemeinschaftsrechtliche Rechtsgrundlage könnte Art. 52 
Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 sein. Danach sind zu Unrecht erhaltene 
Ausfuhrerstattungen zurückzuzahlen. 

Weil diese Norm jedoch nicht die Voraussetzungen normiert, unter denen die 
Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides zulässig ist, handelt es sich 
hierbei nicht um eine Ermächtigungsgrundlage für die Rücknahme des von 

                                            
416  BFH , in: BFHE 169, S. 570 (574) = in: ZfZ 1993, S. 111 (112). Anders wäre es nur, 

wenn es sich bei dem Ausfuhrerstattungsbescheid um einen vorläufigen Verwal-
tungsakt handelt. Denn ein vorläufiger Verwaltungsakt muss nach h.M. nicht zu-
rückgenommen werden (vgl. dazu Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 48, Rn. 17), so dass 
die Leistung direkt zurückgefordert werden kann. Da es sich bei dem Ausfuhrerstat-
tungsbescheid jedoch nicht um einen vorläufigen Verwaltungsakt handelt (vgl. dazu 
Schrömbges, in: ZfZ 1997, S. 419 (425)), bleibt es dabei, dass dieser zunächst zu-
rückgenommen werden muss, bevor die Ausfuhrerstattung zurückgefordert werden 
kann. 

417  BFH , in: BFHE 169, S. 570 (574) = in: ZfZ 1993, S. 111 (112). 
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dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas erlassenen Ausfuhrerstattungsbeschei-
des418. 

bb) Art. 8, 9 ZK 

Gemeinschaftseinheitliche Regelungen zur Aufhebung von Entscheidungen 
finden sich in Art. 8 ZK (Rücknahme)419 und Art. 9 ZK (Widerruf)420. Die 
Anwendung dieser Normen ist grundsätzlich auf zollrechtliche Entschei-
dungen beschränkt, sofern nicht auf die Vorschriften des Zollkodexes ver-
wiesen wird421. 

Weil hinsichtlich der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides nicht 
auf den Zollkodex verwiesen wird und ein Ausfuhrerstattungsbescheid keine 
zollrechtliche Entscheidung darstellt422, sind die Art. 8 und 9 ZK nicht auf 
die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides anwendbar423. 

b) Ungeschriebener allgemeiner Rechtsgrundsatz der Rücknahme 
von Verwaltungsakten bei zentraler Durchführung von Gemein-
schaftsrecht 

Nach umstrittener Ansicht kommt allgemeinen Rechtsgrundsätzen424 als un-
geschriebenen Regeln des Gemeinschaftsrechts Vorrang425 vor nationalem 
                                            
418  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 107 f., 155. Sie stellt jedoch eine 

Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung der Ausfuhrerstattungen dar, vgl. 
unten 3. Teil, B., I. 

419  Gem. Art. 8 ZK ist eine Entscheidung zurückzunehmen, wenn sie auf Grund unrich-
tiger oder unvollständiger Tatsachen ergangen ist und auf Grund der tatsächlichen 
Rechtslage nicht hätte ergehen dürfen. 

420  Nach Art. 9 ZK ist ein Widerruf einer Entscheidung zulässig, sofern eine oder meh-
rer Voraussetzungen für ihren Erlass in anderen als den in Art 8 bezeichneten Fällen 
nicht erfüllt waren oder nicht erfüllt werden. 

421  Witte, in: ders. (Hrsg.), Zollkodex, Vor Art. 8, Rn. 4. 
422  EuGH, Rs. C-334/95 (Krüger./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 1997-I, S. 4517 

(4551, Rn. 36 ff.). 
423  Vgl. Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 33 f., 145 f. Für eine analo-

ge Anwendung des Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 bzw. der Art. 8 und 
9 ZK fehlt es bereits an einer planwidrigen Lücke, denn es gibt mit § 10 Abs. 1 S. 1 
MOG eine Regelung für die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides (vgl. da-
zu unten 3. Teil, A., I., 2.). 

424  Zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts vgl. etwa Bleck-
mann, Europarecht, Rn. 572 ff.; Götz, in: EuR 1986, S. 29 (43 ff.); Lecheler, 
Rechtsgrundsätze, S. 39 ff.; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 404 ff.; Schwarze, 
in: DVBl. 1996, S. 881 (883 ff.). Vgl. ferner unten 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), 
(bb) und 4. Teil, C., II., 2. 

425  Zum Vorrang des Gemeinschaftsrechts vgl. unten 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 
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Recht zu, sofern der EuGH eine Präzisierung bzw. Konkretisierung in der 
Art vorgenommen hat, dass sie unmittelbar anwendbar426 sind427. 

Einen konkretisierten allgemeinen Rechtsgrundsatz der Rücknahme von 
Verwaltungsakten hat der EuGH zwar für die zentrale Durchführung von 
Gemeinschaftsrecht entwickelt428. Hingegen existiert kein allgemeiner 
Rechtsgrundsatz der Rücknahme von Verwaltungsakten für die dezentrale 
Durchführung von Gemeinschaftsrecht. 

Sollte sich also herausstellen, dass Ausfuhrerstattungen dezentral durchge-
führt werden, gibt es keinen allgemeinen Rechtsgrundsatz, der für die Rück-
nahme des Ausfuhrerstattungsbescheides herangezogen werden kann. Folg-
lich müsste dann vorliegend (noch429) keine Stellung dazu genommen wer-
den, ob den allgemeinen Rechtsgrundsätzen tatsächlich Vorrang gegenüber 
nationalem Recht zukommt. 

aa) Durchführung von Gemeinschaftsrecht 

(1) Begriff der „Durchführung“ 

Die Verwirklichung von Gemeinschaftsrecht im innerstaatlichen Bereich 
wird allgemein unter dem Begriff der „Durchführung“ zusammengefasst430. 
Dabei wird die Durchführung von Gemeinschaftsrecht im Wege des Erlasses 
von Rechtsnormen als „Ausführung“, der Erlass von Einzelmaßnahmen 
durch Gerichte und Behörden als „Anwendung“ (bzw. teilweise der Erlass 
von Einzelmaßnahmen durch Behörden als „Vollzug“) bezeichnet431. In die-

                                            
426  Zur unmittelbaren Anwendbarkeit von Gemeinschaftsrecht vgl. unten 3. Teil, A., II., 

1., b). 
427  Vgl. dazu unten 4. Teil, D., I., 2., b), cc), (3). 
428  EuGH, verb. Rs. 7/56 u. 3-7/57 (Algera u.a../.Gemeinsame Versammlung), in: Slg. 

1957, S. 83 (118 f.); Rs. 14/61 (Koninklijke Nederlandsche Hoogovens en Staal-
fabrieken./.Hohe Behörde), in: Slg. 1962, S. 511 (543 ff.). Dazu Schwarze, Europäi-
sches Verwaltungsrecht, S. 960 ff. 

429  Vgl. dazu aber unten 4. Teil, D., I., 2., b), cc), (3). 
430  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 17. 
431  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 25; Boest, Ag-

rarmärkte, S. 285; Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 17 f.; Schroeder, 
Gemeinschaftsrechtssystem, S. 387; Zuleeg, Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten, S. 47 f. Kritisch zum Begriff „Vollzug“ von Danwitz, Verwaltungsrechtliches 
System, S. 17 ff.; Schroeder, in: AöR 129 (2004), S. 3 (10). 
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sem Sinne wird der Begriff der Durchführung auch durch das Gemein-
schaftsrecht432 und durch den EuGH verwendet433. 

(2) Zentrale oder dezentrale Durchführung 

Hinsichtlich der Durchführung von Gemeinschaftsrecht ist zwischen der 
zentralen Durchführung und der dezentralen Durchführung zu unterschei-
den434. 

Kennzeichen der zentralen Durchführung ist, dass das primäre bzw. sekun-
däre Gemeinschaftsrecht von den Gemeinschaftsorganen selbst durchgeführt 
wird435. 

Obliegt den Gemeinschaftsorganen die Durchführung von Gemeinschafts-
recht nicht kraft Organisationsgewalt oder ausdrücklicher Zuweisung, fällt 
die Durchführung von Gemeinschaftsrecht in die Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten. Diese dezentrale Durchführung stellt den Regelfall dar436. 

                                            
432  Vgl. etwa Art. 2, Art. 4 Abs. 2, Art. 202, Spiegelstrich 3 und Art. 211, Spiegelstrich 4 

EG. 
433  Vgl. etwa EuGH, Rs. 23/75 (Rey Soda./.Cassa Conguaglio Zucchero), in: Slg. 1975, 

S. 1279 (1304, Rn. 25/26); verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor 
u.a../.Bundesrepublik Deutschland), in: Slg. 1983, S. 2633 (2665, Rn. 17); 
Rs. 175/84 (Krohn./.Kommission), in: Slg. 1986, S. 753 (767, Rn. 19). 

434  Vgl. Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 388 m.w.N.; ders., in: AöR 129 
(2004), S. 3 (10). Die Literatur unterscheidet zum Teil insoweit zwischen einem „di-
rekten“ und einem „indirekten Vollzug“ des Gemeinschaftsrechts (vgl. etwa Kadel-
bach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 18 f.; Pühs, Vollzug von Gemeinschafts-
recht, S. 74 ff.). Neben den Argumenten, die bereits gegen den Begriff des Vollzugs 
sprechen, spricht gegen eine Unterscheidung von „indirektem“ und „direktem“ Voll-
zug, dass auch unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht von den Mitgliedstaa-
ten direkt durchgeführt wird (Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 388). 

435  Vgl. etwa Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 18 (für den „direkten Voll-
zug“) m.w.N. Soweit diese Tätigkeit die bloße Organisation, beispielsweise der 
Kommission und der ihr nachgeordneten Dienststellen, Personal oder Haushalt be-
trifft, ist von gemeinschaftsinterner zentraler Durchführung die Rede. Soweit die 
EG-Eigenverwaltung nach außen gerichtet ist, sich also an den Gemeinschaftsbürger 
wendet, spricht man von gemeinschaftsexterner zentraler Durchführung (vgl. etwa 
Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 18). 

436  Vgl. etwa Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 18 f. (für den „indirekten 
Vollzug“). Soweit dieser Tätigkeit unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht 
zugrunde liegt, spricht man von unmittelbarer dezentraler Durchführung. Hingegen 
handelt es sich um mittelbare dezentrale Durchführung, wenn die Mitgliedstaaten 
nationales Recht anwenden, das zur Ausführung von Gemeinschaftsrecht erlassen 
wurde (vgl. etwa Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 19). 
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bb) Keine Anwendbarkeit bei der Rücknahme des Ausfuhrerstat-
tungsbescheides als dezentrale Durchführung von Gemein-
schaftsrecht 

Hinsichtlich der Ausfuhrerstattungen wird Gemeinschaftsrecht (insbesonde-
re die VO (EG) Nr. 800/99) durch nationale Behörden (in Deutschland ins-
besondere durch das Hauptzollamt Hamburg-Jonas437) angewendet. Somit 
liegt eine dezentrale Durchführung von Gemeinschaftsrecht vor438. 

Demzufolge ist der von dem EuGH für die zentrale Durchführung von Ge-
meinschaftsrecht entwickelte allgemeine Rechtsgrundsatz der Rücknahme 
von Verwaltungsakten nicht auf die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbe-
scheides anwendbar. Der eingangs dargestellte Streit muss (noch) nicht nä-
her ausgeführt bzw. entschieden werden439. 

c) Ergebnis 

Es findet sich weder im geschriebenen noch im ungeschriebenen Gemein-
schaftsrecht eine Rechtsgrundlage für die Rücknahme des Ausfuhrerstat-
tungsbescheides. 

2. Nationale Rechtsgrundlage bei dezentraler Durchführung von 
Gemeinschaftsrecht 

a) Anwendbarkeit bei dezentraler Durchführung von Gemein-
schaftsrecht 

Fraglich ist, ob eine nationale Rechtsgrundlage bei dezentraler Durchfüh-
rung von Gemeinschaftsrecht überhaupt anwendbar ist. Dies hat der EuGH 
in dem Urteil des EuGH in der Rechtssache Deutsche Milchkontor440 bejaht. 
Dort heißt es: „Im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen, auf denen 
das institutionelle System der Gemeinschaft beruht und die die Beziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten beherrschen, ist es ge-
mäß Art. 5 EWG-Vertrag (Anm. des Verf.: nunmehr Art. 10 EG) Sache der 
Mitgliedstaaten, in ihrem Hoheitsgebiet für die Durchführung der Gemein-
schaftsregelungen [… ] zu sorgen. Soweit das Gemeinschaftsrecht ein-
                                            
437  Vgl. oben 1. Teil, A., II.; 2. Teil, A.; 2. Teil, C. 
438  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 27 (indirekter Vollzug). Weil der 

Tätigkeit der nationalen Behörden insbesondere die unmittelbar anwendbare VO 
(EG) Nr. 800/99 zugrunde liegt, handelt es sich um unmittelbare dezentrale Durch-
führung von Gemeinschaftsrecht. 

439  Vgl. dazu aber unten 4. Teil, D., I., 2., b), cc), (3). 
440  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-

land), in: Slg. 1983, S. 2633 ff. 



A. Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides 

77 

schließlich der allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen Grundsätze hierfür 
keine gemeinsamen Vorschriften enthält, gehen die nationalen Behörden bei 
dieser Durchführung der Gemeinschaftsregelungen nach den formellen und 
materiellen Bestimmungen ihres nationalen Rechts vor [… ]“ 441. 

b) Nationale Rechtsgrundlage 

Weil somit eine nationale Rechtsgrundlage bei der dezentralen Durchfüh-
rung von Gemeinschaftsrecht angewendet werden kann, ist nun zu untersu-
chen, ob sich im nationalen Recht eine Rechtsgrundlage für die Rücknahme 
des Ausfuhrerstattungsbescheides findet. 

aa) § 10 Abs. 1 S. 1 MOG 

Gemäß § 10 Abs. 1 S. 1 MOG442 sind rechtswidrige begünstigende Beschei-
de, in den Fällen der §§ 6 und 8 MOG, auch nachdem sie unanfechtbar ge-
worden sind, zurückzunehmen. 

In § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a MOG443 wird das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft dazu ermächtigt, zur 
Durchführung von Ausfuhrerstattungen Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Aufgrund dieser Ermächtigung (i.V.m. § 13 Abs. 1 S. 1, § 15 S. 1, § 16 und 
§ 31 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 MOG) hat das Bundesministerium für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Landwirtschaft die bereits angesprochene Ausfuhrer-
stattungsverordnung erlassen. Gemäß § 16 Abs. 1 S. 1 Ausfuhrerstattungs-
verordnung wird die Ausfuhrerstattung durch den Ausfuhrerstattungsbe-
scheid festgesetzt444. 

Folglich handelt es sich bei dem Erlass des Ausfuhrerstattungsbescheides 
um einen der „Fälle“ des § 6 MOG, so dass er gemäß § 10 Abs. 1 S. 1 MOG 
zurückgenommen werden kann445, sofern dessen Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

                                            
441  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-

land), in: Slg. 1983, S. 2633 (2665, Rn. 17). 
442  Vgl. dazu ausführlich Busse, MOG, S. 89 ff. 
443  Vgl. zu § 6 MOG Busse, MOG, S. 64 ff. 
444  Vgl. oben 2. Teil, C., III. 
445  So auch Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 57 und 108, unklar 

hingegen auf S. 155 f. 
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bb) Subsidiarität von § 48 VwVfG 

§ 48 Abs. 1 S. 1 VwVfG des Bundes446 enthält eine allgemeine Regelung 
über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. Fraglich ist, ob diese 
Norm auf die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides (ebenfalls) an-
wendbar ist. 

Allerdings bestimmt § 1 Abs. 1 letzter HS und Abs. 2 letzter HS VwVfG des 
Bundes, dass das VwVfG des Bundes nur gilt, „soweit nicht Rechtsvor-
schriften des Bundes inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen 
enthalten“. Hierin kommt der Grundsatz der Subsidiarität der Vorschriften 
des VwVfG zum Ausdruck447. 

Weil § 10 Abs. 1 S. 1 MOG eine inhaltsgleiche Regelung wie § 48 Abs. 1 
S. 1 VwVfG enthält (Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigenden Ver-
waltungsaktes), wird § 48 Abs. 1 S. 1 VwVfG von § 10 Abs. 1 S. 1 MOG 
verdrängt. 

3. Ergebnis 

Somit ist § 10 Abs. 1 S. 1 MOG auf die Rücknahme des Ausfuhrerstattungs-
bescheides als Rechtsgrundlage anwendbar448. 

                                            
446  Auch in den Bundesländern finden sich entsprechende Vorschriften. Weil es sich 

jedoch bei dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas um eine Bundesbehörde handelt (vgl. 
§ 1 Nr. 4 Finanzverwaltungsgesetz (FVG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 2006, in: BGBl. I 2006 vom 24. April 2006, S. 846 ff.), findet das Verwal-
tungsverfahrensgesetz des Bundes Anwendung, denn dies gilt grundsätzlich für die 
öffentlichrechtliche Verwaltungstätigkeit von Bundesbehörden (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1 
VwVfG des Bundes). 

447  Vgl. dazu etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 1, Rn. 3, 30 ff. Kehrseite der Subsidiari-
tät ist die Ergänzungsfunktion des VwVfG. Es kommt immer dann zur Anwendung, 
wenn speziellere Regelungen unvollständig sind oder ergänzend auf das VwVfG 
verweisen (zu letzterem vgl. unten 3. Teil, A., II., 2., a)). 

448  Zur Unanwendbarkeit der AO und damit § 130 AO vgl. Barnstedt, Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisationen, S. 345 ff. m.w.N. Vgl. allgemein zu § 130 AO 
Rüsken, in: Klein (Begr.), AO, § 130, Rn. 1 ff. Ferner ist anzumerken, dass § 10 Abs. 
1 S. 1 MOG weder aufgrund einer direkten Kollision mit einer Rechtsgrundlage im 
Gemeinschaftsrecht (vgl. dazu unten 3. Teil, A., II., 2., b), bb) (1)), noch aufgrund 
einer sog. Sperrwirkung durch abschließende Ausübung einer konkurrierenden 
Kompetenz der Gemeinschaft (vgl. dazu unten 3. Teil, A., II., 2., b), bb) (2)) unan-
wendbar ist. 
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II. Voraussetzungen der Rücknahme gemäß § 10 Abs. 1 S. 1 
MOG 

Nunmehr sind die Voraussetzungen für die Rücknahme des Ausfuhrerstat-
tungsbescheides nach § 10 Abs. 1 S. 1 MOG zu untersuchen. 

1. Rechtswidrigkeit eines begünstigenden Verwaltungsaktes 

§ 10 Abs. 1 S. 1 MOG bestimmt, dass nur rechtswidrige begünstigende 
Verwaltungsakte zurückzunehmen sind. 

a) Ausfuhrerstattungsbescheid als begünstigender Verwaltungsakt 

Dass es sich bei dem Ausfuhrerstattungsbescheid um einen Verwaltungsakt 
handelt, ist bereits oben ist festgestellt worden449. Da mit dem Ausfuhrerstat-
tungsbescheid eine Geldleistung festgesetzt wird, handelt es sich dabei auch 
um einen begünstigenden Verwaltungsakt450. 

b) Rechtswidrigkeit des Ausfuhrerstattungsbescheids wegen Versto-
ßes gegen die unmittelbar anwendbare VO (EG) Nr. 800/99 

Weiterhin muss der Ausfuhrerstattungsbescheid rechtswidrig sein. Eine 
Rechtswidrigkeit kommt insbesondere dann in Betracht, wenn Ausfuhrer-
stattungen im Ausfuhrerstattungsbescheid festgesetzt wurden, obwohl die in 
der VO (EG) Nr. 800/99 normierten Voraussetzungen nicht erfüllt wurden. 

Es ist aber zu beachten, dass der Ausfuhrerstattungsbescheid, wenn er gegen 
Gemeinschaftsrecht verstößt, nicht ohne weiteres rechtswidrig i.S.d. natio-
nalen Rechts, d.h. i.S.d. § 10 Abs. 1 S. 1 MOG, ist. Dies gilt deshalb, weil 
das Gemeinschaftsrecht und das nationale Recht jeweils eigenständige 
Rechtsordnungen sind451. 

Der Ausfuhrerstattungsbescheid ist nur rechtswidrig i.S.d. § 10 Abs. 1 S. 1 
MOG, wenn das Gemeinschaftsrecht, gegen welches er verstößt, unmittelbar 

                                            
449  Vgl. oben 2. Teil, C., III. 
450  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 58. Vgl. dazu auch Baden, in: 

ZfZ 1991, S. 310 (315 f.). 
451  Vgl. etwa EuGH, Rs. 6/64 (Costa./.ENEL), in: Slg. 1964, S. 1251 (1269); Rs. 11/70 

(Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Fut-
termittel), in: Slg. 1970, S. 1125 (1135, Rn. 3); von Danwitz, Verwaltungsrechtliches 
System, S. 395; Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 261; Oppermann, Euro-
parecht, § 6, Rn. 5 und § 7, Rn. 2. Ferner unten 4. Teil, C., II., 1., b). 
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im innerstaatliche Bereich anwendbar ist452. Unmittelbar anwendbar ist eine 
Norm des Gemeinschaftsrechts, wenn sie hinreichend bestimmt bzw. klar ist 
und sie keiner nationalen Ausführungsnorm mehr bedarf. Vielmehr ordnet 
sie Rechtsfolgen im innerstaatlichen Bereich und Gestaltung von Rechtsbe-
ziehungen zwischen Rechtssubjekten aus sich heraus an, kann also zur Lö-
sung eines konkreten Rechtsfalls herangezogen werden453. Das Gemein-
schaftsrecht gilt nicht nur im Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander, 
sondern kann sich auch an die Bürger der Mitgliedstaaten direkt wenden und 
ihnen Rechte geben oder Pflichten auferlegen454. Mitgliedstaatliche Behör-
den und Gerichte haben es als geltendes Recht anzuwenden455. Insbesondere 
Verordnungen sind in allen ihren Teilen verbindlich und unmittelbar in je-
dem Mitgliedstaat anwendbar, Art. 249 UAbs. 2 EG. 

Als Verordnung ist die VO (EG) Nr. 800/99 unmittelbar im innerstaatlichen 
Rechtsraum anwendbar, so dass ein Verstoß gegen die dort normierten Vor-
aussetzungen die Rechtswidrigkeit des Ausfuhrerstattungsbescheides i.S.d. § 
10 Abs. 1 S. 1 MOG zur Folge hat. 

2. Kein Vertrauensschutz gemäß § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG als 
weitere Voraussetzung? 

a) Nationales Recht: entsprechende Anwendbarkeit des § 48 Abs. 2 
bis 4 VwVfG aufgrund gesetzlicher Anordnung in § 10 Abs. 1 S. 1 
HS. 2 MOG 

Ausdrücklich enthält § 10 Abs. 1 S. 1 MOG, neben der Voraussetzung, dass 
nur rechtswidrige begünstigende Verwaltungsakte zurückzunehmen sind, 
keine weiteren Voraussetzungen. 

Allerdings bestimmt § 10 Abs. 1 S. 1 MOG, dass § 48 Abs. 2 bis 4 VwVfG 
anzuwenden ist. In § 48 Abs. 2 bis 4 VwVfG456 sind bestimmte Konstellati-
onen normiert, in denen das Vertrauen des von dem Verwaltungsakt Begüns-

                                            
452  Vgl. zur unmittelbaren Anwendbarkeit von Gemeinschaftsrecht etwa Kadelbach, 

Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 57 ff. m.w.N.; Oppermann, Europarecht, § 7, 
Rn. 10 m.w.N.; Pühs, Vollzug von Gemeinschaftsrecht, S. 374 ff. m.w.N. 

453  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 20, 57 f. 
454  St. Rspr. seit: EuGH, Rs. 26/62 (Van Gend & Loos./.Niederländische Finanzverwal-

tung), in: Slg. 1963, S 1 (26); Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 58; Op-
permann, Europarecht, § 7, Rn. 10. 

455  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 58, 150 ff. 
456  Vgl. dazu etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 48, Rn. 84 ff. 
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tigten457 schutzwürdig ist (z.B. Wegfall der Bereicherung, Ablauf der Frist). 
Möglicherweise ergeben sich daher aufgrund der gesetzlichen Anordnung 
der Anwendbarkeit von § 48 Abs. 2 und458 Abs. 4 VwVfG entsprechend459 
weitere Voraussetzungen, die bei der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbe-
scheides zu beachten sind. 

b) Unanwendbarkeit von § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG aufgrund 
des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts 

Weitere Voraussetzungen wären jedoch nicht an die Rücknahme des Aus-
fuhrerstattungsbescheides zu stellen, wenn § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG, 
trotz der Anordnung der entsprechenden Anwendbarkeit in § 10 Abs. 1 S. 1 
MOG, aufgrund des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts unanwendbar ist. 

aa) Vorrang des Gemeinschaftsrechts 

Es ist im Grundsatz nicht mehr streitig und kann daher vorliegend vorausge-
setzt werden, dass dem primären wie sekundären Gemeinschaftsrecht ge-
genüber dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten460 Vorrang zukommt461. 

Die weitgehende Einigkeit darf freilich nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
über die dogmatische Herleitung bzw. Gründe des Vorrangs sowie seine 
Reichweite, noch kein Einvernehmen erzielt werden konnte. Dies ist jedoch 

                                            
457  Eine entsprechende Anwendbarkeit scheitert nicht bereits daran, dass der Abtre-

tungsempfänger nicht Begünstigter i.S.d. § 48 VwVfG ist. Begünstige i.S.d. § 48 
Abs. 2 VwVfG sind nämlich die Adressaten des Verwaltungsaktes (Sachs, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs, VwVfG, § 48 Rn. 122). Als Adressat des Ausfuhrerstattungsbe-
scheides (vgl. dazu oben 2. Teil, C., III.) wäre der Abtretungsempfänger daher Be-
günstigter i.S.d. § 48 VwVfG. 

458  § 48 Abs. 3 VwVfG kommt nicht in Betracht, weil hiervon nur begünstigende Ver-
waltungsakte erfasst werden, die nicht eine Geld- oder Sachleistung zum Gegens-
tand haben. Gegenstand des Ausfuhrerstattungsbescheides ist jedoch eine Geldleis-
tung, vgl. oben 3. Teil, II., 1. a). 

459  Vgl. zur entsprechenden Anwendbarkeit aufgrund gesetzlicher Anordnung oben 
2. Teil, B., I., b), bb). 

460  Vgl. dazu, dass die Verfassungen einiger Mitgliedstaaten ausdrücklich den Vorrang 
des Gemeinschaftsrechts anerkennen Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
S. 196 f. 

461  St. Rspr. seit EuGH, Rs. 6/64 (Costa./.ENEL), in: Slg. 1964, S. 1251 (1269 f.). Vgl. 
ferner etwa Gellermann, in: Rengeling/Middeke/Gellermann (Hrsg.), Handbuch des 
Rechtsschutzes, § 34, Rn. 3 ff.; Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 277 ff.; 
Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 54 ff. m.w.N.; Oppermann, Europa-
recht, § 7, Rn. 2 ff.; Streinz, Europarecht, Rn. 201 ff. 
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an dieser Stelle ohne Auswirkung und muss daher (noch) nicht ausführlich 
dargestellt werden462. 

Der EuGH hat entschieden, dass es sich bei dem Vorrang des Gemein-
schaftsrechts um einen Anwendungsvorrang handelt463, der die Unanwend-
barkeit des nationalen Rechts bewirkt464. Somit wird die dem Gemein-
schaftsrecht zuwiderlaufende nationale Rechtsnorm nicht ungültig bzw. 
nichtig465, sondern sie kann wieder angewendet werden, sobald die Kollisi-
onslage, etwa durch Änderung der gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift, be-
hoben wird466. 

bb) Unanwendbarkeit 

(1) Unanwendbarkeit aufgrund einer direkten Kollision mit Art. 52 
Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 (Normvorrang) 

Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 enthält für die Rückforderung der Aus-
fuhrerstattungen467 eine Regelung des Vertrauensschutzes468. Diese Regelung 
stellt gegenüber § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG eine Einschränkung des 
Vertrauensschutzes dar469. So beträgt z.B. die Frist zur Rücknahme nach 
§ 48 Abs. 4 VwVfG ein Jahr, während nach Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buch-
stabe b VO (EG) Nr. 800/99 die Ausfuhrerstattungen vier Jahre lang zurück-
gefordert werden können. 

Möglicherweise ist aufgrund dieser unterschiedlichen Regelung § 48 Abs. 2 
und Abs. 4 VwVfG wegen des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts unan-
wendbar. 

                                            
462  Vgl. dazu aber unten 4. Teil, C., II., 1. b). Ausführliche Darstellung etwa bei Kadel-

bach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 184 ff. Einen kürzeren Überblick etwa bei 
Gellermann, in: Rengeling/Middeke/Gellermann (Hrsg.), Handbuch des Rechts-
schutzes, § 34, Rn. 3 ff. und 12 ff. 

463  EuGH, Rs. 6/64 (Costa./.ENEL), in: Slg. 1964, S. 1251 (1269). 
464  Vgl. etwa EuGH, verb. Rs. C-10 bis C-22/97 (Ministero delle Finan-

ze./.IN.CO.GE’90 u.a.), in: Slg. 1998-I, S. 6307 (6332, Rn. 20); bereits Rs. C 184/89 
(Nimz./.Hansestadt Hamburg), in: Slg. 1991-I, S. 297 (320, Rn. 18 f.). Missverständ-
lich noch Rs. 106/77 (Staatliche Finanzverwaltung./.Simmenthal), in: Slg. 1978, S. 
629 (644, R. 17/18). 

465  So aber Grabitz, Gemeinschaftsrecht bricht nationales Recht, passim. Ähnlich Nie-
dobitek, in: VerwArch 92 (2001), S. 63 ff. 

466  Gellermann, in: Rengeling/Middeke/Gellermann (Hrsg.), Handbuch des Rechts-
schutzes, § 34, Rn. 10 m.w.N. 

467  Vgl. dazu unten 3. Teil, B., III., 2. 
468  66. Erwägungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99. 
469  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 177. 
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Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts erfasst unbestritten „unmittelbare“ 
oder „direkte“ Konfliktlagen, in denen spezifische Sachfragen in gemein-
schaftsrechtlichen Normen und nationalen Normen unterschiedlich geregelt 
werden470. Zwar hat der EuGH nie ausdrücklich erklärt, wie weit diese 
normhierarchische Wirkung des Vorrangs in Bezug auf derartige Konfliktla-
gen reicht. Er hat lediglich darauf hingewiesen, dass aufgrund des Vorrangs 
des Gemeinschaftsrechts „jede entgegenstehende Bestimmung des geltenden 
staatlichen Rechts ohne weiteres unanwendbar wird“471, ohne zu sagen, 
wann eine Vorschrift des nationalen Rechts dem Gemeinschaftsrecht „ent-
gegensteht“. Jedoch stellte er später fest, dass eine Unvereinbarkeit von na-
tionalen Regelungen mit Gemeinschaftsrecht insbesondere vorliegt, wenn 
nationale Vorschriften „gegen die gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen 
verstoßen“472. Hieraus wird geschlossen, dass ein den normhierarchischen 
Vorrang auslösender Verstoß des nationalen Rechts gegen Gemeinschafts-
recht dann vorliegt, wenn diese eine unterschiedliche Regelung in Bezug auf 
einen identischen Sachverhalt treffen (sog. direkte Kollision)473. 

Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 regelt den Vertrauensschutz bei der 
Rückforderung der Ausfuhrerstattungen und damit nicht denselben Sachver-
halt wie § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG, der aufgrund der Anordnung der 
entsprechenden Anwendbarkeit in § 10 Abs. 1 S. 1 MOG den Vertrauens-
schutz bei der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides bestimmen 
soll. Somit liegt, auch wenn Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 und § 48 
Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG den Vertrauensschutz unterschiedlich ausgestal-
ten, keine den normhierarchischen Vorrang (Normvorrang) auslösende di-
rekte474 Kollision vor. 

                                            
470  Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 398 f. 
471  EuGH, Rs. 106/77 (Staatliche Finanzverwaltung./.Simmenthal), in: Slg.1978, S. 629 

(644, Rn. 17/18). 
472  EuGH, Rs. 218/85 (CERAFEL./.Le Campion), in: Slg. 1986, S. 3513 (3532, 

Rn. 13). 
473  Vgl. etwa Gellermann, in: Rengeling/Middeke/Gellermann (Hrsg.), Handbuch des 

Rechtsschutzes, § 34, Rn. 2 ff.; Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 27 f.; 
Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 399; Sinnaeve, Rückforderung, S. 114. 

474  Ob in der unterschiedlichen Ausgestaltung eine indirekte Kollision (zur Problematik 
der indirekten Kollisionen vgl. ausführlich etwa Kadelbach, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, passim; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 170 ff. (insbesondere 
S. 249 ff.); Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 384 ff.; Stolba, Europäisie-
rung staatlicher Beihilfen, S. 155 ff.) liegt, muss, selbst wenn man eine indirekte 
Kollision auch zwischen gemeinschaftsrechtlichem Verfahrensrecht und nationalem 
Verfahrensrecht anerkennt (so etwa Rohde, Vorläufiger Rechtsschutz, S. 120 f.), 
nicht entschieden werden. Der Grund hierfür ist, dass indirekte Kollisionen zur Mo-
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(2) Unanwendbarkeit aufgrund des Art. 52 Abs. 4 VO (EG) 
Nr. 800/99 als abschließende Ausübung einer konkurrierenden 
Kompetenz (Kompetenzvorrang) 

Auch wenn keine direkte Kollision bzw. kein Normkonflikt zwischen Art. 
52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 und § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG vorliegt, 
könnte sich dennoch die Unanwendbarkeit von § 48 Abs. 2 und Abs. 4 
VwVfG aufgrund eines Kompetenzkonflikts zwischen der Gemeinschaft und 
der Bundesrepublik Deutschland ergeben. 

Hierfür wäre zunächst erforderlich, dass für den Vertrauensschutz im Rah-
men der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen eine Kompetenz der Ge-
meinschaft besteht, und dass es sich bei dieser Kompetenz um eine konkur-
rierende Kompetenz zwischen der Gemeinschaft und der Bundesrepublik 
Deutschland handelt (dazu sogleich (a)). 

Zudem müsste die Gemeinschaft diese konkurrierende Kompetenz mit Art. 
52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 abschließend ausgeübt haben. Dann würde 
für die nationale Ausübung der konkurrierenden Kompetenz durch eine Re-
gelung des Vertrauensschutzes im Rahmen der Rückabwicklung der Aus-
fuhrerstattungen in § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG kein Raum mehr beste-
hen. Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 würde eine sog. Sperrwirkung für 
den Erlass einer nationalen Regelung des Vertrauensschutzes im Rahmen 
der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen entfalten. Dies würde bedeu-
ten, dass § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG, trotz der Anordnung der entspre-
chenden Anwendbarkeit in § 10 Abs. 1 S. 1 MOG, (insoweit475) aufgrund des 
Vorrangs des Gemeinschaftsrechts unanwendbar wäre (dazu unten (b)). 

(a) Konkurrierende Kompetenz der Gemeinschaft 

(aa) Kompetenz der Gemeinschaft 

Zunächst muss geklärt werden, ob überhaupt eine Kompetenz der Gemein-
schaft für eine Regelung des Vertrauensschutzes bei der Rückabwicklung 
der Ausfuhrerstattungen besteht, bevor untersucht werden kann, ob es sich 
bei dieser Kompetenz um eine konkurrierende Kompetenz handelt. 

                                            
difizierung des nationalen Rechts führen. Vorliegend wird jedoch untersucht, ob das 
nationale Recht überhaupt anwendbar ist. 

475  Soweit § 10 MOG Fälle regelt, die nicht die Rückabwicklung der Ausfuhrerstattun-
gen betreffen, bleibt § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG aufgrund der Anordnung in 
§ 10 Abs. 1 S. 1 MOG entsprechend anwendbar. Vgl. zur Wirkung des Vorrangs des 
Gemeinschaftsrechts oben 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 
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Um die Frage nach einer solchen Kompetenz der Gemeinschaft beantworten 
zu können, soll vorab allgemein die Kompetenzverteilung zwischen der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten dargestellt werden. 

(aaa) Kompetenzverteilung zwischen der Gemeinschaft und den Mit-
gliedstaaten (vertikale Kompetenzverteilung) - Kompetenznorm-
erfordernis für die Gemeinschaft (Prinzip der begrenzten Er-
mächtigung) 

Nach Art. 5 Abs. 1 EG wird „[d]ie Gemeinschaft [… ] innerhalb der Grenzen 
der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse476 und gesetzten Ziele 
tätig“477. Hierin kommt das „Prinzip der begrenzten Ermächtigung“478 zum 
Ausdruck479. Danach benötigt zum Zeitpunkt seines Erlasses jeder Rechtsakt 
(Rechtsnorm oder Einzelakt) der Gemeinschaft eine Ermächtigungsgrundla-
ge (Rechtsgrundlage), die sich unmittelbar aus dem EG-Vertrag ergibt480. 

Funktional strukturiert das Prinzip der begrenzten Ermächtigung das Ver-
hältnis der Gemeinschaft zu den Mitgliedstaaten, indem deren Kompetenz-

                                            
476  Der vom Vertrag verwendete Begriff „Befugnis“ ist gleichbedeutend mit „Zustän-

digkeit“, „Kompetenz“, „Ermächtigungsgrundlage“ und „Rechtsgrundlage“. Dem-
entsprechend werden auch hier die Begriffe synonym verwendet, vgl. dazu von Bog-
dandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 3; dies., in: EuGRZ 2001, 
S. 441 (442). 

477  Ähnliche Formulierungen enthalten Art. 7 Abs. 1 S. 2, Art. 10 Abs. 1 und Art. 249 
Abs. 1 EG. 

478  Vgl. dazu ausführlich Kraußer, Prinzip begrenzter Ermächtigung, passim. Am bes-
ten lässt sich der in Art. 5 Abs. 1 EG enthaltene Grundsatz mit dem Prinzip der be-
grenzten Ermächtigung bezeichnen. Zwar finden sich in der Literatur teilweise ab-
weichende Bezeichnungen, wie z.B. Grundsatz oder Prinzip der begrenzten Einzel-
ermächtigung, enumerative Einzelermächtigung etc., ohne dass damit andere 
Rechtsfolgen verknüpft sind (vgl. die Nachweise bei Kraußer, Prinzip begrenzter 
Ermächtigung, S. 17). Tatsächlich ist es zutreffend, dass sich der Vertrag bei der 
Ausstattung der Organe mit Kompetenzen weitgehend des Enumerationsprinzips 
bedient. Jedoch vermag nur die Begrifflichkeit „begrenzte Ermächtigung“ im Ge-
gensatz zu den anderen auch Art. 308 EG zu erfassen (Kraußer, Prinzip begrenzter 
Ermächtigung, S. 17). 

479  Jarass, in: AöR 121 (1996), S. 173 (174). Dieses Prinzip war bereits vor Einführung 
des Art. 5 Abs. 1 EG (Art. 3b Abs. 1 EGV) anerkannt. 

480  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 7. Das Prinzip der 
begrenzten Ermächtigung fordert unterschiedslos für jedes amtliche Handeln der 
Gemeinschaft(sorgane) eine Kompetenzgrundlage, vgl. dazu von Bogdandy/Bast, in: 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 17 ff.; Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), 
Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (428 ff.). 
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sphären abgegrenzt und einander zugeordnet werden481 (vertikale Kompe-
tenzverteilung482). 

Ferner wird hierdurch deutlich, dass der EG-Vertrag für die Gemeinschaft 
eigenständige Hoheitsbefugnisse begründet, kraft derer sie zu rechtserhebli-
chem Handeln im eigenen Namen legitimiert ist483. 

(aaaa)  Geschriebene Kompetenzen 

Typischerweise werden Kompetenzen der Gemeinschaft durch geschriebene 
Kompetenzbestimmungen (ausdrücklich) begründet484. Weil im EG-Vertrag 
kein Kompetenzkatalog existiert, sind die Kompetenznormen auf die gesam-
te Breite des Vertrages verstreut. 

Einige Kompetenzbestimmungen sind eng gefasst, andere sind hingegen 
scheinbar grenzenlos. Die weitestgespannte Bestimmung enthält Art. 308 
EG, wonach den Organen die Befugnis zum Erlass der geeigneten Vorschrif-
ten zukommt, die im Rahmen des gemeinsamen Marktes gesetzten Ziele zu 
verwirklichen. Diese „Abrundungskompetenz“485 soll nach Ansicht des 
EuGH „einen Ausgleich in den Fällen schaffen, in denen den Gemein-
schaftsorganen durch spezifische Bestimmungen des Vertrages ausdrücklich 
                                            
481  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 8. 
482  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 1. Hingegen regelt Art. 

7 Abs. 1 S. 2 EG speziell die Kompetenzverteilung der Organe der Gemeinschaft 
(horizontale Kompetenzverteilung; vgl. dazu unten 4. Teil, C., I., 2.). Zudem ist die 
vertikale Kompetenzordnung durch den Vertrag nicht „bipolar“ strukturiert (von 
Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 27; dies., in: EuGRZ 2001, 
S. 441 (446)). Dies bedeutet, dass der Vertrag der Gemeinschaft zwar positiv Kom-
petenzen zuweist, aber nicht zugleich auch mitgliedstaatliche Kompetenzen begrün-
det. Bestimmungen wie jene der Art. 30, 70 GG existieren nicht (Nettesheim, in: von 
Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (432). Zur Finalstruktur 
der Verbandskompetenz der Gemeinschaft vgl. von Bogdandy/Bast, in: EuGRZ 
2001, S. 441 (446). Zur Frage der Kompetenzen-Kompetenz vgl. Nettesheim, in: von 
Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (424 f.)). 

483  EuGH, Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel), in: Slg. 1970, S. 1125 (1135, Rn. 3); von Bogdandy/Bast, 
in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 8 (Konstituierungsfunktion). Zur Begren-
zungsfunktion vgl. unten 4. Teil, C., II., 1., a). 

484  Die Bestimmung nennt dann stets das zum Handeln ermächtigte Organ. Dieser 
Gleichlauf der Zuweisung von Verbands- und Organkompetenz liegt in der Eigenart 
des „institutionellen Gleichgewichts“ (vgl. dazu unten 4. Teil, C., I., 2, a), bb), (4)) 
begründet (von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 13). 

485  Rossi, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 308 EGV, Rn. 2 m.w.N. Vgl. auch Opper-
mann, Europarecht, § 6, Rn. 58; Streinz, in: ders. (Hrsg.), Art. 308 EGV, Rn. 1; 
Schwartz, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 308 EG, Rn. 12. 
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oder implizit verliehene Befugnisse fehlen und gleichwohl Befugnisse er-
forderlich erscheinen, damit die Gemeinschaft ihre Aufgaben im Hinblick 
auf die Erreichung eines der vom Vertrag festgelegten Ziele wahrnehmen 
kann“486. 

(bbbb) Implizite Kompetenzen 

Der Gemeinschaft können Befugnisse auch ungeschrieben bzw. stillschwei-
gend zugewiesen werden, sog. „implied powers“487. Implizite Kompetenzen 
sind vom EuGH anerkannt488 und begründen als Annexkompetenz eine Zu-
ständigkeit für Vorbereitungs- und Durchführungsmaßnahmen, als Kompe-
tenz kraft Sachzusammenhangs eine Zuständigkeit für die Regelung einer 
benachbarten Materie und als Kompetenz kraft Natur der Sache eine Zu-
ständigkeit zur Regelung solcher Fragen, deren Regelung durch die Mit-
gliedstaaten offensichtlich unsinnig wäre489. 

Die impliziten Kompetenzen stellen keine Ausnahme von dem Prinzip der 
begrenzten Ermächtigung dar, sondern finden ihre normative Verankerung in 
den Vertragsbestimmungen aus denen sie hergeleitet werden490. Im Hinblick 
auf das Prinzip der begrenzten Ermächtigung sind sie aber auf Fälle zu be-
grenzen, die notwendigerweise mit abgedeckt werden müssen, um der sach-
lichen Ermächtigung umfassend gerecht zu werden491. 

(bbb) Kompetenznorm der Gemeinschaft für eine Regelung des Ver-
trauensschutzes im Rahmen der Rückabwicklung der Ausfuhrer-
stattungen 

Fraglich ist, ob für eine Regelung des Vertrauensschutzes im Rahmen der 
Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen eine Kompetenznorm der Ge-
meinschaft besteht. 

                                            
486  EuGH, Gutachten 2/94 (Beitritt der Gemeinschaft zur Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten), in: Slg. 1996-I, S. 1759 (1788, Rn. 29). 
487  Wegweisend Nicolaysen, in: EuR 1966, S. 129 ff. Aus jüngerer Zeit etwa Sloot, Leh-

re von den implied powers, passim. 
488  Vgl. etwa die Nachweise bei Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 5 

EG, Rn. 3. 
489  Jarass, in: AöR 121 (1996), S. 173 (176 f.); Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), 

Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (433 f.). 
490  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 14; Nettesheim, in: von 

Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (434). 
491  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 14; Nettesheim, in: von 

Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (435). 
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Die Marktordnungen können gemäß Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG492 „alle“ zur 
Durchführung des Art. 33 EG (d.h. Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik) 
„erforderlichen Maßnahmen“ einschließen, „insbesondere Preisregelungen, 
Beihilfen für die Erzeugung und Verteilung der verschiedenen Erzeugnisse, 
Einlagerungs- und Ausgleichsmaßnahmen, gemeinsame Einrichtungen zur 
Stabilisierung der Ein- oder Ausfuhr“. Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG493 be-
stimmt, dass Verordnungen erlassen werden können494. 

Bei Ausfuhrerstattungen handelt es sich um eine gemeinsame Einrichtung 
zur Stabilisierung der Ausfuhr495, so dass insoweit eine Kompetenz der Ge-
meinschaft besteht. 

Damit ist jedoch noch nicht gesagt, dass auch für eine Regelung des Ver-
trauensschutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen, d.h. für 
eine verfahrensrechtliche Regelung, eine Kompetenz der Gemeinschaft ge-
mäß Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG besteht. 

Teilweise wird eine Kompetenz zum Erlass von verfahrensrechtlichen Rege-
lungen im Zusammenhang mit Art. 34 EG unter Rückgriff auf die „implied-
powers“-Lehre hergeleitet496. Eines solchen Rückgriffs auf eine ungeschrie-
bene Kompetenz bedarf es jedoch nicht, wenn bereits eine geschriebene 
Kompetenz besteht, d.h. eine Auslegung des Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG er-
gibt, dass hiervon auch eine verfahrensrechtliche Regelung, wie die Rege-
lung des Vertrauensschutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattun-
gen, umfasst ist. Dann muss es sich bei einer solchen Regelung um eine „er-
forderliche Maßnahme“ i.S.d. Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG handeln. 

Fraglich ist zunächst, ob die Regelung des Vertrauensschutzes bei der Rück-
abwicklung der Ausfuhrerstattungen eine „Maßnahme“ i.S.d. Art. 34 Abs. 2 
UAbs. 1 EG ist. Dagegen könnte sprechen, dass Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG 
                                            
492  Art. 40 Abs. 3 UAbs. 1 EGV. 
493  Art. 43 Abs. 2 UAbs. 3 EGV. 
494  Die Kompetenz zum Erlass der Verordnungen ist in Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG dem 

Rat eingeräumt. An dieser Stelle ist jedoch (noch) nicht von Bedeutung (vgl. dazu 
auch die Erwägungen unten 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (b), (bb)), welchem Organ 
auf Gemeinschaftsebene die Kompetenz eingeräumt ist bzw. welches Organ sie aus-
übt (vgl. aber zur horizontalen Kompetenzverteilung unten 4. Teil, C., I., 2.; 4. Teil, 
C., I., 2. a), bb), (4); 4. Teil, C., I., 2., b)). 

495  Ehle, in: Kruse (Hrsg.), Zölle, S. 217 (232); Feit, Schutz der finanziellen Interessen, 
S. 2; Halla-Heißen, Subventionsbetrug bei Agrarexporten, S. 80 f.; Pieper, Rückfor-
derung von Ausfuhrerstattungen, S. 1. 

496  Boest, Agrarmärkte, S. 289 m.w.N. Vgl. allgemein dazu, dass verfahrensrechtliche 
Kompetenzen implizite Kompetenzen (Annexkompetenzen) sein sollen Schroeder, 
Gemeinschaftsrechtssystem, S. 410 f. 
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nur materielle und keine verfahrensrechtlichen Maßnahmen aufzählt497. Al-
lerdings handelt es sich hierbei nur um eine beispielhafte498 Aufzählung von 
„insbesondere“ zu erlassenden Maßnahmen. Entscheidend ist vielmehr der 
weite Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG („alle [… ] erforderliche[n] 
Maßnahmen“). Dieser deckt auch den Erlass von verfahrensrechtlichen Re-
gelungen499. Für dieses Ergebnis spricht ferner, dass die vorliegend in Rede 
stehende verfahrensrechtliche Regelung auch materiellrechtliche Wirkung 
entfaltet, weil sie Auswirkung auf das Behaltendürfen der Ausfuhrerstattun-
gen hat500. Damit handelt es sich bei der Regelung des Vertrauensschutzes 
bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen um eine „Maßnahme“ 
i.S.d. Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG. 

Weiterhin muss, um eine Kompetenz der Gemeinschaft bejahen zu können, 
diese Maßnahme auch „erforderlich“ sein. Verfahrensrechtliche Maßnahmen 
die auf Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG gestützt werden, sind dann erforderlich, 
wenn sie für eine einheitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts notwen-
dig sind501. Eine Regelung des Vertrauensschutzes bei der Rückabwicklung 
der Ausfuhrerstattungen ist für eine einheitliche Anwendung des Gemein-
schaftsrechts notwendig502 und somit erforderlich i.S.d. Art. 34 Abs. 2 
UAbs. 1 EG. 

Daher handelt es sich bei der verfahrensrechtlichen Regelung des Vertrau-
ensschutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen um eine „er-
forderliche Maßnahme“ i.S.d. Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG. Eines Rückgriffs 
auf die „implied-powers“-Lehre bedarf es folglich nicht, um eine Kompe-
tenz der Gemeinschaft hierfür bejahen zu können503. 

(bb) Konkurrierende Kompetenz 

Nachdem eine Kompetenznorm der Gemeinschaft für eine Regelung des 
Vertrauensschutzes im Rahmen der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattun-

                                            
497  In diesem Sinne Boest, Agrarmärkte, S. 289. 
498  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 51. 
499  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 51. Der weite 

Wortlaut deckt sogar den Erlass von Strafrecht i.w.S., vgl. unten 4. Teil, C., I., 2., 
aa), (1). 

500  Vgl. die Überlegung bei Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisa-
tionen, S. 53. 

501  Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen, S. 54. 
502  66. Erwägungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99. 
503  So allgemein für verfahrensrechtliche Regelungen Barnstedt, Durchführung der 

gemeinsamen Marktorganisationen, S. 52. 
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gen festgestellt worden ist, soll nun geklärt werden, um was für einen Kom-
petenztyp der Gemeinschaft es sich hierbei handelt. 

Hierfür sollen vorab die unterschiedlichen Kompetenztypen der Gemein-
schaft dargestellt werden. Eine Darstellung der Kompetenztypen der Ge-
meinschaft kann allerdings nicht ohne eine Darstellung der Folgen der 
Kompetenztypen der Gemeinschaft für die Komptenzen der Mitgliedstaaten 
geschehen. 

(aaa) Kompetenztypen der Gemeinschaft und deren Folgen für die 
mitgliedstaatliche Kompetenz 

Art. 5 UAbs. 2 EG lässt sich entnehmen, dass sich die vertikale Kompetenz-
verteilung in „ausschließliche“ Kompetenzen der Gemeinschaft und nicht-
ausschließliche Kompetenzen aufspaltet. Innerhalb der nicht-
ausschließlichen Kompetenzen kann zwischen konkurrierenden und paralle-
len Kompetenzen unterschieden werden504. 

(aaaa)  Ausschließliche Kompetenzen der Gemeinschaft 

Eine ausschließliche Kompetenz der Gemeinschaft liegt vor, wenn allein 
aufgrund der bloßen Existenz einer entsprechenden Kompetenznorm eine 
mitgliedstaatliche Rechtsetzung verboten ist505. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die Gemeinschaft von ihrer Kompetenz Gebrauch gemacht hat oder 
nicht506. 

Damit haben Kompetenzbestimmungen, die eine ausschließliche Zuständig-
keit begründen, einen doppelten Regelungsgehalt. Zum einen begründen sie 
die Zuständigkeit der Gemeinschaft. Zum anderen verbieten507 sie es den 

                                            
504  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 25. 
505  EuGH, Rs. 804/79 (Kommission./.Großbritannien u.a.), in: Slg. 1981, S. 1045 

(1072, Rn. 17 f.); von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 28. 
506  Jarass, in: AöR 121 (1996), S. 173 (186). In den Fällen, in denen die Gemeinschaft 

von ihrer Kompetenz keinen Gebrauch gemacht hat, ein Tätigwerden aber erforder-
lich ist, kann allerdings eine Notkompetenz der Mitgliedstaaten (als „Sachwalter des 
gemeinsamen Interesses“) anerkannt werden, vgl. EuGH, Rs. 804/79 (Kommissi-
on./.Großbritannien u.a.), in: Slg. 1981, S. 1054 (1075, Rn. 30); von Bogdandy/Bast, 
in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 30. 

507  Die ausschließlichen Kompetenzen nehmen den Mitgliedstaaten nicht die Fähigkeit, 
im jeweiligen Sachbereich handeln zu können, d.h. sie bedeuten keinen Kompetenz-
verlust. Vielmehr ist die Sperrwirkung obligatorischer Natur. Die Mitgliedstaaten 
verstoßen gegen ihre Vertragspflichten, wenn sie in dem gesperrten Bereich tätig 
werden, ohne dass ihnen das Gemeinschaftsrecht dies gestattet (Nettesheim, in: von 
Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (446)). 
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Mitgliedstaaten, tätig zu werden. Die letztgenannte Wirkung der ausschließ-
lichen Kompetenz wird als „Sperrwirkung“ des Gemeinschaftsrechts be-
zeichnet508. 

Der EG-Vertrag definiert nur Kompetenzen im Rahmen der Währungspolitik 
als ausschließliche Kompetenzen (etwa Art. 106 Abs. 1 EG). Über die Qua-
lifikation weiterer Kompetenzen als ausschließliche besteht Uneinigkeit509. 
Entscheidend dürfte, im Hinblick auf die Sperrwirkung, sein, ob ein Tätig-
werden der Mitgliedstaaten eine so große Gefahr für die Aufgabenerledi-
gung durch die Gemeinschaft bedeutet, dass der Gefährdung nur mit einem 
vollständigen Ausschluss mitgliedstaatlichen Tätigwerdens begegnet werden 
kann510. 

Die abschließende Ausübung einer konkurrierenden Kompetenz führt hin-
gegen nicht zu einer ausschließlichen Kompetenz der Gemeinschaft511. 

(bbbb) Konkurrierende Kompetenzen 

Eine konkurrierende Kompetenz ist der Regelfall512. Danach ist, anders als 
bei einer ausschließlichen Kompetenz, eine nationale Regelung solange 
möglich, wie die Gemeinschaft von ihrer (konkurrierenden) Kompetenz kei-
nen Gebrauch gemacht hat. Wird die Gemeinschaft tätig, so ermöglicht die 
konkurrierende Kompetenz den Gemeinschaftsorganen eine Materie ab-
schließend zu regeln513. 

Eine abschließende Regelung der Gemeinschaft bewirkt, dass gegenüber 
den Mitgliedstaaten kraft sekundärrechtlicher Regelung eine „Sperrwir-
kung“514 gegen eine anderweitige nationale Rechtsetzung eintritt515. Hierin 

                                            
508  Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (446) 

m.w.N. Vgl. auch die Nachweise bei Calliess, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 5 
EGV, Rn. 33. 

509  Vgl. dazu etwa die Darstellung bei Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäi-
sches Verfassungsrecht, S. 415 (446 f.). 

510  Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (447). 
Ähnlich von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 29. 

511  Vgl. dazu Jarass, in: AöR 121 (1996), S. 173 (186 ff.); Calliess, in: Calliess/Ruffert 
(Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 31 ff.; ders., Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, S. 89 
ff.; Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 405 ff. 

512  Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 5 EG, Rn. 11. 
513  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 33; dies., in: EuGRZ 

2001, S. 441 (447 f.). 
514  Vgl. dazu Furrer, Sperrwirkung des sekundären Gemeinschaftsrechts, passim; 

Schlösser, Sperrwirkung des sekundären Gemeinschaftsrechts, S. 49 ff. 
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liegt ein weiterer Unterschied zur ausschließlichen Kompetenz, bei der die 
Sperrwirkung kraft primärrechtlicher Norm eintritt516. 

Das Verbot anderweitiger nationaler Rechtsetzung, welches teilweise auch 
in Anlehnung an das amerikanische Verfassungsrecht als „pre-emption“ be-
zeichnet wird517, ist zumeist ungeschrieben und systematisch dem Vorrang 
des Gemeinschaftsrechts zuzurechnen518. Danach ist im Konfliktfall sowohl 
abweichendes nationales Recht, das vor Inkrafttreten der gemeinschafts-
rechtlichen Regelung, als auch solches, welches danach geschaffen wurde, 
unanwendbar519. Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts ist somit nicht nur 
normhierarchischer, sondern auch kompetenzhierarchischer Natur520 (Kom-
petenzvorrang). 

Eine „abschließende Regelung“, als Voraussetzung für den Eintritt einer 
Sperrwirkung, liegt vor, wenn die Gemeinschaft einen Sachbereich erschöp-
fend geregelt hat („occupation of a field“)521. 

(cccc) Parallele Kompetenzen 

Eine parallele Kompetenz von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten umfasst 
diejenigen kompetenzbegründenden Normen, nach denen gemeinschaftliche 
und mitgliedstaatliche Kompetenzen nebeneinander ausgeübt werden kön-

                                            
515  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 33; Jarass, in: AöR 

121 (1996), S. 173 (188 f.); Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 407. Zu dem 
sich hieraus ergebenden Missverständnis, dass die Kompetenzordnung der Gemein-
schaft „dynamisch“ sei vgl. von Bogdandy/Bast, in: EuGRZ 2001, S. 441 (448). 

516  von Bogdandy/Bast, in: EuGRZ 2001, S. 441 (448). A.A. Nettesheim, in: von Bog-
dandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (449 f.). 

517  Vgl. die Nachweise bei Schlösser, Sperrwirkung des sekundären Gemeinschafts-
rechts, S. 50; Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 407. 

518  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 33; Schlösser, Sperr-
wirkung des sekundären Gemeinschaftsrechts, S. 51. Ausführlich dazu Schroeder, 
Gemeinschaftsrechtssystem, S. 407 ff. 

519  Schlösser, Sperrwirkung des sekundären Gemeinschaftsrechts, S. 51 m.w.N.; 
Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 409 f. Die allgemeine Regel lex posterior 
derogat legi priori findet keine Anwendung. Zur Unanwendbarkeit infolge des Vor-
rangs des Gemeinschaftsrechts vgl. oben 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 

520  Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 409. 
521  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 33; Jarass, in: AöR 

121 (1996), S. 173 (189) m.w.N.; Schlösser, Sperrwirkung des sekundären Gemein-
schaftsrechts, S. 59 f. 



A. Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides 

93 

nen522. Gemeinschaft und Mitgliedstaaten können im gleichen Sachbereich 
Maßnahmen erlassen, ohne dass die Wahrnehmung der Kompetenzen der 
Gemeinschaft Sperrwirkung für die Mitgliedstaaten entfaltet523. Dennoch 
kann auch das von der Gemeinschaft erlassene Recht Vorrang haben und in 
diesem Fall mitgliedstaatliche Rechtsetzung unanwendbar werden lassen524. 

Sofern in den maßgebenden Artikeln von der „Ergänzung“ der mitgliedstaat-
lichen Politiken oder einem „Beitrag“ zur Verwirklichung gemeinsamer Zie-
le die Rede ist, und ergriffene Maßnahmen von Gemeinschaft und Mitglied-
staat sich gegenseitig verstärken, liegen parallele Kompetenzen vor525. 

(bbb) Kompetenztyp der Gemeinschaft für eine Regelung des Vertrau-
ensschutzes im Rahmen der Rückabwicklung der Ausfuhrerstat-
tungen 

Nun soll untersucht werden, um was für einen der soeben dargestellten 
Kompetenztypen es sich bei der Regelung des Vertrauensschutzes im Rah-
men der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen handelt. 

Eine ausschließliche Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass einer Rege-
lung des Vertrauensschutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattun-
gen ist abzulehnen, da es kein Erfordernis gibt, die Mitgliedstaaten unab-
hängig von einer gemeinschaftlichen Rechtsetzung an der Rechtsetzung zu 
hindern. Vielmehr ist zum Schutz des Begünstigten der Ausfuhrerstattungen 
bei Fehlen einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung (zumindest) eine mit-
gliedstaatliche Regelung hinsichtlich des Vertrauensschutzes bei der Rück-
abwicklung der Ausfuhrerstattungen erforderlich526. 

In Art. 34 EG ist nicht von der „Ergänzung“ der mitgliedstaatlichen Politi-
ken oder einem „Beitrag“ zur Verwirklichung gemeinsamer Ziele die Rede. 

                                            
522  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 37; dies., in: EuGRZ 

2001, S. 441 (450); Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 5 EG, 
Rn. 12. 

523  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 37; dies., in: EuGRZ 
2001, S. 441 (450); Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfas-
sungsrecht, S. 415 (451). 

524  Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 415 (451). 
525  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 38; dies., in: EuGRZ 

2001, S. 441 (450). Zu den einzelnen Unterfällen der parallelen Kompetenzen und 
Beispielen vgl. von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 38 ff.; 
dies., in: EuGRZ 2001, S. 441 (450 ff.); Nettesheim, in: von Bogdandy (Hrsg.), Eu-
ropäisches Verfassungsrecht, S. 415 (451 f.). 

526  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-
land), in: Slg. 1983, S. 2633 (2665, Rn. 17). 
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Auch können sich gemeinschaftliche und mitgliedstaatliche Regelungen 
hinsichtlich des Vertrauensschutzes nicht gegenseitig verstärken. So beträgt 
z.B. die Frist zur Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen entweder ein 
oder vier Jahre. Daher ist auch eine parallele Kompetenz hinsichtlich einer 
Regelung des Vertrauensschutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrer-
stattungen zu verneinen. 

Folglich handelt es sich bei der Kompetenz zur Regelung des Vertrauens-
schutzes bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen um den Regelty-
pus der konkurrierenden Kompetenz527. 

(b) Abschließende Ausübung der Gemeinschaftskompetenz in Art. 52 
Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 

Somit kommt eine zur Unanwendbarkeit des § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG 
führende Sperrwirkung in Betracht, wenn die bestehende konkurrierende 
Kompetenz der Gemeinschaft für den Vertrauensschutz bei der Rückabwick-
lung der Ausfuhrerstattungen durch die Regelung in Art. 52 Abs. 4 VO (EG) 
Nr. 800/99 abschließend ausgeübt worden ist. 

Nach dem Wortlaut von Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 gilt die „Rück-
zahlungspflicht“ hinsichtlich der zu Unrecht gezahlten Ausfuhrerstattungen 
in den dort aufgezählten Fällen nicht. Dies könnte dafür sprechen, dass die 
konkurrierende Kompetenz der Gemeinschaft nur hinsichtlich der Rückfor-
derung der Ausfuhrerstattungen, nicht aber hinsichtlich der Rückabwick-
lung, d.h. Rücknahme und Rückforderung528, abschließend ausgeübt wurde. 

Gegen eine solche Interpretation spricht jedoch eine historische und syste-
matische Auslegung529 des Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 unter Einbe-
ziehung des 66. Erwägungsgrundes der VO (EG) Nr. 800/99. Dieser lautet: 
„Um eine gemeinschaftsweit einheitliche Anwendung des Grundsatzes des 
                                            
527  Vgl. dazu, dass für das Verfahrensrecht im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 

eine konkurrierende Kompetenz besteht Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, 
S. 411. Zur Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von Verfahrensregelungen im 
Zusammenhang mit der gemeinsamen Agrarpolitik Mögele, in: Dauses (Hrsg.), 
Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 184 ff. Allgemein zur konkurrierenden 
Kompetenz im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik von Bogdandy/Bast, in: Gra-
bitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 33; dies., in: EuGRZ 2001, S. 441 (448); Booß, in: 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 37 EGV, Rn. 37. A.A. (ausschließliche Kompetenz): van 
Rijn, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 38 EG, Rn. 36. 

528  Vgl. dazu oben 3. Teil. 
529  Zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts vgl. ausführlich Buck, Auslegungsmetho-

den, S. 143 ff.; einen kürzeren Überblick bei Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 18 
ff. Vgl. ferner unten 3. Teil, B., I., 1. 
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berechtigten Vertrauens im Rahmen der Wiedereinziehung der zu Unrecht 
gezahlten Beträge zu gewährleisten, sind die Voraussetzungen festzulegen, 
unter denen dieser Grundsatz geltend gemacht werden kann [… ]“. 

Zwar regelt der Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 nach dem Wortlaut 
scheinbar nur die Rückforderung der Ausfuhrerstattungen. Jedoch ist eine 
gemeinschaftsweit einheitliche Anwendung des Grundsatzes des berechtig-
ten Vertrauens bei der Rückforderung der Ausfuhrerstattungen als der zwei-
ten Stufe der Rückabwicklung nur möglich, wenn auf der ersten Stufe der 
Rückabwicklung, d.h. der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides, 
nicht national unterschiedliche Regelungen bestehen. Würde zum Beispiel 
in den Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Fristenregelungen eine Rück-
nahme des Ausfuhrerstattungsbescheides vor Ablauf der vierjährigen Frist 
des Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 nicht mehr möglich sein (so etwa in 
Deutschland gemäß § 48 Abs. 4 VwVfG bereits nach Ablauf eines Jahres ab 
Kenntnis), wäre eine gemeinschaftsweit uneinheitliche Anwendung des 
Grundsatzes des berechtigten Vertrauens für die Rückforderung und damit 
der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen die Folge. Der 66. Erwä-
gungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99 verdeutlicht, dass dies nicht von dem 
Gemeinschaftsgesetzgeber gewollt ist. Daher sind die Voraussetzungen, un-
ter denen der Grundsatz des berechtigten Vertrauens für die Rückabwick-
lung der Ausfuhrerstattungen geltend gemacht werden kann, ausschließlich 
in der (gemeinschaftsrechtlichen) VO (EG) Nr. 800/99 festgelegt. 

Die Gemeinschaft hat somit ihre Kompetenz zur Regelung des Vertrauens 
bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen durch Art. 52 Abs. 4 VO 
(EG) Nr. 800/99 abschließend530 ausgeübt531. 

                                            
530  Dazu, dass es sich bei Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 um eine abschließende 

Regelung handelt, vgl. auch Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventionen, 
S. 113 (147 m.w.N.); Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 168 ff. 

531  Nicht näher untersucht werden soll an dieser Stelle, welches Organ auf Gemein-
schaftsebene die Kompetenz abschließend ausgeübt hat (vgl. aber zur horizontalen 
Kompetenzverteilung unten 4. Teil, C., I., 2. sowie 4. Teil, C., I., 2., b)), weil vorlie-
gend lediglich die Kompetenzverteilung zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaa-
ten und nicht die Kompetenzverteilung auf Gemeinschaftsebene von Bedeutung ist. 
Außerdem soll an dieser Stelle nicht dargestellt werden, dass die Kompetenzaus-
übung formell rechtmäßig war, weil sie gegen keine Kompetenzausübungsschranken 
verstoßen hat (vgl. zu den Kompetenzausübungsschranken unten 4. Teil, C., I., 2. a), 
cc) und dd)). Zudem soll nicht näher dargelegt werden, dass die Kompetenzaus-
übung auch materiell rechtmäßig (vgl. zu der Prüfung der materiellen Rechtmäßig-
keit unten 4. Teil, C., II., 2.) war, weil durch Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 ins-
besondere nicht der höherrangige allgemeine Rechtsgrundsatz des Vertrauensschut-
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c) Ergebnis 

Die Mitgliedstaaten haben aufgrund der Sperrwirkung des Art. 52 Abs. 4 
VO (EG) Nr. 800/99 durch abschließende Ausübung der konkurrierenden 
Kompetenz der Gemeinschaft keine Kompetenz zur abweichenden Rege-
lung des berechtigten Vertrauens bei der Rückabwicklung der Ausfuhrerstat-
tungen und damit der Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides. 

Dies bedeutet, dass § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG, entgegen der gesetzli-
chen Anordnung in § 10 Abs. 1 S. 1 MOG, nicht entsprechend auf die Rück-
nahme des Ausfuhrerstattungsbescheides532 angewendet werden kann533. 

Somit ist einzige Voraussetzung für die Rücknahme des Ausfuhrerstattungs-
bescheides dessen Rechtswidrigkeit534. 

III. Rechtsfolge 

1. Kein Rücknahmeermessen nach § 10 Abs. 1 S. 1 MOG 

§ 10 Abs. 1 S. 1 MOG räumt dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas bei der 
Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides kein Ermessen ein. Danach 
sind vielmehr begünstigende Bescheide im Falle der Rechtswidrigkeit zwin-
gend zurückzunehmen535. 

                                            
zes verletzt wurde (vgl. dazu Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, 
S. 171).  

532  Soweit § 10 MOG Fälle regelt, die nicht die Rückabwicklung der Ausfuhrerstattun-
gen betreffen, bleibt § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG aufgrund der Anordnung in 
§ 10 Abs. 1 S. 1 MOG entsprechend anwendbar. Vgl. zur Wirkung des Vorrangs des 
Gemeinschaftsrechts oben 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 

533  Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventionen, S. 113 (147 m.w.N.). Dafür, 
dass zumindest § 48 Abs. 2 VwVfG aufgrund des abschließenden Charakters von 
Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 „verdrängt“ wird Pieper, Rückforderung von 
Ausfuhrerstattungen, S. 170. Dagegen geht sie auf S. 172, 173, 175 von einer An-
wendbarkeit von § 48 Abs. 2 VwVfG aus. 

534  Vgl. dazu etwa die Ausführungen bei Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Sub-
ventionen, S. 113 (133 ff.) mit weiteren Nachweisen. 

535  Dies ist anders bei § 48 Abs. 1 VwVfG, wonach der zurücknehmenden Behörde ein 
Ermessen zusteht (vgl. dazu etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 48, Rn. 77 m.w.N.). § 
10 Abs. 1 S. 1 MOG verweist jedoch nur auf die Absätze 2 bis 4 des § 48 VwVfG 
und damit gerade nicht auf § 48 Abs. 1 VwVfG. 
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2. Rückwirkende Beseitigung des Ausfuhrerstattungsbescheides 

Nach Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 muss die Ausfuhrer-
stattung nur zurückgezahlt werden, wenn sie „zu Unrecht gewährt wurde“. 
Voraussetzung ist daher, dass der Ausfuhrerstattungsbescheid als Rechts

grund für das Behaltendürfen der Ausfuhrerstattung rückwirkend beseitigt 
wird536. 

§ 10 Abs. 1 S. 1 MOG ermöglicht dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas die 
rückwirkende Beseitigung des Ausfuhrerstattungsbescheides537. 

B. Rückforderung der Ausfuhrerstattungen vom Abtre-
tungsempfänger 

I. Rechtsgrundlage 

1. Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 

Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung der Ausfuhrerstattungen ist 
Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99538. Danach muss „ …  der 
Begünstigte den zu Unrecht erhaltenen Betrag …  zurück[… ]zahlen“.  

                                            
536  Vgl. zu dem vergleichbaren Erfordernis des § 49a VwVfG etwa Kopp/Ramsauer, 

VwVfG, § 49a, Rn. 8. 
537  Müller, Aufhebung von Verwaltungsakten, S. 200. 
538  Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventionen, S. 113 (147 m.w.N.); Pieper, 

Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 155. Art. 8 Abs. 1 VO (EWG) 
Nr. 729/70 (zunächst ersetzt durch Art. 8 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1258/99, mittlerweile 
ersetzt durch VO (EG) Nr. 1290/05), wonach die Mitgliedstaaten verpflichtet waren, 
zu Unrecht gezahlte Beträge wiedereinzuziehen, stellte nach Ansicht des EuGH nur 
eine Verpflichtung, jedoch keine Rechtsgrundlage für die Rückforderung der Aus-
fuhrerstattungen dar (vgl. EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor 
u.a../.Bundesrepublik Deutschland), in: Slg. 1983, S. 2633 (2666, Rn. 20)). Die Mit-
gliedstaaten mussten daher lange Zeit, mangels einer gemeinschaftsrechtlichen 
Rechtsgrundlage für die Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, auf ihre nationalen 
Rechtsvorschriften zurückgreifen (EuGH, Rs. 265/78 (Ferwerda./.Produktschap voor 
Vee en Vlees), in: Slg. 1980, S. 617 (629, Rn. 10); EuGH, Rs. 54/81 (From-
me./.BALM), in: Slg. 1982, S. 1449 (1462, Rn. 4)). Bis zum 31.03.1995 war in 
Deutschland § 10 Abs. 1 MOG i.V.m. § 49a VwVfG entsprechend (entsprechend 
wegen der gesetzlichen Anordnung der Anwendbarkeit in § 10 MOG) Rechtsgrund-
lage für Rückforderungen von Ausfuhrerstattungen. Ab 01.04.1995 bestand mit 
Art. 11 Abs. 3 VO (EWG) Nr. 3665/87 (der Kommission vom 27. November 1987 
über gemeinsame Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirt-
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Eine Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung der Ausfuhrerstattun-
gen von dem Abtretungsempfänger stellt Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO 
(EG) Nr. 800/99 jedoch nur dann dar, wenn der Abtretungsempfänger „Be-
günstigter“ i.S.d. Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 ist. Hier-
für muss der Begriff des Begünstigten ausgelegt539 werden. 

Nach dem Wortlaut des Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 ist 
Begünstigter derjenige, der die Ausfuhrerstattung zu Unrecht erhalten hat. 
Somit ergibt die Wortlautauslegung540, dass in der untersuchten Konstellati-
on der Abtretungsempfänger Begünstigter ist, weil die Ausfuhrerstattungen 
nach Abtretung an ihn gezahlt werden541. 

Unterstützt wird dieses Ergebnis durch die systematische Auslegung542. Die-
se ergibt, dass „Begünstigter“ der Oberbegriff von Ausführer und Abtre-
tungsempfänger ist, denn in allen Artikeln der VO (EG) Nr. 800/99 ist, mit 
Ausnahme von Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99, immer nur von dem „Ausfüh-
rer“ die Rede. In Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 wird zwi-
schen dem „Übernehmer“ und dem „Ausführer“ differenziert. Aus dem 65. 
Erwägungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99 ergibt sich, dass mit „Überneh-
mer“ der Abtretungsempfänger gemeint ist543. Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 
VO (EG) Nr. 800/99 wendet sich hingegen, ebenso wie Art. 52 Abs. 4 VO 
(EG) Nr. 800/99, an den „Begünstigten“. Also kann unter diesen Begriff so-
wohl der Ausführer, als auch der Übernehmer bzw. Abtretungsempfänger 
fallen. Wäre nur der Ausführer gemeint, hätte zweifelsohne auch dieser in 
Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 (und Art. 52 Abs. 4) VO (EG) Nr. 800/99 ge-
nannt werden können bzw. müssen. 

                                            
schaftlichen Erzeugnissen, in: ABl. Nr. L 351 vom 14.12.1987, S. 1 ff.; geändert 
durch VO (EG) Nr. 495/97) eine einheitliche gemeinschaftsrechtliche Rechtsgrund-
lage für die Rückforderung von Ausfuhrerstattungen. Seit dem 01.07.1999 ist die 
Regelung des Art. 11 Abs. 3 VO (EG) Nr. 3665/87 vollinhaltlich mit unwesentlichen 
Änderungen in Art. 52 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 übernommen worden. 

539  Zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts vgl. ausführlich Anweiler, Auslegungsme-
thoden, S. 141 ff.; Buck, Auslegungsmethoden, S. 143 ff.; einen kürzeren Überblick 
bei Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 18 ff. 

540  Vgl. zur Wortlautauslegung im Gemeinschaftsrecht Anweiler, Auslegungsmethoden, 
S. 145 ff.; Buck, Auslegungsmethoden, S. 152 ff.; Oppermann, Europarecht, § 8, 
Rn. 20 f. 

541  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., IV. 
542  Vgl. zur systematischen Auslegung im Gemeinschaftsrecht Anweiler, Auslegungs-

methoden, S. 172 ff.; Buck, Auslegungsmethoden, S. 177 ff.; Oppermann, Europa-
recht, § 8, Rn. 22. 

543  „[… ] diese Verpflichtung bei Abtretung auch für den Übernehmer gelten“. 
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Folglich ergeben Wortlaut und Systematik, dass „Begünstigter“ i.S.d. Art. 52 
VO (EG) Nr. 800/99 sowohl der Ausführer, als auch der Abtretungsempfän-
ger sein können. Entscheidend ist, wer die Ausfuhrerstattungen erhalten hat. 
Erhalten hat die Ausfuhrerstattungen vorliegend der Abtretungsempfänger, 
weil die Ausfuhrerstattungen nach Abtretung an ihn gezahlt werden544. So-
mit ist der Abtretungsempfänger „Begünstigter“ i.S.d. Art. 52 VO (EG) Nr. 
800/99. Gegen diese Auslegung können auch keine historischen545 oder te-
leologischen546 Argumente angeführt werden. 

Folglich ist in der untersuchten Konstellation Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 
VO (EG) Nr. 800/99 Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung der 
Ausfuhrerstattungen von dem Abtretungsempfänger547. 

2. Subsidiarität von § 49a VwVfG 

In Deutschland könnte zudem § 49a VwVfG des Bundes548 sowohl als all-
gemeine Rechtsgrundlage für die Rückforderung von Geldleistungen, als 
auch in entsprechender Anwendung aufgrund gesetzlicher Anordnung in § 
10 Abs. 1 S. 1 MOG549 Rechtsgrundlage für die Rückforderung der Ausfuhr-
erstattungen sein550. 

Allerdings wurde bereits oben dargestellt, dass das VwVfG des Bundes nur 
gilt, „soweit nicht Rechtsvorschriften des Bundes inhaltsgleiche oder entge-
genstehende Bestimmungen enthalten“ (§ 1 Abs. 1 letzter HS, § 1 Abs. 2 
letzter HS VwVfG des Bundes; Grundsatz der Subsidiarität der Vorschriften 

                                            
544  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., IV. 
545  Vgl. dazu, dass der historischen Auslegung ohnehin nur geringe Bedeutung zu-

kommt Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 25. 
546  Vgl. zur teleologischen Auslegung im Gemeinschaftsrecht Anweiler, Auslegungsme-

thoden, S. 198 ff.; Buck, Auslegungsmethoden, S. 202 ff.; Oppermann, Europarecht, 
§ 8, Rn. 23 f. 

547  So auch ohne Begründung Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch Erstattungs-
recht, Teil 6, B., 7., S. 8. Vgl. zur Rückforderung der Ausfuhrerstattungen von dem 
Abtretungsempfänger bereits Barnstedt, Durchführung der gemeinsamen Marktor-
ganisationen, S. 366 f. 

548  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 2., b), bb). 
549  Vgl. sowohl allgemein zur entsprechenden Anwendbarkeit oben 2. Teil, B., I., 2., b), 

bb), als auch zur entsprechenden Anwendbarkeit aufgrund gesetzlicher Anordnung 
in § 10 MOG oben 3. Teil, A., II., 2., a). 

550  Tatsächlich war § 10 Abs. 1 MOG i.V.m. § 49a VwVfG entsprechend bis zum 
01.04.1995 Rechtsgrundlage für die Rückforderung der Ausfuhrerstattungen, vgl. 
oben 3. Teil, B., I., 1. 
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des VwVfG551). Dem Bundesrecht stehen Vorschriften des Gemeinschafts-
rechts gleich552. 

Folglich wird die Regelung des § 49a VwVfG des Bundes von Art. 52 Abs. 
1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 verdrängt und ist daher hinsichtlich der 
Rückforderung der Ausfuhrerstattungen weder als allgemeine Rechtsgrund-
lage, noch aufgrund der gesetzlichen Anordnung in § 10 Abs. 1 S. 1 MOG 
anwendbar553. 

II. Voraussetzung 

Voraussetzung für die Rückzahlungspflicht und damit die Rückforderung 
der Ausfuhrerstattungen ist nach Art. 51 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 
800/99, dass die Ausfuhrerstattungen „zu Unrecht gewährt wurde[n]“. Dies 
ist der Fall, wenn die Ausfuhrerstattung unter Verstoß insbesondere gegen 
die VO (EG) Nr. 800/99 bewilligt wurde554 und das Hauptzollamt Hamburg-
Jonas den Ausfuhrerstattungsbescheid durch Rücknahme rückwirkend besei-
tigt hat555. 

III. Rechtsfolge 

1. Grundsätzliche Rückzahlungspflicht zuzüglich Zinsen 

Gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 muss der Abtre-
tungsempfänger den zu Unrecht erhaltenen Betrag einschließlich Zinsen 
zurückzahlen. 

Nach dem Wortlaut fallen unter den zu Unrecht erhaltenen Betrag auch 
Sanktionen. Ob diese ebenfalls von dem Abtretungsempfänger „zurückge-
zahlt“ werden müssen, wird später in einem gesonderten Teil untersucht556. 

                                            
551  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 2., b), bb). 
552  Baden, in: ZfZ 1991, S. 310; Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 1, Rn. 30 m.w.N. 
553  Damit muss nicht mehr geklärt werden, ob § 10 Abs. 1 S. 1 MOG i.V.m. § 49a 

VwVfG aufgrund einer direkten Kollision mit Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99 wegen normhierarchischen Vorrangs des Gemeinschaftsrechts (vgl. dazu 
oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (1)) oder aufgrund einer sog. Sperrwirkung wegen 
einer abschließenden Ausübung einer konkurrierenden Kompetenz in Art. 52 Abs. 1 
UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 (vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2)) un-
anwendbar ist. 

554  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 1., b). 
555  Vgl. dazu oben 3. Tei, A. 
556  Vgl. dazu unten 4. Teil. 
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2. Ausschluss der Rückzahlungspflicht gemäß Art. 52 Abs. 4 U-
Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 aufgrund Vertrauens des Abtretungs-
empfängers 

Nach Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 entfällt die Rückzah-
lungspflicht und damit die Rückforderung von Ausfuhrerstattungen in zwei 
Fallkonstellationen557. 

a) Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 800/99 

Eine Rückzahlungspflicht besteht gemäß Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buch-
stabe a VO (EG) Nr. 800/99 nicht, wenn die Zahlung infolge eines Fehlers 
der zuständigen oder betroffenen Behörde erfolgte, dieser Fehler vom Be-
günstigten nicht erkannt werden konnte und dieser in gutem Glauben ge-
handelt hat558. 

aa) Zahlung infolge eines Fehlers der zuständigen oder betroffenen 
Behörde 

(1) Fehler einer Behörde 

Ein Fehler einer Behörde559 i.S.d. Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO 
(EG) Nr. 800/99 liegt bei mangelnder Sorgfalt oder einem Irrtum vor560. 

Mangelnde Sorgfalt ist beispielsweise gegeben, wenn sich die Behörde ver-
schreibt oder verrechnet. Ebenso kann mangelnde Sorgfalt auf eine falsche 
Rechtsanwendung durch eine Behörde zurückzuführen sein. Eine falsche 

                                            
557  Denkbar ist darüber hinaus noch ein Ausschluss der Rückzahlungspflicht aufgrund 

einer Verletzung des gemeinschaftsrechtlichen allgemeinen Rechtsgrundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit (vgl. dazu Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, Subventio-
nen, S. 113 (149 f.)). Jedoch wird ein Verstoß nur in den seltensten Fällen anzuneh-
men sein (vgl. dazu und zu den Gründen Harings, in: Ehlers/Wolffgang/Schröder, 
Subventionen, S. 113 (149)). 

558  Die Regelung des Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 800/99 erfolgte 
in Anlehnung an Art. 220 Abs. 2 Buchstabe b UAbs. 1 ZK (Mögele, in: Dauses 
(Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, Rn. 186; Tully, Poena sine Culpa?, 
S. 131 f.), weshalb die Voraussetzungen auch in Anlehnung an Art. 220 Abs. 2 
Buchstabe b UAbs. 1 ZK bestimmt werden (vgl. Pieper, Rückforderung von Aus-
fuhrerstattungen, S. 157 ff.). 

559  Insoweit kommt es genauer auf den Fehler eines Organs der Behörde an, welcher 
der Behörde zugerechnet wird. 

560  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157. 
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Rechtsanwendung liegt etwa vor, wenn die Behörde die Ausfuhrerstattungen 
gewährt, ohne die eingereichten Unterlagen zu prüfen561. 

Ein Irrtum besteht, wenn in der Vorstellung der Behörde der wirkliche und 
der gedachte Sachverhalt unbewusst auseinander fallen562. So kann bei-
spielsweise ein Irrtum vorliegen, wenn die Behörde von einem Bestehen des 
Ausfuhrerstattungsanspruchs ausgeht, obwohl gegenteilige Anhaltspunkte 
bestehen563. Ein Irrtum ist aber nur dann gegeben, wenn die Behörde selbst 
(aktiv) gehandelt handelt, nicht hingegen, wenn sie lediglich Erklärungen in 
den Unterlagen hingenommen hat564. 

(2) Zuständige oder betroffene Behörde 

Der Fehler muss der zuständigen Behörde unterlaufen sein. Zuständig für 
die Gewährung der Ausfuhrerstattungen ist in Deutschland das Hauptzoll-
amt Hamburg-Jonas565. 

Nach dem Wortlaut des Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) 
Nr. 800/99 kann der Fehler aber zudem von einer „anderen betroffenen Be-
hörde“ begangen worden sein. Danach werden die Fehler all jener Behörden 
berücksichtigt, die im Rahmen ihrer Zuständigkeit an dem Verfahren im Zu-
sammenhang mit den Ausfuhrerstattungen in irgendeiner Weise beteiligt 
waren. Die Behörden können sowohl anderen Mitgliedstaaten als auch Dritt-
ländern angehören566. 

bb) Keine Erkennbarkeit des Fehlers durch den Begünstigten und 
Handeln in gutem Glauben 

(1) Keine Erkennbarkeit des Fehlers durch den Begünstigten 

Liegt ein Fehler vor, so entfällt die Rückzahlungspflicht nur, wenn der „Be-
günstigte“ den Fehler nicht erkennen konnte. Begünstigter i.S.d. Art. 52 VO 
(EG) Nr. 800/99 ist vorliegend, wie die Auslegung oben ergeben hat, der 

                                            
561  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157 in Anlehnung an Alexander, 

in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 13, 16. 
562  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157. 
563  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157. 
564  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157 in Anlehnung an Alexander, 

in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 12. 
565  Vgl. oben 1.Teil, A., II.; 2. Teil, B., III., 2; 2. Teil, C. 
566  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 157 f. in Anlehnung an Alexan-

der, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 22 f. 
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Abtretungsempfänger567. Für die Erkennbarkeit des Fehlers sind konkret alle 
Umstände des Einzelfalls zu beurteilen, wobei die Art des Fehlers, die Er-
fahrung und die Sorgfalt des Begünstigten zu berücksichtigen sind568. 

Hinsichtlich der Art des Fehlers ist insbesondere von Bedeutung, ob die Be-
hörde gegen eine einfache oder eine komplizierte Regelung verstoßen hat. 
Kompliziert ist eine Regelung dann, wenn die Rechtslage keinesfalls durch 
die bloße Lektüre der Vorschrift erkennbar ist oder eine bereits eine irrige 
Verwaltungspraxis besteht569. 

Hinsichtlich der Erfahrung des Begünstigten kommt es darauf an, ob er ge-
werbsmäßig mit der Ausfuhr von landwirtschaftlichen Produkten unter Inan-
spruchnahme von Erstattungen beschäftigt ist, schon gewisse Kenntnisse in 
diesem Zusammenhang gesammelt hat und inwieweit er in der Vergangen-
heit schon mit ähnlichen Sachverhalten zu tun hatte570. Für den Abtretungs-
empfänger ist meist die gewerbsmäßige Beschäftigung mit Ausfuhr von 
landwirtschaftlichen Produkten unter Inanspruchnahme von Erstattungen zu 
verneinen, so dass seine Erfahrungen meist als gering einzuschätzen sein 
dürften. 

Bei der Sorgfalt des Begünstigten ist zu prüfen, ob er sich bei Zweifeln an 
der Richtigkeit des Handelns der Behörde hätte informieren müssen. An die 
Informationspflicht sind bei gewerbsmäßiger Beschäftigung mit der Ausfuhr 
von landwirtschaftlichen Produkten unter Inanspruchnahme von Erstattun-
gen hohe Anforderungen zu stellen. Der gewerblich tätige Begünstigte muss 
sich durch Lektüre der einschlägigen Amtsblätter Gewissheit über das auf 
seine Geschäfte anwendbare Gemeinschaftsrecht verschaffen und sich in 
verbleibenden Zweifelsfällen fachkundiger Hilfe bedienen571. Die Anforde-

                                            
567  Vgl. oben 3. Teil, B., I., 1. Zwar könnte man auch erwägen, insoweit auf den Aus-

führer abzustellen. Jedoch würde dies gegen den Wortlaut von Art. 52 Abs. 1 U-
Abs. 1 S. 1 und Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 800/99 und die systemati-
sche Auslegung sprechen. Zudem ergibt sich insoweit kein Unterschied, da dem Be-
günstigten, d.h. dem Abtretungsempfänger, ohnehin alle Handlungen eines Dritten, 
d.h. des Ausführers, gemäß Art. 52 Abs. 4 UAbs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 zugerechnet 
werden, vgl. dazu unten 3. Teil, B., III., 2., a), bb), (2), (b). 

568  In Anlehnung an Alexander, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 24 ff., vgl. insbe-
sondere auch die dortigen Nachweise aus der Rechtsprechung des EuGH. 

569  In Anlehnung an Alexander, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 26 ff. Ähnlich auch 
Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 158 f. 

570  In Anlehnung an Alexander, in: Witte (Hrsg.), Art. 220, Rn. 29. Ähnlich auch Pieper, 
Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 158. 

571  In Anlehnung an Alexander, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 30 ff.. Ähnlich auch 
Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 158 f. 
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rungen an die Informationspflichten des Abtretungsempfängers werden 
vorwiegend gering sein, weil der Abtretungsempfänger häufig nicht ge-
werbsmäßig mit Ausfuhr von landwirtschaftlichen Produkten unter Inan-
spruchnahme von Erstattungen beschäftigt ist. Zudem wird der Abtretungs-
empfänger aufgrund seiner geringen Erfahrungen ohnehin selten Zweifel an 
der Richtigkeit des Handelns der Behörde haben. 

(2) Handeln in gutem Glauben 

(a) Guter Glaube des Begünstigten 

Weiterhin entfällt die Rückzahlungspflicht nur, wenn der Begünstigte in gu-
tem Glauben gehandelt hat. Der Begünstigte handelt gutgläubig, wenn der 
Fehler der Behörde für ihn nicht erkennbar war. Insofern ist dieses Tatbe-
standsmerkmal mit der Erkennbarkeit identisch572. 

Eigenständige Bedeutung kommt dem Tatbestandsmerkmal des gutgläubi-
gen Handelns zu, wenn der Begünstigte von dem Fehler der Behörden weiß, 
obwohl er für ihn nicht erkennbar war573 und wenn dem Begünstigten Hand-
lungen Dritter zugerechnet werden. 

(b) Zurechnung der Handlungen Dritter gemäß Art. 52 Abs. 4       
UAbs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 

Gemäß Art. 52 Abs. 4 UAbs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 sind dem Begünstigten 
die Handlungen Dritter574, die direkt oder indirekt die für die Zahlung der 
Ausfuhrerstattungen erforderlichen Förmlichkeiten betreffen, zuzurechnen. 
Die Zurechnung führt dazu, dass sein guter Glaube entfällt575. 

Die Vorschrift findet unabhängig davon Anwendung, ob der Begünstigte zu 
den Dritten Vertragsbeziehungen unterhält oder aufgrund der Gegebenheiten 
ihre Dienste zwingend in Anspruch nehmen muss576. Unter den Begriff der 

                                            
572  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 159 in Anlehnung an Alexander, 

in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 42. 
573  In Anlehnung an Alexander, in: Witte (Hrsg.), ZK, Art. 220, Rn. 42. 
574  Hierunter fallen auch Handlungen der Kontroll- und Überwachungsgesellschaften 

(KÜG), welche Bescheinigungen über die Ankunft der Erzeugnisse im Drittland 
erstellen können. Vgl. zu den KÜG oben 2. Teil, A., I., 3., b). Vgl. zur Zurechnung 
der Handlungen der KÜG Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 161 
ff.; kritisch dazu Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 210 f. 

575  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 160. 
576  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 160. 
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erforderlichen Förmlichkeiten fällt die Erbringung aller Nachweise, die für 
die Ausfuhrerstattungen notwendig sind577. 

Notwendig für die Ausfuhrerstattungen ist insbesondere die Stellung des 
Antrags AE. Diesen muss auch nach der Abtretung der Ausführer stellen578. 
Somit werden dem Abtretungsempfänger als Begünstigtem die Handlungen 
des Ausführers zugerechnet. Handelte der Ausführer nicht in gutem Glau-
ben, so entfällt auch der gute Glaube des Abtretungsempfängers. 

b) Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe b VO (EG) Nr. 800/99 

Nach Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe b VO (EG) Nr. 800/99 entfällt die 
Rückzahlungspflicht ferner, wenn zwischen der endgültigen Entscheidung 
über die Gewährung der Erstattung (d.h. dem Ausfuhrerstattungsbescheid579) 
und dem Tag, an dem der Begünstigte, d.h. vorliegend der Abtretungsemp-
fänger, erstmals von einer nationalen oder einer Gemeinschaftsbehörde da-
von unterrichtet wurde, dass die Zahlung zu Unrecht erfolgte, mehr als vier 
Jahre vergangen sind. Zudem muss der Begünstigte in gutem Glauben ge-
handelt haben. 

Hinsichtlich des Handelns in gutem Glauben gelten die gleichen Grundsät-
ze, wie im Rahmen von Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe a VO (EG) 
Nr. 800/99580. Dies bedeutet, dass dem Abtretungsempfänger insbesondere 
das Handeln des Ausführers zuzurechnen ist. 

Im Umkehrschluss lässt sich aus Art. 52 Abs. 4 UAbs. 1 Buchstabe b VO 
(EG) Nr. 800/99 entnehmen, dass bei Bösgläubigkeit eine Rückforderung 
unbefristet möglich ist581. 

3. Auswahl zwischen Abtretungsempfänger und Ausführer 

Dass der Abtretungsempfänger nach den vorstehenden Ausführungen hin-
sichtlich der Rückforderung der Ausfuhrerstattungen in Anspruch genom-
men werden kann, bedeutet jedoch nicht, dass er in Anspruch genommen 
werden muss. Möglicherweise steht dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas bei 
der Beurteilung des Schuldners des Rückzahlungsanspruchs ein Ermessen 
zu. 

                                            
577  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 160 f. 
578  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., I. 
579  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., III. 
580  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 163. Vgl. dazu oben 3. Teil, B., 

III, 2., a), bb), (2). 
581  Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 163. 
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a) Haftung des Abtretungsempfängers und des Ausführers auf 
Rückzahlung der Ausfuhrerstattung als Gesamtschuldner gemäß 
Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 

Der Abtretungsempfänger haftet als Begünstigter der Ausfuhrerstattungen 
für deren Rückzahlung nach Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99. Der Ausführer kann nicht ebenfalls Begünstigter der Ausfuhrer-
stattungen sein. Deshalb scheidet eine Haftung des Ausführers auf Rückzah-
lung der Ausfuhrerstattungen gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99 aus. 

Dennoch haftet der Ausführer für die Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen. 
Dies ergibt sich aus Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99. Da-
nach haften der Übernehmer, also der Abtretungsempfänger und der Ausfüh-
rer für die Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen als Gesamtschuldner. 

b) Anwendbarkeit der §§ 421 ff. BGB entsprechend 

Fraglich ist, nach welchen Regelungen sich diese, in Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 
S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 angeordnete, gesamtschuldnerische Haftung für 
die Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen richtet. 

Eine geschriebene Norm auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts, die die 
Gesamtschuld im Ausfuhrerstattungsrecht regelt, existiert nicht582. Auch ein 
allgemeiner Rechtsgrundsatz583, welchem, nach umstrittener Ansicht, als 
ungeschriebene Regelung des Gemeinschaftsrechts Vorrang584 vor nationa-
lem Recht zukommt585, existiert insoweit (derzeit) nicht586. Demzufolge 
kann und muss insofern auf das nationale Recht zurückgegriffen werden587. 

                                            
582  Art. 213 ZK ordnet die die Gesamtschuld zwar an, regelt diese aber nicht umfas-

send, vgl. dazu Witte, in: ders. (Hrsg.), ZK, Art. 213, Rn. 1 ff. Zudem ist der ZK auf 
das Ausfuhrerstattungsrecht unanwendbar, vgl. dazu oben 3. Teil, A., 1., a), bb). 

583  Zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts vgl. etwa Bleck-
mann, Europarecht, Rn. 572 ff.; Götz, in: EuR 1986, S. 29 (43 ff.); Lecheler, 
Rechtsgrundsätze, S. 39 ff.; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 404 ff.; Schwarze, 
in: DVBl. 1996, S. 881 (883 ff.). Vgl. ferner unten 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), 
(bb) und 4. Teil, C., II., 2. 

584  Zum Vorrang des Gemeinschaftsrechts vgl. unten 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 
585  Vgl. dazu unten 4. Teil, D., I., 2., b), cc), (3). 
586  Der EuGH hat in seiner Rechtsprechung (noch) keinen allgemeinen Rechtsgrundsatz 

der Gesamtschuld bei der Rückzahlung öffentlichrechtlicher Forderungen derart 
präzisiert, dass ein solcher unmittelbar anwendbar wäre (zur unmittelbaren Anwend-
barkeit von Gemeinschaftsrecht vgl. unten 3. Teil, A., II., 1., b)). Auch lässt sich kein 
allgemeiner Rechtsgrundsatz im Wege der wertenden Rechtsvergleichung feststellen 
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Im nationalen öffentlichen Recht gibt es einzelne Spezialregelungen, welche 
die Gesamtschuld anordnen bzw. voraussetzen, diese aber nicht umfassend 
regeln588 und daher vorliegend nicht anzuwenden sind. 

Fraglich ist, ob die §§ 421 ff. BGB, die allgemeine Regelungen hinsichtlich 
der Gesamtschuld im Privatrecht enthalten, zur Anwendung kommen. Be-
reits im Rahmen der Ausführungen zur Abtretung des Anspruchs auf Aus-
fuhrerstattungen wurde die entsprechende Anwendbarkeit589 von privatrecht-
lichen Vorschriften im öffentlichen Recht dargestellt. Sie kann auf zweierlei 
Weise geschehen. Zum einen kann die gesetzliche Anordnung der Anwend-
barkeit ausdrücklich geschehen, wie z.B. in § 62 S. 2 VwVfG. Zum anderen 
ist die Anordnung aber auch „stillschweigend“, durch die Verwendung von 
privatrechtlichen Begriffen, möglich590. 

Da der Wortlaut des Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 den 
privatrechtlichen Begriff „Gesamtschuld“ verwendet, jedoch nicht ausdrück-
lich die Anwendung der §§ 421 ff. BGB anordnet, liegt eine stillschweigen-
de Anordnung der Anwendbarkeit der §§ 421 ff. BGB auf das Gesamt-
schuldverhältnis zwischen Abtretungsempfänger und Ausführer vor. 

c) Rechtsfolge von Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 
i.V.m. § 421 BGB entsprechend: Auswahl unter Gesamtschuld-
nern nach pflichtgemäßem Ermessen 

Zwar kann nach § 421 BGB der Gläubiger unter mehreren Gesamtschuld-
nern frei wählen. Die herrschende Ansicht geht jedoch davon aus, dass bei 
Anwendbarkeit des § 421 BGB im öffentlichen Recht eine Behörde nicht 
frei und ungebunden, sondern nach pflichtgemäßem Ermessen einen von 
mehreren Gesamtschuldnern einer öffentlichrechtlichen Forderung auszu-

                                            
(vgl. zur Anerkennung allgemeiner Rechtsgrundsätze im Wege der wertenden 
Rechtsvergleichung 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4)). 

587  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 1.; 3. Teil, A., I., 2. a). 
588  Vgl. dazu de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 516 f. Insbeson-

dere § 44 AO ist zudem, ebenso wie die gesamte AO, nicht im Ausfuhrerstattungs-
recht anwendbar, vgl. dazu oben 2. Teil, B., II., 1., c), cc). 

589  Die entsprechende Anwendung darf nicht mit der analogen Anwendung verwechselt 
werden. 

590  Vgl. oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb). 
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wählen hat591. Dies folgt aus der Bindung der Verwaltung bei öffentlich-
rechtlichem Handeln an das Rechtsstaatsprinzip und an die Grundrechte592. 

Das Hauptzollamt Hamburg-Jonas muss daher gemäß Art. 52 Abs. 1         
UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 i.V.m. § 421 BGB entsprechend nach 
pflichtgemäßem Ermessen593 wählen, welcher der beiden Gesamtschuldner, 
Abtretungsempfänger oder Ausführer, hinsichtlich der Rückforderung der 
Ausfuhrerstattungen in Anspruch zu nehmen ist594. 

IV. Durchsetzung der Rückzahlungs- und Zinspflicht 

Sofern eine Rückzahlungspflicht besteht, erfolgt die Rückforderung, also die 
Durchsetzung der Rückzahlungspflicht, durch einen Verwaltungsakt gemäß 
§ 35 S. 1 VwVfG595 des Bundes596. Auch die Durchsetzung der Zinspflicht 
geschieht durch einen Verwaltungsakt gemäß § 35 S. 1 VwVfG des Bundes. 

C. Exkurs: Ausgleichsanspruch des Abtretungs-
empfängers gegenüber dem Ausführer 

Wenn der Abtretungsempfänger vom Hauptzollamt Hamburg-Jonas auf 
Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen in Anspruch genommen worden ist, 
stellt sich die Frage, ob dieser nicht eventuell einen Ausgleichsanspruch ge-
gen den nicht in Anspruch genommenen anderen Gesamtschuldner, nämlich 
gegen den Ausführer, hat597. 

                                            
591  Vgl. dazu de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 520 f. mit 

Nachweisen sowohl für die herrschende Ansicht, als auch für die Mindermeinung. 
592  de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 521. Gleiches gilt im Ge-

meinschaftsrecht. 
593  Zu dem Einfluss des Gemeinschaftsrechts und den Ermessensfehlern vgl. unten 

4. Teil, D., I., 2. 
594  So im Ergebnis auch zur nahezu identischen Vorgängernorm (Art. 11 VO (EWG) 

Nr. 3665/87) Schrömbges, in: ZfZ 1995, S. 130 (135). 
595  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 189. Vgl. zum Rechtsschutz bei der 

Rückforderung der Ausfuhrerstattung Schrömbges/Uhlig/Reiche, Praxishandbuch 
Erstattungsrecht, Teil 6, D., 2., S. 1 ff. 

596  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 2., b), bb). 
597  Daneben besteht die Möglichkeit eines Schadensersatzanspruchs aus dem der Abtre-

tung zugrunde liegenden Kausalverhältnis. Aufgrund der Vielzahl der Gestaltungs-
möglichkeiten des Kausalverhältnisses soll jedoch eine nähere Untersuchung dieser 
Ansprüche unterbleiben. Zur Möglichkeit von Amtshaftungsansprüchen (z.B. auf-
grund einer falschen behördlichen Auskunft), vgl. Feit, Schutz der finanziellen Inte-
ressen, S. 211 ff.; Pieper, Rückforderung von Ausfuhrerstattungen, S. 147 ff., 174; 
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I. Ausgleichsanspruch gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO 
(EG) Nr. 800/99 i.V.m. § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend 

1. Anwendbarkeit von § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend 

Eine besondere, verwaltungsrechtliche Bestimmung über das Innenverhält-
nis der Gesamtschuldner Ausführer und Abtretungsempfänger existiert we-
der im Gemeinschaftsrecht noch im nationalen Recht598. Bereits oben wurde 
die entsprechende Anwendbarkeit der privatrechtlichen §§ 421 ff. BGB, und 
damit auch des § 426 Abs. 1 S. 1 BGB, der einen Ausgleichsanspruch des 
erfüllenden Gesamtschuldners gegen die übrigen Gesamtschuldner vor-
sieht599, bejaht600. 

2. Innenausgleich entsprechend § 426 Abs. 1 S. 1 BGB trotz Ermes-
sensbindung des Hauptzollamts Hamburg-Jonas 

Teilweise wird jedoch ein Innenausgleich gemäß § 426 Abs. 1 S. 1 BGB 
entsprechend mit der Begründung abgelehnt, dass die Behörde bei der Aus-
wahl des in Anspruch zu nehmenden Gesamtschuldners nicht frei, sondern 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden habe601. 

Im Privatrecht ist die Notwendigkeit des Innenausgleichs darin begründet, 
dass der Gläubiger den Schuldner frei, d.h. ohne Berücksichtigung seines 
Schuldanteils im Innenverhältnis zu den anderen Schuldnern auswählen 
kann. Zwar kann die oben erwähnte Ermessensbindung dazu führen, dass 
das Hauptzollamt Hamburg-Jonas die für den Ausgleichsanspruch maßgeb-
lichen Kriterien bereits bei der Inanspruchnahme im Außenverhältnis be-
rücksichtigt, so dass die Notwendigkeit des Innenausgleichs entfällt. Aller-
dings ist daran auch im Privatrecht der Gläubiger nicht gehindert. Die Folge 
ist, dass (sowohl im Privatrecht als auch im öffentlichen Recht) § 426 Abs. 1 
S. 1 BGB (entsprechend) keinen Ausgleichsanspruch gewährt602. 

Das Hauptzollamt Hamburg-Jonas ist aber, trotz der Ermessensbindung, 
nicht generell dazu verpflichtet, die für den Ausgleichsanspruch maßgebli-

                                            
Schrömbges, in: ZfZ 1998, S. 110 ff.; ausführlich Middendorf, Amtshaftung und 
Gemeinschaftsrecht, S. 1 ff., insbesondere S. 114 ff.  

598  Vgl. de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 522. 
599  Vgl. etwa Bydlinski, in: Münchner Kommentar, BGB, § 426, Rn. 2, 12 f. 
600  Vgl. oben 3. Teil, B., III., 3., b). 
601  Vgl. die Nachweise bei de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, 

S. 524. 
602  So allgemein für die Verwaltung und die analoge Anwendung von § 426 Abs. 1 BGB 

de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 524 f. m.w.N. 
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chen Kriterien bereits bei der Inanspruchnahme im Außenverhältnis zu be-
rücksichtigen, da sonst aus der Ermessensentscheidung eine gebundene Ent-
scheidung würde603. 

Folglich ist die Verpflichtung des Hauptzollamts Hamburg-Jonas nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, kein generelles Argument gegen 
einen Innenausgleich entsprechend § 426 Abs. 1 S. 1 BGB. 

3. Ausgleichsmaßstab 

Nach § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend sind die Gesamtschuldner im 
Innenverhältnis zu gleichen Teilen verpflichtet, „soweit nichts anderes be-
stimmt ist“. § 426 Abs. 1 S. 1 BGB ist somit nur als subsidiärer Maßstab 
ausgestaltet und tritt gegenüber anderen Ausgleichsmaßstäben zurück, die 
sich sowohl aus einer vertraglichen Vereinbarung, als auch aus dem Gesetz 
ergeben können604. Darüber hinaus ergibt sich nach dem BGH eine abwei-
chende Bestimmung aus „dem Inhalt und Zweck des Rechtsverhältnisses“, 
das die Gesamtschuldner verbindet, und aus der „Natur der Sache, mithin 
der besonderen Gestaltung des tatsächlichen Geschehens“605. Dass letztlich 
auch im Innenverhältnis einer allein verpflichtet sein kann, ergibt sich aus 
§ 840 Abs. 2 BGB. Im Innenverhältnis ist also jede Bruchteilshaftung zwi-
schen Null und Eins möglich606. 

Eine abweichende Bestimmung aus dem Gesetz ist im vorliegenden Fall 
nicht gegeben. Sofern nicht eine vertragliche Vereinbarung vorliegt, ergibt 
sich eine abweichende Regelung aus der Natur der Sache, wenn der Ausfüh-
rer vorsätzlich oder fahrlässig die Ausfuhrerstattung falsch beantragt hat. 
Der Grund hierfür ist, dass der Abtretungsempfänger hierauf keinen Einfluss 
hat, er jedoch auf die Antragstellung durch den Ausführer angewiesen ist607. 
In diesen Fällen haftet also der Ausführer allein für die Rückzahlung der 
Ausfuhrerstattung. Sofern der Ausführer jedoch weder vorsätzlich, noch 
fahrlässig gehandelt hat, bleibt es bei der Regel des § 426 Abs. 1 S. 1 BGB. 

                                            
603  So allgemein für die Verwaltung und die analoge Anwendung von § 426 Abs. 1 BGB 

de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 525 m.w.N. 
604  Bydlinski, in: Münchner Kommentar, BGB, § 426, Rn. 14; Wolf, in: Soergel (Begr.), 

BGB, § 426, Rn. 17. 
605  Vgl. nur BGH, in: BGHZ 87, S. 265 (268); in BGHZ 120, S. 50 (59); in: NJW 1986, 

S. 1491 (1492); in: NJW 1992, S. 2286 (2287). 
606  Ehmann, in: Erman (Begr.), BGB, § 426, Rn. 4. Grundsätzlich trägt derjenige, der 

eine abweichende Bestimmung behauptet, dafür die Beweislast (vgl. Bydlinski, in: 
Münchner Kommentar, BGB, § 426, Rn. 14 m.w.N.). 

607  Vgl. oben 2. Teil, C., I. und 3. Teil, B., III., 2., a), bb), (2), (b). 
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Dann sind sowohl der Abtretungsempfänger, als auch der Ausführer zu glei-
chen Teilen verpflichtet. 

4. Rechtsnatur 

Der Ausgleichsanspruch des § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend ist privat-
rechtlicher Natur, auch wenn das Außenverhältnis zwischen Gläubiger und 
Gesamtschuldner, wie vorliegend, öffentlichrechtlich ist. Dies gilt deshalb, 
weil er ein selbstständiger, von der Gesamtschuld unabhängiger Anspruch 
unter Privaten (d.h. dem Ausführer und dem Abtretungsempfänger) ist und 
dem Abtretungsempfänger und nicht das Verhältnis der beiden Gesamt-
schuldner zum Staat (d.h. zum Hauptzollamt Hamburg-Jonas) betrifft608. 

5. § 426 Abs. 1 S. 2 BGB entsprechend 

Nach § 426 Abs. 1 S. 2 BGB ist, wenn von einem der Gesamtschuldner der 
auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden kann, der Ausfall von den 
übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen609. Diese Ri-
sikoverteilung ist entsprechend auf das Gesamtschuldverhältnis zwischen 
Ausführer und Abtretungsempfänger der Ausfuhrerstattungen anzuwen-
den610. 

II. Sicherung des Ausgleichsanspruchs durch Forderungsüber-
gang gemäß § 426 Abs. 2 S. 1 BGB entsprechend 

Auch § 426 Abs. 2 S. 1 BGB ist entsprechend auf das Gesamtschuldverhält-
nis zwischen Ausführer und Abtretungsempfänger der Ausfuhrerstattungen 
anwendbar611. 

                                            
608  Vgl. allgemein dazu, dass § 426 Abs. 1 S. 1 BGB (analog) nur das Innenverhältnis 

zwischen Privaten und nicht das Verhältnis der Gesamtschuldner zum Staat betrifft 
de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 523 m.w.N. bzw. bei öf-
fentlichrechtlichem Außenverhältnis Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 426, 
Rn. 3a. 

609  Vgl. dazu Bydlinski, in: Münchner Kommentar, BGB, § 426, Rn. 35 ff. 
610  Vgl. allgemein zur analogen Anwendung des § 426 Abs. 1 S. 2 BGB auf verwal-

tungsrechtliche Forderungen de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, 
S. 526 f. 

611  Vgl. allgemein zur analogen Anwendung des § 426 Abs. 2 BGB und damit auch des 
§ 426 Abs. 2 S. 2 BGB auf verwaltungsrechtliche Forderungen de Wall, Anwendbar-
keit privatrechtlicher Vorschriften, S. 527. Nach § 426 Abs. 2 S. 2 BGB darf der Ü-
bergang nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden. 
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Danach geht der Rückzahlungsanspruch des Hauptzollamts Hamburg-Jonas 
gegen die beiden Gesamtschuldner (Ausführer und Abtretungsempfänger) 
auf den Abtretungsempfänger über, soweit dieser das Hauptzollamt Ham-
burg-Jonas befriedigt612 und von dem Ausführer Ausgleich verlangen kann. 

Diese übergegangene Forderung steht neben dem Ausgleichsanspruch ge-
mäß § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend613. Der zahlende Gesamtschuld-
ner, d.h. vorliegend der Abtretungsempfänger, kann wählen, mit welcher 
Forderung er den anderen Gesamtschuldner, d.h. vorliegend den Ausführer, 
in Anspruch nimmt614. Daher ist die übergegangene Forderung streng von 
dem Ausgleichsanspruch gemäß § 426 Abs. 1 S. 1 BGB entsprechend zu 
trennen und dient dessen Sicherung615. 

Der Rückzahlungsanspruch des Hauptzollamts Hamburg-Jonas verwandelt 
sich beim Übergang auf den rückzahlenden Abtretungsempfänger nicht in 
eine privatrechtliche Forderung, sondern behält seinen öffentlichrechtlichen 
Charakter bei616. 

                                            
612  Genauer: aufgrund des Verwaltungsaktes (vgl. oben 3. Teil, B., IV.) befriedigen 

muss. 
613  Vgl. allgemein für § 426 Abs. 2 BGB etwa BGH, in: NJW 1981, S. 681; Grüneberg, 

in: Palandt (Begr.), BGB, § 426, Rn. 13. 
614  Grüneberg, in: Palandt (Begr.), BGB, § 426, Rn. 13. 
615  So allgemein zur analogen Anwendung des § 426 Abs. 2 BGB auf verwaltungsrecht-

liche Forderungen de Wall, Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften, S. 527. 
616  So allgemein zur analogen Anwendung des § 426 Abs. 2 BGB de Wall, Anwendbar-

keit privatrechtlicher Vorschriften, S. 527, Fn. 1319 auch mit Nachweisen zur Ge-
genansicht. 
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4. Teil: Sanktionen gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger der Ausfuhrerstattungen 

A. Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger 

Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 legt für bestimmte Fälle falscher Beantragung 
von Ausfuhrerstattungen „Sanktionen“ (vgl. Überschrift zum Titel IV, Kapi-
tel 2 der VO (EG) Nr. 800/99) fest. Bevor untersucht wird, ob diese Sankti-
onen gegenüber dem Abtretungsempfänger angewendet werden können (da-
zu unter II.), soll kurz die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 selbst 
dargestellt werden (dazu sogleich unter I.). 

I. Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 

1. Entstehungsgeschichte 

Im Jahre 1993 wurde erkannt, dass die Regelungen über Ausfuhrerstattun-
gen in hohem Maße betrugsanfällig sind. Anlass für diese Erkenntnis war 
ein Fall, in dem ein Ausführer eine Ware zum Export in den Libanon ange-
meldet hatte. In Wirklichkeit war die Ware aber nicht in den Libanon, son-
dern in die Türkei verbracht worden. Wirtschaftlicher Hintergrund der „Um-
leitung“ war, dass die für den Libanon gewährte Ausfuhrerstattung höher 
war, als für Exporte in die Türkei (sog. differenzierte Erstattung617)618. 

Die Kommission entschied, entgegen eines ersten internen Entwurfs, der 
lediglich vorsah, dass Ausführer bei vorsätzlichem oder grob fahrlässigen 
Falschdeklarierungen keine Ausfuhrerstattungen mehr erhalten sollen, zu-
sätzlich eine Sanktion einzuführen, die auf vorsätzliches oder fahrlässiges 
Verhalten abstellt. Die Notwendigkeit der Einführung einer Sanktion be-
gründete die Kommission damit, dass die Rückforderung einer zu Unrecht 
gewährten Ausfuhrerstattung „in keiner Weise eine Sanktion bedeute“. Ein 
auf die Rückforderung beschränktes System wäre, so der juristische Dienst 
der Kommission „eine Anstiftung zum Betrug“, „da sämtliche Marktbetei-
ligten überzeugt wären, im schlimmsten Fall nur den Betrag zahlen zu müs-

                                            
617  Vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 3., a). 
618  Siehe zu diesem Fall den Bericht von Duric, damals Mitarbeiter in der Generaldirek-

tion der Europäischen Kommission und mit der Änderung des Art. 11 der VO 
(EWG) Nr. 3665/87 betraut, in: Duric/Senn, in: ZfZ 1996, S. 98. 
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sen, den sie normalerweise schuldig gewesen wären. Sich auf eine solche 
Maßnahme zu beschränken, wäre weder wirksam noch abschreckend“619. 

Dieser Kommissionsentwurf wurde sodann dem Verwaltungsausschuss für 
Handelsfragen vorgelegt und dort zur Diskussion gestellt, in deren Verlauf 
die britische Delegation verlangte, die subjektiven Kriterien im Entwurf 
durch objektive zu ersetzen. Dies erfolgte mit der Begründung, dass objekti-
ve Kriterien in der Praxis leichter zu handhaben seien als subjektive620. 

Mit der VO (EG) Nr. 2945/94621 wurde die Sanktion in Art. 11 VO (EWG) 
Nr. 3665/87 eingeführt622. 

Zum 01.07.1999 wurde die VO (EWG) Nr. 3665/87 durch die VO (EG) 
Nr. 800/99 aufgehoben und ersetzt. Der die Sanktionen betreffende Teil des 
Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87 ist nur unwesentlich geändert worden und 
befindet sich nun in Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99. 

2. Regelungsinhalt 

a) Höhere Ausfuhrerstattungen als zustehend beantragt 

Voraussetzung für die Erhebung einer Sanktion nach Art. 51 Abs. 1 Buch-
stabe a und b VO (EG) Nr. 800/99 ist die Feststellung, „daß ein Ausführer 
eine höhere als die ihm zustehende Ausfuhrerstattung beantragt623 hat“. 

Fraglich war zunächst, auf welchen Antrag Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 ab-
stellt. Es kamen sowohl die Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke624, als 
auch der Antrag AE625 in Betracht626. Der EuGH hat mittlerweile entschie-

                                            
619  Zitiert nach Schrömbges, in: ZfZ 1995, S. 130 (134). 
620  Duric/Senn, in: ZfZ 1996, S. 98. 
621  VO (EG) Nr. 2945/94 der Kommission vom 2. Dezember 1994 zur Änderung der 

Verordnung (EWG) 3665/87 über gemeinsame Durchführungsbestimmungen für 
Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen hinsichtlich Sanktionen 
und der Rückforderung zu Unrecht gezahlter Beträge, in: ABl. Nr. L 310 vom 
03.12.1994, S. 57 ff. 

622  Zu der kontroversen Diskussion und dazu, dass der Entwurf nicht die erforderliche 
Mehrheit erhielt, was jedoch die Wirksamkeit der Verordnung nicht beeinträchtigte 
vgl. Duric/Senn, in: ZfZ 1996, S. 98 (99). 

623  Hervorhebung durch Verf. 
624  Vgl. dazu oben 2. Teil, A., I., 2., a), aa), (2), (a). 
625  Vgl. dazu oben 2. Teil, C., I. 
626  Vgl. dazu den Vorlagebeschluss des BFH, in: BFH NV 2003, S. 1525 ff., sowie 

EuGH, Rs. C-385/03 (HZA Hamburg-Jonas./.Käserei Champignon Hofmeister), in: 
Slg. 2005-I, S. 2997 (3033 ff., Rn. 15, 18) und die Schlussanträge der Generalanwäl-
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den, dass der für Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 maßgebliche Antrag bereits 
die Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke ist627. 

b) Antrag durch Ausführer 

Die Ausfuhranmeldung für Erstattungszwecke kann nur durch den Ausführer 
abgegeben werden628, so dass also stets der Ausführer den für Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 maßgeblichen Antrag stellt. 

c) Zwei Sanktionsstufen 

Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 sieht in zwei verschiedenen Stufen Sanktionen 
vor. Beantragt der Ausführer eine höhere als ihm zustehende Erstattung, so 
wird auf der ersten Stufe gemäß Art. 51 Abs. 1 Buchstabe a VO (EG) 
Nr. 800/99 eine Sanktion in Höhe des halben Unterschieds zwischen der 
beantragten Erstattung und der für die Ausfuhr tatsächlich geltenden Erstat-
tung erhoben629. Hat der Ausführer vorsätzlich falsche Angaben gemacht, so 
gilt gemäß Art. 51 Abs. 1 Buchstabe b VO (EG) Nr. 800/99 eine Sanktion in 
Höhe des doppelten Unterschiedes zwischen der beantragten und der gelten-
den Erstattung630. 

Sofern etwa der Ausführer Angaben über die Zusammensetzung der Waren 
macht, die sich später als unzutreffend herausstellen, so dass eine geringere 
oder keine Ausfuhrerstattung zu gewähren ist, greift die Sanktionsregelung 
des Art. 51 Abs. 1 Buchstabe a VO (EG) Nr. 800/99. Ausreichend ist die 

                                            
tin Stix-Hackel, in: EuGH, Rs. C-385/03 (HZA Hamburg-Jonas./.Käserei Champig-
non Hofmeister), in: Slg. 2005-I, S. 2997 (3007 ff.). 

627  EuGH, Rs. C-385/03 (HZA Hamburg-Jonas./.Käserei Champignon Hofmeister), in: 
Slg. 2005-I, S. 2997 (3040 f., Rn. 36). Die Entscheidung erging allerdings zu Art. 11 
VO (EG) Nr. 3665/87. Weil jedoch der die Sanktion betreffende Teil des Art. 11 VO 
(EG) Nr. 3665/87 inhaltsgleich in Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 übernommen wurde 
(vgl. dazu oben 4. Teil, A., I., 1.), kann die Entscheidung auch auf Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 übertragen werden. 

628  Vgl. dazu bereits oben 2. Teil, A., I., 2., a), aa), (2), (a). Dies gilt allerdings auch für 
den Antrag AE (vgl. dazu oben 2. Teil, C., I.). 

629  Ist die Ausfuhrerstattung noch nicht ausgezahlt worden, wird der Auszahlungsbetrag 
der Ausfuhrerstattung entsprechend gekürzt oder es ergibt sich ein Negativbetrag, 
der gemäß Art. 51 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 zu zahlen ist. 

630  Vgl. zum Regelungsinhalt von Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 bzw. der nahezu identi-
schen Vorgängernorm des Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87 z.B. Duric/Senn, in: ZfZ 
1996, S. 98 (100 f.); Schrömbges, in: ZfZ 1995, S. 130 (136 ff.); ders., in: Henke 
(Hrsg.), Hemmnisse und Sanktionen, S. 81 (88 ff.). 
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bloße Falschbeantragung, d.h. es wird eine Sanktion unabhängig davon er-
hoben, ob ein Verschulden des Ausführers gegeben ist oder nicht631. 

Nicht sanktionsbewehrt sind dagegen die Fälle, in denen der Ausführer, z.B. 
wegen einer abweichenden Rechtsauffassung, eine zu hohe Ausfuhrerstat-
tung beantragt, die Anknüpfungstatsachen zur Beurteilung der wahren 
Rechtslage aber in seinem Antrag mitteilt632. 

d) Ausnahmen von der Sanktionserhebung 

Ausnahmen von der Sanktionserhebung sieht zum einem Art. 51 Abs. 3 VO 
(EG) Nr. 800/99 vor. Danach wird insbesondere dann keine Sanktion ange-
wendet, wenn ein Fall der höheren Gewalt633 vorliegt634. Zum anderen sind 
in Art. 51 Abs. 7 VO (EG) Nr. 800/99 Ausnahmen geregelt635. 

II. Anwendung gegenüber dem Abtretungsempfänger gem. 
Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 

Zu untersuchen ist nun, ob die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 
gegenüber dem Abtretungsempfänger anwendbar ist. 

Nach Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 „muß der Begünstig-
te den zu Unrecht erhaltenen Betrag – einschließlich aller gem. Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 anwendbaren Sanktionen – [… ] zurückzahlen“. Danach 
fällt die Sanktion unter den zurückzuzahlenden Betrag636. Oben wurde fest-
gestellt, dass der Abtretungsempfänger, bei Auszahlung der Ausfuhrerstat-

                                            
631  Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 214 f. So auch bereits zur nahezu identi-

schen Vorgängernorm (Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87) Duric/Senn, in: ZfZ 1996, 
S. 98 (100); Schrömbges, in: Henke (Hrsg.), Hemmnisse und Sanktionen, S. 81 (89). 

632  Vgl. dazu den bei Krüger, in: ZfZ 1999, S. 74 (75) wiedergegebenen Fall des FG 
Hamburg (Beschluss vom 07.07.1998 IV 74/98). 

633  Vgl. zum Begriff der höheren Gewalt etwa Feit, Schutz der finanziellen Interessen, 
S. 6 ff.; Schrömbges, in: Dorsch (Begr.), Zollrecht, D 1 (Marktordnung, Einfüh-
rung), Rn. 286 ff.; Tully, Poena sine Culpa?, S. 49 ff. 

634  Weitere Ausnahmefälle sind etwa die Selbstanzeige, ein offensichtlicher, von der 
zuständigen Behörde anerkannter Irrtum bei der Erstattungsbeantragung, sowie Ge-
wichtsunterschiede infolge unterschiedlicher Wiegemethoden. 

635  Vgl. etwa zu den Ausnahmen von der Sanktionserhebung gemäß Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 bzw. der nahezu identischen Vorgängernorm des Art. 11 VO (EWG) Nr. 
3665/87 Duric/Senn, in: ZfZ 1996, S. 98 (101 ff.); Feit, Schutz der finanziellen Inte-
ressen, S. 215; Schrömbges, in: ZfZ 1995, S. 130 (137 ff.). 

636  Beschluss des FG Hamburg, AZ IV 84/03 (unveröffentlicht). Vgl. auch zur nahezu 
identischen Vorgängernorm des Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87 Schrömbges, in: ZfZ 
1995, S. 130 (136). 
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tung an ihn, Begünstigter i.S.d. Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99 ist637. Nach dem Wortlaut des Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 wird 
damit im Rahmen der Rückforderung der Ausfuhrerstattungen die Sanktion 
des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger an-
gewendet638. 

Hiergegen lässt sich auch nichts aus dem Wortlaut des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 herleiten. Zwar ist Voraussetzung für die Sanktion, dass der Aus-
führer falsche Angaben im Antrag gemacht hat639. In Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 ist jedoch nicht festgeschrieben, dass die Sanktion nur gegenüber 
dem Ausführer festgesetzt werden kann640. 

Für die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger 
spricht auch der 65. Erwägungsgrund der VO (EG) Nr. 800/99. Danach 
muss jeder zu Unrecht gezahlte Betrag zurückgezahlt werden und zum bes-
seren Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft soll „diese Ver-
pflichtung bei der Abtretung des Erstattungsanspruchs auch für den Über-
nehmer“, d.h. den Abtretungsempfänger, gelten. 

Folglich ergibt die Auslegung, dass die Anwendung der Sanktion gegenüber 
dem Abtretungsempfänger möglich ist. An diesem Ergebnis könnte sich et-
was ändern, wenn die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungs-
empfänger nicht rechtmäßig ist. 

                                            
637  Vgl. oben 3. Teil, B., I., 1. 
638  So im Ergebnis der Beschluss des FG Hamburg, AZ IV 84/03 (unveröffentlicht). 

Allerdings sah das FG Hamburg als Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung 
der Ausfuhrerstattungen von dem Abtretungsempfänger Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 VO 
(EG) Nr. 800/99 an. Die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger erfolgte daher nach Ansicht des FG Hamburg gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 
VO (EG) Nr. 800/99. 

639  Vgl. oben 4. Teil, A., I., 2., b). 
640  Art. 51 Abs. 1 VO (EG) Nr. 800/99 lautet an der entscheidenden Stelle lediglich: „so 

entspricht die für die betreffende Ausfuhr zu zahlende Erstattung … “. 

Die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger könnte 
formell rechtswidrig sein, weil die Kommission keine Kompetenz zum Er-
lass der Sanktion hatte (vgl. dazu unten C., I.). Zudem könnte die Anwen-
dung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger materiell rechts-
widrig wegen Verstoßes gegen höherrangiges Recht, wie etwa den gemein-
schaftsrechtlichen Grundsatz „nulla poena sine culpa“, den gemeinschafts-
rechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit oder den gemeinschaftsrecht-
lichen Grundrechten sein (vgl. dazu unten C.,II.). 
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Bevor die Rechtmäßigkeit einer Anwendung der Sanktion gegenüber dem 
Abtretungsempfänger untersucht (dazu unten C.), sowie auf die Rechtsfol-
gen einer etwaigen Rechtswidrigkeit eingegangen werden kann (dazu unten 
D.), muss zunächst bestimmt werden, welche Rechtsnatur die Anwendung 
der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 
800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger hat (dazu sogleich B.). Sofern 
es sich nämlich um eine strafrechtliche Sanktion handeln sollte, ist mögli-
cherweise im Rahmen der Rechtmäßigkeitsprüfung die Einhaltung straf-
rechtlicher Garantien zu beachten641. 

B. Rechtsnatur der Anwendung der Sanktion gegenüber 
dem Abtretungsempfänger: Strafrechtliche Sanktion 

I. Sanktion 

Zwar bezeichnet die VO (EG) Nr. 800/99 die Regelung des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 und damit auch ihre Anwendung gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger selbst als eine „Sanktion“. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, dass es 
sich dabei tatsächlich um eine Sanktion i.S.d. Rechtstheorie handelt. 

In der Rechtstheorie versteht man unter dem Begriff „Sanktion“ ganz allge-
mein jede nachteilige Rechtsfolge wegen eines Verstoßes gegen eine 
Rechtsvorschrift642. 

Voraussetzung für die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 ist ein 
Rechtsverstoß durch den Ausführer, nämlich eine falsche Beantragung der 
Ausfuhrerstattungen. Aufgrund dieses Rechtsverstoßes muss der Abtre-
tungsempfänger einen über die Rückzahlung der falsch beantragten Aus-
fuhrerstattungen hinausgehenden Betrag in Höhe der nach Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 fälligen Sanktion (zurück)zahlen. Rechtsfolge des Rechtsversto-
ßes ist somit für den Abtretungsempfänger ein Rechtsnachteil. Die Anwen-
dung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-

                                            
641  In diese Richtung gehen bereits die Überlegungen zur nahezu identischen Vorgän-

gernorm (Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87) bei Schrömbges, in: ZfZ 1995, S. 130 
(136); ders., in: Henke (Hrsg.), Hemmnisse und Sanktionen, S. 81 (90). Vgl. auch 
allgemein für das Strafrecht i.w.S. Fromm, in: ZIS 2007, S. 279 (287). 

642  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 47; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 6 ff. m.w.N.; 
Prieß, in: Henke (Hrsg.), Hemmnisse und Sanktionen, S. 44 (46); Satzger, Europäi-
sierung des Strafrechts, S. 59 m.w.N. Zum historischen Ursprung des Begriffs der 
„Sanktion“ vgl. Böse, Strafen und Sanktionen, S. 46 f. 
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tungsempfänger gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 stellt somit eine Sankti-
on dar. 

II. Strafrechtlich 

Fraglich ist, ob es sich bei dieser Sanktion gegenüber dem Abtretungsemp-
fänger um eine strafrechtliche (sog. punitive643) Sanktion handelt. 

1. Sanktion und Strafe im europäischen Gemeinschaftsrecht 

Zwar wird der Begriff „Strafrecht“ teilweise im geschriebenen Gemein-
schaftsrecht verwendet. So spricht etwa Art. 11 Abs. 1 VO (EWG) 
Nr. 3887/92644 von „in dieser Verordnung vorgesehenen Strafen“. Nach 
Art. 5 VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95645 können Unregelmäßigkeiten zu 
„verwaltungsrechtlichen Sanktionen führen“ (Abs. 1), „die nicht einer straf-
rechtlichen Sanktion gleichgestellt werden können“ (Abs. 2). 

Die Beantwortung der Frage, ob es sich bei der Anwendung der Sanktion 
gegenüber dem Abtretungsempfänger um eine strafrechtliche Sanktion han-
delt, wird jedoch dadurch erschwert, dass eine Definition des Begriffs 
„Strafrecht“ weder im geschriebenen Gemeinschaftsrecht, noch in der euro-
päischen Rechtsprechung existiert. Ebenso werden von den Gemeinschafts-
organen unterschiedliche Begriffe verwendet646. Der Grund hierfür ist, dass 
es ein umfassend kodifiziertes EG-Strafrecht (derzeit) nicht gibt647. 

Für die vorliegende Untersuchung ist es aber erforderlich, zum einem Krite-
rien für eine Grenzziehung zwischen strafrechtlichen und nicht-

                                            
643  Zum Begriff vgl. Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 9 ff. 
644  VO (EWG) Nr. 3887/92 der Kommission vom 23. Dezember 1992 mit Durchfüh-

rungsbestimmungen zum integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem für be-
stimmte gemeinschaftliche Beihilferegelungen, in: ABl. Nr. L 391 vom 31.12.1992, 
S. 36 ff. Diese VO ist mittlerweile durch die VO (EG) Nr. 2419/01 aufgehoben wor-
den, welche wiederum ihrerseits durch die VO (EG) Nr. 796/04 aufgehoben wurde. 

645  VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, in: ABl. Nr. L 312 
vom 23.12.1995, S. 1 ff. 

646  Vgl. zu den im Gemeinschaftsrecht verwendeten unterschiedlichen Begriffen Böse, 
Strafen und Sanktionen, S. 49 ff. 

647  Zunächst wurde dies nicht als Problem empfunden, denn die Mitgliedstaaten konn-
ten durch den Einsatz ihres Strafrechts das Recht der Gemeinschaft und ihrer 
Rechtsgüter bewahren. Mit zunehmender Regelungsdichte und ständig größer wer-
dendem wirtschaftlichen Interesse, stieg jedoch das Bedürfnis der Gemeinschaft, 
selbst zum strafrechtlichen Schutz beizutragen (Satzger, Europäisierung des Straf-
rechts, S. 58). 
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strafrechtlichen Sanktionen zu bestimmen (dazu sogleich a)), weil für erste-
re die Einhaltung strafrechtlicher Garantien erforderlich sein könnte648. Zum 
anderen müssen Merkmale umschrieben werden, anhand derer von den 
strafrechtlichen Sanktionen im weiteren Sinn das Kriminalstrafrecht (Straf-
recht im engeren Sinn) abgegrenzt werden kann (dazu unten b)), weil jeden-
falls für letzteres die Gemeinschaft nach einhelliger Ansicht keine Kompe-
tenz zum Erlass besitzt649. 

a) Abgrenzung des Strafrechts i.w.S. (sog. punitive Sanktionen) von 
nicht-strafrechtlichen Sanktionen 

aa) Untauglichkeit einer formalen Abgrenzung 

Zunächst könnte man in Betracht ziehen, die Abgrenzung des Strafrechts 
i.w.S. von den nicht-strafrechtlichen Sanktionen, ähnlich dem deutschen 
Recht, anhand formaler Kriterien vorzunehmen. So könnten alle Sanktions-
normen des Gemeinschaftsrechts, die als Rechtsfolge eine Freiheitsstrafe, 
Geldstrafe oder Geldbuße androhen, dem Strafrecht (i.w.S.) zugeordnet 
werden650. 

Im Gemeinschaftsrecht kann dieser Ansatz aber nicht überzeugen. Zunächst 
können und dürfen nationale Begriffe nicht ohne weiteres mit gemein-
schaftsrechtlichen Begriffen gleichgesetzt werden, denn letztere sind auto-
nom auszulegen651. 

Ferner sind bereits die in den Mitgliedstaaten gebräuchlichen Begriffe im 
Bereich des Strafrechts so uneinheitlich, dass ihre Übertragung auf das Ge-
meinschaftsrecht unpraktikabel ist. So wird z.B. der in der deutschen Fas-
sung des Art. 83 Abs. 2 Buchstabe a EG652 verwendete Begriff „Geldbuße“ 
im deutschen Recht nicht etwa dem Kriminalstrafrecht, sondern dem Straf-
                                            
648  Vgl. bereits oben 4. Teil, A., II. sowie allgemein für strafrechtliche Sanktionen Deut-

scher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 140, Fn. 124 m.w.N. 
649  Vgl. nur die zahlreichen Nachweise bei Schröder, Europäische Richtlinien, 

S. 104 ff. So werden die Zusätze im Sekundärrecht, die jeweilige Maßnahme sei 
„nicht strafrechtlicher Natur“, als Klarstellung im Hinblick auf die Kompetenzver-
teilung angesehen, um zu verdeutlichen, dass die Gemeinschaft nicht in den der 
Souveränität der Mitgliedstaaten verbliebenen Bereich der Kriminalstrafen eindringt 
(Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 73). 

650  Vgl. zu dieser Überlegung Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 75; Heitzer, 
Punitive Sanktionen, S. 34 f.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 64. 

651  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 75; Satzger, Europäisierung des Straf-
rechts, S. 64. Vgl. dazu allgemein Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 20; Streinz, Eu-
roparecht, Rn. 572. 

652  Art. 87 Abs. 2 Buchstabe a EGV. 
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recht i.w.S., genauer dem Ordnungswidrigkeitsrecht, zugeordnet. Hingegen 
werden in der englischen („fine“), niederländischen („geldboete“) und ita-
lienischen („ammenda“) Fassung des Art. 83 Abs. 2 Buchstabe a EG Begrif-
fe gebraucht, die innerstaatlich dem Kriminalstrafrecht (Strafrecht i.e.S.) 
zugehören und insoweit mit der deutschen Geldstrafe vergleichbar sind653. 

Darüber hinaus wird zu Recht darauf hingewiesen, dass eine an die ange-
drohte Sanktion anknüpfende formale Abgrenzung schon deshalb nicht ge-
lingen kann, weil das Gemeinschaftsrecht, im Gegensatz zu einigen Mit-
gliedstaaten (darunter Deutschland), über kein geschlossenes System im 
Sinne eines numerus clausus der strafrechtlichen Sanktionen verfügt654. 

Eine Abgrenzung des Strafrechts i.w.S. von den nicht-strafrechtlichen Sank-
tionen kann somit nicht anhand formaler Kriterien vorgenommen werden655. 

Folglich kann die Feststellung des Gemeinschaftsgesetzgebers, einzelne 
Sanktionen seien „nicht strafrechtlicher Natur“, für die Bestimmung ihres 
punitiven Charakters nicht von Bedeutung sein656. Der Gemeinschaftsge-
setzgeber könnte ansonsten durch eine solche begriffliche Zuordnung einen 
„Etikettenschwindel“ betreiben, um eine strafrechtliche Sanktion erlassen zu 
können, obwohl er gar keine Kompetenz zum Erlass einer strafrechtlichen 
Sanktion hat657. Ferner könnte durch eine begriffliche Zuordnung das Erfor-
dernis der Einhaltung strafrechtlicher Garantien ausgehebelt werden658. 

bb) Abgrenzung anhand materieller Kriterien 

Ausschlaggebend für die Zuordnung einer Sanktion zum „Strafrecht“ kön-
nen somit im Rahmen einer autonomen gemeinschaftsrechtlichen Begriffs-
bestimmung nur materielle Kriterien sein659. Die Konvention zum Schutze 

                                            
653  Vgl. zu diesem Beispiel Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 75; Satzger, Eu-

ropäisierung des Strafrechts, S. 64. 
654  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 75; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 34; 

Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 65 f. 
655  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 75; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 34; 

Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 66. 
656  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 66, mit dem Hinweis, dass eine begriffli-

che Zuordnung durch den Gemeinschaftsgesetzgeber allenfalls ein (schwaches) In-
diz sei. Eine stärkere Indizwirkung könne aber dann vorliegen, wenn der Gemein-
schaftsgesetzgeber eine Sanktion dem Kriminalstrafrecht zuordne (S. 67). 

657  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 139 f. m.w.N. 
658  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 37. 
659  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 89 m.w.N.; Heitzer, 

Punitive Sanktionen, S. 35; Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Satzger, 
Europäisierung des Strafrechts, S. 67. 
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der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) und deren Auslegung 
durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) kann bei 
der Ermittlung dieser Kriterien, ähnlich wie bei der Ermittlung allgemeiner 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts660, als Anhaltspunkt dienen661. 

(1) Repressiver Zweck 

Ein taugliches materielles Abgrenzungskriterium ist, entsprechend der 
Rechtsprechung des EGMR, insbesondere die Natur der entsprechenden 
Sanktion662 und damit der mit ihr verfolgte Zweck663. Es ist nicht vom Un-
recht auf die Rechtsfolge, sondern umgekehrt von der angedrohten Sanktion 
auf die Bewertung des Unrechts durch den Gesetzgeber zu schließen664. 

Hinsichtlich des Zwecks einer Regelung ist, entsprechend den allgemeinen 
Auslegungsregeln, nicht auf den Willen des historischen Gesetzgebers, son-
dern auf den objektiven Sinngehalt einer Norm abzustellen665. Es entscheidet 
also der objektive Zweck, der in der Norm zum Ausdruck kommt, über die 
Qualifizierung einer Sanktion666. Für diesen objektiven Zweck kann die sub-
jektive Zielsetzung des Gemeinschaftsgesetzgebers nur ein Indiz sein667. 

Eine Sanktion kann restitutive, präventive oder repressive Zwecke verfol-
gen668. Einen restitutiven Zweck hat eine Sanktion dann, wenn sie darauf 
gerichtet ist, den ursprünglichen, vor einer Rechtsgutverletzung bestehenden 
Zustand, wiederherzustellen, so z.B. die Schadensersatzleistung669. Sanktio-

                                            
660  Vgl. dazu etwa unten 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4). 
661  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 68: „Quelle der Inspiration“. 
662  Vgl. etwa EGMR (Ötztürk), in: Série A, Vol. 73, S. 19 = in: EuGRZ 1985, S. 62 

(67). 
663  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 38; 

Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 69; Tsolka, AT des europäischen suprana-
tionalen Strafrechts i.w.S., S. 36. 

664  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 69; Tiedemann, in: Festschrift Hans-
Heinrich für Jescheck, S. 1411 (1415); Tsolka, AT des europäischen supranationalen 
Strafrechts i.w.S., S. 36. 

665  Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 25. Vgl. auch Bleckmann, Europarecht, Rn. 538. 
666  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 39; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 69. 
667  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 39. 
668  Vgl. etwa Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 82 ff. 

m.w.N.; Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Heitzer, Punitive Sanktionen, 
S. 38; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 69. Zum Streit über einen engen 
und weiten Sanktionsbegriff Böse, Strafen und Sanktionen, S. 49 ff. m.w.N. 

669  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 47 m.w.N.; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 38. 
Lenaerts, in: EuR 1997, S. 17 (18) nennt diese „Ausgleichssanktionen“. Diese Sank-
tionen sind dementsprechend exakt nach Maßgabe des wiedergutzumachenden 
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nen mit einem präventiven Zweck sind zukunftsorientiert. Sie knüpfen zwar 
an einen bereits eingetretenen Rechtsverstoß an670 und missbilligen diesen 
ausdrücklich. Aber ihr eigentliches Ziel ist es, eine andauernde Rechtsver-
letzung abzustellen oder einer künftigen Rechtsverletzung vorzubeugen. 
Deshalb ist die Grundlage ihrer Verhängung nicht die Bewertung eines vo-
rangegangenen Verhaltens, sondern eine zukunftsorientierte Prognose, die 
neue Gesichtspunkte berücksichtigt, die über den Rechtsbruch hinausge-
hen671. Eine Sanktion mit einem repressiven Zweck gleicht demgegenüber 
den Rechtsbruch als solchen, nicht die sich aus ihm ergebenden materiellen 
Folgen aus. Durch die Zufügung eines Nachteils soll verdeutlicht werden, 
dass für die Zukunft an der gebrochenen Norm festgehalten wird672. 

Sanktionen verfolgen häufig nicht nur einen dieser Zwecke, sondern verei-
nen restitutive, präventive und/oder repressive Elemente in sich673. 

Die herrschende und zutreffende Auffassung zu den Strafzwecken (sog. Ver-
einigungstheorie) besagt, dass jede Strafe nicht nur präventive Ziele ver-
folgt, sondern immer auch eine Vergeltungsfunktion erfüllt674. Somit ist es 
gerade der zuletzt genannte repressive Zweck, der einer Sanktion strafrecht-
lichen (bzw. punitiven) Charakter verleiht675. Für die Zuordnung zum Straf-

                                            
Schadens festzusetzen und setzen deshalb einen messbaren Schaden voraus (vgl. 
Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 38; Lenaerts, in: EuR 1997, S. 17 (19)). 

670  Sonst wären sie nach der obigen Definition keine Sanktion (vgl. oben 4. Teil, B., I.). 
A.A.: Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 90; Heitzer, 
Punitive Sanktionen, S. 38 

671  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 48; Tully, Poena sine Culpa?, S. 127. 
672  Vgl. hierzu Heitzer, Punitive Sanktionen, S 38 f. Diese Definition verzichtet auf das 

unscharfe Merkmal, Repression bedeute Übelszufügung unter Ausspruch eines sitt-
lich-moralischen Tadels. 

673  Heitzer, Punitive Sanktionen, S 39; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 70. 
674  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 38 f.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 70. 

Vgl. zu den Strafzwecktheorien (insbesondere Vereinigungstheorie) Je-
scheck/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts: AT, S. 63 ff. m.w.N.; Wessels/Beulke, 
Strafrecht AT, Rn. 12a m.w.N. 

675  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 89 f.; Hecker, Euro-
päisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 38 mit Nachweisen 
aus der Rechtsprechung des EuGMR und des BVerfG; Satzger, Europäisierung des 
Strafrechts, S. 70 m.w.N.; Schwarze, in: EuZW 2003, S. 261 (265). Vgl. auch Böse, 
Strafen und Sanktionen, S. 53; Kadelbach, in: van Gerven/Zuleeg (Hrsg.), Sanktio-
nen, S. 81 (82); Sieber, in: van Gerven/Zuleeg (Hrsg.), Sanktionen, S. 71 (72 f.). 
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recht i.w.S. genügt es, wenn mit der Sanktion neben anderen Zwecken zu-
mindest auch ein repressiver verfolgt wird676. 

(2) Tatsächliche Wirkung 

Damit dem Gesetzgeber nicht der Freiraum eingeräumt wird, durch ge-
schickte Ausgestaltung einer Sanktion677, selbst die Reichweite der „Stra-
fe“678 zu bestimmen, wird, entsprechend der Rechtsprechung des EGMR, 
alternativ zu dem mit der Maßnahme verfolgten Zweck, auf die „tatsächli-
che Wirkung“ der Sanktion zurückgegriffen679. Eine solche tatsächliche 
Wirkung, die es rechtfertigt, eine (an sich nicht repressive Zwecke verfol-
gende) Sanktionsregelung als punitive Maßnahme (Strafrecht i.w.S.) einzu-
stufen, ist aber nur bei Anordnungen von Freiheitsentziehungen und gravie-
renden Beschränkungen der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit gegeben680. 

b) Abgrenzung des Strafrechts i.w.S. vom Strafrecht i.e.S. (Krimi-
nalstrafrecht) 

Jedem Mitgliedstaat ist zwar, anders als beim Strafrecht i.w.S., eine eigene 
Kategorie des Kriminalstrafrechts bekannt. Aufgrund der unterschiedlichen 
mitgliedstaatlichen Begriffsinhalte ist es jedoch nicht möglich, den Begriff 
gemeinschaftsweit einheitlich zu bestimmen. Vielmehr muss auch der Beg-
riff des Kriminalstrafrechts autonom gemeinschaftsrechtlich bestimmt wer-
den. Dabei müssen die mitgliedstaatlichen Definitionen im Wege einer wer-

                                            
676  EGMR (Ötztürk), in: Série A, Vol. 73, S. 20 = in: EuGRZ 1985, S. 62 (68); Deut-

scher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 90; Heitzer, Punitive 
Sanktionen, S. 39 m.w.N.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 70 m.w.N.; 
Schwarze, in: EuZW 2003, S. 261 (265). Ähnlich auch Böse, Strafen und Sanktio-
nen, S. 50 (repressive Sanktionen sind dem Strafrecht „am ehesten vergleichbar“). 
Folglich sind solche Sanktionsregelungen nicht-strafrechtlicher Natur, die aus-
schließlich präventive und/oder restitutive Zwecke verfolgen. 

677  Etwa durch den bereits angesprochenen Zusatz, die Sanktionen seien „nicht straf-
rechtlicher Art“. 

678  Und dementsprechend die Reichweite der strafrechtlichen Garantien. 
679  Vgl. etwa EGMR (Engel), in: Série A, Vol. 22, S. 35 = in: EuGRZ 1976, S. 221 

(232); (Ötztürk), in: Série A, Vol. 73, S. 18 ff. = in: EuGRZ 1985, S. 62 (67 f.); 
(Lutz), in: Série A, Vol. 123, S. 23 = in: EuGRZ 1987, S. 399 (402); Hecker, Euro-
päisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 41; Satzger, Euro-
päisierung des Strafrechts, S. 71. Lässt sich der Zweck nicht ermitteln, kommt die-
sem Kriterium alleinentscheidende Bedeutung zu. 

680  Vgl. Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 76; Heitzer, Punitive Sanktionen, 
S. 41 ff.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 71 f. 
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tenden Rechtsvergleichung zu einem einheitlichen Gemeinschaftsbegriff 
verschmolzen werden681.  

In der Literatur ist bereits überzeugend dargelegt worden, dass die wertende 
Rechtsvergleichung einen Katalog von Kriterien ergibt, mit dem sich ein 
Kern des gemeinschaftsrechtlich zu verstehenden Kriminalstrafrechts fest-
stellen lässt682: 

- Kriminalstrafen bilden den Kernbestand punitiver Sanktionen (Straf-
recht i.w.S.) und teilen daher notwendigerweise deren repressive 
Zwecksetzung 

- Strafrecht i.e.S. liegt regelmäßig vor, wenn die Rechtsfolge eines 
Sanktionstatbestandes auf die Verhängung von Freiheitsstrafe oder 
von finanziellen Übeln gerichtet ist, die in eine (Ersatz-) Freiheits-
strafe umwandelbar sind. 

- Kriminalstrafrechtliche Sanktionen bringen immer ein soziales Un-
werturteil zum Ausdruck. 

- Ihre Verhängung wird zumeist durch den Eintrag in ein Strafregister 
dokumentiert. 

- Sie werden durch ein Gericht in einem dafür vorgesehenen Verfahren 
verhängt; in Rechtsbehelfsverfahren zugunsten des Betroffenen gilt 
das Verbot der reformatio in peius. 

- Sie unterliegen der Geltung des Gesetzlichkeits- und des Schuldprin-
zips683. 

2. Einordnung der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Ab-
tretungsempfänger als Strafrecht i.w.S. 

Nun soll untersucht werden, ob sich die Anwendung der Sanktion des Art. 
51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem 
Abtretungsempfänger als strafrechtliche Sanktion (Strafrechts i.w.S.) ein-

                                            
681  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 77; Satzger, Europäisierung des Straf-

rechts, S. 74 m.w.N. 
682  Vgl. dazu Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 74 ff. 
683  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 79. Die letzten drei Kriterien dienen als 

gewichtige Indizien für die Qualifikation als Kriminalstrafe. Hingegen kann aus ih-
rem Fehlen nicht zwingend auf einen nicht-kriminalstrafrechtlichen Charakter ge-
schlossen werden. 
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ordnen lässt, und wenn ja ob es sich dabei sogar um Kriminalstrafrecht 
(Strafrecht i.e.S.) handelt. 

Der EuGH vertrat in dem Urteil in der Rs. Käserei Champignon Hofmeis-
ter684 zu der Sanktion des Art. 11 Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3665/87 (also der 
Vorgängernorm des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99) die Ansicht, dass ein Indiz 
gegen dessen strafrechtlichen Charakter sei, dass die Sanktion „unabhängig 
von einem Anteil subjektiver Schuld verhängt“685 wird686. Man könnte über-
legen, ob diese Argumentation auf die vorliegende Untersuchung übertragen 
werden kann. 

Zwar kann dem Erfordernis der „Feststellung von Schuld“ gewisse indizielle 
Bedeutung für den strafrechtlichen Charakter einer Sanktion zukommen. 
Dies ist etwa dann der Fall, wenn sich im Umfang der Sanktion der Grad 
individuellen Verschuldens und damit die kriminelle Energie des Täters wi-
derspiegelt. Keineswegs führt jedoch ein fehlendes Schulderfordernis zur 
Verneinung des strafrechtlichen Charakters einer Sanktion. Der Gesetzgeber 
könnte nämlich die Einhaltung strafrechtlicher Garantien, wie insbesondere 
den Satz „nullum crimen sine culpa“, einfach dadurch aushebeln, dass er 
kein Schulderfordernis aufstellt, so dass das Verhalten schon kein „crimen“ 
darstellen würde687. Somit besagt ein fehlendes Schulderfordernis nichts ü-
ber den strafrechtlichen Charakter einer Sanktion688. Die Argumentation des 
EuGH kann daher nicht auf die Zuordnung der Anwendung der Sanktion 
gegenüber dem Abtretungsempfänger übertragen werden. 

Vielmehr sind die oben genannten Kriterien689 zugrunde zu legen. Entschei-
dend ist also der objektive Zweck der Sanktion. Daher ist es ebenfalls unbe-
achtlich, dass es in den Erwägungsgründen zur Einführung der Sanktion 
heißt, dass der Ausführer „nach Maßgabe des Betrages zu bestrafen690 [ist], 
den er sonst erhalten hätte691“. 

                                            
684  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 ff. 
685  64. Erwägungsgrund VO (EG) Nr. 800/99; 2. Erwägungsgrund VO (EG) 

Nr. 2945/94. 
686  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 (6497, Rn. 37 ff.). 
687  Vgl. Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 37; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, 

S. 68. 
688  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 68. 
689  Vgl. oben 4. Teil, B., II., 1., a), bb). 
690  Hervorhebung vom Verf. 
691  3. Erwägungsgrund VO (EG) Nr. 2945/94. Vgl dazu oben 4. Teil, A., I., 1. 
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Die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber 
dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 verfolgt ob-
jektiv jedenfalls keine restitutiven Zwecke, denn der durch die Rechtsverlet-
zung bestehende Schaden der unrechtmäßigen Zahlung der Ausfuhrerstat-
tungen wird durch die Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen (einschließlich 
Zinsen)692 wiederhergestellt. 

In Betracht kann somit nur ein repressiver und/oder präventiver Zweck 
kommen. Für einen präventiven, in die Zukunft gerichteten Zweck spricht, 
auch bei Anwendung gegenüber dem Abtretungsempfänger, dass die Sankti-
on des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 „abschreckend“ wirken soll693. Zudem 
soll „Betrug zum Schaden des Gemeinschaftshaushalts“ bekämpft und der 
Ausführer dazu veranlasst werden, „das Gemeinschaftsrecht einzuhalten“694. 

Dies schließt jedoch einen repressiven Zweck nicht aus. Die Höhe der Sank-
tion richtet sich, auch bei Anwendung gegenüber dem Abtretungsempfänger, 
nach „Maßgabe des Betrages“, den der Ausführer sonst erhalten hätte695. Sie 
beträgt den halben bzw. doppelten Unterschied zwischen der beantragten 
Erstattung und der für die Ausfuhr tatsächlich geltenden Erstattung696. Weil 
sich die Höhe der Sanktion nach Maßgabe des Rechtsbruchs bestimmt, wird 
offensichtlich, dass die Sanktion den Rechtsbruch als solchen ausgleicht. 
Durch die Zufügung dieses Nachteils soll verdeutlicht werden, dass für die 
Zukunft an der gebrochenen Norm festgehalten wird. Die Sanktion orientiert 
sich an dem vergangenen Verhalten und enthält nicht, wie für eine präventi-
ve Sanktion erforderlich, eine zukunftsorientierte Prognose, die neue Ge-
sichtspunkte berücksichtigt, die über den Rechtsbruch hinausgehen. Der 
Schwerpunkt der Sanktion liegt, auch bei Anwendung gegenüber dem Ab-
tretungsempfänger, in ihrem repressiven Charakter697. Der individual- und 
                                            
692  Vgl. dazu oben 3. Teil, B., III., 1. 
693  64. Erwägungsgrund VO (EG) Nr. 800/99; 5. Erwägungsgrund VO (EG) 

Nr. 2945/94. Vgl. zu Art. 11 (EWG) Nr. 3665/87 (also der Vorgängernorm des Art. 
51 VO (EG) Nr. 800/99) EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeis-
ter./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6504, Rn. 66 und S. 6506, 
Rn. 72). 

694  63. Erwägungsgrund VO (EG) Nr. 800/99; 1. Erwägungsgrund VO (EG) 
Nr. 2945/94. 

695  3. Erwägungsgrund VO (EG) Nr. 2945/94. 
696  Vgl. Art. 51 Abs. 1 Buchstabe a und b VO (EG) Nr. 800/99. 
697  Daran ändert auch Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 2 VO (EG) Nr. 800/99 nichts. Danach 

beschränkt sich die Verantwortung des Abtretungsempfängers für Rückzahlung der 
Ausfuhrerstattungen und der Sanktion auf den an ihn gezahlten Betrag. Diese Norm 
führt lediglich dazu, dass in den Fällen, in denen es zu einer vollständigen Rückzah-
lung der Ausfuhrerstattungen gegenüber dem Abtretungsempfänger kommt, keine 
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generalpräventive Gesichtspunkt ist lediglich ein Reflex698. Die Anwendung 
der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 
800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger verfolgt daher objektiv, neben 
einem präventiven, hauptsächlich einen repressiven Zweck. Sie ist folglich 
den punitive Sanktionen und mithin dem Strafrecht i.w.S. zuzuordnen699. 

Hiergegen scheint auf den ersten Blick das bereits angesprochene Urteil des 
EuGH in der Rs. Käserei Champignon Hofmeister zu sprechen. Dort hatte 
der Gerichtshof entschieden, dass „der in Art. 11 Abs. 1 UA. 1 Buchst. a der 
VO (EWG) Nr. 3665/87 vorgesehenen Sanktion kein strafrechtlicher Cha-
rakter zugesprochen werden“ kann700. 

Dass hierin jedoch kein Widerspruch zu der vorgenommenen Einordnung 
liegt, klärt sich an einer anderen Stelle des Urteils auf. Dort stellte der Ge-
richtshof klar, dass die Sanktion des Art. 11 Abs. 1 UAbs. 1 Buchstabe a der 
VO (EWG) Nr. 3665/87 einer „Geldbuße“ gleichsteht701. Bereits in früheren 
Entscheidungen hatte der EuGH Geldbußen als zumindest auch repressive 

                                            

Sanktion angewendet werden kann. Sie ändert jedoch nichts an den Fällen, in denen 
weniger Ausfuhrerstattungen zu Unrecht gezahlt wurden und zurückgefordert wer-
den. Dann kann nämlich auch der Sanktionsbetrag von dem Abtretungsempfänger 
gefordert werden. 

698  So zur Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 Tully, Poena sine Culpa?, S. 127. 

699  Ebenso bereits zur Vorgängernorm (Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87) Deutscher, 
S. 99 ff. m.w.N; Schwarze, in: EuZW 2003, S. 261 (267: „Sanktion mit strafrechtli-
chem Charakter“); Schweitzer/Raible, in: ZfZ 2001, S. 290 (293: „repressive Zwe-
cke und besitzt daher durchaus ‚strafähnlichen Charakter’“). Vgl. auch zur Sanktion 
des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 Tully, Poena sine Culpa?, S. 126: „eine strafrechts-
ähnliche Sanktion, da sie sich von einer Geldbuße nach Art. 5 Abs. 1 lit. a [Anm. des 
Verf.: VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95] nur durch die Art und Weise der Berechnung 
des Bußgeldbetrages unterscheidet“. Auch Feit, Schutz der finanziellen Interessen, 
S. 217 ist dieser Ansicht, obwohl er die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 
den „verwaltungsrechtlichen“ Sanktionen zuordnet, denn er betont, dass stets Vor-
aussetzung für eine „Sanktion“ deren repressiver Zweck ist (S. 121 f.). 

700  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 
Slg. 2002-I, S. 6453 (6498, Rn. 44). 

701  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 
Slg. 2002-I, S. 6453 (6498, Rn. 43). 
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Sanktionen von rein präventiven Maßnahmen abgegrenzt702. Ebenso ist in 
der Literatur der repressive Charakter der Geldbußen anerkannt703. 

Hiergegen spricht auch nicht die VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95. Nach 
Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 handelt es sich bei 
der Zahlung einer Geldbuße um eine „verwaltungsrechtliche Sanktion“. In 
der Literatur ist bereits nachgewiesen worden, dass sich der Hinweis „nicht-
strafrechtliche Sanktion“ in Art. 5 Abs. 2 VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 
nicht auf alle Sanktionen des Art. 5 Abs. 1 VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 
und insbesondere nicht auf die Geldbuße bezieht. Vielmehr handelt es sich 
dabei um eine strafrechtliche bzw. punitive (Verwaltungs-) 
Sanktion704. 

Weil dem Gemeinschaftsrecht nur formell eine dritte Kategorie des Straf-
rechts i.w.S. neben dem Kriminalstrafrecht einerseits und den Verwaltungs-
sanktionen andererseits, fremd ist, darf die Wortwahl von Gemeinschaftsge-
setzgeber und EuGH nicht dahin gehend missverstanden werden, dass diese 
sich gegen eine Zugehörigkeit zum Strafrecht i.w.S. aussprechen. Abgesehen 
davon, dass dies, angesichts der materiellen und nicht formellen Zuordnung, 
ohnehin unbeachtlich wäre, ist diese irreführende Bezeichnung auf die Sen-
sibilität der Mitgliedstaaten gegenüber der Inanspruchnahme strafrechtlicher 
Kompetenzen durch die Gemeinschaft zurückzuführen705, und so zu verste-
hen, dass eine Gleichstellung mit Kriminalstrafrecht abgelehnt wird706. 

                                            
702  EuGH, Rs. 41/69 (ACF Chemiefarma./.Kommission), in: Slg. 1970, S. 661 (703, 

Rn. 172/176); verb. Rs. 100 bis 103/80 (Pioneer./.Kommission), in: Slg. 1983, 
S. 1825 (1905, Rn. 105 ff.). Vgl. auch EuGH, Rs. 44/69 (Buchler./.Kommission), in: 
Slg. 1970, S. 733 (763, Rn. 48 ff.); Rs. 45/69 (Boehring./.Kommission), in: 
Slg. 1970, S. 769 (810, Rn. 52 ff.). 

703  Vgl. etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 148, 258; Deutscher, Kompetenzen der 
Europäischen Gemeinschaften, S. 93, 174 ff. mit zahlreichen Nachweisen. Dem wi-
derspricht es nur auf den ersten Blick, wenn von einigen Autoren vertreten wird, die 
Geldbußen seien bloße Verwaltungssanktionen und ähnelten den „sanctions admi-
nistratives“ des französischen Rechts (vgl. dazu die Nachweise bei Böse, Strafen und 
Sanktionen, S. 145). Denn der Kreis der französischen Verwaltungssanktionen über-
schneidet sich mit dem Strafrecht i.w.S., so wie es hier verstanden wird, und zwar 
insbesondere insoweit, als die sanctions administratives auch repressive Zwecke ver-
folgen (vgl. Böse, Strafen und Sanktionen, S. 146 f. m.w.N.). 

704  Tully, Poena sine Culpa?, S. 107 ff. Vgl. auch Deutscher, Kompetenzen der Europäi-
schen Gemeinschaften, S. 87. 

705  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 127; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 87. 
706  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 87. 
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Das Urteil des EuGH in der Rs. Käserei Champignon Hofmeister ist daher 
so zu interpretieren, dass es sich bei der Sanktion des Art. 11 Abs. 1 UAbs. 1 
Buchstabe a der VO (EWG) Nr. 3665/87 nicht um eine kriminalstrafrecht-
lich Sanktion handelt. Insofern verdient das Urteil Zustimmung. 

Auch bei der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 ge-
genüber dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 han-
delt es sich nicht um eine kriminalstrafrechtliche Sanktion. Legt man den 
obigen Kriterienkatalog zugrunde, so steht der Zuordnung der Sanktion zum 
Kriminalstrafrecht entgegen, dass sie nicht durch ein Gericht, sondern durch 
eine Verwaltungsbehörde, nämlich das Hauptzollamt Hamburg-Jonas, ver-
hängt wird. Zudem ist sie nicht in eine Ersatzfreiheitsstrafe umwandelbar, 
und es erfolgt keine Eintragung in ein Strafregister. 

Zusammenfassend ist die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 den punitiven Sanktionen und damit dem Strafrecht i.w.S. zuzu-
ordnen. Um Kriminalstrafrecht (Strafrecht i.e.S.) handelt es sich jedoch 
nicht. 

C. Rechtmäßigkeit der Anwendung der Sanktionen ge-
genüber dem Abtretungsempfänger 

Nachdem die Rechtsnatur der Anwendung der Sanktionen gegenüber dem 
Abtretungsempfänger geklärt ist, kann nun deren Rechtmäßigkeit untersucht 
werden. 

Die VO (EG) Nr. 800/99 und damit die Anwendung der Sanktion des Art. 51 
VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem 
Abtretungsempfänger ist von der Kommission erlassen werden. Für die 
Rechtmäßigkeit der Verhängung der Sanktion gegenüber dem Abtretungs-
empfänger ist daher zum einen formell erforderlich, dass die Kommission 
überhaupt die Kompetenz hatte, Strafrecht i.w.S. zu erlassen („Ob“; dazu 
sogleich I.). Sollte dies bejaht werden, ist materiell zu untersuchen, ob das 
erlassene Strafrecht i.w.S., also konkret die Anwendung der Sanktionen ge-
genüber dem Abtretungsempfänger, nicht gegen höherrangiges Recht ver-
stößt („Wie“; dazu unten II.). 
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I. Formelle Rechtmäßigkeit: Rechtsetzungskompetenz der 
Kommission 

1. Originäre Rechtsetzungskompetenz 

Nur in wenigen Fällen ist der Kommission eine Rechtsetzungskompetenz707 
unmittelbar im EG-Vertrag zugewiesen (z.B. Art. 86 Abs. 3 EG)708. Eine 
originäre Rechtsetzungskompetenz zum Erlass von Strafrecht i.w.S.709 be-
steht für die Kommission jedoch nicht. 

2. Delegation einer Gemeinschaftskompetenz 

Folglich kann die Kommission nur eine Rechtsetzungskompetenz zum Er-
lass von Strafrecht i.w.S. haben, wenn eine solche auf sie übertragen bzw. 
delegiert710 worden ist. 

Übertragen bzw. delegiert wird eine Rechtsetzungskompetenz auf die 
Kommission zu ihrer eigenverantwortlichen Wahrnehmung vom Rat. Dies 
bestimmen Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG ausdrücklich. Als 
zentrale Vorschrift im Abschnitt über den Rat zählt Art. 202 EG dessen Auf-
                                            
707  In der Literatur wird, hinsichtlich der Strafrechtskompetenz im Gemeinschaftsrecht, 

zwischen der Zuständigkeit zur Setzung strafrechtlicher Normen („jurisdiction to 
prescribe“) und der Anwendungs- bzw. Verfolgungskompetenz („jurisdiction to en-
force“) unterschieden (vgl. dazu etwa Deutscher, Kompetenzen der Europäischen 
Gemeinschaften, S. 33 m.w.N.). Während an dieser Stelle die Zuständigkeit zur Set-
zung strafrechtlicher Normen untersucht werden soll, ist mit der Anwendungs- bzw. 
Verfolgungskompetenz das gemeint, was bereits oben unter dem Begriff „Durchfüh-
rung“ von Gemeinschaftsrecht beschrieben worden ist (vgl. oben 3. Teil, A., I., 1., 
b), aa)). Sollte sich also herausstellen, dass die Kommission die Kompetenz zum Er-
lass von Strafrecht i.w.S. (im Rahmen der VO (EG) Nr. 800/99) gehabt hat, wird 
dieses Gemeinschaftsrecht (unmittelbar) dezentral von den Mitgliedstaaten durchge-
führt. 

708  Vgl. zur unmittelbaren bzw. originären Rechtsetzungskompetenz der Kommission 
etwa EuGH, verb. Rs. 188 bis 190/80 (Frankreich u.a../.Kommission), in: Slg. 1982, 
S. 2545 (2572, Rn. 4 ff.). 

709  Die Kommission kann nur dann die Strafbarkeit Einzelner begründen, wenn sie Tat-
bestände erlässt, die in jedem Mitgliedstaat unmittelbar wirken. Die einzig passende 
Form für diese Rechtsetzung ist der Erlass einer Verordnung (vgl. Art. 249 UAbs. 2 
EG). Hingegen sind Richtlinien hierfür nicht geeignet. Zwar können diese auch un-
mittelbare Wirkung entfalten, jedoch nur zugunsten des Einzelnen. Nicht möglich 
ist, dass sie eine individualbelastende unmittelbare Wirkung entfalten (Satzger, Eu-
ropäisierung des Strafrechts, S. 109. Vgl. dazu ausführlich Schröder, Europäische 
Richtlinien, S. 209 ff.). 

710  Zum Begriff der Delegation im Gemeinschaftsrecht vgl. Knemeyer, Durchführungs-
rechtsetzung, S. 161 ff. mit Nachweisen zu allen vertretenen Auffassungen. 
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gaben auf und enthält in Anstrich 3 die Bestimmung, dass „der Rat der 
Kommission [… ] die Befugnisse zur Durchführung der Vorschriften [über-
trägt], die er erlässt“. Daran knüpft Art. 211 Anstrich 4 EG als allgemeine 
Funktionsbeschreibung der Kommission an und legt als Kommissionsaufga-
be fest, „die Befugnisse auszuüben, die ihr der Rat zur Durchführung der 
von ihm erlassenen Vorschriften überträgt“. 

Aus diesen beiden Bestimmungen lässt sich entnehmen, dass zwischen 
Grundvorschriften des Rates und Durchführungsvorschriften der Kommissi-
on zu unterscheiden ist711. 

Beide Vorschriften bilden eine einheitliche Delegationsnorm712, weil zwi-
schen den beiden nahezu gleich lautenden Normen kein sachlicher Unter-
schied, sondern trotz der räumlichen Trennung, ein einheitlicher Regelungs-
zusammenhang besteht713. 

Die Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG stellen die einzige, aber 
keine selbstständige Rechtsgrundlage für die Delegation von Kompetenzen 
dar. Eine Delegation ist nur zulässig in Verbindung mit der Rechtsgrundlage 
im EG-Vertrag, auf die sich die Grundnorm stützt, also allen Vertragsbe-
stimmungen die Rat und Parlament zum Erlass von Sekundärrechtsakten 
ermächtigen. Grund hierfür ist das Prinzip der begrenzten Ermächtigung714. 
Es besteht daher keine generelle Delegationskompetenz715. 

Umgekehrt bedeutet dies aber auch, dass bei Bestehen einer vertraglichen 
Rechtsetzungskompetenz die Möglichkeit gegeben ist, der Kommission, auf 
der Grundlage von Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG, Durch-

                                            
711  Dass sich eine solche Unterscheidung in der Praxis aller Mitgliedstaaten findet, darf 

nicht dazu verleiten, auf Parallelen oder gar eine Gleichheit des Delegationsverfah-
rens zu schließen (Schmitt von Sydow, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), 
Art. 211 EG, Rn. 71 f.). Zu den sich aus der Differenzierung zwischen Grund- und 
Durchführungsvorschriften ergebenden Regelungsebenen vgl. etwa Deutscher, 
Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 80 m.w.N. 

712  Eine Delegationsnorm ermöglicht eine Abweichung von der vertraglich festgelegten 
Kompetenzordnung. Festgelegt wird diese Kompetenzordnung durch die Regel-
norm, indem sie einem regelmäßig zuständigen Organ die Kompetenzen zuweist, 
vgl. Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 39. Diese Regelnormen sind die 
Rechtsgrundlagen im EG-Vertrag, die eine Kompetenz zum Erlass der Grundnormen 
ermöglichen. 

713  Vgl. hierzu Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 161 f. mit Nachweisen zu den 
abweichenden Auffassungen. 

714  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a), (aa), (aaa). 
715  Vgl. Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 162 f.; Schmitt von Sydow, in: von 

der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 211 EG, Rn. 75 f. 
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führungskompetenzen zu übertragen. Dies geschieht, indem die Grundnorm 
als durchführungsbedürftiger Rechtsakt zugleich die Ermächtigung an die 
Kommission zur Durchführung enthält (Delegationsanordnung). Weil der 
Erlass der Grundnorm jeweils im vertraglich vorgesehenen Sekundärrecht-
setzungsverfahren erfolgt, stellt der Delegationsvorgang selbst eine Recht-
setzung in dem betreffenden Sachgebiet dar716. 

Bei der Übertragung von Rechtsetzungskompetenzen gemäß Art. 202 An-
strich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG handelt es sich nicht um die Delegation 
eigener Organbefugnisse des Rates (und des Parlaments717), sondern um eine 
Delegation von „Gemeinschaftskompetenzen“ in die alleinige Zuständigkeit 
der Kommission718. 

Damit ist der Gang der weiteren Untersuchung vorgezeichnet. Zunächst ist 
zu erörtern, ob (im Bereich der Ausfuhrerstattungen) eine Kompetenz der 
Gemeinschaft719 auf Grundlage des EG-Vertrages zum Erlass von Strafrecht 
i.w.S. besteht (dazu sogleich unter a)). Denn nur sofern eine solche besteht, 
kann sie an die Kommission delegiert worden sein. Sodann ist die Delegati-
on selbst zu untersuchen (dazu unten b)). 

a) Gemeinschaftskompetenz zum Erlass von Strafrecht i.w.S. (verti-
kale Kompetenzverteilung) 

Der EuGH wies in früheren Urteilen, in denen er sich eher beiläufig mit der 
Frage einer Sanktionskompetenz befasste, stets den Mitgliedstaaten die Zu-
ständigkeit für die Schaffung von Strafsanktionen zu720. Des Weiteren findet 
sich in einigen Entscheidungen die folgende, mehr oder weniger gleichlau-
tende, Formulierung: „Die Mitgliedstaaten [sind] dann [befugt], wenn die 
Gemeinschaftsregelung keine Vorschrift enthält, die für den Fall ihrer Ver-
letzung durch den Einzelnen bestimmte Sanktionen vorsieht, [… ] die Sank-
tionen zu wählen, die ihnen sachgerecht erscheinen“721. Der erste Teil dieser 

                                            
716  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 163 m.w.N. 
717  Vgl. dazu Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 172. 
718  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 173 f.; Schmitt von Sydow, in: von der 

Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 211 EG, Rn. 78. 
719  Vgl. allgemein zur Kompetenz der Gemeinschaft bzw. zur vertikalen Kompetenzver-

teilung, d.h. der Verteilung der Kompetenz zwischen Gemeinschaft und Mitglied-
staaten, oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a), (aa), (aaa). 

720  EuGH, Rs. 8/77 (Sagulo u.a.), in: Slg. 1977, S. 1495 (1503, Rn. 4); Rs. 203/80 
(Casati), in: Slg. 1981, S. 2595 (2618, Rn. 27); Rs. 186/87 (Cowan./.Trésor public), 
in: Slg. 1989, S. 195 (221, Rn. 19). 

721  EuGH, Rs. 50/76 (Amsterdam Bulb./.Produktschap voor Siergewassen), in: 
Slg. 1977, S. 137 (150, Rn. 33). Ähnlich: EuGH, Rs. 68/88 (Komissi-
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Formulierung gab Anlass zu Spekulationen, der EuGH gehe grundsätzlich 
doch von einer, in ihrem Umfang allerdings nicht näher bestimmten, Straf-
sanktionskompetenz der Gemeinschaft aus722. 

Im Jahre 1992 erging die Entscheidung in der Rs. Deutsch-
land./.Kommission723. Dort bejahte der EuGH die Zuständigkeit der Ge-
meinschaft für den in der Verordnung vorgesehenen Ausschluss eines 
Landwirts, der sich in Unregelmäßigkeiten verstrickt hatte, von der Gewäh-
rung einer Subvention (Leistungsausschluss). Gegen diese Regelung hatte 
sich die klagende Bundesrepublik insbesondere mit dem Argument gewandt, 
dass sie „Strafcharakter“ habe und deshalb der Gemeinschaft die Rechtset-
zungskompetenz fehle. Der Gerichtshof sah jedoch in Art. 40 Abs. 3, Art. 43 
Abs. 2 EGV (nunmehr: Art. 34 Abs. 2, Art. 37 Abs. 2 EG) eine ausreichende 
Kompetenzgrundlage, weil sich daraus die Befugnis der Gemeinschaft ablei-
ten lasse, alle Sanktionen einzuführen, die für die wirksame Anwendung der 
Regelungen auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen Agrarpolitik erforder-
lich seien724. Zudem erklärte er, dass über die Zuständigkeit der Gemein-
schaft auf dem Gebiet des Strafrechts nicht zu entscheiden sei, da der Leis-
tungsausschluss „keine Strafsanktion“ darstelle725. 

Der Entscheidung lässt sich nicht eindeutig entnehmen, ob der Gerichtshof 
mit „Strafe“ allein das Kriminalstrafrecht oder auch das Strafrecht i.w.S. 
gemeint hat. Daher ist es nicht verwunderlich, dass sich sowohl Befürworter 
als auch Gegner einer Kompetenz zum Erlass von Strafrecht der Gemein-
schaft zur Abstützung ihrer Ansichten auf den EuGH berufen726. Einig ist 
man sich allein darin, dass der Standpunkt des EuGH so zusammengefasst 
werden kann, dass jedenfalls das Kriminalstrafrecht außerhalb der Rechtset-

                                            
on./.Griechenland), in: Slg. 1989, S. 2965 (2984, Rn. 23); Rs. C-326/88 (Anklage-
myndigheden./.Hansen&Soen), in: Slg. 1990-I, S. 2911 (2935, Rn. 17). 

722  Vgl. etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 56; Pache, Schutz der finanziellen Inte-
ressen, S. 300 ff. 

723  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommission), in: Slg. 1992-I, S. 5383 ff. 
724  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommission), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5429, 

Rn. 18 ff). 
725  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommission), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5431, 

Rn. 24 f.). 
726  Vgl. zu den zum Urteil vertretenen Ansichten Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, 

Rn. 86; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 96 f. Einen Überblick zu den in 
der Literatur vertretenen Ansichten zur Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass 
von Strafrecht i.w.S. bei Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaf-
ten, S. 281 f.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 92 ff. 
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zungskompetenz der Gemeinschaft liegt727. Für die vorliegende Fragestel-
lung kann hilft die Rechtsprechung damit nicht weiter. 

Eine Antwort auf die Kompetenzfrage muss für das Strafrecht i.w.S. auf die-
selbe Weise gefunden werden, wie in anderen Bereichen auch. Es darf nicht 
abstrakt danach gefragt werden, ob die Gemeinschaft „für das Strafrecht“ 
zuständig ist. Vielmehr bedarf es nach dem Prinzip der begrenzten Ermäch-
tigung728 einer ausdrücklichen oder mindestens durch Auslegung nachweis-
baren Rechtsgrundlage innerhalb des EG-Vertrages für den Erlass von puni-
tiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.)729. 

Zunächst soll daher untersucht werden, ob im EG-Vertrag eine Rechtsgrund-
lage für das Strafrecht i.w.S. dem Wortlaut nach in Betracht kommt (dazu 
sogleich aa)). Sofern sich dies bejahen lässt, soll überprüft werden, ob ins-
besondere die Berücksichtigung strafrechtlicher Besonderheiten zu einer 
einschränkenden Auslegung führt (dazu unten bb))730. Allein das Prinzip der 
begrenzten Ermächtigung führt jedenfalls nicht zu einer einschränkenden 
Auslegung731. 

aa) Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
als in Betracht kommende Rechtsgrundlagen im Bereich der Aus-
fuhrerstattungen 

Oben wurde bereits dargelegt, dass die VO (EG) Nr. 800/99, mit den Rege-
lungen zu den Ausfuhrerstattungen und deren Durchführung, ihre Rechts-
grundlage in den Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 und Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
hat732. Weil auch der EuGH die Sanktionskompetenz der Gemeinschaft auf 
diese Normen gestützt hat (ohne jedoch eine Aussage darüber zu treffen ob 
auch strafrechtliche Sanktionen davon umfasst sind oder nicht)733, soll zu-

                                            
727  Hecker, Europäisches Strafrecht, § 4, Rn. 86; Satzger, Europäisierung des Straf-

rechts, S. 97. 
728  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a), (aa), (aaa). 
729  Vgl. Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 135. Dazu, dass die anderen Gemeinschafts-

verträge keine Rechtsetzungskompetenz enthalten, Satzger, Europäisierung des 
Strafrechts, S. 90, Fn. 480. 

730  Ebenso Böse, Strafen und Sanktionen, S. 61 ff. u. 79 ff.; Heitzer, Punitive Sanktio-
nen, S. 140 ff. u. 153 ff.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 99 ff. u. 109 ff.; 
Sieber, in: ZStW 103 (1991), S. 957 (969); ders., in: Schünemann/Suárez Gonzáles 
(Hrsg.), Bausteine des europäischen Wirtschaftsstrafrechts, S. 349 (356). Ähnlich 
Pache, Schutz der finanziellen Interessen, S. 304 ff. 

731  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 203. 
732  Vgl. oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a). 
733  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a). 
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nächst untersucht werden, ob der Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 und 
Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG eine Bejahung der Rechtsetzungskompetenz für 
das Strafrecht i.w.S. zulässt. 

(1) Wortlaut Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 

Wie bereits erwähnt, können nach Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG „alle zur 
Durchführung des Art. 33 EG erforderlichen Maßnahmen“ getroffen wer-
den. Zudem ist in Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG eine beispielhafte Aufzählung 
möglicher Maßnahmen enthalten. 

Zwar sind strafrechtliche Sanktionen nicht von dieser Aufzählung umfasst, 
jedoch ist die Aufzählung nicht abschließend („insbesondere“). Vielmehr 
können alle Maßnahmen getroffen werden. Somit fallen (auch) strafrechtli-
che Sanktionen unter den Begriff der „Maßnahmen“ in Art. 34 Abs. 2 UAbs. 
1 EG. 

Weiterhin müssen diese Maßnahmen „erforderlich“ sein734. Gegen die Er-
forderlichkeit strafrechtlicher Sanktionen der Gemeinschaft lässt sich jedoch 
nichts vorbringen. Zum einem ist es im Wesentlichen dem Gemeinschafts-
gesetzgeber überlassen, welche Maßnahmen er zur Verwirklichung der ge-
meinsamen Agrarpolitik für erforderlich erachtet735, so dass insofern ein 
Gestaltungsspielraum besteht736. Zum anderen sind Kontrollen durch die 
Gemeinschaft als etwaige mildere Mittel mit unverhältnismäßig hohen Kos-
ten verbunden und nur dann wirksam, wenn sie von Sanktionsmaßnahmen 
begleitet werden737. 

Auch der Wortlaut von Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG spricht nicht gegen eine 
Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von punitiven Sanktionen (Straf-
recht i.w.S.). Danach erlässt „[d]er Rat [… ] mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments Verordnungen“. 

                                            
734  Von der Frage der Erforderlichkeit i.S.d. Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG sind Subsidiari-

tätserwägungen als Kompetenzausübungsschranke, also die Frage, ob nicht etwa 
mitgliedstaatliche Maßnahmen herangezogen werden müssten, zu trennen (vgl. dazu 
unten 4. Teil, C., I., 2., a), cc)) 

735  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommission), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5430, 
Rn. 20). 

736  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 103. 
737  Vgl. dazu Böse, Strafen und Sanktionen, S. 64 f. m.w.N. 
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Folglich ist eine Rechtsetzungskompetenz der Gemeinschaft für punitive 
Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) nach dem Wortlaut738 von Art. 34 Abs. 2 U-
Abs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG gegeben739. 

(2) Abgrenzung zu anderen in Betracht kommenden Rechtsgrundla-
gen 

(a) Art. 280 Abs. 4 S. 1 EG 

Nach Art. 280 Abs. 4 S. 1 EG können „erforderliche Maßnahmen zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen In-
teressen der Gemeinschaft richten“, vom Rat erlassen werden. Auf dieser 
Rechtsgrundlage können nach dem Wortlaut punitive Sanktionen (Strafrecht 
i.w.S.) zum Schutz finanzieller Interessen gestützt werden740. Dies gilt auch 
im Bereich der Ausfuhrerstattungen. 

Weil eine parallele Heranziehung mehrerer Kompetenzgrundlagen grund-
sätzlich wegen der unterschiedlichen Rechtsetzungsverfahren nur im Aus-
nahmefall möglich ist, stellt sich die Frage nach dem Verhältnis von Art. 34 
Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG zu Art. 280 Abs. 4 S. 1 EG741. 

Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG kommen, aufgrund der 
Sonderstellung der Landwirtschaft im Vertrag (Art. 32 Abs. 2 EG742), als 
leges speciales Vorrang zu, wenn eine Sachfrage (auch) in den Bereich der 
Landwirtschaft fällt, und zwar unabhängig davon, ob die Regelung gleich-
zeitig auch andere wesentliche, im Vertrag anderweitig benannte Sachberei-
che berührt743. Daher sind Sekundärrechtsakte, die schwerpunktmäßig der 

                                            
738  Die Frage nach einer impliziten Kompetenz (vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), 

(2), (a), (aa), (aaa), (bbbb)) muss somit nicht beantwortet werden (ebenso oben 3. 
Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a), (aa), (bbb)). 

739  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 
S. 165 (183); Böse, Strafen und Sanktionen, S. 66; Heitzer, Punitive Sanktionen, 
S. 142 f.; Pache, Schutz der finanziellen Interessen, S. 324; Satzger, Europäisierung 
des Strafrechts, S. 105; Sieber, in: ZStW 103 (1991), S. 957 (969). A.A.: Braum, Eu-
ropäische Strafgesetzlichkeit, S. 248. 

740  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 106. 
741  Vgl. allgemein zur Wahl einer Rechtsgrundlage Trüe, System der Rechtsetzungs-

kompetenzen, S. 438 ff. 
742  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. 
743  EuGH, Rs. 68/86 (Großbritannien u.a../.Rat), in: Slg. 1988, S. 855 (896, Rn. 14 ff.); 

Rs. 131/86 (Großbritannien u.a../.Rat), in: Slg. 1988, S. 905 (930, Rn. 19 ff.); 
Rs. 131/87 (Kommission./.Rat), in: Slg. 1989, S. 3743 (3767, Rn. 10 f.); Rs. 11/88 
(Kommission./.Rat), in: Slg. 1989, S. 3799 (Leitsätze); van Rijn, in: von der Gro-
eben/Schwarze (Hrsg.), Art. 37 EG, Rn. 3. 
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Verwirklichung der gemeinsamen Agrarpolitik dienen, ausschließlich auf 
diese speziellen Rechtsgrundlagen zu stützen744. Solche Sekundärrechtsakte 
können dann, obwohl auf Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 
EG beruhend, auch Einzelbestimmungen zum Schutz der finanziellen Inte-
ressen der Gemeinschaft enthalten745. 

Folglich können strafrechtliche Sanktionen im Bereich der Ausfuhrerstat-
tungen, auch wenn sie dem Schutz der finanziellen Interessen der Gemein-
schaft dienen, ausschließlich auf Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 U-
Abs. 3 EG gestützt werden. Somit kommt Art. 280 Abs. 4 S. 1 EG, auch 
wenn der Wortlaut den Erlass von strafrechtlichen Sanktionen umfasst, als 
Rechtsgrundlage im Bereich der Ausfuhrerstattungen nicht in Betracht. 

(b) Art. 308 EG 

Art. 308 EG ermächtigt die Organe der Gemeinschaft zum Erlass von 
Rechtsakten, soweit „ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich“ er-
scheint. Zwar beinhaltet diese Rechtsgrundlage nach dem Wortlaut auch den 
Erlass von strafrechtlichen Sanktionen746, jedoch handelt es sich hierbei um 
eine gegenüber den anderen Rechtsgrundlagen des Vertrages nachrangige 
Norm747. Sollte also die nachfolgende Untersuchung ergeben, dass straf-
rechtliche Sanktionen auf Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 
EG fußen können, weil eine einschränkende Auslegung dieser Normen nicht 
gegeben ist, ist Art. 308 EG gegenüber Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 
2 UAbs. 3 EG subsidiär. 

bb) Einschränkende Auslegung 

Nun soll untersucht werden, ob die Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 
UAbs. 3 EG, die nach dem Wortlaut eine Kompetenz der Gemeinschaft zum 
Erlass von Strafrecht i.w.S. vorsehen, einschränkend ausgelegt werden müs-
sen. 

                                            
744  Prieß/Spitzer, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art 280 EG, Rn. 130 mit dem 

Nachweis, dass auch die Kommission dieser Ansicht ist. 
745  Mögele, in: ZEuS 2000, S. 79 (90); Prieß/Spitzer, in: von der Groeben/Schwarze 

(Hrsg.), Artikel 280 EG, Rn. 130. 
746  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 109. 
747  Dies ergibt sich aus dem Wortlaut von Art. 308 EG: „[… ] und sind in diesem Vertrag 

die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen [… ]“. Vgl. dazu Schwartz, 
in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 308 EG, Rn. 29. 
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(1) Einschränkende Auslegung aufgrund eines Umkehrschlusses aus 
Art. 83 Abs. 2 Buchstabe a EG 

Teilweise wird als systematisches Argument gegen eine Kompetenz der 
Gemeinschaft zum Erlass von Strafrecht i.w.S. vorgetragen, dass Geldbußen 
nur in Art. 83 Abs. 2 Buchstabe a EG748 ausdrücklich vorgesehen sind, wes-
halb im Umkehrschluss außerhalb dieser Vorschrift Sanktionen unzulässig 
seien749. Nach dieser Ansicht müsste der Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 
1, 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG aus systematischen Gründen einschränkend ausge-
legt werden. Eine Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass (strafrechtli-
cher) Sanktionen würden diese Normen dann nicht umfassen. 

Dieser Schluss ist jedoch nicht logisch zwingend, weil die Regelung in Art. 
83 Abs. 2 Buchstabe a EG nur Geldbußen betrifft und daher nicht auf sons-
tige Sanktionen übertragen werden kann750. Ferner betrifft Art. 83 Abs. 2 
Buchstabe a EG den speziellen Fall von Sanktionen, die von einem Gemein-
schaftsorgan nicht nur gesetzt, sondern auch durchgeführt werden751. Vorlie-
gend geht es aber (nur) um die Kompetenz der Gemeinschaft Strafrecht 
i.w.S. zu setzen. 

Gegen einen solchen Umkehrschluss spricht auch die allgemein gehaltene 
Formulierung von Art. 229 EG752, wonach in „aufgrund dieses Vertrages …  
erlassene[n] Verordnungen“ Zwangsmaßnahmen vorgesehen sein können. 
Dieser Vorschrift liegt der Gedanke zugrunde, dass über den ursprünglich 
einzigen ausdrücklich geregelten Fall einer Bußgeldkompetenz der Gemein-
schaft in Art. 83 EG hinaus, Zwangsmaßnahmen als zulässig angesehen 
werden. Ansonsten hätte der Gesetzgeber nämlich direkt auf Art. 83 EG Be-
zug nehmen können753. 

Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG müssen daher nicht auf-
grund eines Umkehrschlusses aus Art. 83 Abs. 2 Buchstabe a EG einschrän-
kend ausgelegt werden. 

                                            
748  Art. 87 Abs. 2 Buchstabe a EGV. 
749  Oehler, in: Festschrift für Jürgen Baumann, S. 561 (569). Im Ergebnis ebenso Sie-

ber, in: ZStW 103 (1991), S. 957 (972). 
750  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 

S. 165 (176). 
751  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 

S. 165 (176). Im Ergebnis ebenso Böse, Strafen und Sanktionen, S. 79 f. 
752  Art. 172 EGV. 
753  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 79; Bruns, Der strafrechtliche Schutz, S. 82 Satz-

ger, Europäisierung des Strafrechts, S. 100. Vgl. auch Jäger, Kautionen im Agrar-
recht der EWG, S. 152 f. 
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(2) Einschränkende Auslegung eines Souveränitätsvorbehalts der 
Mitgliedstaaten 

Teilweise wird historisch argumentiert, dass sich die Mitgliedstaaten bei Ab-
schluss der Römischen Verträge die Kompetenz zum Erlass strafrechtlicher 
Normen als Ausdruck ihrer Souveränität vorbehalten hätten754. Auch nach 
dieser Ansicht müssten die Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2            
UAbs. 3 EG einschränkend ausgelegt werden. 

Zunächst ist anzumerken, dass die Erforschung des Willens des historischen 
Vertrags- und Gesetzgebers im Gemeinschaftsrecht, im Vergleich zur wörtli-
chen, systematischen und teleologischen Auslegung nur von untergeordneter 
Bedeutung bzw. Hilfsmittel zum Verständnis des objektiven Sinns einer 
Norm ist. Keinesfalls folgt hieraus eine absolute Bindung an die „Väter der 
Verträge“755. 

Ferner ist die historische Auslegung keineswegs eindeutig. Man kann zwar 
insoweit von einem Vorbehalt sprechen, als die Mitgliedstaaten die Kompe-
tenz für das Strafrecht nicht als solches auf die Gemeinschaft übertragen 
wollten. Jedoch wollten sie diesen Bereich nicht absolut ihrer Souveränität 
vorbehalten, wie die Tatsache zeigt, dass bereits das in den römischen Ver-
trägen enthaltene, primäre Gemeinschaftsrecht dem Strafrecht Grenzen 
setzt756. Der EuGH hat dementsprechend auch für das Strafrecht keinen 
Souveränitätsvorbehalt der Mitgliedstaaten anerkannt757. 

Zudem muss berücksichtigt werden, dass die Vertragskompetenzen zwar in 
ihrer ursprünglichen Festlegung in den Verträgen dem Prinzip der begrenz-
ten Ermächtigung folgen, jedoch dynamisch ausgestaltet und auf Effektivität 
hin angelegt sind. So wollten die Mitgliedstaaten, wie der Vertrag zeigt, der 
Gemeinschaft durchaus die Kompetenz zugestehen, effektive Regelwerke 
zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes zu schaffen. Mit 
der Konzeption der Gemeinschaft als Rechtsgemeinschaft und deren Aus-
richtung auf Integration wäre es unvereinbar, ein so bedeutsames, wettbe-
werbsrelevantes Gebiet wie das Strafrecht von vornherein aus dem Anwen-
dungsbereich des Gemeinschaftsrechts herauszunehmen758. Das Prinzip des 

                                            
754  Vgl. die Nachweise bei Böse, Strafen und Sanktionen, S. 80 und Bruns, Der straf-

rechtliche Schutz, S. 89 f. 
755  Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 25. 
756  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 

S. 165 (176). 
757  Vgl. die Nachweise bei Böse, Strafen und Sanktionen, S. 81. 
758  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 

S. 165 (177); Böse, Strafen und Sanktionen, S. 82, 84. 
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„effet-utile“759 gebietet es vielmehr, dass die vertraglichen Ermächtigungs-
grundlagen auch eine punitive Sanktionskompetenz (Strafrecht i.w.S.) um-
fassen760. 

Folglich lässt sich ein Souveränitätsvorbehalt der Mitgliedstaaten für Straf-
recht i.w.S. nicht begründen761. Auch ergibt eine Auslegung des Vertrages 
über die Europäische Union, dass die Mitgliedstaaten die Frage der Gemein-
schaftskompetenzen für punitive Sanktionen nicht abschließend klären woll-
ten762. Darüber hinaus greift eine aus den vertraglichen Ermächtigungs-
grundlagen abgeleitete Kompetenz nur punktuell in die nationale Strafge-
walt ein. Somit wird der Kernbereich der Souveränität der Mitgliedstaaten 
nicht betroffen, zumal es, wie vorliegend, bei dem Schutz der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaft, um den strafrechtlichen Schutz ihrer Interessen 
geht763. 

Somit müssen die Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG nicht 
einschränkend ausgelegt werden. 

(3) Einschränkende Auslegung aufgrund des Grundsatzes „nullum 
crimen, nulla poena sine lege“ 

(a) Grundsatz „nullum crimen, nulla poena sine lege“ des Grundge-
setzes 

(aa) Art. 103 Abs. 2 GG nur für Normen deutscher Strafgesetzgeber 

In Art. 103 Abs. 2 des deutschen Grundgesetzes764 ist das Gesetzlichkeits-
prinzip als Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips und Willkürverbots enthal-
ten765. Es sieht vor, dass die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt sein muss, be-

                                            
759  Vgl. dazu etwa Mosiek, Effet utile und Rechtsgemeinschaft, S. 6 ff. 
760  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 81. 
761  Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, 

S. 165 (177). 
762  Vgl. dazu Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 144 m.w.N. 
763  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 82; Pache, Schutz der finanziellen Interessen, S. 

338 f. 
764  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949, in: BGBl. I 

1949, S. 1 ff.; zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
28. August 2006, in: BGBl. I 2006 vom 31. August 2006, S. 2034 ff. 

765  Degenhart, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 53; Nolte, in: von Man-
goldt/Klein/Starck (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 102; Pieroth, in: Jarass/Pieroth 
(Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 40 m.w.N. 
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vor die Tat begangen wird („nullum crimen, nulla poena sine lege“)766. 
Art. 103 Abs. 2 GG gilt für das gesamte deutsche Strafrecht im weiteren 
Sinn767. 

Teilweise ist aus dem Gesetzlichkeitsprinzip des Art. 103 Abs. 2 GG gefol-
gert worden, dass (auch) bei einer Übertragung der Kompetenz zur Straf-
rechtsetzung auf die Gemeinschaft, die Ermächtigung zur Strafandrohung 
unzweideutig ausgesprochen und die Ermächtigungsnorm, d.h. die Kompe-
tenznorm im EG-Vertrag, so eindeutig formuliert sein müsse, dass die Vor-
aussetzungen der Strafbarkeit und die Art der Strafe für den Bürger schon 
aus der Ermächtigung selbst und nicht erst aus den auf sie gestützten 
Rechtsakten ersichtlich wird768. Wäre diese Ansicht richtig, müssten Art. 34 
Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG ausdrücklich den Erlass von 
Strafrecht i.w.S. vorsehen. Weil dies nicht der Fall ist, wäre der Wortlaut 
einschränkend auszulegen, so dass Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 
UAbs. 3 EG keine Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von Strafrecht 
i.w.S. enthielten. 

Gegen diese Ansicht spricht zum einen, dass durch die Verträge eigenständi-
ge Hoheitsbefugnisse der Gemeinschaft begründet wurden769. Von einer 
Übertragung von Hoheitsrechten kann also, auch vor dem Hintergrund der 
Autonomie der Gemeinschaftsrechtsordnung770, keine Rede sein771. 

Zum anderen kann der Ansicht nicht gefolgt werden, weil Art. 103 Abs. 2 
GG nur für Strafnormen des deutschen Strafgesetzgebers gilt. Zwar hat der 
deutsche Gesetzgeber einen Rechtsanwendungsbefehl in Form eines Zu-
stimmungsgesetzes zum EG-Vertrag erteilt (Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG772). 
Hierdurch erlangt die Norm auf Grundlage des EG-Vertrages auch in 
Deutschland unmittelbare Geltung773. Sie wird aber nicht zu einer Norm des 

                                            
766  Degenhart, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 67 ff.; Nolte, in: von Man-

goldt/Klein/Starck (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 136 ff. Vgl. auch BVerfG, in: BVerfGE 
78, S. 374 (382). 

767  So i.E. Degenhart, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 57 ff.; Kunig, in: von 
Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Art. 103, Rn. 19; Pieroth, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, 
Art. 103, Rn. 42. 

768  Dieblich, Der strafrechtliche Schutz, S. 241 ff. 
769  Vgl. dazu unten 4. Teil, C., II., 1., b). Zu dem Argument auch Heitzer, Punitive 

Sanktionen, S. 155 f. 
770  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 1., b) sowie unten 4. Teil, C., II., 1., b). 
771  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 111. 
772  Vgl. zu Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG etwa Jarass, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, Art. 59, 

Rn. 8 ff.; Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, Art. 59, Rn. 20 ff. 
773  Vgl. zur unmittelbaren Geltung oben 3. Teil, A., II., 1., b). 
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deutschen Gesetzgebers, sondern bleibt eine Norm des Gemeinschafts-
rechts774. 

(bb) Kein Verstoß gegen die Schranken des Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG 

Eine andere Ansicht, die zu einer einschränkenden Auslegung von Art. 34 
Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG führen könnte, setzt an dem 
Rechtsanwendungsbefehl und den Schranken des Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG an. 
Art. 23 GG binde die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Gemeinschaft 
an „unaufgebbare Bestandteile“775 entsprechend der in Art. 79 GG veranker-
ten Ewigkeitsklausel (Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG). Eine Kompetenznorm, aus 
der nicht ausdrücklich auf die Befugnis zur Setzung strafrechtlicher Normen 
geschlossen werden kann, verstoße daher gegen die Schranke des Art. 23 
Abs. 1 S. 3 GG776. 

Eine solche Sichtweise schätzt aber die Funktion von Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG 
falsch ein777. Durch Art. 23 Abs. 1 S. 3 i.V.m. Art. 79 Abs. 3 GG778 soll die 
Integrationsoffenheit der Bundesrepublik Deutschland gewahrt779 und nur 
eine Aushöhlung des Grundgesetzes verhindert werden780. Daher darf nur 
der Wesensgehalt der verfassungsrechtlichen Garantien nicht verletzt wer-
den781. Zwar nimmt der „nullum crimen“-Satz als Ausfluss des in Art. 20 
Abs. 3 GG normierten Rechtsstaatsprinzips an diesem durch die Ewigkeits-
klausel abgedeckten Schutz teil. Jedoch gehört zum Wesensgehalt der Be-
stimmtheit des Tatbestandes und der Strafe nur, dass hoheitlicher Willkür 
nicht Tür und Tor geöffnet werden darf782 bzw. dass Bürger durch hoheitli-
che Akte nicht in ihrer Menschenwürde verletzt werden783. 

Dies kommt jedoch vorliegend aus zwei Gesichtspunkten nicht in Betracht. 
Zum einem geht es bei der zu untersuchenden Frage, wie exakt die Art. 34 

                                            
774  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 111 f. 
775  So die Formulierung des BVerfG, in: BVerfGE 58, S. 1 (40) zu Art. 24 GG. 
776  Sieber, in: ZStW 103 (1991), S. 957 (970 f.); ders., in: Schünemann/Suárez Gonzá-

les (Hrsg.), Bausteine des europäischen Wirtschaftsstrafrechts, S. 349 (357 f.); Oeh-
ler, in: Festschrift Hans-Heinrich für Jescheck, S. 1399 (1406 f.). 

777  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 113. Ähnlich auch Appel, in: Dannecker 
(Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, S. 165 (186). 

778  Vgl. zu Art. 79 Abs. 3 GG etwa Bryde, in: von Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Art. 79, 
Rn. 24 ff. 

779  Scholz, in: Maunz/Düring (Begr.), GG, Art. 23, Rn. 36. 
780  Scholz, in: Maunz/Düring (Begr.), GG, Art. 23, Rn. 54 f. 
781  Hain, in: von Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), GG, Art. 79, Rn. 43. 
782  Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Düring (Begr.), GG, Art. 103, Rn. 192. 
783  Rüping, in: Bonner Kommentar, GG, Art. 103 Abs. 2, Rn. 86. 
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Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG formuliert sein müssen, nicht 
um den Schutz vor Willkürakten der Gemeinschaft, weil der Vertrag eine 
Kompetenz zum Erlass von Rechtsakten in dem Bereich der Ausfuhrerstat-
tungen vorsieht und diese nach dem Wortlaut von Art. 34 Abs. 2              
UAbs. 1 EG auch erforderlich sein müssen784. Zum anderen ist der Einzelne 
auch auf Gemeinschaftsebene vor willkürlichen Hoheitsakten ferner deswe-
gen geschützt, weil, worauf sogleich einzugehen sein wird, der „nullum cri-
men“-Satz als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Gemeinschaftsrechts aner-
kannt ist785. 

(cc) Ergebnis 

Eine einschränkende Auslegung derart, dass Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 
Abs. 2 UAbs. 3 EG ausdrücklich die Ermächtigung zu strafrechtlichen 
Sanktionen i.w.S. vorsehen müssen, kommt daher aus nationalen verfas-
sungsrechtlichen Gründen nicht in Betracht786. 

(b) „Nullum crimen“-Satz als ungeschriebener allgemeiner Rechts-
grundsatz des Gemeinschaftsrechts 

Der EuGH hat einen Bestimmtheitsgrundsatz in dem Sinne anerkannt, dass 
eine nicht-strafrechtliche Sanktion auf einer klaren und unzweideutigen 
Rechtsgrundlage beruhen muss787. Aus dieser Rechtsprechung wird gefol-
gert, dass der Bestimmtheitsgrundsatz (erst recht) auch im Bereich des Straf-
rechts i.w.S. als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Gemeinschaftsrechts an-
zuerkennen ist788. 

Daraus wird teilweise in der Literatur der Schluss gezogen, dass die als Er-
mächtigungsgrundlagen in Betracht kommenden Bestimmungen des EG-
Vertrages das Strafrecht i.w.S. ausdrücklich erwähnen und im Übrigen be-

                                            
784  Ähnlich Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 114. Zudem müssen sie mit hö-

herrangigem Gemeinschaftsrecht vereinbar sein, vgl. unten 4. Teil, C., II. 
785  So auch Böse, Strafen und Sanktionen, S. 87. 
786  Bei den vorstehenden Erwägungen ging es um die Frage des Verhältnisses des pri-

mären Gemeinschaftsrechts zum nationalen Verfassungsrecht. Zur Frage des Ver-
hältnisses des sekundären Gemeinschaftsrechts zum nationalen Verfassungsrecht 
vgl. unten 4. Teil, C., II. 1., b). 

787  EuGH, Rs. 117/83 (Könecke./.BALM), in: Slg. 1984, S. 3291 (3302, Rn. 11); 
Rs. 137/85 (Maienza./.BALM), in: Slg. 1987, S. 4587 (4607, Rn. 15); Rs. C-328/89 
(Berner allgemeine Versicherungsgesellschaft./.Amministrazione delle finanze dello 
Stato), in: Slg. 1991-I, S. 2431 (2450, Rn. 21); Rs. C-210/00 (Käserei Champignon 
Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6500, Rn. 52). 

788  Vgl. nur Böse, Strafen und Sanktionen, S. 130 m.w.N. 
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stimmt sein müssten789. Nach dieser Ansicht müssten Art. 34 Abs. 2 U-
Abs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG ausdrücklich den Erlass von Strafrecht 
i.w.S. vorsehen. Weil dies nicht der Fall ist, wäre der Wortlaut einschrän-
kend auszulegen, so dass Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
keine Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von Strafrecht i.w.S. enthiel-
ten. 

(aa) Ermächtigungsgrundlagen des EG-Vertrages als Kompetenz-
normen mit zusätzlicher inhaltlicher Funktion 

Bedenken gegen diese Argumentation könnten sich bereits dann ergeben, 
wenn es sich bei den Ermächtigungsgrundlagen des EG-Vertrages um reine 
Kompetenznormen handelt790. 

Eine nationale Kompetenznorm, etwa in Deutschland Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 
GG, bestimmt, wer für den Erlass von Strafnormen zuständig ist. Die für 
zuständig erklärte Körperschaft bzw. das zuständige Organ legt dann wie-
derum fest, welche Handlungen unter Strafe gestellt werden. Inhaltliche 
Aussagen zur Strafnorm sind der Kompetenznorm selbst jedoch nicht zu 
entnehmen, weshalb sie auch nicht an den inhaltlichen Vorgaben des Verfas-
sungsrechts zu messen ist. Es wäre daher etwa verfehlt, von Art. 74 Abs. 1 
Nr. 1 GG, welcher dem Bund die (konkurrierende) Kompetenz für das 
„Strafrecht“ zuweist, einen Bestimmtheitsgrad zu verlangen, der es dem 
Bürger ermöglicht, bereits aus dieser Vorschrift zu entnehmen, welche straf-
rechtlichen Regelungen im einzelnen auf ihn zukommen werden. Hiergegen 
bestehen auch keine Bedenken, weil der Staat über eine Allzuständigkeit 
verfügt, an der das für zuständig erklärte Organ in seinem Zuständigkeitsbe-
reich teilnimmt791. 

Die Ermächtigungsgrundlagen des EG-Vertrages sind zwar funktionell der-
artige Kompetenznormen, weil sie bestimmen, welches Organ der Gemein-
schaft für welchen Bereich zuständig sein soll. Sie sind jedoch nicht mit na-

                                            
789  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 302; Tsolka, AT des 

europäischen supranationalen Strafrechts i.w.S., S. 78 ff.; Vogel, in: Dannecker 
(Hrsg.), Bekämpfung des Subventionsbetruges, S. 170 (181 ff.). Darüber hinaus 
wird teilweise sogar verlangt, dass dort bereits die Sanktionshöhe begrenzt sein 
muss (Sieber, in: Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine des europäischen 
Wirtschaftsstrafrechts, S. 349 (359)). 

790  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 115 f.; Vogel, in: Dannecker (Hrsg.), 
Bekämpfung des Subventionsbetruges, S. 170 (182). 

791  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 256 f. m.w.N.; Satz-
ger, Europäisierung des Strafrechts, S. 116; Vogel, in: Dannecker (Hrsg.), Bekämp-
fung des Subventionsbetruges, S. 170 (182). 
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tionalen Kompetenznormen vergleichbar, weil sie, angesichts des Prinzips 
der begrenzten Ermächtigung, eine zusätzliche inhaltliche Funktion erfüllen, 
die sich aus der Zuständigkeitsbegründung der Gemeinschaft und dem Feh-
len der originären Allzuständigkeit der Gemeinschaft ergibt792. 

Weil es sich bei den Ermächtigungsgrundlagen des EG-Vertrages nicht um 
reine Kompetenznormen handelt, ist die Anwendung des „nullum crimen“-
Satzes insofern nicht abwegig793. 

(bb) Maßstabsfunktion des ungeschriebenen allgemeinen Rechts-
grundsatzes „nullum-crimen“ für das Primärrecht? 

Die Problematik bei einer derartigen Überlegung ist jedoch eine ganz ande-
re. Möchte man die Ermächtigungsgrundlagen als Normen des Primärrechts 
an dem Bestimmtheitsgrundsatz messen, müsste man dem „nullum-crimen“-
Satz in der europäischen Normenhierarchie einen Rang über dem Primär-
recht einräumen794. 

Zwar ist umstritten, welchen Rang allgemeine Rechtsgrundsätze einnehmen. 
So sollen sie entweder generell den Rang des Primärrechts einnehmen795, 
oder nur sofern ihnen grundlegende Bedeutung zugemessen wird796, was 
aber für den Bestimmtheitsgrundsatz angesichts seiner überragenden Bedeu-
tung für ein rechtsstaatliches Gefüge anzunehmen ist797. Einen Rang über 
dem Primärrecht wird den allgemeinen Rechtsgrundsätzen jedoch nicht zu-
erkannt798, weshalb sie nie Überprüfungsmaßstab für primärrechtliche Nor-
men des EG-Vertrages799, im vorliegenden Fall Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, 
Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG, sein können. 

                                            
792  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 116. Ähnlich Deutscher, S. Kompetenzen 

der Europäischen Gemeinschaften, 257 f. 
793  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 116. Ähnlich Deutscher, Kompetenzen 

der Europäischen Gemeinschaften, S. 257 f. 
794  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 117. 
795  Vgl. etwa Oppermann, § 6, Rn. 25; Schilling, in: EuGRZ 2000, S. 3 (30). 
796  Vgl. etwa Bieber/Epiney/Haag, Europäische Union, § 6, Rn. 52; Bleckmann, Euro-

parecht, Rn. 607; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 409; Schwarze, Europäisches 
Verwaltungsrecht, S. 68 f. 

797  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 117. 
798  Eine Art „Überverfassungsrecht“ ist dem Gemeinschaftsrecht auch fremd, weil das 

gesamte Primärrecht ohne Differenzierungen eine einheitliche Rechtsmasse bildet 
(Bieber/Epiney/Haag, Europäische Union, § 6, Rn. 16 und 51; Moll, Europäisches 
Strafrecht, S. 268; Oppermann, Europarecht, § 6, Rn. 25). 

799  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 89; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, 
S. 117 f. 
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(cc) Systematische und teleologische Auslegung des Primärrechts 

Neben der Maßstabsfunktion für niederrangiges Recht und ihrer Bedeutung 
für die Schließung von Lücken, haben allgemeine Rechtsgrundsätze zudem 
noch Belang für die Auslegung von primärem und sekundärem Gemein-
schaftsrecht800. 

Speziell für die Auslegung von Primärrecht haben allgemeine Rechtsgrund-
sätze in zweierlei Hinsicht Relevanz. Zum einem kommt ihnen, soweit sie 
Bestandteil des Primärrechts sind, Gewicht bei dessen systematischer Aus-
legung zu801. Zum anderen kommt ihnen im Rahmen der teleologischen 
Auslegung des Primärrechts Bedeutung zu, weil mit ihnen allgemein Zielzu-
stände umschrieben werden802. 

Da festgestellt wurde, dass sich die Funktion der Ermächtigungsgrundlagen 
nicht in der reinen Kompetenzzuweisung erschöpft, wären auch Art. 34 
Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG, als punitive Sanktionen zulas-
sende Befugnisnormen, Strafvorschriften i.S.d. „nullum-crimen“-Satzes. 
Somit müssten sich Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG an 
dessen Zielvorgabe halten, also bestimmt sein. 

Dies würde jedoch zu einer Gefährdung der Zielvorgabe „Effektivität des 
Gemeinschaftsrechts“803 führen, weil der Gemeinschaft nicht die Befugnis 
zum Erlass von punitiven Sanktionen zugestanden würde, um eine wirksame 
Durchsetzung der gemeinsamen Agrarpolitik zu ermöglichen und einen 
Missbrauch des Gemeinschaftsrechts zu verhindern. 

Somit liegt ein Konflikt zwischen den Zielvorgaben „Bestimmtheit straf-
rechtlicher Vorschriften“ und „Effektivität des Gemeinschaftsrechts“ vor804. 
Bei Kollision mehrerer Gemeinschaftsziele, ist durch Abwägung ein gleich-

                                            
800  Vgl. etwa EuGH, Rs. 374/87 (Orkem./.Kommission), in: Slg. 1989, S. 3283 (3350, 

Rn. 28 ff.); Bieber/Epiney/Haag, Europäische Union, § 6, Rn. 15 f.; Lehr, Einstwei-
liger Rechtsschutz, S. 404 f.; Rengeling, in: Schweitzer (Hrsg.), Europäisches Ver-
waltungsrecht, S. 29 (42). Vgl. zur Bedeutung für die Auslegung von Sekundärrecht 
Schilling, in: EuGRZ 2000, S. 3 (31 f.). 

801  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 119. 
802  Vgl. Nettesheim, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 4 EGV (a.F.), Rn. 57. 
803  Vgl. hierzu ausführlich etwa Schroeder, Gemeinschaftsrechtssystem, S. 434 ff. 
804  Vgl. allgemein Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 119. 
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berechtigter Ausgleich im Wege der praktischen Konkordanz805 zu erzie-
len806. 

Diese Abwägung führt zu einem gleichberechtigten Ausgleich insofern, dass 
bei geringer Eingriffswirkung der Sanktion die Anforderungen an den Be-
stimmtheitsgrundsatz gegenüber dem Effektivitätsgrundsatz zurücktreten 
müssen, während sich bei hoher Eingriffsintensität das Gewicht in Richtung 
des Bestimmtheitsgrundsatzes verschiebt807. Dies bedeutet für kriminalstraf-
rechtliche Sanktionen, dass man dem Wortlaut der Ermächtigungsgrundlage 
des EG-Vertrages zumindest andeutungsweise entnehmen lassen muss, dass 
gerade kriminalstrafrechtliche Sanktionen von ihr umfasst sind. Für den Er-
lass von Strafrecht i.w.S. hingegen genügt es, wenn die Ermächtigungs-
grundlage pauschal und einschränkungslos zu allen „erforderlichen“, „not-
wendigen“ oder „zweckdienlichen Maßnahmen“ zur Zielerreichung ermäch-
tigt, so dass sich punitive Sanktionen mühelos, ohne Bedürfnis nach einer 
insoweit extensiven Auslegung, hierunter subsumieren lassen808. 

(c) Ergebnis 

Weil Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG zum Erlass von 
„erforderlichen Maßnahmen“ ermächtigen, genügen sie den Anforderungen 
des Bestimmtheitsgrundsatzes für die Ermächtigung zum Erlass von puniti-
ven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.)809. Somit ist eine einschränkende Ausle-

                                            
805  Zur praktischen Konkordanz im deutschen Verfassungsrecht vgl. etwa BVerfG, in: 

BVerfGE 7, S. 198 (208 f.). 
806  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 127; Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 427; 

Nettesheim, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 4 EGV (a.F.), Rn. 67 m. w. N.; Moll, Euro-
päisches Strafrecht, S 268; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 119. 

807  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 120. Zur parallelen Abstufung in Bezug 
auf den deutschen Bestimmtheitsgrundsatz vgl. etwa BVerfG, in: BVerfGE 14, 
S. 245 (251); in: BVerfGE 75, S. 329 (342). 

808  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 120. Ähnlich Böse, Strafen und Sanktio-
nen, S. 89 f. Im Ergebnis auch Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 156. A.A. Deutscher, 
Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 290 ff. (302 f.). 

809  Dieses Ergebnis verträgt sich mit der Entscheidung des EuGH in der Rs. C-240/90, 
wenn man diese in dem Sinn versteht, dass die der Gemeinschaft zugesprochene 
Rechtsetzungskompetenz aus Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
(Art. 40 Abs. 3, Art. 43 Abs. 2 EGV) sich auf nicht-punitive wie punitive Sanktionen 
bezieht und nur kriminalstrafrechtliche Normen ausgenommen sein sollen (vgl. oben 
4. Teil, C., I., 2., a)). A.A. Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaf-
ten, S. 302. 
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gung der Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG insoweit nicht 
geboten810. 

(4) Einschränkende Auslegung aufgrund des ungeschriebenen all-
gemeinen Rechtsgrundsatzes „nullum crimen sine lege parlamen-
taria“ des Gemeinschaftsrechts 

Auch das häufig beklagte Demokratiedefizit811 wird als Anlass zur Kritik 
gegen eine Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von Strafrecht (i.w.S.) 
genommen. Argumentiert wird, dass in den Mitgliedstaaten dem Parlament 
das Monopol der Strafgesetzgebung zustehe. Auf Gemeinschaftsebene seien 
hingegen zur Gesetzgebung insbesondere Rat und Kommission berufen. 
Diese Organe seien im Sinne der Gewaltenteilungslehre nicht unmittelbar 
demokratisch legitimiert. Wenn es aber im Gemeinschaftsrecht812, ver-
gleichbar mit dem deutschen Recht, einen Grundsatz „nullum crimen sine 
lege parlamentaria“ gäbe, müssten das Strafrecht i.w.S. hinreichend demo-
kratisch legitimiert sein813. 

Gemäß Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG ist der Rat für den Erlass der erforderli-
chen Maßnahmen des Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG zuständig. Dieser kann 
gemäß Art. 202 Anstrich 3, Art. 211 Anstrich 4 EG der Kommission die Be-

                                            
810  Anzumerken ist an dieser Stelle noch, dass der Bestimmtheitsgrundsatz nur auf Pri-

märrechtsebene eingeschränkt ist. Hingegen stellt er ohne Einschränkungen Anfor-
derungen an das sekundäre Gemeinschaftsrecht, vgl. unten 4. Teil, C., II., 2., d). 

811  Vgl. dazu die zahlreichen Nachweise bei Fromm, Der strafrechtliche Schutz der 
Finanzinteressen, S. 243. 

812  Auch insoweit gelten nicht die nationalen verfassungsrechtlichen Anforderungen, 
vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (a) und Satzger, Europäisierung des Straf-
rechts, S. 114 f. 

813  Eine ähnliche Argumentation findet sich (mehr oder weniger ausführlich) etwa bei 
Braum, Europäische Strafgesetzlichkeit, S. 250; Deutscher, Kompetenzen der Euro-
päischen Gemeinschaften, S. 317 ff.; Dieblich, Der strafrechtliche Schutz, S. 242 f.; 
Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 227 ff.; Hirsch, in: Sie-
ber (Hrsg.), Europäische Einigung und europäisches Strafrecht, S. 121 f.; Opper-
mann, Europarecht, § 8, Rn. 35; Pache, in: EuR 1993, S. 173 (180); Sieber, in: 
ZStW 103 (1991), S. 957 (970); ders., in: Festschrift für Friedrich Geerds, S. 113 
(123 f.); ders., in: van Gerven/Zuleeg (Hrsg.), Sanktionen, S. 71 (78); Tsolka, AT des 
europäischen supranationalen Strafrechts i.w.S., S. 30; Vogel, in: Dannecker (Hrsg.), 
Bekämpfung des Subventionsbetruges, S. 170 (182 f.); Wolffgang, in: Eh-
lers/Wolffgang (Hrsg.), Rechtsfragen der Europäischen Marktordnungen, S. 209 
(215 f.); Wolffgang/Ulrich, in: EuR 1998, S. 616 (628). Dieser Einwand wird aller-
dings teilweise auf kriminalstrafrechtliche Sanktionen beschränkt (so Deutscher, 
Fromm, Tsolka). 
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fugnis zum Erlass von (Durchführungs-)Maßnahmen zuweisen814. Würde 
aber im Gemeinschaftsrecht tatsächlich ein dem deutschen Recht vergleich-
barer allgemeiner Rechtsgrundsatz „nullum crimen sine lege parlamentaria“ 
existieren, dürfte nur das Europäische Parlament Strafrecht i.w.S. erlassen 
bzw. einem anderen Organ die Befugnis zum Erlass zuweisen. Konsequen-
terweise müssten dann Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
dahingehend einschränkend ausgelegt werden, dass unter „Maßnahmen“ 
jedenfalls nicht punitive Sanktionen fallen, denn die Befugnis ist dort nicht 
dem Europäische Parlament zugewiesen. 

Die Frage ist also, ob im Gemeinschaftsrecht ein allgemeiner Rechtsgrund-
satz „nullum crimen sine lege parlamentaria“ existiert. Der EuGH hat einen 
solchen Grundsatz noch nicht ausdrücklich anerkannt. Aber auch ohne 
Rückgriff auf eine ständige Rechtsprechung können sich Organe oder Bür-
ger auf allgemeine Rechtsgrundsätze berufen, sofern sich allgemeine 
Rechtsgrundsätze mit der Methode nachweisen lassen, derer sich der EuGH 
bedient815. 

Diese Methode ist die wertende Rechtsvergleichung. Dabei wird weder nach 
übereinstimmenden Grundsätzen in allen Rechtsordnungen bzw. nach dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner gesucht, noch wird der Mitgliedstaat mit den 
höchsten Anforderungen zum Maßstab gemacht816. Vielmehr soll anhand 
eines Rechtsvergleiches zwischen den Mitgliedstaaten (die Analyse einiger 
repräsentativer Rechtsordnungen wird insoweit als ausreichend erachtet817) 
und dem Recht der EMRK eine Tendenz zu einer bestimmten Lösung festge-
stellt werden, die aus gemeinschaftlicher Sicht als die beste erscheint818. Da-
bei ist zu beachten, dass nur solche Grundsätze Geltung beanspruchen kön-

                                            
814  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 2. und unten 4. Teil, C., I., 2., b). 
815  Moll, Europäisches Strafrecht, S. 246; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, 

S. 128. Vgl. auch Opermann, Europarecht, § 6, Rn. 21; Vogel, in: JZ 1995, S. 331 
(336). Vgl. ausführlich zur Ab- bzw. Herleitung allgemeiner Rechtsgrundsätze etwa 
Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 411 ff.; Schwarze, Europäisches Verwaltungs-
recht, S. 69 ff. 

816  Vgl. zur Theorie des Minimalstandards, zur Theorie des Maximalstandards und zur 
Theorie des „relativierten Maximalstandards mit negativer Kontrollfunktion“ Lehr, 
Einstweiliger Rechtsschutz, S. 413 ff. mit Nachweisen zu den jeweiligen Theorien. 

817  Bleckmann, Europarecht, Rn. 573; Gröblinghoff, Schutz der Interessen, S. 119; Satz-
ger, Europäisierung des Strafrechts, S. 128; Vogel, in: JZ 1995, S. 331 (336). Vgl. 
auch Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 70. 

818  Vgl. dazu ausführlich Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 415 ff. 
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nen, die sie sich in die Struktur und Ziele der Gemeinschaft einfügen819 (sog. 
Funktionsvorbehalt820). 

Mehrere rechtsvergleichende Arbeiten821 haben ergeben, dass sich eine ein-
deutige Form eines strafrechtlichen Parlamentsvorbehalts in den Mitglied-
staaten nicht feststellen lässt822. Die strengen deutschen Vorstellungen ent-
sprechen jedenfalls nicht den anderen europäischen Rechtsordnungen. Als 
übereinstimmende Tendenz wurde festgestellt, dass dem Parlament, auch 
wenn die wesentliche Entscheidungsmacht bei der Exekutive liegt, stets eine 
gewisse inhaltliche Einflussmöglichkeit verbleiben muss823. 

Teilweise wird dieses Ergebnis des Rechtsvergleichs direkt auf die Gemein-
schaftsebene übertragen, wenn dem Europäischen Parlament eine entspre-
chende Rolle bei dem Erlass von Strafrecht i.w.S. zugesprochen wird824. 
Hiergegen bestehen aber tief greifende Bedenken825. Diese Argumentation 
ließe sich nur rechtfertigen, wenn das Europäische Parlament auf Gemein-
schaftsebene dieselbe Funktion hinsichtlich der demokratischen Legitimati-
on erfüllen würde, wie die nationalen Parlamente in den Mitgliedstaaten. 

Jedoch bestehen zwischen den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft erheb-
liche Strukturunterschiede. Zunächst bestehen Zweifel, ob das Europäische 
Parlament selbst bei vollwertiger legislatorischer Beteiligung aufgrund sei-
ner Defizite bei Wahl und Zusammensetzung826 überhaupt eine hinreichende 

                                            
819  EuGH, Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für 

Getreide und Futtermittel), in: Slg. 1970, S. 1125 (1135, Rn. 4); Bleckmann, Europa-
recht, Rn. 605, 609; Gröblinghoff, Schutz der Interessen, S. 118 f.; Lehr, Einstweili-
ger Rechtsschutz, S. 426 f. m.w.N.; Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 
S. 71, 80 ff.; Vogel, in: JZ 1995, S. 331 (336). 

820  Vogel, in: JZ 1995, S. 331 (336). 
821  Gröblinghoff, Schutz der Interessen, S. 118 ff. (bzgl. der deutschen, französischen 

und britischen Rechtsordnung); Moll, Europäisches Strafrecht, S. 247 ff. (bzgl. der 
deutschen, britischen, italienischen, französischen, spanischen, portugiesischen und 
griechischen Rechtsordnung). Vgl. auch Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 
76 ff. (bzgl. deutscher, britischer und französischer Rechtsordnung) und Heitzer, Pu-
nitive Sanktionen, S. 158 f. 

822  Moll, Europäisches Strafrecht, S. 255. 
823  Gröblinghoff, Schutz der Interessen, S. 125; Moll, Europäisches Strafrecht, S. 257 f. 

Zurückhaltender Vogel, in: JZ 1995, S. 331 (338 f.). Kritisch Hugger, Strafrechtliche 
Anweisungen, S. 74 ff. 

824  Gröblinghoff, Schutz der Interessen, S. 126 f. 
825  Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 161. 
826  Vgl. dazu etwa Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 259 ff.; 

Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 122 ff. 
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demokratische Legitimation leisten könnte827. Ferner handelt es sich bei der 
Gemeinschaft im Gegensatz zu den Mitgliedstaaten (noch) nicht um ein 
einheitliches Staatswesen828. Daher erfolgt in der Gemeinschaft die Anbin-
dung an das Volk, welches in einem Staat das Legitimationssubjekt ist829, auf 
zweifachem Wege. Sowohl die nationalen Parlamente, als auch das Europäi-
sche Parlament werden zur Begründung demokratischer Legitimation he-
rangezogen830, die dann als parlamentarisches Ganzes das Parlament i.S.d. 
Grundsatzes „nullum crimen sine lege parlamentaria“ darstellen. Die erfor-
derliche inhaltliche Einflussnahme muss also nur durch Parlamente über-
haupt gewährleistet sein831. 

Zudem ist, aufgrund des Funktionsvorbehalts, ein weiterer funktioneller Un-
terschied zu beachten. Zwar kennen einige mitgliedstaatliche Verfassungs-
ordnungen den Grundsatz der Gewaltenteilung832. Jedoch ist im Gemein-
schaftsrecht die von der klassischen Lehre geforderte Trennung der Gewal-
ten, trotz vergleichbarer Funktionen, nicht in gleicher Weise ausgeformt. 
Vielmehr wirken auf Gemeinschaftsebene mehrere Organe bei der Aufga-
benerfüllung zusammen833. Die gemeinschaftliche Funktionsordnung be-

                                            
827  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 131. A.A. Gröblinghoff, Schutz der Inte-

ressen, S. 130. 
828  Vgl. etwa BVerfG, (Maastricht), in: BVerfGE 89, S. 155 (190: „Staatenverbund“); 

Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 195; Oppermann, Europarecht, § 4, 
Rn. 2; Streinz, in: ders. (Hrsg.), Art. 1 EGV, Rn. 14 f.; Zuleeg, in: von der Gro-
eben/Schwarze (Hrsg.), Artikel 1 EG, Rn. 2. Ausführlich dazu Kirchhof, in: von Bog-
dandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 893 ff. 

829  Vgl. zur Lehre der Volkssouveränität Kluth, Die demokratische Legitimation, 
S. 33 ff. 

830  Vgl. nur Streinz, Europarecht, Rn. 326 („zweigleisige demokratische Legitimation“); 
Böse, Strafen und Sanktionen, S 91 und Kluth, Die demokratische Legitimation, 
S. 87 („doppelte Legitimationsbasis“); Satzger, Europäisierung des Strafrechts, 
S. 132 („doppelter Legitimationsstrang“). Vgl. auch Heitzer, Punitive Sanktionen, 
S. 162. 

831  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 133. 
832  Etwa Deutschland, vgl. dazu Pieroth, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 23 

ff.; Schnapp, in: von Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Art. 20, Rn. 39 ff. Dies gilt jedoch 
nicht, zumindest nicht in gleicher Ausprägung wie in Deutschland, für alle Mitglied-
staaten, vgl. nur die Nachweise bei Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 108 f. 

833  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 117. Legislative und Exekutive sind 
schon vom Ansatz her nicht getrennt, weil der der Exekutive zuzuordnende Rat die 
führende legislative Funktion innehat, weshalb von einer „Gesetzgebung durch Re-
gierung“ gesprochen wird (vgl. hierzu Deutscher, Kompetenzen der Europäischen 
Gemeinschaften, S. 319 m.w.N.). Auch delegiert der Rat einen Großteil der legislati-
ven Tätigkeiten an die Kommission. Nimmt der Rat allerdings legislative Aufgaben 
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zweckt nicht hauptsächlich die Freiheitssicherung des Einzelnen, sondern 
dient in erster Linie einer funktionsgerechten Erfüllung von Gemeinschafts-
aufgaben834. Ferner sollen mitgliedstaatliche Interessen (die durch den Rat 
repräsentiert werden), sowie Gemeinschaftsinteressen (die hauptsächlich in 
der Kommission verkörpert sind) ausgeglichen werden835. Die Funktions-
ordnung der Gemeinschaft ist nicht starr, sondern auf „zukunftsorientierte 
Offenheit“ angelegt, wodurch ein „dynamisches Gleichgewicht“ der Ge-
meinschaftsgewalten erzeugt wird836. Auf Gemeinschaftsebene gilt daher das 
Prinzip des institutionellen Gleichgewichts837. 

Für den Erlass von Strafrecht i.w.S. genügt daher die jetzige Struktur in der 
Gemeinschaft, in der die Vertreter der Regierungen im Rat stets ihren natio-
nalen Parlamenten verantwortlich sind, und das Europäische Parlament an 
der Gesetzgebung (durch das Mitentscheidungsverfahren oder sonstige Ver-
fahren838) beteiligt ist839. 

Folglich ist auf Gemeinschaftsebene nicht ausschließlich das Europäische 
Parlament zum Erlass von Strafrecht i.w.S. berufen. Daher ist eine ein-
schränkende Auslegung der Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 
EG nicht erforderlich. Unter dem Begriff „Maßnahmen“ können auch puni-
tive Sanktionen fallen, obwohl dort die Kompetenz nicht dem Europäischen 
Parlament zugewiesen ist840. 

                                            
wahr, so geschieht dies in Zusammenarbeit mit dem Parlament, weshalb es richtig 
ist, von einer Aufgabenteilung zu sprechen. 

834  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 117 m.w.N. 
835  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 117. 
836  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 117 m.w.N. 
837  Vgl. hierzu ausführlich Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 118 ff. mit zahl-

reichen Nachweisen aus Rechtsprechung und Literatur. 
838  Vgl. etwa zum Verfahren der Mitentscheidung Schoo, in: von der Groeben/Schwarze 

(Hrsg.), Art. 251 EG, Rn. 1 ff. Vgl. etwa zum Verfahren der Zusammenarbeit Schoo, 
in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 252 EG, Rn. 1 ff. 

839  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 92; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 133. 
I.E. auch Appel, in: Dannecker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungs-
sanktionen, S. 165 (187); Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 162; Musil, in: NStZ 
2000, S. 68 (70); Vogel, in: JZ 1995, S. 331 (338 f.). 

840  Folglich kollidieren hier nicht Parlamentsgrundsatz und Effektivitätsgrundsatz, so 
dass nicht, wie oben beim Bestimmtheitsgrundsatz (vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), 
bb), (3), (b), (cc)), ein Ausgleich im Wege der praktischen Konkordanz gefunden 
werden muss. 
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(5) Ergebnis 

Der Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG ist so-
mit nicht einschränkend auszulegen. 

Damit ist aber noch nicht gesagt, dass die Gemeinschaft tatsächlich eine 
Kompetenz hat, im Bereich der Ausfuhrerstattungen punitive Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.) zu erlassen. 

Möglicherweise stellen das Subsidiaritätsprinzip (dazu sogleich cc)) oder 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (dazu unten dd)) Kompetenzausübungs-
schranken dar. 

cc) Subsidiaritätsprinzip des Art. 5 UAbs. 2 EG als Kompetenzaus-
übungsschranke 

Aus dem Subsidiaritätsprinzip841 könnte sich ein Hindernis für die Gemein-
schaftskompetenz zum Erlass von punitiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) 
im Bereich der Ausfuhrerstattungen ergeben. 

Dieses Prinzip, nachdem die „Entscheidungen möglichst bürgernah getrof-
fen werden“842 sollen, ist als allgemeine Kompetenzregel der Europäischen 
Gemeinschaft ausdrücklich mit der Einführung des Art. 5 UAbs. 2 EG 
(Art. 3b UAbs. 2 EGV) verankert worden. Nach einhelliger Ansicht werden 
dadurch weder der Gemeinschaft zustehende Kompetenzen in Frage gestellt, 
noch ihr neue Kompetenzen verliehen843. Das Prinzip knüpft vielmehr an 
das am Prinzip der begrenzten Ermächtigung ausgerichtete Kompetenzgefü-
ge des Vertrages an844. Es wird daher so gedeutet, dass es eine Schranke für 
die Kompetenzausübung darstellt845. Folglich kann das Subsidiaritätsprinzip 

                                            
841  Vgl. hierzu ausführlich Calliess, Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, passim; 

Moersch, Leistungsfähigkeit und Grenzen des Subsidiaritätsprinzips, S. 214 ff. 
842  Präambel des EU-Vertrages, 12. Begründungserwägung. Vgl. auch Art. 2 Abs. 2 EU 

und Art. 6 Abs. 3 EU. 
843  Vgl. etwa Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Artikel 5 EG, Rn. 26. Fer-

ner Langguth, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 9. 
844  Vgl. etwa Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 147. Dies wird bereits dadurch 

verdeutlicht, dass die Regelung des Subsidiaritätsprinzips in Art. 5 Abs. 2 EG im 
unmittelbaren Anschluss an die Bestätigung des Prinzips der begrenzten Ermächti-
gung in Art. 5 Abs. 1 EG erfolgt. Vgl. auch Jarass, in: EuGRZ 1994, S. 209 (214). 

845  Calliess, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 2; Dannecker, in: Jura 1998, 
S. 79 (80); von Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 410; Jarass, in: EuGRZ 
1994, S. 209 (211, 213); Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 242; Lang-
guth, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 9; Streinz, in: ders. (Hrsg.), Art. 5 
EGV, Rn.1; Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 5 EG, Rn. 26. 
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im Einzelfall darüber Auskunft geben, ob die Ausübung einer Gemein-
schaftskompetenz zu einem bestimmten Zeitpunkt zulässig ist846. 

Nach dem eindeutigen Wortlaut des Art. 5 Abs. 2 EG ist das Subsidiaritäts-
prinzip nur bei Ausübung einer nicht ausschließlichen Kompetenz zu beach-
ten847. Bereits oben wurde festgestellt, dass für den Erlass von „Maßnah-
men“ i.S.d. Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EG und damit auch punitiven Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.) eine konkurrierende Gemeinschaftskompetenz besteht848. 
Somit kann eine Kompetenz zum Erlass von punitiven Sanktionen nach Art. 
34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG nur ausgeübt werden, wenn 
die Anforderungen des Subsidiaritätsprinzips nach Art. 5 UAbs. 2 EG ge-
wahrt sind. 

Nach Art. 5 UAbs. 2 EG darf die Gemeinschaft nur tätig werden, „sofern 
und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können“ (erstes Kriteri-
um)849. Kumulativ850 dazu muss die Gemeinschaft die Ziele „wegen ihres 
Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene“ erreichen 
können (zweites Kriterium)851. 

In der Literatur ist bereits nachgewiesen worden, dass in den Rechtsordnun-
gen der Mitgliedstaaten ein stark divergierender Schutz vor Betrügereien 
zum Nachteil der Gemeinschaften besteht. Die Mitgliedstaaten werden sich 
in absehbarer Zeit nicht freiwillig zu einer Vereinheitlichung ihrer Strafge-
setzbücher bereit erklären. Ein isoliertes nationales Vorgehen zum Schutz 
der finanziellen Interessen der Gemeinschaft ist daher „nicht ausreichend“ 
i.S.d. ersten Kriteriums des Art. 5 Abs. 2 EG852. Dies gilt auch für den Be-
reich der Ausfuhrerstattungen. 

                                            
846  Vgl. etwa Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 147. 
847  Zur Problematik der Anwendbarkeit des Subsidiaritätsprinzips auf den kriminalstraf-

rechtlichen Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft, vgl. Fromm, Der 
strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 219 f. 

848  Vgl. oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (b), (bbb). Vgl. dazu, dass die Gemeinschaft 
generell keine ausschließliche Kompetenz „auf dem Gebiet des Strafrechts“ haben 
soll, Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 219 m.w.N. 

849  Sog. „Insuffizienz-Kriterium“, vgl. dazu Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Fi-
nanzinteressen, S. 220 ff. 

850  Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 220 m.w.N. 
851  Sog. „Kriterium der Effizienz-Optimierung“, vgl. dazu Fromm, Der strafrechtliche 

Schutz der Finanzinteressen, S. 223. 
852  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 64, 94 m.w.N.; Fromm, Der strafrechtliche Schutz 

der Finanzinteressen, S. 221 ff. 
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Hinsichtlich des zweiten Kriteriums des Art. 5 Abs. 2 EG kommt den Ge-
meinschaftsorganen ein weiter Ermessenspielraum zu853. Zudem lässt sich 
sicher sagen, dass die Problematik des unterschiedlichen Schutzes der finan-
ziellen Interessen der Gemeinschaft zumindest zurzeit nur durch ein Tätig-
werden der Gemeinschaften in den Griff zu bekommen ist854. Auch für den 
Bereich der Ausfuhrerstattungen gilt nichts anderes 

Das Subsidiaritätsprinzip stellt daher keine Schranke für die Ausübung der 
Gemeinschaftskompetenz nach Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 U-
Abs. 3 EG durch Erlass von punitiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) dar. 

dd) Verhältnismäßigkeitsgrundsatz des Art. 5 UAbs. 3 EG als Kom-
petenzausübungsschranke 

Möglicherweise stellt jedoch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz eine 
Schranke zur Ausübung der Kompetenz aus Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, 37 
Abs. 2 UAbs. 3 EG durch Erlass punitiver Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) dar. 

Der seit langem als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Gemeinschaftsrechts 
anerkannte Grundsatz der Verhältnismäßigkeit855 ist in Art. 5 UAbs. 3 EG 
(Art. 3b UAbs. 3 EGV) als Maßstab für das Handeln der Gemeinschaft ein-
gefügt, und damit auf das Verhältnis der Gemeinschaft zu den Mitgliedstaa-
ten ausgedehnt worden856. Weil Art. 5 UAbs. 3 EG eine Schutzrichtung zu-
gunsten der Mitgliedstaaten entfaltet, liegt eine enge Verwandtschaft mit 
dem Subsidiaritätsprinzip des Art. 5 UAbs. 2 EG nahe857. 

Aufgrund der engen Verwandtschaft ist fraglich, ob der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit ebenfalls, wie der Grundsatz der Subsidiarität, so zu inter-
pretieren ist, dass ihm auch die Frage des „Ob“ gemeinschaftlichen Tätig-
werdens unterfällt. Diese Frage wird in der Literatur unterschiedlich beant-

                                            
853  Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen, S. 223 m.w.N. 
854  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 64; Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanz-

interessen, S. 223. 
855  Vgl. dazu unten 4. Teil, C., II., 2., b). Zur inhaltlichen Identität der in Art. 5 Abs. 3 

EG kodifizierten Verhältnismäßigkeit mit dem allgemeinen Rechtsgrundsatz der 
Verhältnismäßigkeit vgl. Pache, in: NVwZ 1999, S. 1033 (1035: „sprachlich nicht 
besonders gelungene Kodifikation“). A.A. Koch, Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
S. 171. 

856  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 59 f.; Satzger, Europäisierung des Strafrechts, 
S. 148. 

857  Vgl. Jarass, in: EuGRZ 1994, S. 209 (214 f.); Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze 
(Hrsg.), Art. 5 EG, Rn. 37 („Art. 5 Abs. 3 als eine weitere Ausprägung des Subsidia-
ritätsprinzips“) m.w.N. 
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wortet858. Sollte sie zu bejahen sein, wäre der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit auch auf für die Kompetenzverteilung von Bedeutung. 

Ausgangspunkt einer Untersuchung ist der Wortlaut von Art. 5 UAbs. 3 EG. 
Danach gehen die „Maßnahmen der Gemeinschaft [… ] nicht über das [… ] 
erforderliche Maß hinaus“. Von Bedeutung ist somit, was unter dem Begriff 
der Maßnahme zu verstehen ist. Setzt man Maßnahmen mit Tätigkeiten 
gleich, so unterfiele dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auch die Frage 
nach dem „Ob“. Hiergegen spricht jedoch die systematische Auslegung, 
denn Art. 5 UAbs. 2 EG unterscheidet zwischen Maßnahmen und Tätigkei-
ten („nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maß-
nahmen“). Diese systematische Auslegung kann auch nicht durch andere 
Gesichtspunkte widerlegt werden859. Somit bezieht sich Art. 5 UAbs. 3 EG 
auf bereits nach Art. 5 UAbs. 2 EG zulässige Tätigkeiten der Gemeinschaft 
und regelt damit allein die Frage nach dem „Wie“, d.h. Art, Umfang und 
Intensität der zulässigen Maßnahme860. 

Weil es sich bei Frage nach der Kompetenz der Gemeinschaft für das Straf-
recht i.w.S. um das „Ob“ des Tätigwerdens handelt, kann der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit hierauf keinen Einfluss haben861. Der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz ist daher für die Frage der Gemeinschaftskompetenz zum 
Erlass punitiver Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) gemäß Art. 34 Abs. 2 UAbs. 
1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG nicht von Bedeutung862. 

ee) Ergebnis 

Die Gemeinschaft hat somit gemäß Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 
UAbs. 3 EG die Kompetenz zum Erlass von punitiven Sanktionen (Straf-
recht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen. 

                                            
858  Vgl. dazu die Nachweise bei Calliess, Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, S. 121, 

Fn. 303. 
859  Calliess, Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, S. 121. 
860  Calliess, Subsidiaritäts- und Solidaritätsprinzip, S. 121 f.; ders., in: Calliess/Ruffert 

(Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 6, 50; Jarass, in: EuGRZ 1994, S. 209 (214); Satzger, Eu-
ropäisierung des Strafrechts, S. 149. 

861  Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 149. 
862  Vgl. aber zur Bedeutung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes als höherrangiges 

Recht unten 4. Teil, C., II., 2., b). 
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b) Delegation an die Kommission (horizontale Kompetenzvertei-
lung) 

Nun muss untersucht werden, ob für den Erlass von punitiven Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen auch die Kommission 
als Organ zuständig ist. Dies kann, wie bereits festgestellt, nur der Fall sein, 
wenn die Kompetenz aus Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG 
an sie delegiert worden ist863. Es gilt also zu überprüfen, wie die Kompetenz 
auf Gemeinschaftsebene horizontal verteilt ist864. 

aa) Anforderungen an die Delegationsanordnung (Art. 13 VO (EWG) 
Nr. 1766/92) 

Für die Delegation einer Kompetenz bedarf es einer Delegationsanord-
nung865. Daher ist zu untersuchen, ob eine Delegationsanordnung vorliegt, 
die der Kommission die Kompetenz zum Erlass von punitiven Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen überträgt. 

(1) Eindeutiger Wille zur Delegation 

Der EuGH hat im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit von Delegationsanord-
nungen und Durchführungsmaßnahmen das Erfordernis einer ausdrückli-
chen „Ermächtigungsbestimmung zugunsten der Kommission“ bestimmt866. 
Auch nach Ansicht der Literatur ist eine eindeutige Willenserklärung zur 
Delegation erforderlich867. 

Die 12 Marktordnungen, die vom Rat erlassen wurden und die Möglichkeit 
der Zahlung von Ausfuhrerstattungen vorsehen868, bestimmen jeweils aus-
drücklich, dass die Kommission für die Zahlung von Ausfuhrerstattungen 
„Durchführungsbestimmungen“ erlassen soll. Von diesen Bestimmungen in 
den 12 Marktordnungen ist in der Einleitung der VO (EG) Nr. 800/99 nur 
Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92869 genannt. Ob dies bedeutet, dass sich die 

                                            
863  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 1. und 4. Teil., C., I., 2. 
864  Vgl. zum Begriff der horizontalen Kompetenzverteilung bzw. –ordnung etwa von 

Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 1. 
865  Vgl. oben 4. Teil., C., I., 2. 
866  EuGH Rs. 22/88 (Vreugdenhil u.a../.Minister van Landbouw en visserji), in: 

Slg. 1989, S. 2049 (2080, Rn. 17). 
867  Vgl. dazu die Nachweise bei Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 203. 
868  Vgl. dazu oben 1. Teil, A., I. und Art. 1 VO (EG) Nr. 800/99, der eine Aufzählung 

dieser 12 Marktordnungen enthält. 
869  VO (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Markt-

organisation für Getreide, in: ABl. Nr. L 181 vom 01.07.1992, S. 21 ff. Inzwischen 
ist die VO (EWG) Nr. 1766/92 durch die VO (EG) Nr. 1784/03 (des Rates vom 29. 
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Kommission bei Erlass der Durchführungsbestimmungen im Rahmen der 
VO (EG) Nr. 800/99 nur auf Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92 gestützt hat, 
oder ob Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92 nur beispielhaft bzw. stellvertretend 
für die Bestimmungen der anderen Marktordnungen genannt wurde, kann 
dahinstehen. Jedenfalls liegt eine eindeutige Willenserklärung des Rates zur 
Delegation, und damit eine Delegationsanordnung vor. 

Nicht ausdrücklich erwähnt ist jedoch der Erlass von punitiven Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.). Fraglich ist daher, ob diese im Rahmen der Delegation 
von Durchführungsbestimmungen zur Zahlung der Ausfuhrerstattungen mit 
umfasst sind. 

Zur Beantwortung dieser Frage ist eine Bestimmung des Umfangs und der 
Grenzen der Delegation von Durchführungsbefugnissen an die Kommission 
erforderlich. 

(2) Umfang und Grenzen der Delegation von Durchführungsbefug-
nissen 

In den Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG sind keine Aussagen 
über die Reichweite der Delegation von Durchführungsbefugnissen an die 
Kommission enthalten. Weil aber sowohl Art. 202 Anstrich 3 EG als auch 
Art. 211 Anstrich 4 EG auf die Übertragung von „Durchführungsbefugnis-
sen“ abstellen, scheint der Umfang der Kompetenzen der Kommission auf 
den Erlass von Durchführungsvorschriften begrenzt zu sein870. 

Diese Erkenntnis beantwortet jedoch nicht die vorliegende Fragestellung. 
Zur näheren Bestimmung des Delegationsumfangs und der Delegations-
grenzen ist daher eine Klärung des Begriffs der „Durchführung“ in Art. 202 
Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG notwendig. 

(a) Begriff der „Durchführung“ in Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 
Anstrich 4 EG 

Bereits oben wurde der Begriff der „Durchführung“ als der Erlass von 
Rechtsnormen („Ausführung“) und der Erlass von Einzelmaßnahmen durch 
Gerichte und Behörden („Anwendung“ bzw. „Vollzug“) bezeichnet871. Vor-
                                            

September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide, in: ABl. Nr. L 
270 vom 21.10.2003, S. 78 ff.) abgelöst worden, welche ebenfalls die Kommission 
ausdrücklich zum Erlass von Durchführungsbestimmungen ermächtigt. In der VO 
(EG) Nr. 800/99 findet sich allerdings weiterhin der Verweis auf Art. 13 VO (EWG) 
Nr. 1766/92. 

870  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 189. 
871  Vgl. oben 3. Teil, A., I., 1., b), aa), (1). 
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liegend geht es um den Erlass von Rechtsnormen durch die Kommission 
und damit um die Ausführung von Gemeinschaftsrecht (zentrale Durchfüh-
rung)872. Doch auch hierdurch wird die Frage nicht geklärt, welche Rechts-
normen die Kommission erlassen darf. 

Es existiert weder eine Legaldefinition des Begriffs „Durchführung“, noch 
hilft eine Auslegung mit anderen Vorschriften des Vertrages oder ein Ver-
gleich der Sprachfassungen des Vertrages diese Frage zu klären873. 

Nach Ansicht des EuGH ergibt sich allerdings „aus dem Gesamtzusammen-
hang des Vertrages [… ] sowie den Anforderung aus der Praxis“, dass der 
Begriff der „Durchführung“ in Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 
EG weit auszulegen ist874. Dies wird, im Zusammenhang mit Art. 34, Art. 37 
EG, damit begründet, dass „nur die Kommission in der Lage“ sei, „die Ent-
wicklung der Agrarmärkte ständig und aufmerksam zu verfolgen und mit 
der durch die Situation gebotenen Schnelligkeit zu handeln“875. Sofern „der 
Rat der Kommission auf diese Weise eine weitreichende Zuständigkeit ver-
liehen“ hat, „sind deren Grenzen nach den allgemeinen Hauptzielen der 
Marktorganisationen und weniger nach dem Buchstaben der Ermächtigung 
zu beurteilen“876. 

Die Grenzen des zulässigen Delegationsumfangs bestimmt der EuGH nach 
der „Wesentlichkeit der zu regelnden Materie“, wobei diese wesentlichen 

                                            
872  Nach Ansicht von Möllers, in: EuR 2002, S. 483 (496) ist mit dem Begriff der 

„Durchführung“ in Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG jedenfalls „etwas 
anderes gemeint [… ] als die allgemeine administrative Anwendung des Gemein-
schaftsrechts“, d.h. des Vollzugs. Letzterer folgt vielmehr der „Durchführung“ in 
Art. 202 Anstrich 3 und Art. 211 Anstrich 4 EG nach. 

873  Hammer-Strnad, Bestimmtheitsgebot als allgemeiner Rechtsgrundsatz, S. 39 f.; 
Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 189 f. 

874  EuGH, Rs. 23/75 (Rey Soda./.Cassa Conguaglio Zucchero), in: Slg. 1975, S. 1279 
(1302, Rn. 10/14). Diese Rechtsprechung hat der Gerichtshof mehrfach bestätigt, so 
z.B. in den verb. Rs. 279, 280, 285 und 286/84 (Rau u.a../.EWG), in: Slg. 1987, 
S. 1069 (1120, Rn. 14); Rs. 22/88 (Vreugdenhil u.a../.Minister van Landbouw en 
visserji), in: Slg. 1989, S. 2049 (2079, Rn. 16); Rs. C-478/93 (Niederlan-
de./.Kommission), in: Slg. 1995-I, S. 3081 (3107, Rn. 30); verb. Rs. C-9/95, C-
23/95 und C-156/95 (Belgien u.a../.Kommission), in: Slg. 1997, S. 645 (681, 
Rn. 36). 

875  EuGH, Rs. 23/75 (Rey Soda./.Cassa Conguaglio Zucchero), in: Slg. 1975, S. 1279 
(1302, Rn. 10/14). 

876  EuGH, Rs. 23/75 (Rey Soda./.Cassa Conguaglio Zucchero), in: Slg. 1975, S. 1279 
(1302, Rn. 10/14). Diese Rechtsprechung hat der Gerichtshof mehrfach bestätigt, so 
z.B. in der Rs. 265/85 (Van den Berg en Jurgens./.EWG), in: Slg. 1987, S. 1155 
(1173, Rn. 14). 
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Elemente in der Grundvorschrift enthalten sein müssen, und gerade nicht an 
die Kommission delegiert werden dürfen877. Wesentlich seien aber nur sol-
che Bestimmungen, „durch die die grundsätzlichen Ausrichtungen der Ge-
meinschaftspolitik umgesetzt werden“878. Diese Rechtsprechung wird von 
einigen Autoren, in Anlehnung an die Wesentlichkeitsrechtsprechung des 
BVerfG879, als „Wesentlichkeitstheorie“ des EuGH bezeichnet880. 

Zur Beantwortung der vorliegenden Frage ist also zu untersuchen, ob es sich 
bei den punitiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrer-
stattungen um eine wesentliche Entscheidung handelt. 

(b) Sanktionen als nicht wesentliche Durchführungsbefugnisse 

In der bereits erwähnten881 Rechtssache Deutschland./.Kommission882 vertrat 
die Bundesregierung die Ansicht, dass es sich bei Sanktionsbestimmungen 
um Regelungen handele, die in Grundrechte des Sanktionsadressaten ein-
                                            
877  Vgl. etwa EuGH, Rs. 25/70 (Einfuhr- und Vorratsstelle Getreide und Futtermit-

tel./.Köster), in: Slg. 1970, S. 1161 (1172, Rn. 6); Rs. 230/78 (Eridania./.Minister für 
Landwirtschaft und Forsten), in: Slg. 1979, S. 2749 (2765, Rn. 7); Rs. C-240/90 
(Deutschland./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5434, Rn. 36); Rs. C-417/93 
(Parlament./.Rat), in: Slg. 1995-I, S. 1185 (1219, Rn. 30); Rs. C-303/94 (Parla-
ment./.Rat), in: Slg. 1996-I, S. 2943 (2969, Rn. 23). 

878  EuGH Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5434, 
Rn. 37). 

879  Vgl. dazu etwa BVerfG, in: BVerfGE 45, S. 400 (417 f.); in: BVerfGE 47, S. 46 (78 
f.); in: BVerfGE 49, S. 89 (126 f.); in: BVerfGE 57, S. 295 (320 f.); in: BVerfGE 58, 
S. 257 (268 f.). 

880  Vgl. dazu die Nachweise bei Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 191. In der 
Literatur wird teilweise vertreten, dass Durchführungsverordnungen der Kommissi-
on „die durchzuführende Norm detaillieren oder spezialisieren [dürfen], ohne die 
durchzuführende Norm zu ergänzen oder inhaltlich zu vertreten“ (Möller, Verord-
nung der Europäischen Gemeinschaften, S. 90 f.). Nach anderer Ansicht soll es kei-
nen Einwänden begegnen, wenn die Kommission Vorschriften des Rates „ergänzt, 
abändert, definiert oder das Inkrafttreten hinausschiebt“. Im Zweifel soll die delegie-
rende Norm des Rates „kommissionsfreundlich“ ausgelegt werden (Schindler, Dele-
gation von Zuständigkeiten, S. 158; ähnlich Breulmann, Normung und Rechtsan-
gleichung, S. 270), was ein sehr weites Verständnis erkennen lässt. Nach der vermit-
telnden herrschenden Ansicht ist eine Beeinträchtigung der Grundentscheidung bzw. 
eine Abänderung zulässig, jedoch nur, solang keine „wesentlichen Punkte“ der 
Grundvorschrift berührt werden (vgl. dazu die Nachweise bei Knemeyer, Durchfüh-
rungsrechtsetzung, S. 195). Diese letzte Ansicht stimmt mit der Rechtsprechung des 
EuGH überein (Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 195), so dass ihr zu fol-
gen ist. 

881  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2. 
882  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 ff. 
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greifen. Insofern seien Sanktionsvorschriften als wesentlich einzustufen, 
deren Erlass allein in die Zuständigkeit des Rates falle883. 

Der EuGH teilte diese Einschätzung nicht. Regelungen über Sanktionen, die 
eine ordnungsgemäße Verwaltung der Gemeinschaftsmittel im Bereich 
landwirtschaftlicher Marktordnungen gewährleisten sollen, zählen nach An-
sicht des Gerichtshofs nicht zu den wesentlichen Regelungen. Der Grund 
hierfür ist, dass sie nicht die grundsätzliche Ausrichtung der Gemeinschafts-
politik festlegen, sondern diese nur absichern884. Die Kommission ist somit 
zuständig, selbstständig gemeinschaftsrechtlichen Sanktionsvorschriften zur 
Durchsetzung des finanzrelevanten Gemeinschaftsrechts und zum Schutz 
der Gemeinschaftsfinanzen zu erlassen885. 

Die Frage, ob Ausfuhrerstattungen überhaupt gewährt werden sollen, betrifft 
hingegen eine grundsätzliche Ausrichtung der Gemeinschaftspolitik. Es 
handelt sich daher um eine wesentliche Regelung die in einer Grundverord-
nung des Rates, also der Marktordnung getroffen werden musste. 

                                            
883  Vortrag der Bundesregierung, in: EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommision), 

in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5392, 5400). Zudem war die Bundesregierung der Ansicht, 
dass Art. 87 und Art. 172 EGV (heute Art. 83 und Art. 229 EG) so auszulegen seien, 
dass sie grundsätzlich dem Rat die Zuständigkeit für Sanktionsregelungen verleihen. 
Diese Vorschriften seien ihrem Wortlaut nach auf Ratsverordnungen beschränkt, so 
dass die Befugnis keinesfalls auf die Kommission übertragen werden dürfe. Nur so 
könne dem Prinzip des institutionellen Gleichgewichts (vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 
2., a), bb), (4)) Rechnung getragen werden (in: EuGH, Rs. C-240/90 (Deutsch-
land./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5399 f.)). Der EuGH hielt dem entge-
gen, dass Art. 87 und Art. 172 EGV (heute Art. 83 und Art. 229 EG) nur Sanktionen 
betreffen würden, die unmittelbar von Gemeinschaftsorganen festgesetzt und ver-
hängt würden, so dass sich aus diesen Normen keine Rückschlüsse für die von mit-
gliedstaatlichen Behörden zu verhängenden Sanktionen ziehen ließen und daher ei-
ner Delegation an die Kommission nicht entgegenstünden (EuGH, Rs. C-240/90 
(Deutschland./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5430, Rn. 23 und S. 5433, Rn. 
34 ff.). Vgl. auch Böse, Strafen und Sanktionen, S. 96 f.; Pache, in: EuR 1993, S. 
173 (180). 

884  EuGH, Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommision), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5434, 
Rn. 37). Vgl. dazu Heine, in: WiVerw 1996, S. 149 (155); Pache, in: EuR 1993, 
S. 173 (181). Vgl. bereits EuGH, Rs. 25/70 (Einfuhr- und Vorratsstelle Getreide und 
Futtermittel./.Köster), in: Slg. 1970, S. 1161 (1172, Rn. 6). Kritisch Appel, in: Dan-
necker (Hrsg.), Lebensmittelstrafrecht und Verwaltungssanktionen, S. 165 (189 f.). 

885  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 101 ff.; Dannecker, in: Eser/Huber (Hrsg.), Straf-
rechtsentwicklung in Europa, S. 1965 (2015); Deutscher, Kompetenzen der Europäi-
schen Gemeinschaften, S. 289 f.; Mögele, EWS 1998, S. 1 (4); Pache, Schutz der fi-
nanziellen Interessen, S. 299 und 302; Weigend, in: ZStW 105 (1993), S. 774 (781 
f.). 
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Bei der Frage des Erlasses von Sanktionen im Zusammenhang mit Ausfuhr-
erstattungen handelt es sich hingegen nicht um eine grundsätzliche Ausrich-
tung der Gemeinschaftspolitik und damit nicht um eine wesentliche Frage. 
Somit musste die Frage des Erlasses von Sanktionen nicht in der Marktord-
nung geregelt werden. 

Daher ist zunächst festzuhalten, dass die Kommission im Rahmen der Rege-
lungen über die Durchführung der Ausfuhrerstattungen Sanktionen erlassen 
kann, obwohl diese nicht ausdrücklich in der Delegationsanordnung genannt 
sind. 

Allerdings wurde bereits oben darauf hingewiesen, dass sich dem Urteil in 
der Rechtssache Deutschland./.Kommission nicht eindeutig entnehmen lässt, 
ob es sich auch auf punitive Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) oder nur auf 
nicht-punitive Sanktionen bezieht886. Daher ist mit dem Urteil die hier inte-
ressierende Frage, ob auch punitive Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) von der 
Kommission im Rahmen der Durchführungsvorschriften erlassen werden 
können, noch nicht entschieden. 

(c) Keine Geltung des Grundsatzes „nullum crimen, nulla poena sine 
lege“ für die Delegationsanordnung 

Teilweise wird in der Literatur gefordert, dass nicht nur die primärrechtliche 
Ermächtigungsgrundlage, sondern auch die Delegationsanordnung in der 
Ratsverordnung einer ausdrücklichen und hinreichend bestimmten Ermäch-
tigung zur Schaffung von punitiven Sanktionstatbeständen bedarf. Insofern 
sollen die Anforderungen des „nullum crimen“-Satzes auch auf die Delega-
tionsanordnung übertragen werden887. Begründet wird diese Ansicht damit, 
dass die Wahrnehmung von Strafgesetzgebungsbefugnissen undurchsichtig 
sei, und andernfalls die Konturen der Bestimmbarkeit der Norm mit puniti-
vem Inhalt verwischt würden888. Weil die Kommission in Art. 13 VO (EWG) 
Nr. 1766/92 nicht ausdrücklich zum Erlass punitiver Sanktionen (Strafrecht 
i.w.S.) ermächtigt wird, kann die Kommission nach dieser Ansicht im Rah-
men der Regelung der Durchführung der Ausfuhrerstattungen in der VO 
(EG) Nr. 800/99 keine punitiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) erlassen. 

Nach anderer Auffassung gelten die Anforderungen des Bestimmtheits-
grundsatzes nicht für die Delegationsanordnung. Es sei ausreichend, dass die 
Delegationsanordnung allgemein zum Erlass der erforderlichen „Durchfüh-

                                            
886  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2. 
887  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 300 m.w.N. 
888  Deutscher, Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaften, S. 300 f. 
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rungsbestimmungen“ ermächtigt889. Der Grund hierfür sei, dass dem Rat im 
Verwaltungsausschussverfahren genügend Einflussmöglichkeit verbleibe890. 
Die Kommission ist nach dieser Ansicht aufgrund von Art. 13 VO (EWG) 
Nr. 1766/92 im Bereich der Ausfuhrerstattungen zum Erlass punitiver Sank-
tionen (Strafrecht i.w.S.) befugt. 

Die zweite Ansicht überzeugt zwar nicht in der Begründung, aber im Ergeb-
nis. Der „nullum crimen“-Satze wäre auf die Delegationsanordnung nur 
dann anwendbar, wenn der Delegationsanordnung eine inhaltliche Funktion 
zukommen würde891. Durch den Delegationsvorgang werden nicht eigene 
Ratsbefugnisse an die Kommission delegiert. Vielmehr werden Gemein-
schaftskompetenzen in die alleinige Zuständigkeit der Kommission übertra-
gen892. Somit stützen sich die Durchführungsvorschriften der Kommission 
nicht auf die Delegationsanordnung des Rates, sondern auf die primärrecht-
lichen Ermächtigungsgrundlagen893. Folglich kommt der Delegationsanord-
nung keine inhaltliche Funktion zu. Die Delegationsanordnung ist daher 
kein „lege“ i.S.d. des „nullum crimen, nulla poena sine lege“-Satzes. Ein 
solches ist vielmehr die primärrechtliche Ermächtigungsnorm, vorliegend 
also Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG. Diese Vorschriften 
genügt den Anforderungen des „nullum crimen“-Satzes auf Primärrechts-
ebene894. 

Die erste Ansicht ist daher abzulehnen. Der Bestimmtheitsgrundsatz gilt 
nicht für die Delegationsanordnung des Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92. 
Daher ist der Bestimmtheitsgrundsatz auch kein Argument gegen eine Kom-
petenz der Kommission zum Erlass von punitiven Sanktionen (Strafrecht 
i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen. 

(d) Gleichbehandlung von nicht-punitiven und punitiven Sanktionen 

Es muss vielmehr, wie bereits angedeutet, entsprechend der Rechtsprechung 
des EuGH danach gefragt werden, ob der Erlass von punitiven Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.), im Gegensatz zu nicht-punitiven Sanktionen, eine grund-
                                            
889  EuGH Rs. C-240/90 (Deutschland./.Kommission), in: Slg. 1992-I, S. 5383 (5435, 

Rn. 40 ff.); Böse, Strafen und Sanktionen, S. 104; Jäger, Kautionen im Agrarrecht, 
S. 161 ff.; Pache, Schutz der finanziellen Interessen, S. 348 ff.; ders., in: EuR 1993, 
S. 173 (181). Vgl. bereits Frowein, in: EuR 1983, S. 301 (305 f.). 

890  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 104. 
891  Vgl. dazu bereits oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), (aa). 
892  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 173 f. m.w.N. 
893  Dies ist auch der Grund, weshalb in der Einleitung der VO (EG) Nr. 800/99 steht: 

„gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft“. 
894  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b) und (c). 
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sätzliche Ausrichtung der Gemeinschaftspolitik und damit eine wesentliche 
Entscheidung betrifft oder nicht. 

Zwar greifen punitive Sanktionen stärker in die Grundrechte des Betroffe-
nen ein, als nicht-punitive Sanktionen. Jedoch hat der EuGH in seiner 
Rechtsprechung deutlich gemacht, dass die Frage der Grundrechtsrelevanz 
ohne Auswirkung auf die Beurteilung der Wesentlichkeit einer Entscheidung 
ist895. Folglich kann die „Stärke“ des Grundrechtseingriffs keinen Ausschlag 
bei der Beurteilung der „Wesentlichkeit“ geben. 

Die grundsätzliche Ausrichtung der Gemeinschaftspolitik betrifft nur die 
Frage nach dem „Ob“ der Ausfuhrerstattungen. Der Erlass von punitiven 
Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) im Rahmen der Durchführung der Ausfuhrer-
stattungen ist, ebenso wie der Erlass von nicht-punitiven Sanktionen, eine 
Frage des „Wie“, die jedoch nicht von grundsätzlicher Natur ist. Folglich ist 
kein Grund ersichtlich, weshalb punitive Sanktionen anders als nicht-
punitive Sanktionen zu behandeln sind. 

(e) Ergebnis 

Obwohl der Erlass von punitiven Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) nicht aus-
drücklich in der Delegationsanordnung des Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92 
(und den anderen Bestimmungen der Marktordnungen) genannt ist, wird die 
Kommission mit dieser Delegationsanordnung zum Erlass von punitiven 
Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen ermäch-
tigt, denn diese betreffen nicht die grundsätzliche Ausrichtung der Gemein-
schaftspolitik und stellen daher keine wesentliche Entscheidung dar. 

bb) Anforderungen an die Durchführungsvorschriften (VO (EG) Nr. 
800/99) 

Die Durchführungsvorschriften der Kommission dürfen nicht gegen höher-
rangiges Recht (insbesondere allgemeine Rechtsgrundsätze) verstoßen896. 

Daher muss nun, wie oben bereits angedeutet, geprüft werden, ob die An-
wendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Ab-
tretungsempfänger gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 nicht gegen höher-
rangiges Recht verstößt, also nicht materiell rechtswidrig ist. 

                                            
895  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 200. 
896  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 105; Jäger, Kautionen im Agrarrecht, S. 163; 

Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 211; Generalanwalt Lenz, in: EuGH, 
verb. Rs. 133-136/85 (Rau u.a../.BALM), Slg. 1987, S. 2289 (2325); Schwarze, Eu-
ropäisches Verwaltungsrecht, S. 436. 
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II. Materielle Rechtmäßigkeit: Kein Verstoß gegen höherrangi-
ges Recht durch die Anwendung der Sanktion gegenüber 
dem Abtretungsempfänger 

Bevor untersucht werden kann, ob die Anwendung der Sanktion gegenüber 
dem Abtretungsempfänger gegen höherrangiges Recht verstößt (dazu unten 
2.), muss bestimmt werden, welches Recht vorliegend höherrangig ist (dazu 
sogleich 1.). 

1. Höherrangiges Recht 

a) Höherrangiges Gemeinschaftsrecht 

Art. 5 Abs. 1 EG bestimmt, dass die Gemeinschaft nur „innerhalb der Gren-
zen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse“ tätig wird. Hierin 
kommt nicht nur das bereits angesprochene Erfordernis einer Kompetenz-
norm im EG-Vertrag für ein Handeln der Gemeinschaft zum Ausdruck897 
(sog. positive Legalität898), sondern auch, dass jegliches Handeln der Ge-
meinschaft höherrangiges Recht beachten muss899 (sog. negative Legali-
tät900). Das gesamte Sekundärrecht der Gemeinschaft darf nicht gegen gel-
tende Vertragsbestimmungen901, sowie im Rang gleichstehende Normen, 
insbesondere allgemeine Rechtsgrundsätze, verstoßen902. Dem höherrangi-
gen Recht kommt Maßstabscharakter für die Handlungen der Gemein-
schaftsorgane zu. Es ist „Grundlage, Rahmen und Grenze“ für das abgeleite-
te Recht. Funktional entspricht dieser Vorrang des höherrangigem Rechts 
auf Gemeinschaftsebene dem des Verfassungsvorrangs in den Mitgliedstaa-
ten903. 

Die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger ist so-
mit am gesamten höherrangigen Gemeinschaftsrecht zu messen. 

                                            
897  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II.,2., b), bb), (2), (a), (aa). 
898  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 1. Vgl. dazu ausführ-

lich von Bogdandy, Gubernative Rechtsetzung, S. 167 ff. 
899  EuGH, Rs. C-61/94 (Kommission./.Deutschland), in: Slg. 1996-I, S. 3989 (4020, 

Rn. 52); von Bogdandy, Gubernative Rechtsetzung, S. 166. 
900  von Bogdandy, Gubernative Rechtsetzung, S. 166 f.; ders./Bast, in: Grabitz/Hilf 

(Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 1, 4; dies., in: EuGRZ 2001, S. 441 (442). 
901  EuGH, Rs. 218/82 (Kommission./.Rat), in: Slg. 1983, S. 4063 (4075, Rn. 15). 
902  EuGH, Rs. C-25/02 (Rinke./.Ärztekammer Hamburg), in: Slg. 2003-I, S. 8349 

(8382, Rn. 25 f.); Schilling, in: EuGRZ 2000, S. 3 (30 f.). 
903  von Bogdandy/Bast, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 5 EGV, Rn. 4. 
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b) Keine Kontrolle des sekundären Gemeinschaftsrechts anhand 
nationalen Verfassungsrechts 

Möglicherweise ist die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger zudem an nationalem Verfassungsrecht zu messen. 

Dabei ist zu fragen, ob die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft eine so weit-
gehende Rechtsetzungsbefugnis übertragen haben, dass die Organe bei ihrer 
Tätigkeit nicht an die Normen des nationalen Verfassungsrechts gebunden 
sind904. Über die Beantwortung dieser Frage bestand lange keine einheitliche 
Auffassung. 

Der EuGH leitet aus der Autonomie der durch die Gemeinschaftsverträge 
geschaffenen Rechtsordnung einen Vorrang des Gemeinschaftsrechts ab905. 
Aufgrund der Eigenständigkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung gilt der 
Vorrang des Gemeinschaftsrechts gegenüber „jeder wie auch immer gearte-
ten innerstaatlichen“ Vorschrift906, also auch gegenüber nationalem Verfas-
sungsrecht, einschließlich der nationalen Grundrechte907. Auf Gemein-
schaftsrecht gestützte belastende Maßnahmen soll der Einzelne danach nicht 
etwa mit Hilfe der Grundrechtsbestimmungen des innerstaatlichen Verfas-
sungsrechts abwehren dürfen. An die Stelle der nationalen Verfassungsga-
rantien tritt im Interesse einheitlicher Geltung des Gemeinschaftsrechts ein 
spezifisch europäischer Grundrechtsschutz gegenüber Rechtsakten der Ge-
meinschaft908. Folgt man der Ansicht des EuGH, ist die Anwendung der 
Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger als sekundäres Gemein-
schaftsrecht ausschließlich an (höherrangigem) Gemeinschaftsrecht zu mes-
sen. 

                                            
904  Es geht also um die Frage des Verhältnisses des sekundären Gemeinschaftsrechts 

zum nationalen Verfassungsrecht. Zum Verhältnis des primären Gemeinschaftsrechts 
zum nationalen Verfassungsrecht vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (a). 

905  EuGH, Rs. 6/64 (Costa./.ENEL), in: Slg. 1964, S. 1253 (1269 f.). 
906  EuGH, Rs. 6/64 (Costa./.ENEL), in: Slg. 1964, S. 1253 (1270). Ähnlich EuGH, 

Rs. 106/77 (Staatliche Finanzverwaltung./.Simmenthal), in: Slg. 1978, S. 629 (644, 
Rn. 17/18). 

907  EuGH, Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel), in: Slg. 1970, S. 1125 (1135, Rn. 3 f.): „Daher kann es 
die Gültigkeit einer Gemeinschaftshandlung oder deren Geltung in einem Mitglied-
staat nicht berühren, wenn geltend gemacht wird, die Grundrechte in der ihnen von 
der Verfassung dieses Staates gegebenen Gestalt oder die Strukturprinzipien der na-
tionalen Verfassung seien verletzt“. Vgl. auch aus neuerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-
473/93 (Kommission./.Luxemburg), in: Slg. 1996-I, S. 3207 (3259, Rn. 38). 

908  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 55 f. Vgl. zu den Grundrechten des 
Gemeinschaftsrechts unten 4. Teil, C., II., 2., c). 
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Das BVerfG sieht den Vorrang des Gemeinschaftsrechts im innerstaatlichen 
Rechtsanwendungsbefehl der Zustimmungsgesetze zu den Gemeinschafts-
verträgen begründet909. Der deutsche Gesetzgeber habe mit der Ratifizierung 
dieser Verträge von der Befugnis in Art. 24 Abs. 1 GG a.F. (jetzt Art. 23 
Abs. 1 GG) Gebrauch gemacht, den ausschließlichen Herrschaftsanspruch 
der Bundesrepublik für ihren Hoheitsbereich zurückzunehmen und dem 
Gemeinschaftsrecht als eigenständiger Rechtsordnung unmittelbare Geltung 
und Anwendungsvorrang vor dem innerstaatlichen Recht einzuräumen910. 
Dies ist jedoch nicht unbeschränkt möglich. Der Grund hierfür ist, dass Art. 
23 GG nur eine Rechtsgrundlage für die Mitwirkung Deutschlands an einer 
Europäischen Union ist, „die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen 
und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflich-
tet ist und einem [dem] Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grund-
rechtsschutz gewährleistet“911. Das BVerfG hatte zu der im Anwendungsbe-
reich engeren Vorläuferregelung des Art. 23 GG (Art. 24 GG a.F.) entschie-
den, dass diese nicht erlaube, im Wege der Einräumung von Hoheitsrechten 
für die Europäische Gemeinschaft die Identität der Verfassungsordnung der 
Bundesrepublik und die sie konstituierenden Strukturen aufzugeben912. Da-
bei ging das Gericht zunächst davon aus, dass der Anwendungsvorrang des 
Gemeinschaftsrechts seine Grenze an den im Grundgesetz verbürgten 
Grundrechten finde und behielt sich eine Überprüfung des sekundären Ge-
meinschaftsrechts am Maßstab des Verfassungsrechts, insbesondere der 
Grundrechte vor, solange die Gemeinschaft nicht über eigene ausformulierte 
Grundrechtsverbürgungen verfüge913. Nachdem der EuGH die Wahrung der 
Grundrechte als zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Gemeinschaft 
gehörend anerkannt und eine gefestigte Rechtsprechung in diesem Bereich 
entwickelt hatte914, gab das BVerfG diesen Vorbehalt auf, solange die Recht-
sprechung des EuGH einen Schutz der Grundrechte gewährleiste, der dem 
vom Grundgesetz gebotenen Grundrechtsschutz im Wesentlichen gleich zu 
stellen sei915. Somit ist, auch wenn man der Ansicht des BVerfG folgt, die 

                                            
909  BVerfG, (Solange II), in: BVerfGE 73, S. 339 (375). 
910  BVerfG, (Solange II), in: BVerfGE 73, S. 339 (374 f.). Vgl. auch BVerfG, (Solange 

I), in: BVerfGE 37, S. 271 (280); 
911  Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG. 
912  BVerfG, (Solange II), in: BVerfGE 73, S. 339 (375 f.). 
913  BVerfG, (Solange I), in: BVerfGE 37, S. 271 (Leitsatz). 
914  Vgl. dazu unten 4. Teil, C., II., 2., c). 
915  BVerfG, (Solange II), in: BVerfGE 73, S. 339 (387). Nicht eindeutig ist, inwieweit 

das BVerfG von dieser Solange-Rechtsprechung durch sein Maastricht-Urteil abge-
rückt ist (BVerfG, in: BVerfGE 89, S. 155 (175)). Dort stellte das BVerfG fest, dass 
es den Grundrechtsschutz gegenüber Gemeinschaftsakten in einem „Kooperations-
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Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger als sekundä-
res Gemeinschaftsrecht (derzeit) nicht anhand des nationalen Verfassungs-
rechts zu messen. 

Daher beschränkt sich die nachfolgende Untersuchung auf die Frage, ob die 
Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 
VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger gegen höherran-
giges Gemeinschaftsrecht verstößt. 

2. Verstöße durch Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger 

a) Verstoß gegen den ungeschriebenen allgemeinen Rechtsgrundsatz 
„nulla poena sine culpa“ des Gemeinschaftsrechts 

Sofern man den Grundsatz „nulla poena sine culpa“ (Schuldgrundsatz) im 
Gemeinschaftsrecht für das Strafrecht i.w.S. anerkennt (dazu sogleich unter 
aa)), würde er, nach allen Ansichten zum Rang von allgemeinen Rechts-
grundsätzen916 aufgrund seiner fundamentalen Bedeutung für das Strafrecht 
und seiner Ableitung aus der Menschenwürde und dem Rechtsstaatsprin-
zip917, den Rang des Primärrechts einnehmen. 

Somit kommt zunächst als höherrangiges Recht, gegen das die Anwendung 
der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger verstoßen könnte (dazu 
unter bb)), der Grundsatz „nulla poena sine culpa“ in Betracht. 

                                            
verhältnis“ mit dem EuGH gewährleiste. Die herrschende Meinung geht davon aus, 
dass das Urteil im Wesentlichen den Solange II-Beschluss bestätigt. Der neue Beg-
riff Kooperationsverhältnis stehe für eine Aufgabenteilung zwischen dem EuGH und 
dem BVerfG in dem Sinne, dass der EuGH bei sekundärem Gemeinschaftsrecht ei-
nen Schutz der Grundrechte in jedem Einzelfall gewährleiste, während das BVerfG 
den unabdingbaren Grundrechtsstandard (des Grundgesetzes) nur generell, also erst 
dann gewährleiste, wenn der Grundrechtsschutz unter den Standard der deutschen 
Grundrechte absinkt. Diese Auffassung hat das BVerfG nunmehr in seiner Entschei-
dung zur Bananenmarktordnung bestätigt (BVerfG, in: BVerfGE 102, S. 147). Vgl. 
ausführlich etwa Streinz, Grundrechtsschutz und Europäisches Gemeinschaftsrecht, 
passim. Ferner etwa Caspar, in: DÖV 2000, S. 349 ff.; Kadelbach, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, S. 222 ff. 

916  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), (bb). 
917  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 149 f. 
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aa) Anerkennung des Grundsatzes „nulla poena sine culpa“ im Ge-
meinschaftsrecht für das Strafrecht i.w.S. 

(1) Rechtsprechung des EuGH 

Da, wie bereits erwähnt, grundsätzlich (aber nicht ausschließlich) der EuGH 
mit der „Findung“ allgemeiner Rechtsgrundsätze beauftragt ist918, stellt sich 
zunächst die Frage, ob der EuGH den „nulla poena sine culpa“-Grundsatz 
für das Strafrecht i.w.S. anerkannt hat. 

In den Rechtssachen Lucchini./.Kommission, Alfer./.Kommission und 
Estel./.Kommission hat der EuGH die Geltung des „nulla poena sine culpa“-
Satzes im gemeinschaftsrechtlichen Bußgeldrecht (also für Strafrecht 
i.w.S.919) indirekt anerkannt920, indem er prüfte, ob nicht außergewöhnliche 
Umstände die Verhängung eines Bußgeldes ausschließen (Strafbegrün-
dungsschuld) oder eine Herabsetzung gebieten (Strafzumessungsschuld)921. 
In der Rechtssache Thyssen./.Kommission wurde die Geldbuße wegen der 
geringen Schwere der Zuwiderhandlung auf einen symbolischen Betrag von 
5 ECU herabgesetzt922. 

In der Rechtssache Maienza stellte der EuGH fest, dass der Grundsatz „nulla 
poena sine culpa“ in Bezug auf die Verhängung von Sanktionen wie der Ver-
lust einer Kaution, die Gegenstand jener Rechtssache war, nicht anwendbar 
sei923. 

                                            
918  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4). 
919  Vgl. dazu, dass Bußgeld repressiv und damit Strafrecht i.w.S. ist, oben 4. Teil, B., 

II., 2. 
920  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 152. 
921  EuGH, Rs. 179/82 (Lucchini Siderurgica./.Kommission), in: Slg. 1983, S. 3083 

(3094, Rn. 24 ff (28)); Rs. 2/83 (Alfer./.Kommission), in: Slg. 1984, S. 799 (808, 
Rn. 14 ff. (18)); Rs. 270/82 (Estel./.Kommission), in: Slg. 1984, S. 1195 (1212 Rn. 6 
ff. (16)); Rs. 83/83 (Estel./.Kommission), in: Slg. 1984, S. 2195 (2213, Rn. 38 ff. 
und S. 2114, Rn. 45 ff. (49)). Vgl. auch Generalanwalt Roemer, in: EuGH, verb. 
Rs. 2 bis 10/63 (San Michele u.a../.Kommission), in: Slg. 1963, S. 705 (760 f.). Fer-
ner Generalanwalt Slynn, in: EuGH, Rs. 270/82 (Estel./.Kommission), in: Slg. 1984, 
S. 1195 (1225), der die Anwendbarkeit des Grundsatzes „nulla poena sine culpa“ 
ausdrücklich bejahte. 

922  EuGH, Rs. 188/82 (Thyssen./.Kommission), in: Slg. 1983, S. 3721 (3737, Rn. 24). 
Vgl. auch Generalanwalt VerLoren van Themaat, in EuGH, Rs. 188/82 (Thys-
sen./.Kommission), in: Slg. 1983, S. 3721 (3740), der die Anwendbarkeit des 
Grundsatzes „nulla poena sine culpa“ ausdrücklich bejahte. 

923  EuGH, Rs. 137/85 (Maienza./.BALM), in: Slg. 1987, S. 4587 (4667, Rn. 14). 
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In der Rechtssache Hansen schwieg sich der Gerichtshof zu der Anwend-
barkeit des Schuldgrundsatzes auf EG-Sanktionen aus924. Vereinzelt wird 
diese Rechtssache sogar als Beweis dafür angeführt, dass der Grundsatz 
„nulla poena sine culpa“ kein Grundsatz des Gemeinschaftsrechts sei925. 
Weil es jedoch um eine Sanktion nach mitgliedstaatlichem Recht ging, kön-
nen aus dieser Rechtssache keine Schlüsse für die vorliegende Frage, ob der 
Grundsatz im Gemeinschaftsrecht anerkannt ist, gezogen werden926. 

Um eine gemeinschaftsrechtliche Sanktionsvorschrift, genauer um die Vor-
gängernorm des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99927, ging es hingegen in der 
Rechtssache Käserei Champignon Hofmeister 928. Der EuGH stellte zunächst 
fest, dass „die in Art. 11 Abs. 1 Unterabs.1 Buchst. a der VO Nr. 3665/87 
vorgesehene Sanktion nur dann gegen den Grundsatz nulla poena sine culpa 
verstoßen kann, wenn sie strafrechtlicher Natur ist“929. Später entschied er, 
dass „die in Art. 11 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. a der VO Nr. 3665/87 vorge-
sehene Sanktion in der Zahlung einer Geldbuße“ besteht und sie „keinen 
strafrechtlichen Charakter“ besitze930. „Daraus folgt, dass der Grundsatz 
nulla poena sine culpa auf diese Sanktion nicht anwendbar ist“931. 

Zunächst ist festzuhalten, dass der EuGH den Grundsatz „nulla poena sine 
culpa“ für strafrechtliche Sanktionen anerkannt hat. 

                                            
924  Siehe die Schlussanträge des Generalanwalts van Gerven und Entscheidungsgründe 

in EuGH, Rs. C-326/88 (Anklagemyndigheden./.Hansen), in: Slg. 1989, S. 2911 
(2925 ff. und 2933, Rn. 11 ff.). Dies ist insofern bemerkenswert, weil der Berichter-
statter der EuGH-Richter Slynn war, der als Generalanwalt in seinen Schlussanträ-
gen in der Rechtssache Estel ausdrücklich den Grundsatz „nulla poena sine culpa“ 
für anwendbar gehalten hatte. 

925  Vgl. dazu die Nachweise bei Tully, Poena sine Culpa?, S. 38 und Prieß/Spitzer, in: 
von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 280 EG, Rn. 44, Fn. 141. 

926  So im Ergebnis auch Böse, Strafen und Sanktionen, S. 160; Tsolka, AT des europäi-
schen supranationalen Strafrechts i.w.S., S. 218; Tully, Poena sine Culpa?, S. 39 f. 

927  Vgl. oben 4. Teil, A., I., 1. 
928  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 ff. 
929  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 (6496, Rn. 35) –Hervorhebung durch Verf. 
930  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 (6498, Rn. 43) – Hervorhebung durch Verf. 
931  EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: 

Slg. 2002-I, S. 6453 (6498, Rn. 44) –Hervorhebung durch Verf. Dies bedeute aber 
nicht, dass der Einzelne ohne Rechtsschutz dastehe. So müssen die Sanktionen auf 
einer klaren und unzweideutigen Rechtsgrundlage beruhen und im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit stehen (S. 6500, Rn. 52). 
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Bereits oben wurde festgestellt, dass die Geldbuße aufgrund ihres repressi-
ven Zwecks strafrechtlichen bzw. punitiven Charakter hat. Der EuGH könn-
te daher mit „Strafrecht“ das Strafrecht i.e.S. gemeint haben932. Dann würde 
seiner Ansicht nach der Grundsatz „nulla poena sine culpa“ nicht für das 
Strafrecht i.w.S. gelten. 

Möglich ist aber auch, dass der EuGH den Grundsatz „nulla poena sine cul-
pa“ für das Strafrecht i.w.S. anerkannt hat, jedoch fälschlicherweise die 
Sanktion des Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87 nicht als Strafrecht i.w.S. ein-
geordnet hat. 

Hierfür spricht, dass eine Anerkennung des Grundsatzes „nulla poena sine 
culpa“ für gemeinschaftsrechtliche Sanktionen nur für das Strafrecht i.w.S. 
von Bedeutung sein kann, denn der Gemeinschaftsgesetzgeber hat (derzeit) 
nach einhelliger Auffassung keine Kompetenz für Strafrecht i.e.S.933, son-
dern nur eine Kompetenz zum Erlass von punitiven Sanktionen (Strafrecht 
i.w.S.)934. 

Somit schient es, als ob der EuGH den Grundsatz „nulla poena sine culpa“ 
für das Strafrecht i.w.S. anerkannt hat. Angesichts derart weiter Interpretati-
onsspielräume lassen sich jedoch aus der Entscheidung keine eindeutigen 
Schlüsse ziehen. Zudem wollte der Gerichtshof nur eine Entscheidung für 
diese Sanktion (Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87) treffen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Durchsicht der Recht-
sprechung des EuGH kein eindeutiges Bild hinsichtlich der Geltung des 
Grundsatzes „nulla poena sine culpa“ für das Strafrecht i.w.S. ergibt. Es lie-
gen vielmehr bisher nur auf den Einzelfall bezogene und nicht verallgemei-
nerungsfähige Urteile vor935. 

(2) Wertende Rechtsvergleichung 

Dass sich aus der Rechtsprechung des EuGH keine eindeutigen Aussagen 
über die Geltung des Grundsatzes „nulla poena sine culpa“ für das Strafrecht 
i.w.S. nachweisen lassen, bedeutet jedoch nicht, dass ein solcher nicht exis-
tiert. Möglich ist ferner die Anerkennung eines allgemeinen Rechtsgrundsat-
zes im Wege einer „wertenden“ Rechtsvergleichung936. 

                                            
932  Vgl. oben 4. Teil, B., II., 2. und 4. Teil, C., I., 2., a). 
933  Vgl. nur die zahlreichen Nachweise bei Schröder, Europäische Richtlinien, 

S. 104 ff. 
934  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a). 
935  Prieß/Spitzer, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 280 EG, Rn. 45. 
936  Zum Inhalt und zur Methodik vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4). 
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Mehrere Arbeiten haben sich bereits mit einer dahingehenden wertenden 
Rechtsvergleichung beschäftigt937. Da diese Studien übereinstimmende Er-
gebnisse hervorgebracht haben, soll auf eine eigene wertende Rechtsverglei-
chung verzichtet werden und lediglich eine Darstellung der Ergebnisse er-
folgen. 

(a) Rechtslage in den Mitgliedstaaten 

Es kann zwischen Mitgliedstaaten, die den Grundsatz „nulla poena sine cul-
pa“ verfassungsrechtlich938 oder aufgrund eines einfachen Gesetzes gewähr-
leisten939 und Mitgliedstaaten, die eine Durchbrechung des Grundsatzes für 
das Strafrecht i.w.S.940 oder gar für das Strafrecht i.e.S.941 vorsehen, unter-
schieden werden942. 

Soweit einige Mitgliedstaaten Durchbrechungen des „nulla poena sine cul-
pa“-Grundsatzes zulassen bzw. solche Tatbestände schaffen, die keinen 
Nachweis von Schuld verlangen943, bedeutet dies nicht, dass die sanktions-
rechtliche Haftung ohne Verschulden stattfindet. Eine Berücksichtigung fin-
det entweder auf Rechtsfolgenseite im Rahmen der Strafzumessungs-
schuld944, oder bereits auf Tatbestandsseite statt. Dies geschieht wiederum 

                                            
937  Vgl. ausführlich Tully, Poena sine Culpa?, S. 54 ff. (bzgl. der deutschen, österreichi-

schen, portugiesischen, spanischen, finnischen, italienischen, belgischen, griechi-
schen, niederländischen, schwedischen, dänischen, französischen, britischen und iri-
schen Rechtsordnung sowie der Rechtslage in der EMRK). Vgl. ferner Böse, Strafen 
und Sanktionen, S. 154 ff. (bzgl. der französischen, britischen, dänischen, schwedi-
schen, irischen, deutschen, spanischen, italienischen, österreichischen, niederländi-
schen, griechischen und finnischen Rechtsordnung sowie der Rechtslage in der 
EMRK); Jäger, Kautionen im Agrarrecht, S. 226 ff. (bzgl. der deutschen, italieni-
schen, belgischen, spanischen, niederländischen, griechischen, portugiesischen, 
französischen und dänischen Rechtsordnung sowie der Rechtslage in der EMRK); 
Stix-Hackl/Gardette, in: Festschrift für Peter Fischer, S. 549 (558 ff. bzgl. der deut-
schen, österreichischen, italienischen, portugiesischen, spanischen, niederländischen, 
französischen, belgischen, britischen, irischen und dänischen Rechtsordnung sowie 
der Rechtslage in der EMRK); Tsolka, AT des europäischen supranationalen Straf-
rechts i.w.S., S. 213 ff. (bzgl. der deutschen, italienischen, portugiesischen, nieder-
ländischen, belgischen, griechischen, französischen und britischen Rechtsordnung). 

938  So z.B. Deutschland, Österreich, Portugal und Spanien. 
939  So z.B. Finnland und Italien. 
940  So z.B. Belgien, Griechenland, die Niederlande und Schweden. 
941  So z.B. Dänemark, Frankreich, Großbritannien und Irland. 
942  Vgl. dazu ausführlich Tully, Poena sine Culpa?, S. 53 ff. Eine andere Einteilung 

nehmen Stix-Hackl/Gardette, in: Festschrift für Peter Fischer, S. 549 (558 ff.) vor. 
943  So z.B. sog. „strict liability“ Sanktionen in Großbritannien. 
944  So z.B. Griechenland. 
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entweder durch eine großzügige Handhabung des Ermessens bei der Verfol-
gung945 oder materiell durch eine widerlegbare Schuldvermutung946 bzw. 
dadurch, dass der Begriff der höheren Gewalt großzügig gehandhabt947 
wird948. 

(b) Rechtslage in der EMRK 

Art. 6 Abs. 2949 EMRK950 enthält neben dem prozessualen Recht der Un-
schuldsvermutung951 auch den materiellen Grundsatz „nulla poena sine cul-
pa“952. 

In mehreren Verfahren hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
entschieden, dass das Strafrecht i.w.S. in den Geltungsbereich der Garantien 
für das Strafverfahren des Art. 6 EMRK einbezogen wird953. Es entspricht 
Sinn und Zweck des Art. 6 EMRK, dessen Anwendungsbereich nicht eng, 
sondern weit auszulegen ist954, so dass dieser repressive Sanktionen, seien es 
solche des Strafrechts i.e.S., seien es solche des Strafrechts i.w.S., um-
fasst955. 

Der EGMR unterscheidet zwischen Schuldvermutungen und schuldindizie-
renden Beweisvermutungen. Bei ersteren wird eine Tatsache an sich unter 
                                            
945  So z.B. „administrativ discretion“ im anglo-irischen Rechtsbereich. 
946  Wobei zum Teil durch Einführung einer generellen „due-dilligence-defense“ bzw. 

einer spezifischen „no-negligence-defense“ für den Betroffenen eine Beweislastum-
kehr stattfindet (z.B Großbritannien) und zum Teil dem Betroffenen eine Art Darle-
gungs- und Substantiierungslast auferlegt wird (z.B. Österreich). 

947  In Mitgliedstaaten, welche der französischen Rechtstradition verhaftet sind. 
948  Vgl. zum vorstehenden Tully, Poena sine Culpa?, S. 77 ff. 
949 „Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer 

Schuld als unschuldig“. 
950  Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 

1950 (in: BGBl. II 1952 vom 22.08.1952, S. 686 ff.) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2002 (in: BGBl. II 2002 vom 27.05.2002, S. 1055 ff.). 

951  Die Unschuldsvermutung wird auch im deutschen Recht als prozessuales Korrelat 
zum Schuldprinzip gesehen. Vgl. dazu etwa BVerfG, in: BVerfGE 74, S. 358 (371); 
Frister, Schuldprinzip, S. 89 ff. 

952  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 157. Vgl. dazu ausführlich Tully, Poena sine Cul-
pa?, S. 93 ff.  

953  EGMR, (Ötztürk), in: Série A, Vol. 73, S. 17 ff. (20) = in: EuGRZ 1985, S. 62 
(67 f.); (Lutz), in: Série A, Vol. 123, S. 21 ff. (24) = in: EuGRZ 1987, S. 399 (401 
f.); (Stenuit), in: Série A, Vol. 232, S. 15; (Bendenoun), in: Série A, Vol. 284, S. 19 f. 

954  EGMR, (Stenuit), Serie A, Vol. 232, S. 14 f.; Gollwitzer, Art. 6 MRK (Art. 14 
IPBPR), Rn. 28; Peukert, in: Frowein/Peukert (Hrsg.), EMRK, Art. 6, Rn. 35. 

955  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 152; Gollwitzer, Art. 6 MRK (Art. 14 IPBPR), 
Rn. 28 ff., 121. Vgl. dazu ausführlich Tully, Poena sine Culpa?, S. 84 ff. 
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Strafe gestellt, während bei letzteren aus einer Tatsache ein für den Betrof-
fenen negativer Schluss auf einen bestimmten Tatbestand gezogen wird956. 
Schuldvermutungen verstoßen gegen Art. 6 Abs. 2 EMRK. Hingegen sind 
Beweisvermutungen zulässig. Erforderlich ist jedoch, dass sie sich innerhalb 
gewisser Grenzen bewegen und die Verteidigungsrechte des Angeklagten 
gewahrt werden, also die Schlussfolgerung vernünftig ist und vom Betroffe-
nen widerlegt werden kann957. 

(c) Ergebnis 

Das Ergebnis der wertenden und dem Funktionsvorbehalt genügenden958 
Rechtsvergleichung ist, dass der Grundsatz „nulla poena sine culpa“ auch 
für gemeinschaftsrechtliche punitive Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) gilt. 
Zwar sind Einschränkungen durch den Gemeinschaftsgesetzgeber zulässig, 
doch muss der Kernbereich des Schuldprinzips gewahrt werden. Eine 
Schuldvermutung, die nicht an die (objektive) Verwirklichung des Sankti-
onstatbestandes anknüpft und die keinerlei Widerlegung durch den Betroffe-
nen zulässt, würde den Schuldgrundsatz und die Unschuldvermutung ihres 
Sinngehaltes berauben, bzw. den Kernbereich des Schuldprinzips verletzten. 

                                            
956  EGMR, (Salabiaku), in: Série A, Vol. 141, S. 15 f. In der Entscheidung ging es um 

den französischen Art. 392 Abs. 1 Code des douanes. Danach begründete bereits der 
Besitz von Waren, hinsichtlich derer ein Zollbetrug begangen worden ist, die straf-
rechtliche Verantwortung für Zollbetrug. Hierin sah der Beschwerdeführer eine bei-
nahe unwiderlegliche Schuldvermutung und machte einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 
2 EMRK geltend (Vortrag des Beschwerdeführers, in: EGMR, (Salabiaku), in: Série 
A, Vol. 141, S. 10; ebenso die abweichende Meinung des Mitgliedes Tenekides 
(S. 26)). Der Gerichtshof verwies, nach Differenzierung zwischen Schuld- und Be-
weisvermutung, darauf, dass nach französischem Recht die Möglichkeit der Entlas-
tung durch die Rechtsfigur der höheren Gewalt, des Notstandes oder des unvermeid-
lichen Irrtums bestünden, und dass das französische Gericht die Strafvorschrift zu-
mindest nicht in einer mit Art. 6 Abs. 2 EMRK unvereinbaren Art und Weise ange-
wandt hatte, weil sich in den Urteilsgründen auch Feststellungen im Hinblick auf die 
Bösgläubigkeit des Angeklagten fänden. Folglich sei dessen Schuld damit nicht au-
tomatisch aufgrund des Art. 392 Abs. 1 Code des douanes angenommen worden 
(EGMR, (Salabiaku), in: Série A, Vol. 141, S. 16 ff.). 

957  EGMR, (Salabiaku), in: Série A, Vol. 141, S. 16 ff.; Böse, Strafen und Sanktionen, 
S. 157; Gollwitzer, Art. 6 MRK (Art. 14 IPBPR), Rn. 138; Peukert, in: Fro-
wein/Peukert (Hrsg.), EMRK, Art. 6, Rn. 158. Vgl. auch Meyer-Ladewig, EMRK, 
Art. 6, Rn. 87a. 

958  Vgl. zum Funktionsvorbehalt oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb) (4). Erwägungen in die-
ser Richtung finden sich bei Feit, Schutz der finanziellen Interessen, S. 132 und Stix-
Hackl/Gardette, in: Festschrift für Peter Fischer, S. 549 (563 f.), ohne allerdings aus-
drücklich auf den Funktionsvorbehalt einzugehen. 
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Eine widerlegbare Beweisvermutung hingegen, deren Grundlage in der (ob-
jektiven) Verwirklichung des Sanktionstatbestandes liegt, verletzt nicht den 
Kernbereich des gemeinschaftsrechtlichen Grundsatzes „nulla poena sine 
culpa“ für punitive Sanktionen (Strafrecht i.w.S.)959. 

bb) Verstoß 

Nun soll erörtert werden, ob die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger gegen den Grundsatz „nulla poena sine culpa“ des Gemein-
schaftsrechts verstößt. 

(1) Keine (objektive) Verwirklichung des Sanktionstatbestandes des 
Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 

Den Sanktionstatbestand des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 (Falschbeantra-
gung der Ausfuhrerstattungen960) kann nur der Ausführer (objektiv) verwirk-
lichen961. Folglich handelt es sich bei der Anwendung der Sanktion des Art. 
51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 
Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 um eine Schuldvermutung, die 
nicht an die objektive Verwirklichung des Sanktionstatbestandes anknüpft962. 

Daher liegt kein Verstoß gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz 
„nulla poena sine culpa“ vor, es sei denn, dem Abtretungsempfänger kann 
das schuldhafte Verhalten des Ausführers zugerechnet werden, oder es ist 

                                            
959  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 158 ff., insbesondere S. 161; Stix-Hackl/Gardette, 

in: Festschrift für Peter Fischer, S. 549 (564); Tiedemann, in: NJW 1990, S. 2226 
(2230); Tully, Poena sine Culpa?, S. 79, 101 f., 139. Im Ergebnis ebenso Feit, Schutz 
der finanziellen Interessen, S. 131 ff. (bereits oben wurde nachgewiesen, dass er mit 
„Verwaltungssanktionen“ punitive Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) meint) und 
Prieß/Spitzer, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 280 EG, Rn. 46. Weiterge-
hend hingegen Tsolka, AT des europäischen supranationalen Strafrechts i.w.S., 
S. 219 f., die von einer uneingeschränkten Geltung des Grundsatzes „nulla poena si-
ne culpa“ für das Strafrecht i.w.S. ausgeht. Vgl. auch Jäger, Kautionen im Agrar-
recht, S. 231 f. Ferner Dannecker, in: Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bau-
steine des europäischen Wirtschaftsstrafrechts, S. 331 (341 ff.); ders., in: Tiedemann 
(Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht in der Europäischen Union, S. 147 (166). 

960  Vgl. dazu oben 4. Teil, A., I., 2., a). 
961  Vgl. dazu oben 4. Teil, A., I., 2., b). 
962  Zudem besteht kein Kontroll- oder Überwachungsverschulden (vgl. dazu Böse, Stra-

fen und Sanktionen, S. 364 f.; Jäger, Kautionen im Agrarrecht, S. 233 f.) des Abtre-
tungsempfängers. Eine Kontrolle oder Überwachung des Ausführers bei der Antrag-
stellung ist für den Abtretungsempfänger praktisch unmöglich, so dass eine Kon-
troll- oder Überwachungspflicht im Ausfuhrerstattungsrecht nicht vorgesehen ist. 
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eine gesamtschuldnerische Haftung für die Sanktion des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 möglich. 

(2) Keine Zurechnung schuldhaften Verhaltens des Ausführers 

Fraglich ist, ob dem Abtretungsempfänger ein Verschulden des Ausführers 
als eigenes zugerechnet werden kann. Bei der Zurechnung ist streng ge-
nommen zwischen der Zurechnung des äußeren Verhaltens und der Zurech-
nung der Schuld zu trennen963. 

Während eine Zurechnung des Verhaltens einer natürlichen Person zu einer 
anderen natürlichen Person für sich genommen dem Strafrecht nicht fremd 
ist964, und vorliegend etwa über Art. 52 Abs. 4 UAbs. 2 VO (EG) Nr. 800/99 
begründet werden könnte, soll der gemeinschaftsrechtliche Grundsatz „nulla 
poena sine culpa“ gerade verhindern, dass fremdes Verschulden zugerechnet 
wird, denn dies widerspräche Art. 6 Abs. 2 EMRK965. Sofern es sich bei 
Ausführer und Abtretungsempfänger um natürliche Personen handelt, ist 
eine Zurechnung des Verschuldens daher nicht möglich. 

Bei einer juristischen Person, einer Personenvereinigung oder -gesell-
schaft966 ist die Zurechnung des Verschuldens einer natürlichen Person hin-
gegen unumgänglich, um die strafrechtliche Verantwortlichkeit zu begrün-
den967. Der gemeinschaftsrechtliche Grundsatz „nulla poena sine culpa“ ge-
bietet aber, den Kreis derjenigen natürlichen Personen, dessen Verschulden 
einer juristischen Person zugerechnet werden kann, auf vertretungsberech-
tigte Organe der juristischen Person bzw. Mitglieder dieser Organe, sowie 
leitende Angestellte der juristischen Person mit umfassender Vertretungs-
macht, zu beschränken968. Für die vorliegende Untersuchung gilt daher, dass, 

                                            
963  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 185 m.w.N. 
964  Vgl. z.B. im deutschen Strafrecht die Rechtsfigur der mittelbaren Täterschaft (§ 25 

Abs. 1 Var. 2. StGB, vgl. dazu etwa Cramer/Heine, in: Schönke/Schröder (Begr.), 
StGB, § 25, Rn. 6 ff.; Fischer, StGB, § 25, Rn. 4 ff.). 

965  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 185. Ebenso Jäger, Kautionen im Agrarrecht, 
S. 233; Prieß/Spitzer, in: in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 280 EG, 
Rn. 44 ff. 

966  Vgl. zur Problematik der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Unternehmen im 
Gemeinschaftsrecht, insbesondere im Hinblick auf den Schuldgrundsatz 
Prieß/Spitzer, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Artikel 280 EG, Rn. 47, sowie 
ausführlich Bahnmüller, Strafrechtliche Unternehmensverantwortlichkeit, S. 1 ff.; 
Fromm, in: ZIS 2007, S. 279 ff. 

967  Vgl. hierzu Böse, Strafen und Sanktionen, S. 186 ff. m.w.N. 
968  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 189 f. m.w.N. Ähnlich Prieß/Spitzer, in: von der 

Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 280 EG, Rn. 47. 
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sofern es sich bei dem Ausführer um eine natürliche Person und dem Abtre-
tungsempfänger um eine juristische Person handelt, eine Zurechnung des 
Verschuldens des Ausführers an den Abtretungsempfänger nicht möglich ist, 
da dieser weder mit Vertretungsmacht ausgestattet, noch ein Organ des Ab-
tretungsempfängers ist. 

Die Zurechnung eines schuldhaften Verhaltens einer juristischen Person an 
eine andere juristische Person ist zum einen dann möglich, wenn ein Unter-
nehmen, gegen das ein Verschulden festgestellt wurde, von einer juristischen 
Person auf eine andere übertragen wird und erstere dabei ihre Rechtspersön-
lichkeit verliert, sowie eine rechtliche und wirtschaftliche Nachfolge stattge-
funden hat969. Zum anderen ist eine Zurechnung unter bestimmten Voraus-
setzungen innerhalb von Konzernverhältnissen möglich970. Daraus folgt für 
die vorliegende Untersuchung, dass eine Zurechnung des schuldhaften Ver-
haltens des Ausführers an den Abtretungsempfänger, sofern es sich bei bei-
den um juristische Personen handelt, mangels Nachfolge und Konzerver-
hältnisses, nicht gegeben ist. 

Zusammenfassend gilt für die vorliegende Untersuchung, dass, unabhängig 
von der Rechtsform von Ausführer und Abtretungsempfänger, eine Zurech-
nung des schuldhaften Verhaltens des Ausführers an den Abtretungsempfän-
ger nicht möglich ist. 

(3) Keine gesamtschuldnerische Haftung für die Sanktion des Art. 51 
VO (EG) Nr. 800/99 

Nach dem Wortlaut des Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 
haften der Abtretungsempfänger und der Ausführer für die Rückzahlung der 
zu Unrecht gezahlten Beträge gesamtschuldnerisch. Weil die Rückzahlung 
der zu Unrecht erhaltenen Beträge nach dem Wortlaut von Art. 52 Abs. 1 
UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 auch alle nach Art. 51 (EG) Nr. 800/99 
anwendbaren Sanktionen umfasst, haften Ausführer und Abtretungsempfän-
ger auch hinsichtlich der Sanktion des Art. 51 (EG) Nr. 800/99 gesamt-
schuldnerisch971. 

Diese gesamtschuldnerische Haftung für die Sanktion des Art. 51 VO (EG) 
Nr. 800/99 verstößt jedoch gegen den gemeinschaftlichen Grundsatz „nulla 

                                            
969  Vgl. dazu Böse, Strafen und Sanktionen, S. 190 f. m.w.N. auch aus der Rechtspre-

chung des EuGH. 
970  Vgl. dazu Böse, Strafen und Sanktionen, S. 191 ff. m.w.N. auch aus der Rechtspre-

chung des EuGH. 
971  So auch die Argumentation im Beschluss des FG Hamburg, AZ IV 84/03 (unveröf-

fentlicht). 
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poena sine culpa“, weil damit die Sanktion auf der Grundlage einer gemein-
schaftlichen Schuld gegen mehrere zugleich verhängt wird. Das gemein-
schaftsrechtliche Schuldprinzip erfordert hingegen, dass eine Sanktion auf 
der Grundlage individuellen Verschuldens festgelegt wird972. In Anbetracht 
ihrer zivilrechtlichen Herkunft ist die Gesamtschuld dem Recht der Sanktio-
nen und Strafen fremd973. 

(4) Ergebnis 

Dem Abtretungsempfänger kann weder das schuldhafte Verhalten des Aus-
führers zugerechnet werden, noch ist eine gesamtschuldnerische Haftung 
hinsichtlich der Sanktionen möglich. Weil die Anwendung der Sanktion des 
Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber 
dem Abtretungsempfänger nicht an die objektive Verwirklichung des Sank-
tionstatbestandes anknüpft, stellt sie eine unzulässige Schuldvermutung dar 
und verstößt folglich gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nulla 
poena sine culpa“ und damit gegen höherrangiges Gemeinschaftsrecht974. 

b) Verstoß gegen den ungeschriebenen allgemeinen Rechtsgrundsatz 
der Verhältnismäßigkeit des Gemeinschaftsrechts 

aa) Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Gemeinschaftsrecht 

Bei dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit handelt es sich um ein „allge-
meines Rechtsprinzip des Gemeinschaftsrechts“975, das bereits seit dem Ur-
teil Fedechar976 anerkannt ist977. Durch Art. 5 Abs. 3 EG wurde der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz lediglich auf das Verhältnis zwischen Mitgliedstaa-
ten und Gemeinschaft ausgedehnt978. 

Hergeleitet wird der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, indem er teilweise 
als Bestandteil des allgemeinen Rechtsstaatsprinzips angesehen, aber auch 

                                            
972  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 365 u. 367 m.w.N. 
973  Böse, Strafen und Sanktionen, S. 367 m.w.N. 
974  Vgl. auch dazu, dass die Anwendung der Sanktion gegenüber dem schuldlos han-

delnden Ausführer nach der Vorgängernorm (Art. 11 VO (EWG) Nr. 3665/87) gegen 
den Schuldgrundsatz verstößt Schwarze, in: EuZW 2003, S. 261 (267). Ähnlich 
Schweitzer/Raible, in: ZfZ 2001, S. 290 (293). 

975  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 55 m.w.N. 
976  EuGH, Rs. 8/55 (Fédération Charbonnière de Belgique./.Hohe Behörde), in: 

Slg. 1955/56, S. 297 (311). 
977  Vgl. zur Anerkennung Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 55 ff. m.w.N. 
978  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 59 f. Vgl. dazu auch oben 4. Teil, C., I., 2., a), dd). 
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teilweise im Wege der wertenden Rechtsvergleichung den Rechtsordnungen 
der Mitgliedstaaten und der EMRK entnommen wird979. 

Seit der Entscheidung Internationale Handelsgesellschaft980 dient der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dem EuGH als Maßstab zur Prüfung be-
lastender Gemeinschaftsrechtsakte in nahezu allen Bereichen des Verwal-
tungshandelns und der Gesetzgebung und hat sich von einem verwaltungs-
rechtlichen zu einem verfassungsrechtlichen Prinzip entwickelt981. 

In seiner Funktion als Prüfungsmaßstab982 wird der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit vom EuGH entweder als eigenständiger Prüfungspunkt983 oder 
als Schranken-Schranke bei der Prüfung der Gemeinschaftsgrundrechte he-
rangezogen984. 

Der EuGH bedient sich, ebenso wie das deutsche BVerfG, der Begriffe der 
Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit, um die einzelnen Teil-
grundsätze des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu bezeichnen985. Meist 
untersucht der Gerichtshof jedoch nur die Geeignetheit und insbesondere die 
Erforderlichkeit näher986. 

bb) Verstoß 

Nun soll untersucht werden, ob die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-

                                            
979  Vgl. dazu die Nachweise bei Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 57 f. Zur Anerkennung 

des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit in den mitgliedstaatlichen Rechtsordnun-
gen und der EMRK, vgl. ausführlich Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 19 ff. 

980  EuGH, Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel), in: Slg. 1970, S. 1125 ff. 

981  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 56 m.w.N. Vgl. auch Koch, Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, S. 193 ff. 

982  Zu der Funktion des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit als Auslegungsmaßstab, 
vgl. Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 56 f. 

983  Vgl. etwa EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Hamburg-
Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6503, Rn. 59 ff.); Hauke, Verhältnismäßigkeit, 
S. 155 m.w.N. 

984  Vgl. Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 61 und 155 jeweils m.w.N. aus Rechtsprechung 
und Literatur. Diese Funktion des Grundsatzes hat im Gemeinschaftsrecht eine große 
Bedeutung, da hier, anders als im nationalen Verfassungsrecht, keine ausdrücklich 
formulierten Schranken für Grundrechtseingriffe existieren. 

985  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 58 f. 
986  Vgl. etwa EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.Hauptzollamt 

Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6503, Rn. 59 ff.); Hauke, Verhältnismä-
ßigkeit, S. 59. 
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tungsempfänger gegen den gemeinschaftlichen Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit verstößt. 

(1) Legitimes Ziel und Mittel 

Als Vorfrage jeder Verhältnismäßigkeitsprüfung ist zu ermitteln, ob die Ge-
meinschaftsmaßnahme ein legitimes Ziel verfolgt987. Die Notwendigkeit der 
Verfolgung eines legitimen Ziels ergibt sich für die Gemeinschaftsrechts-
ordnung bereits aus dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung, Art. 5 Abs. 1 
EG988. Die Ermittlung des Ziels einer Gemeinschaftsmaßnahme wird da-
durch erleichtert, dass die Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen 
des Rates und der Kommission gemäß Art. 253 EG begründet werden müs-
sen989. 

Bereits bei der Ermittlung der Rechtsnatur der Anwendung der Sanktion des 
Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber 
dem Abtretungsempfänger, sind deren Zwecke und damit deren Ziele festge-
stellt worden. Es soll der Rechtsbruch des Ausführers ausgeglichen werden. 
Damit soll der Ausführer dazu veranlasst werden, die Vorschriften des Ge-
meinschaftsrechts, genauer des Ausfuhrerstattungsrechts, einzuhalten, wo-
durch wiederum die finanziellen Interessen der Gemeinschaft geschützt 
werden990. Diese Ziele sind bereits im Hinblick auf Art. 280 EG legitim und 
billigenswert991. 

Als weitere Vorfrage ist zu untersuchen, ob die Gemeinschaftsziele nicht mit 
von der Gemeinschaftsrechtsordnung verbotenen Mitteln verfolgt werden992. 

Aus den Gemeinschaftsverträgen lässt sich kein Verbot von punitiven Sank-
tionen (Strafrecht i.w.S.) herleiten, so dass es sich bei der Anwendung der 
Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger um ein legitimes Mittel han-
delt. 

                                            
987  Vgl. dazu Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 127 ff. 
988  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 127 f.; Streinz, Grundrechtsschutz und Europäisches 

Gemeinschaftsrecht, S. 424. Zum Prinzip der begrenzten Ermächtigung vgl. oben 
3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2), (a), (aa). 

989  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 128. 
990  Vgl. oben 4. Teil, B., II., 2. 
991  So auch Tully, Poena sine Culpa?, S. 44 hinsichtlich der Sanktion des Art. 51 VO 

(EG) Nr. 800/99. 
992  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 133. 
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(2) Geeignetheit 

Der erste Prüfungspunkt der Verhältnismäßigkeit ist die Frage nach der Ge-
eignetheit einer Gemeinschaftsmaßnahme993. Die Gemeinschaftsmaßnahme 
muss dazu beitragen, die Verwirklichung des legitimen Ziels zu fördern994. 

Bei der Beurteilung der Gemeinschaftsmaßnahme muss der Gerichtshof von 
dem Kenntnisstand ausgehen, den der Gemeinschaftsgesetzgeber bei Erlass 
der Maßnahme haben konnte (sog. ex-ante Beurteilung)995.  

Der EuGH untersucht jedoch nicht, ob eine Gemeinschaftsmaßnahme zur 
Zielerreichung geeignet ist, sondern überprüft lediglich deren Ungeeignet-
heit996. Der Grund hiefür ist, dass der Gerichtshof andernfalls den Prognose- 
und Beurteilungsspielraums der rechtsetzenden Organe997, insbesondere im 
Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik998, missachten würde999. Folglich 

                                            
993  Vgl. aus jüngerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeis-

ter./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6503, Rn. 59); Rs. C-491/01 
(The Queen./.Secretary of State for Health (British American Tobacco u.a.)), in: 
Slg. 2002-I, S. 11453 (11590, Rn. 122); Rs. C-11/00 (Kommission./.EZB), in: 
Slg. 2003-I, S. 7147 (7271, Rn. 156); Rs. C-329/01 (The Queen (British 
Sugar)./.Intervention Board for Agricultural Produce), in: Slg. 2004-I, S. 1899 
(1962, Rn. 58). Ferner Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 133 m.w.N. 

994  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 133. 
995  Vgl. etwa EuGH, Rs. C-267/88 bis C-285/88 (Wuidart u.a../.Genossenschaft Laiterie 

coopérative en penoise u.a.), in: Slg. 1990-I, S. 435 (481, Rn. 14); Rs. C-280/93 
(Bundesrepublik Deutschland./.Rat), in: Slg. 1994-I, S. 4973 (5068, Rn. 90); Rs. C-
150/94 (Großbritannien u.a../.Rat), in: Slg. 1998-I, S. 7235 (7293, Rn. 49 und 
S. 7302, Rn. 87); Rs. C-189/01 (Jippes u.a../.Minister van Landbouw), in: Slg. 2001-
I, S. 5689 (5721, Rn. 84). Ferner Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 136 f. 

996  Vgl. etwa EuGH, Rs. C-150/94 (Großbritannien u.a../.Rat), in: Slg. 1998-I, S. 7235 
(7302, Rn. 87); Rs. C-189/01 (Jippes u.a../.Minister van Landbouw), in: Slg. 2001-I, 
S. 5689 (5720, Rn. 82); Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA 
Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6504, Rn. 64); Rs. 11/00 (Kommissi-
on./.EZB), in: Slg. 2003-I, S. 7147 (7271, Rn. 157); Hauke, Verhältnismäßigkeit, 
S. 134. 

997  Vgl. etwa EuGH, Rs. 265/87 (Schräder./.HZA Gronau), in: Slg. 1989, S. 2237 (2269, 
Rn. 21 f.); Rs. C-280/93 (Bundesrepublik Deutschland./.Rat), in: Slg. 1994-I, 
S. 4973 (5068, Rn. 90); Rs. C-150/94 (Großbritannien u.a../.Rat), in: Slg. 1998-I, 
S. 7235 (7293, Rn. 49); Rs. C-189/01 (Jippes u.a../.Minister van Landbouw), in: 
Slg. 2001-I, S. 5689 (5720, Rn. 82); verb. Rs. C-27/00 und C-122/00 (The 
Queen./.Secretary of State (Omega Air)) sowie Omega Air./.Irish Aviation Author-
ity), in: Slg. 2002-I, S. 2569 (2621, Rn. 63 ff.). 

998  Vgl. etwa EuGH, Rs. C-189/01 (Jippes u.a../.Minister van Landbouw), in: Slg. 2001-
I, S. 5689 (5720, Rn. 82); Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 136. 

999  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 134. 
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bejaht der EuGH nur selten die Ungeeignetheit einer Gemeinschaftsmaß-
nahme1000. 

Die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 
52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger ist ungeeig-
net, den Rechtsbruch als solchen auszugleichen, weil der Rechtsbruch durch 
den Ausführer begangen wurde und daher nur von diesem ausgeglichen 
werden kann1001. 

Möglicherweise ist die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger jedoch hinsichtlich der weiteren Ziele nicht ungeeignet. So 
könnte der Ausführer, um seine zukünftigen Geschäftsbeziehungen zu dem 
Abtretungsempfänger nicht zu gefährden, tatsächlich motiviert werden, die 
Vorschriften des Ausfuhrerstattungsrechts in Zukunft einzuhalten. Hierdurch 
würden die finanziellen Interessen der Gemeinschaft in Zukunft geschützt. 

Dagegen spricht allerdings, dass es wahrscheinlicher ist, dass der Abtre-
tungsempfänger seine Geschäftsbeziehungen zu dem Ausführer, aufgrund 
der Verpflichtung zur Zahlung von Sanktionsbeträgen, die durch den 
Rechtsbruch des Ausführers veranlasst wurden, abbrechen wird. Ob der 
Ausführer dann noch motiviert wird, die Vorschriften einzuhalten, ist frag-
lich. Der Ausführer könnte vielmehr dazu veranlasst werden, sich ständig 
neue Abtretungsempfänger zu suchen, weil er im Fall einer Zuwiderhand-
lung lediglich die Rückzahlung der Ausfuhrerstattungen zu fürchten hat. Im 
Zweifel würde es sich für ihn lohnen, Ausfuhrerstattungen durch falsche 
Angaben zu erschleichen. 

Es ist somit ungewiss, ob die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Ab-
tretungsempfänger zur Zielerreichung geeignet ist. Die Zweifel wiegen je-
doch nicht schwer genug, um angesichts des weiten legislativen Ermessens 
des Gemeinschaftsgesetzgebers, vor allem im Bereich der gemeinsamen Ag-
rarpolitik, von der Ungeeignetheit der Anwendung der Sanktion gegenüber 
dem Abtretungsempfänger auszugehen. 

                                            
1000  Vgl. die Nachweise bei Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 136 f. 
1001  Zu beachten ist, dass es hierbei nicht um den Ausgleich der durch den Rechtsbruch 

entstandenen Schäden, d.h. die zu Unrecht erhaltenen Ausfuhrerstattungen geht. 
Diese kann natürlich auch der Abtretungsempfänger ausgleichen, d.h. zurückzahlen, 
vgl. dazu oben 3. Teil und 4. Teil, B., II., 2. 
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(3) Erforderlichkeit 

Die entscheidende Rolle bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit durch den 
EuGH nimmt das Merkmal der Erforderlichkeit ein1002. Eine Gemein-
schaftsmaßnahme ist nur dann zulässig, wenn es keine milderen bzw. den 
Betroffenen weniger belastende Mittel gibt, um das angestrebte Ziel zu er-
reichen1003. Sofern eine weniger belastende Maßnahme zwar grundsätzlich 
geeignet ist, dass Ziel zu erreichen, dieses jedoch nicht mit der gleichen Si-
cherheit und Praktikabilität verfolgt, scheidet die Maßnahme als taugliches 
alternatives Mittel aus1004. Auch bei der Prüfung der Erforderlichkeit ist zu 
beachten, dass dem Gemeinschaftsgesetzgeber ein Ermessensspielraum zu-
erkannt wird1005. 

Zunächst könnte man erwägen, ob nicht eine Verschärfung der Kontrollen 
des Ausführers ein milderes Mittel gegenüber der Anwendung der Sanktion 
gegenüber dem Abtretungsempfänger darstellt. Jedoch ist bereits in der Lite-
ratur nachgewiesen worden, dass allein eine Verschärfung von Kontrollen 
ohne begeleitende Sanktionen nicht dazu führt, dass die Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts eingehalten werden und somit ein Schutz der finanziel-
len Interessen der Gemeinschaft erreicht wird1006. Die Verschärfung von 
Kontrollen gegenüber dem Ausführer stellt daher ein ungeeignetes Mittel 
zur Zielerreichung dar und kommt somit nicht als milderes Mittel in Be-
tracht. 

Mangels Belastung des Abtretungsempfängers könnte die Anwendung der 
Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Ausführer ein 
milderes Mittel zur Ahndung des Rechtsbruchs und zur Einhaltung der Vor-
schriften durch den Ausführer und damit den Schutz der finanziellen Inte-
ressen darstellen. Nach Ansicht des EuGH ist dieses Mittel auch zur Errei-
chung der Ziele geeignet und trotz der Belastung des Ausführers verhältnis-
mäßig1007. Für die Verneinung der Erforderlichkeit der Anwendung der 

                                            
1002  Vgl. aus jüngerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeis-

ter./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6504, Rn. 66 ff.). Ferner Hauke, 
Verhältnismäßigkeit, S. 137 m.w.N. aus der Rechtsprechung. 

1003  Vgl. Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 137; Vgl. auch Koch, Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, S. 211. 

1004  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 137 f. 
1005  Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 138. 
1006  Vgl. dazu Böse, Strafen und Sanktionen, S. 371 f.; Pache, Schutz der finanziellen 

Interessen, S. 315 f. 
1007  Vgl. zu Art. 11 (EWG) Nr. 3665/87, der Vorgängernorm des Art. 51 VO (EG) 

Nr. 800/99, EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.HZA Ham-
burg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6505, Rn. 68). 
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Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger ist dies jedoch noch nicht 
ausreichend. 

Vielmehr muss dieses andere Mittel die Ziele sicher erreichen. Der EuGH 
hat in seinem Urteil in der Rechtssache Käserei Champignon Hofmeister 
keine Zweifel gelassen, dass die Anwendung der Sanktion gegenüber dem 
Ausführer, insbesondere das Ziel des Schutzes der finanziellen Interessen, 
sicher erreicht1008. Dies ist, nach den oben im Rahmen der Untersuchung der 
Geeignetheit dargelegten Zweifeln, bei der Anwendung der Sanktion gegen-
über dem Abtretungsempfänger anders1009. Folglich handelt es sich bei der 
Anwendung der Sanktion gegenüber dem Ausführer um ein auf jeden Fall 
wirksameres Mittel als die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger. Der Gemeinschaftsgesetzgeber, vorliegend die Kommissi-
on, muss daher, trotz des weiten Prognose- und Beurteilungsspielraums, die 
Anwendung der Sanktion ausschließlich gegenüber dem Ausführer ermögli-
chen. Weil die Sanktion, mangels Zurechnung und Gesamtschuldner-
schaft1010, entweder nur gegenüber dem Abtretungsempfänger oder gegen-
über dem Ausführer angewendet werden kann, ist die Anwendung der Sank-
tion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 
gegenüber dem Abtretungsempfänger daher nicht erforderlich. 

Dem kann auch nicht damit begegnet werden, dass bei Anwendung der 
Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger die finanziellen Interessen 
der Gemeinschaft besser geschützt werden, falls der Ausführer insolvent ist. 
Ist der Ausführer liquidiert, bedarf es jedenfalls keines zukünftigen Schutzes 
der finanziellen Interessen vor falschen Anmeldungen durch diesen Ausfüh-
rer mehr1011. 

                                            
1008  Vgl. zu Art. 11 (EWG) Nr. 3665/87, der Vorgängernorm des Art. 51 VO (EG) 

Nr. 800/99, EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champignon Hofmeister./.Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6504, Rn. 64 ff.). 

1009  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., b), bb), (2). 
1010  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., a), bb), (2) und (3). 
1011  Gegenwärtig werden die finanziellen Interessen der Gemeinschaft durch die Rück-

abwicklung der Ausfuhrerstattungen (vgl. dazu 3. Teil) geschützt. Der Grund hierfür 
ist, dass zu Unrecht gewährte Beträge, die rückabgewickelt worden sind, gemäß 
Art. 8 Abs. 2 UAbs. 2 VO (EG) Nr. 1258/99 den mitgliedstaatlichen Zahlstellen zu-
fließen. Diese müssen die entsprechenden Beträge von den durch den EAGFL finan-
zierten Ausgaben abziehen. Somit kommt die Rückabwicklung der zu Unrecht ge-
zahlten Beträge dem EAGFL zugute (vgl. dazu etwa Mögele, Behandlung fehlerhaf-
ter Ausgaben, S. 92 ff.). 
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(4) Ergebnis 

Die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß 
Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger ist nicht 
erforderlich und daher unverhältnismäßig. Sie verstößt somit gegen höher-
rangiges Gemeinschaftsrecht. 

c) Verstoß gegen Grundrechte des Abtretungsempfängers 

aa) Verstoß gegen Rechte aus der Charta der Grundrechte 

Zunächst kommt ein Verstoß gegen die in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union1012 verbrieften Rechte in Betracht. Die Charta der 
Grundrechte wurde auf dem EU-Gipfel in Nizza am 07. Dezember 2000 
„feierlich proklamiert“. 

Nach Art. 51 Abs. 1 Charta der Grundrechte der Europäischen Union gilt die 
Charta für die Organe und Einrichtungen der Union, d.h. diese haben die 
sich aus der Charta ergebenden Rechte zu achten1013. 

Jedoch ist eine Verbindlichkeit der Charta für die Tätigkeit der Organe der 
Gemeinschaft aufgrund der zurzeit noch fehlenden Einbindung in die Ge-
meinschaftsverträge nicht gegeben1014. Allein die feierliche Proklamation 
des umstrittenen1015 Grundrechtskatalogs begründet zurzeit keine Bin-

                                            
1012  Charta der Grundrechte der Europäischen Union, in: ABl. Nr. C 364 vom 

18.12.2000, S. 1 ff.; zuletzt angepasst in: ABl. Nr. C 303 vom 14.12.2007, S. 1 ff. 
Vgl. zur Vorgeschichte und Entstehung der Charta Jarass, EU-Grundrechte, § 1, Rn. 
1 ff., sowie allgemein zur Charta Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 1, 
Rn. 28 ff. 

1013  Vgl. allgemein zu den Grundrechtsverpflichteten Rengeling/Szczekalla, Grundrechte 
in der EU, § 4, Rn. 267 ff. 

1014  Pache, in: EuR 2001, S. 475 (485). Nach der Verfassung für Europa (vgl. ABl. 
Nr. C 310 vom 16. Dezember 2004, S. 1 ff.) sollte die Charta als Teil II der Verfas-
sung, und damit als primäres Gemeinschaftsrecht, aufgenommen werden. Die Ver-
fassung für Europa ist jedoch aufgrund der Ablehnung bei Volksabstimmungen in 
Frankreich und in den Niederlanden gescheitert. Ersetzt werden soll die Verfassung 
für Europa durch den Vertrag von Lissabon (vgl. ABl. Nr. C 306 vom 17.12.2007, S. 
1 ff.), der in weiten Teilen auf der Verfassung für Europa aufbaut. Allerdings soll da-
nach der Text der Charta nicht in den Verträgen enthalten sein, sondern es soll ein 
rechtsverbindlicher Verweis auf die Charta aufgenommen werden. Im Jahr 2009 sol-
len alle Mitgliedstaaten den Vertrag von Lissabon ratifiziert haben, so dass dieser in 
Kraft treten kann (vgl. dazu ausführlich Fischer, Vertrag von Lissabon, passim). 

1015  Vgl. dazu Tettinger, in: NJW 2001, S. 1010 (1011 ff.) m.w.N. 
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dung1016. Auch der EuGH hat sich bislang nicht zur Verbindlichkeit geäu-
ßert. 

Ein Verstoß der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 
gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger 
gegen die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verbrieften 
Rechte kommt somit mangels Verbindlichkeit der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (noch) nicht in Betracht. 

bb) Verstoß gegen Grundrechte des Gemeinschaftsrechts 

(1) Grundrechte des Gemeinschaftsrechts 

Der EuGH hat, in Ermangelung eines Grundrechtskatalogs1017, schon früh, 
aufgrund der Eigenständigkeit der Europäischen Rechtsordnung und aus der 
Wahrung dieser Rechtsordnung resultierenden Verpflichtung, zur Beurtei-
lung derselben allein Gemeinschaftsrecht heranzuziehen, die Existenz all-
gemeiner Grundsätze der Gemeinschaft bejaht, die dem Schutz des Einzel-
nen vor Beeinträchtigungen durch die europäische öffentliche Gewalt die-
nen1018. Allgemeine Rechtsgrundsätze verpflichten nicht nur die Gemein-
schaftsgewalt, sondern begründen zugleich als Grundrechte, auch im Ge-
meinschaftsrecht, subjektive Abwehrrechte des Grundrechtsberechtigten 
gegen Eingriffe der öffentlichen Gewalt1019. 

Bei der Herleitung der Gemeinschaftsgrundrechte kommt, neben den Rege-
lungen des Gemeinschaftsrechts selbst, den nationalen Rechtsordnungen 

                                            
1016  Calliess, in: EuZW 2001, S. 261 (267); Jarass, EU-Grundrechte, § 2, Rn. 4; Renge-

ling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 1, Rn. 55, allerdings mit dem Hinweis, 
dass eine „tatsächliche Selbstbindung“ und auf „faktischer Ebene Argumentations-
lasten“ gegeben sind. Dazu auch Jarass, EU-Grundrechte, § 2, Rn. 2 f.; Nicolaysen, 
in: Heselhaus/Nowak (Hrsg.), Handbuch der Europäischen Grundrechte, § 1, Rn. 70. 

1017  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., II., 2., c), aa). 
1018  Angedeutet in EuGH, Rs. 29/69 (Stauder./.Ulm), in: Slg. 1969, S. 419 (425, Rn. 7), 

vollzieht der Gerichtshof diese Rechtsfortbildung allgemein für die Grundrechte in 
der Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft./.Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge-
treide und Futtermittel), in: Slg. 1970, S. 1125 (1135, Rn. 4) und in der Rs. 4/73 
(Nold./.Kommission), in: Slg. 1974, S. 491 (507, Rn. 13). Zur Entwicklung des 
Grundrechtsschutzes vgl. Kühling, in: von Bogdandy (Hrgs.), Europäisches Verfas-
sungsrecht, S. 583 (586 ff.). Zu verschiedenen Ansätzen der Existenzbegründung 
von Gemeinschaftsgrundrechten vgl. Notthoff, in: RIW 1995, S. 541 ff. 

1019  EuGH Rs. 46/87 und 227/88 (Hoechst./.Kommission), in: Slg. 1989, S. 2859 (2924, 
Rn. 19); Penski/Elsner, in: DÖV 2001, S. 265. Zum Grundrechtsschutz durch allge-
meine Rechtsgrundsätze vgl. auch Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, 
§ 1, Rn. 21 ff. und 83 ff. jeweils m.w.N. 



4. Teil: Sanktionen gegenüber dem Abtretungsempfänger der Ausfuhrerstattungen 

188 

sowie der EMRK besondere Bedeutung zu1020 (vgl. auch Art. 6 Abs. 2 
EU1021). Die so vom Gerichtshof hergeleiteten Gemeinschaftsgrundrechte 
stehen dem primären Gemeinschaftsrecht gleich1022 und sind daher gegen-
über der VO (EG) Nr. 800/99 höherrangiges Recht. 

Da die Europäische Gemeinschaft den Grundrechtsschutz für „jedermann“ 
gewährleistet, sind Grundrechtsträger die Unionsbürger, und zwar sowohl 
die natürlichen als auch die juristischen Personen des Privatrechts1023. Aller-
dings können auf juristische Personen aus sachlichen Gründen nicht alle 
Gewährleistungen angewandt werden1024. 

(2) Verstoß 

(a) Eigentumsfreiheit 

Wirtschaftliche Grundrechte wurden vom Gerichtshof angesichts der ur-
sprünglich primär wirtschaftlichen Ausrichtung der Gemeinschaften früh 
anerkannt. So ist auch das Eigentumsrecht, trotz anfänglicher Ablehnung1025, 
                                            
1020  So erstmals EuGH Rs. 44/79 (Hauer./.Rheinland-Pfalz), in: Slg. 1979, S. 3727 

(3744, Rn. 15). Aus der aktuellen Rechtsprechung vgl. nur: EuGH, Rs. C-274/99 P 
(Connolly./.Kommission), in: Slg. 2001-I, S. 1611 (1675, Rn. 37); Rs. C-94/00 (Ro-
quette Frères./.Directeur général de la concurrence, de la consommation et de la ré-
pression des fraudes), in: Slg. 2002-I, S. 9011 (9052, Rn. 23). Vgl. auch Hirsch, in 
RdA 1998, S. 914 (195); Jarass, EU-Grundrechte, § 2, Rn. 11 m.w.N. 

1021 „Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom 
unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfas-
sungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemein-
schaftsrechts ergeben“. Dazu EuGH Rs. C-94/00 (Roquette Frères./.Directeur géné-
ral de la concurrence, de la consommation et de la répression des fraudes), in: Slg. 
2002-I, S. 9011 (9052, Rn. 24). 

1022  Jarass, EU-Grundrechte, § 3, Rn. 3 und 7; Pache, in: Heselhaus/Nowak (Hrsg.), 
Handbuch der Europäischen Grundrechte, § 4, Rn. 3; Oppermann, Europarecht, § 6, 
Rn. 38. 

1023  Vgl. etwa Jarass, EU-Grundrechte, § 4, Rn. 27 ff.; Kühling, in: von Bogdandy 
(Hrgs.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 583 (612 f.); Rengeling/Szczekalla, 
Grundrechte in der EU, § 5, Rn. 389. Vgl. dazu ausführlich Nowak, in: Hesel-
haus/ders. (Hrsg.), Handbuch der Europäischen Grundrechte, § 6, Rn. 3 ff. 

1024  Jarass, EU-Grundrechte, § 4, Rn. 30 f.; Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der 
EU, § 4, Rn. 355 sowie § 5, Rn. 390. 

1025  Vgl. etwa EuGH, verb. Rs. 36/59, 37/59, 38/59 und 40/59 (Präsident Ruhrkohlen-
Verkaufsgesellschaft u.a../.Hohe Behörde der EGKS), in: Slg. 1960, S. 886 (921). 
Vgl. dort aber schon die Schlussanträge des Generalanwalts Lagrange, in: EuGH, 
verb. Rs. 36/59, 37/59, 38/59 und 40/59 (Präsident Ruhrkohlen-Verkaufsgesellschaft 
u.a../.Hohe Behörde der EGKS), in: Slg. 1960, S. 889 (941). 
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mittlerweile in ständiger Rechtsprechung fester Bestandteil der Gemein-
schaftsrechtsordnung1026. 

Vom Schutzbereich1027 des Eigentumsrechts1028 ist jedes vermögenswerte 
Recht umfasst, welches dem Einzelnen so zugerechnet ist, dass er die damit 
verbundenen Befugnisse nach eigenverantwortlicher Entscheidung und zu 
seinem privaten Nutzen ausüben darf1029. Von dem Grundrecht werden ins-
besondere Rechtspositionen erfasst, die die Beziehungen zwischen Privaten 
regeln (Privatrecht), wie etwa das Sacheigentum oder das „geistige Eigen-
tum“1030. 

Das Grundrecht schützt allerdings nur bestimmte Rechtspositionen, nicht 
aber Chancen bzw. Verdienstmöglichkeiten1031 oder das Vermögen als sol-
ches1032. Daher misst der EuGH Geldleistungspflichten nicht an dem Eigen-
tumsrecht1033. Auch Sanktionen stellen keine Einschränkung des Eigentums-
rechts dar1034. 

                                            
1026  Vgl. etwa EuGH, Rs. 4/73 (Nold./.Kommission), in: Slg. 1974, S. 491 (507, Rn. 14); 

Rs. 44/79 (Hauer./.Rheinland-Pfalz), in: Slg. 1979, S. 3727 (3745, Rn. 17); Rs. C-
280/93 (Bundesrepublik Deutschland./.Rat), in: Slg. 1994-I, S. 4973 (5065, Rn 78) 
sowie aus jüngerer Zeit etwa EuGH, Rs. C-295/03 P (Alessandrini u.a../. Kommissi-
on), in : Slg. 2005-I, S. 5673 (5739, Rn. 86). Vgl. auch Jarass, EU-Grundrechte, § 
22, Rn. 2 m.w.N. 

1027  Vgl. zum Aufbau der gemeinschaftsrechtlichen Grundrechtsprüfung (Schutzbereich, 
Beeinträchtigung, Rechtfertigung) Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 1 ff.; Kühling, 
in: von Bogdandy (Hrgs.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 583 (613 ff.); Renge-
ling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 7, Rn. 505. 

1028  Gemäß Art. 295 EG, wonach „die Eigentumsordnung in den verschiedenen Mit-
gliedstaaten unberührt“ bleibt, ist die Bestimmung der Eigentumsordnung Sache der 
Mitgliedstaaten (vgl. dazu etwa Hatje, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Ver-
fassungsrecht, S. 683 (697 f.); ferner aus der jüngeren Rechtsprechung EuGH, 
Rs. C-483/99 (Kommission./.Frankreich), in: Slg. 2002-I, S. 4781 (4803, 
Rn. 43 ff.)). Hingegen ist das Eigentumsrecht gemeinschaftsrechtlich zu konkretisie-
ren (vgl. EuGH, Rs. C-491/01 (The Queen./.Secretary of State for Health (British 
American Tobacco u.a.)), in: Slg. 2002-I, S. 11453 (11597, Rn. 147). Ferner Pen-
ski/Elsner, DÖV 2001, S. 265 (268)). 

1029  Jarass, EU-Grundrechte, § 22, Rn. 6. 
1030  Jarass, EU-Grundrechte, § 22, Rn. 8 f. m.w.N. 
1031  EuGH, Rs. 4/73 (Nold./.Kommission), in: Slg. 1974, S. 491 (507, Rn. 14); verb. 

Rs. 154, 205, 206, 226 bis 228, 263 und 264/78 sowie 39, 31, 83 und 85/79 (Ferriera 
Valsabbia u.a../.Kommission), in: Slg. 1980, S. 907 (1010, Rn. 89); Jarass, EU-
Grundrechte, § 22, Rn. 15. 

1032  Jarass, EU-Grundrechte, § 22, Rn. 12 m.w.N. 
1033  Deutlich EuGH, verb. Rs. C-143/88 und 92/89 (Zuckerfabrik Süderdithmar-

schen./.HZA Itzehoe und Zuckerfabrik Soest./.HZA Paderborn), in: Slg. 1991-I, 
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Daher kann sich der Abtretungsempfänger insoweit nicht auf den Schutzbe-
reich der Eigentumsfreiheit berufen, so dass eine Verletzung des Grund-
rechts der Eigentumsfreiheit durch die Anwendung der Sanktion des Art. 51 
VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem 
Abtretungsempfänger nicht in Betracht kommt. 

(b) Allgemeine Handlungsfreiheit 

Möglicherweise liegt aber in der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger eine Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen allgemeinen 
Handlungsfreiheit. 

Der EuGH spricht ausdrücklich von einer allgemeinen Handlungsfreiheit als 
Gemeinschaftsgrundrecht. Eine genaue Prüfung fand jedoch nie statt, weil in 
diesen Entscheidungen stets speziellere Grundrechte einschlägig waren1035. 
Da aber die Mitgliedstaaten ein solches Grundrecht entweder ausdrücklich 
anerkennen oder als selbstverständliches Prinzip voraussetzen, ist auch auf 
Gemeinschaftsebene, trotz der Unergiebigkeit der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs, von der Anerkennung einer allgemeinen Handlungsfreiheit aus-
zugehen1036. 

(aa) Schutzbereich 

Der Schutzbereich1037 der allgemeinen Handlungsfreiheit ist nur dann eröff-
net, wenn kein anders spezielleres Grundrecht einschlägig ist (Subsidiari-

                                            
S. 415 (552, Rn. 74); zustimmend Jarass, EU-Grundrechte, § 22, Rn. 12. Unklar al-
lerdings EuGH, Rs. 265/87 (Schräder/.HZA Gronau), in: Slg. 1989, S. 2237 (2268, 
Rn. 15 ff.). 

1034  Jarass, EU-Grundrechte, § 22, Rn. 12. A.A. EuGH, Rs. C-317/00 P (R) („Invest“ 
Import und Export und Invest Commerce./.Kommission), in: Slg. 2000-I, S. 9541 
(9563, Rn. 59). 

1035  Zuerst EuGH, verb. Rs. 133-136/85 (Rau./.BALM), in: Slg. 1987, S. 2289 (2338, 
Rn. 15 ff. (19)). Aus jüngerer Zeit etwa EuGH, verb. Rs. C-37/02 und C-38/02 (Di 
Lenardo und Dilexport./.Ministero del Commercio con l’Estero), in: Slg. 2004-I, 
S. 6911 (6966, Rn. 36 und S. 6977, Rn. 73 ff.). 

1036  Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 14, Rn. 633. Kritisch Jarass, EU-
Grundrechte, § 2, Rn. 16. 

1037  Vgl. allgemein zum Schutzbereich von Gemeinschaftsgrundrechten Jarass, EU-
Grundrechte, § 6, Rn. 6 ff.; Kühling, in: von Bogdandy (Hrgs.), Europäisches Verfas-
sungsrecht, S. 583 (614); Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 7, Rn. 508 
ff.; Szczekalla, in: Heselhaus/Nowak (Hrsg.), Handbuch der Europäischen Grund-
rechte, § 7, Rn. 1 ff. 
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tätsgrundsatz)1038. Erfasst wird jedes menschliche Verhalten, also alle Betä-
tigungen oder Lebensbereiche, die nicht einem speziellen Freiheitsrecht un-
terfallen1039. 

Weil vorliegend nicht der Schutzbereich der spezielleren Eigentumsfreiheit 
eröffnet ist und kein weiteres Gemeinschaftsgrundrecht in Betracht kommt, 
unterfällt der Schutz vor (rechtswidrigen) Geldleistungspflichten bzw. Sank-
tionen der allgemeinen Handlungsfreiheit. 

(bb) Beeinträchtigung 

Eine Beeinträchtigung von Gemeinschaftsgrundrechten kann in drei Formen 
auftreten. Zu unterscheiden sind Eingriffe (Einschränkungen), relative Be-
nachteiligungen (Diskriminierungen) sowie das Unterlassen von Leistungen 
bzw. Schutz1040. 

Den wichtigsten Unterfall bilden die Eingriffe bzw. Einschränkungen. All-
gemein liegt ein Eingriff vor, soweit ein Rechtsakt die Grundrechtsbeein-
trächtigung bezweckt oder unmittelbar bewirkt1041. Letzteres ist immer dann 
der Fall, wenn der Adressat einer Regelung in seinem grundrechtlich ge-
schützten Verhalten beeinträchtigt wird. Insbesondere Sanktionen stellen 
einen Eingriff in einen grundrechtlichen Schutzbereich dar1042. 

Trotz des weiten und unbestimmten Schutzbereichs, genügt auch für die Be-
einträchtigung der allgemeinen Handlungsfreiheit jede nachteilige Betrof-
fenheit. Es sind keine erhöhten Anforderungen an die Bejahung einer Beein-
trächtigung der allgemeinen Handlungsfreiheit zu stellen1043. 

Mit Einführung des Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 und der dadurch gegebenen 
Möglichkeit, die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem 
Abtretungsempfänger anzuwenden, liegt bereits eine Beeinträchtigung der 
allgemeinen Handlungsfreiheit des Abtretungsempfängers vor, weil eine 
solche bezweckt ist. Zudem ist bei jeder tatsächlichen Anwendung der Sank-
tion gegenüber dem Abtretungsempfänger ein Eingriff zu bejahen, weil sie 
unmittelbar eine Grundrechtsbeeinträchtigung bewirkt. 

                                            
1038  Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 14, Rn. 639. 
1039  Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 14, Rn. 640 ff. m.w.N. 
1040  Vgl. Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 16; Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der 

EU, § 7, Rn. 506. 
1041  EuGH, Rs. 219/91 (Ter Voort), in: Slg. 1992-I, S. 5485 (5513, Rn. 36 f.); Rs. C-

200/96 (Metronome Musik./.Music Point Hokamp), in: Slg. 1998-I, S. 1953 (1981, 
Rn. 28). 

1042  Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 20. 
1043  Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 14, Rn. 644. 
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(cc) Rechtfertigung 

Beeinträchtigungen in Form von Eingriffen bzw. Einschränkungen müssen 
nicht zwangsläufig unzulässig sein. Möglich ist, dass sie gerechtfertigt 
sind1044. Auch der EuGH spricht von einer Möglichkeit der Rechtfertigung 
(„justification“)1045. 

Für eine Rechtfertigung ist eine gesetzliche Grundlage notwendig, die sich 
insbesondere aus dem Gemeinschaftsrecht ergeben kann1046, sowie das Vor-
liegen eines zulässigen Einschränkungsgrundes bzw. legitimen Ziels1047. 

Begrenzt werden Grundrechtsbeeinträchtigungen in Form von Eingriffen 
und deren Rechtfertigung in materieller Hinsicht vor allem durch den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit1048. 

Für die Rechtfertigung einer Beeinträchtigung der allgemeinen Handlungs-
freiheit gelten keine dogmatischen oder rechtlichen Besonderheiten gegen-
über anderen Grundrechten1049. 

Zwar bestehen für die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungs-
empfänger, wie bereits festgestellt, eine gesetzliche Grundlage und legitime 
Ziele1050. Jedoch ist, wie ebenfalls bereits dargelegt, die Anwendung der 
Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger zur Erreichung der damit 
verfolgten (legitimen) Ziele nicht erforderlich1051. Daher ist die damit ein-

                                            
1044  Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 24. Vgl. auch Kühling, in: von Bogdandy (Hrgs.), 

Europäisches Verfassungsrecht, S. 583 (616 ff.). Zur Rechtfertigung von Beeinträch-
tigungen, die keine Eingriffe sind, vgl. Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 56 ff. und 
59 ff. 

1045  EuGH, verb. Rs. C-465/00, C-138/01 und C-139/01 (Rechnungshof./.Österrei-
chischer Rundfunk u.a. und Neukomm und Lauermann./.Österreichischer Rund-
funk), in: Slg. 2003-I, S. 4989 (5044, Rn. 76 –Überschrift). 

1046  Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 37. 
1047  Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 40 m.w.N. 
1048  Vgl. Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 61 und 155 jeweils m.w.N. aus Rechtsprechung 

und Literatur; Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 45; Kühling, in: von Bogdandy 
(Hrgs.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 583 (618 ff.); Rengeling/Szczekalla, 
Grundrechte in der EU, § 7, Rn. 522 ff. 

1049  Rengeling/Szczekalla, Grundrechte in der EU, § 14, Rn. 645. 
1050  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., b), bb), (1). 
1051  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., b), bb), (3). 
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hergehende Beeinträchtigung der allgemeinen Handlungsfreiheit unverhält-
nismäßig1052 und kann nicht gerechtfertigt werden. 

(dd) Ergebnis 

Die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 
52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger verstößt ge-
gen die gemeinschaftsrechtliche allgemeine Handlungsfreiheit und damit 
gegen höherrangiges Recht. 

d) Verstoß gegen den ungeschriebenen allgemeinen Rechtsgrundsatz 
„nullum crimen, nulla poena sine lege“ des Gemeinschaftsrechts 

Der gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nullum crimen, nulla poena sine 
lege“ gilt für das sekundäre Gemeinschaftsrecht, anders als für das primäre 
Gemeinschaftsrecht1053, uneingeschränkt. Er besagt, dass eine punitive Sank-
tion auf einer klaren und unzweideutigen Rechtsgrundlage beruhen muss1054. 

Sollte die Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger angewendet werden, liegt 
hierin kein Verstoß gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nullum 
crimen, nulla poena sine lege“, denn die Sanktion beruht auf einer eindeuti-
gen Rechtsgrundlage1055. 

e) Verstoß gegen den ungeschriebenen allgemeinen Rechtsgrundsatz 
„nullum crimen sine lege parlamentaria“ des Gemeinschafts-
rechts 

Bereits oben wurde festgestellt, dass die jetzige Art und Weise der Rechtset-
zung in der Gemeinschaft dem gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nullum 
crimen sine lege parlamentaria“ genügt1056. Rat und Parlament sind in aus-
reichender Weise an der Durchführungsrechtsetzung durch die Kommission 

                                            
1052  Weil bereits die Erforderlichkeit der Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-

tungsempfänger zu verneinen ist, muss nicht mehr untersucht werden, ob die verur-
sachten Nachteile „in einem angemessenen Verhältnis zu dem Zweck“ stehen, der 
angestrebt wird (vgl. etwa EuGH, Rs. C-274/96 (Bickel, Franz), in: Slg. 1998-I, 
S. 7637 (7658, Rn. 27); sowie allgemein zur Prüfung der Angemessenheit im Rah-
men des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes Hauke, Verhältnismäßigkeit, S. 139 ff.; 
Jarass, EU-Grundrechte, § 6, Rn. 49 f.; Koch, Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, S. 
217 ff.). 

1053  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b), (cc). 
1054  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (3), (b). 
1055  Vgl. oben 4. Teil, A., II. 
1056  Vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4). 
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beteiligt1057. Folglich ist die Durchführungsrechtsetzung „unter dem Ge-
sichtspunkt demokratisch-parlamentarischer Legitimation nicht in Frage zu 
stellen“1058. 

Somit verstößt die Möglichkeit der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 VO 
(EG) Nr. 800/99, die im Wege der Durchführungsrechtsetzung durch die 
Kommission erlassen wurde1059, nicht gegen den gemeinschaftsrechtlichen 
Grundsatz „nullum crimen sine lege parlamentaria“. 

f) Verstoß gegen die Delegationsanordnung (Art. 13 VO (EWG) Nr. 
1766/92) 

Zwar handelt es sich bei der Delegationsanordnung in Art. 13 VO (EWG) 
Nr. 1766/921060, ebenso wie bei der VO (EG) Nr. 800/99 um sekundäres 
Gemeinschaftsrecht. Allerdings lässt sich auch dieses aus dem Primärrecht 
abgeleitete Recht in ein Rangverhältnis ordnen1061. So stellt die Delegations-
anordnung gegenüber den erlassenen Durchführungsvorschriften höherran-
giges Recht dar, so dass die Durchführungsvorschriften nicht gegen die De-
legationsanordnung verstoßen dürfen1062. 

Bereits oben wurde jedoch festgestellt, dass der Erlass von punitiven Sank-
tionen (Strafrecht i.w.S.) sich im Rahmen der Delegationsanordnung des 
Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92 hält1063. Somit verstößt die Anwendung der 
Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 
800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger nicht gegen die Delegations-
anordnung des Art. 13 VO (EWG) Nr. 1766/92. 

                                            
1057  Vgl. zur Beteiligung vor, während und im Anschluss Knemeyer, Durchführungs-

rechtsetzung, S. 157 ff. 
1058  Ipsen, in: Festschrift für Peter Lerche, S. 425 (434). Etwas vorsichtiger Knemeyer, 

Durchführungsrechtsetzung, S. 309: „deutet dies nicht zwangsläufig auf einen Ver-
stoß gegen gemeinschaftliches Verfassungsrecht hin“ (Hervorhebung im Original). 

1059  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 2. und 4. Teil, C., I., 2., b). 
1060  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 2., b), aa). 
1061  Vgl. allgemein etwa Bieber/Epiney/Haag, Europäische Union, § 6, Rn. 54 f. Vgl. zur 

Normenhierachie im gemeinsamen Agrarrecht Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 37 
EGV, Rn. 5 ff.; Priebe, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, G, 
Rn. 262 ff. 

1062  Knemeyer, Durchführungsrechtsetzung, S. 210 f. m.w.N. 
1063  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., I., 2., b), aa), (2). 
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g) Verstoß gegen VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 

Teilweise wird gefordert, die VO (EG) Nr. 800/99 an Art. 5 Abs. 1 VO (EG, 
Euratom) Nr. 2988/95 zu messen1064. Danach können nur vorsätzliche oder 
fahrlässig begangene Unregelmäßigkeiten i.S.d Art. 1 Abs. 2 VO (EG, Eura-
tom) Nr. 2988/95 zur Zahlung etwa einer Geldbuße führen. 

Allerdings handelt es sich sowohl bei der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95, 
als auch bei der VO (EG) Nr. 800/99 um sekundäres Gemeinschaftsrechts-
recht. Jedoch ist bereits oben dargestellt worden, dass es auch innerhalb des 
sekundären Gemeinschaftsrechts Rangunterschiede geben kann1065. 

Der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 kommt aber lediglich klarstellende 
Funktion im Hinblick auf die Regelungsbefugnisse der Gemeinschaft zu1066. 
Sie ist daher nicht höherrangig gegenüber Verordnungen im Agrarbe-
reich1067. 

Ein Verstoß gegen die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 würde daher 
nicht zur Rechtswidrigkeit der Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO 
(EG) Nr. 800/99 gemäß Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger führen. Somit ist für die vorliegende Untersuchung uner-
heblich, ob tatsächlich ein Verstoß vorliegt. 

h) Ergebnis 

Die Anwendung der Sanktion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gemäß 
Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger verstößt gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz 
„nulla poena sine culpa“, gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit und gegen das Gemeinschaftsgrundrecht der allgemei-
nen Handlungsfreiheit des Abtretungsempfängers. Sie ist daher wegen Ver-
stoßes gegen höherrangiges Recht materiell rechtswidrig. 

                                            
1064  Schrömbges, in: Ehlers/Wolffgang/Pünder (Hrsg.), Rechtsfragen der Ausfuhrförde-

rung, S. 229 (264); ders./Schrader, in: ZfZ 2002, S. 346 (348); Schweitzer/Raible, 
in: ZfZ 2001, S. 290 (293). Vgl. dazu auch EuGH, Rs. C-210/00 (Käserei Champig-
non Hofmeister./.HZA Hamburg-Jonas), in: Slg. 2002-I, S. 6453 (6500, Rn. 50 f. 
und S. 6504, Rn. 65). 

1065  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., f). 
1066  Vgl. Heitzer, Punitive Sanktionen, S. 123. Vgl. auch Deutscher, Kompetenzen der 

Europäischen Gemeinschaften, S. 90 ff. 
1067  Priebe, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), Art. 34 EGV, Rn. 181. 
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D. Rechtsfolgen der Rechtswidrigkeit der Anwendung 
der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfänger 

Eine wegen des Verstoßes gegen höherrangiges Recht rechtswidrige sekun-
därrechtliche Norm ist grundsätzlich durch den EuGH für ungültig1068 zu 
erklären1069. Einer Ungültigkeitserklärung bedarf es hingegen nicht, wenn 
die Norm in ihrem Anwendungsbereich „geltungserhaltend reduziert“1070, 
bzw. an das höherrangige Recht angepasst werden kann1071. 

I. Anpassung an höherrangiges Recht 

1. Anpassung durch gemeinschaftsrechtskonforme Auslegung 

Sofern eine sekundärrechtliche Norm des Gemeinschaftsrechts mehrere 
Auslegungen zulässt, ist diejenige Auslegung, die mit dem übergeordneten 
Gemeinschaftsrecht in Einklang steht, derjenigen vorzuziehen, die zur Fest-
stellung ihrer Unvereinbarkeit mit dem Vertrag1072 bzw. mit den allgemeinen 
Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts oder den Grundrechten1073 führt1074. 
Insoweit spricht man von vertrags-1075, gemeinschaftsrechts-1076 oder gar 
grundrechtskonformer1077 Auslegung. 

                                            
1068  Dies kann hinsichtlich der Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsemp-

fänger nur noch im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens gemäß Art. 234 EG 
(vgl. dazu etwa Gaitanides, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 234 EG, 
Rn. 1 ff.) erreicht werden. Für eine Nichtigkeitsklage gegen Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 gemäß Art. 230 f. EG ist hingegen die Frist des Art. 230 UAbs. 5 EG 
(vgl. dazu etwa Gaitanides, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 230 EG, Rn. 
105 ff.) abgelaufen. 

1069  Vgl. etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 350; Gaitanides, in: von der Gro-
eben/Schwarze (Hrsg.), Art. 234 EG, Rn. 33, 36. 

1070  Tully, Poena sine Culpa?, S. 140. 
1071  Vgl. dazu etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 350 ff. Vgl. ferner zum sog. Prinzip 

der negativen Legalität oben 4. Teil, C., II., 1. 
1072  Vgl. etwa EuGH, Rs. 218/82 (Kommission./.Rat), in: Slg. 1983, S. 4063 (4075, 

Rn 15); Gaitanides, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 220 EG, Rn. 52. 
1073  Vgl. etwa EuGH, verb Rs. 46/87 und 228/88 (Hoechst./.Kommission), in: Slg. 1989, 

S. 2859 (2923, Rn. 12); Gaitanides, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 234, 
Rn. 26 und Artikel 220 EG, Rn. 18 ff. 

1074  Vgl. etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 351; Oppermann, Europarecht, § 8, 
Rn. 26. 

1075  Vgl. etwa Borchardt, in: Lenz/ders. (Hrsg.), Art. 220 EGV, Rn. 29; Buck, Ausle-
gungsmethoden, S. 186 ff. Vgl. dazu auch Anweiler, Auslegungsmethoden, S. 187 ff. 
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Oben wurde bereits festgestellt, dass Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99 nicht mehrere Auslegungen zulässt, unter denen eine gemein-
schaftsrechtskonforme Auslegung gewählt werden könnte. Die Auslegung 
hat vielmehr ergeben, dass die Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfän-
ger anzuwenden ist1078. Somit kommt eine (Anpassung durch) gemein-
schaftsrechtskonforme Auslegung nicht in Betracht. 

2. Anpassung durch Reduktion des Ermessens 

a) Ermessen des Hauptzollamts Hamburg-Jonas hinsichtlich der 
Auswahl eines Gesamtschuldners 

Weil unter den zu Unrecht erhaltenen „Betrag“ i.S.d. Art. 52 VO (EG) 
Nr. 800/99 nach Wortlaut und Willen des Gemeinschaftsgesetzgebers auch 
die Sanktion fällt, sind der Ausführer und der Abtretungsempfänger sowohl 
hinsichtlich der Rückzahlung der Ausfuhrerstattung1079, als auch hinsichtlich 
der Zahlung der Sanktion Gesamtschuldner gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 
S. 1 VO (EG) Nr. 800/991080. Wie bereits dargestellt hat das Hauptzollamt 
Hamburg-Jonas bei der Auswahl, welcher dieser beiden Gesamtschuldner in 
Anspruch genommen werden soll, ein Ermessen (§ 421 BGB entspre-
chend)1081. 

b) Prüfungsmaßstab bei der Ermessenskontrolle 

Das Hauptzollamt Hamburg-Jonas führt mit der Ab- und Rückabwicklung 
der Ausfuhrerstattungen und damit auch mit der Anwendung von Sanktionen 
dezentral Gemeinschaftsrecht durch1082. Es stellt sich daher die Frage, ob der 
deutsche Maßstab hinsichtlich der Kontrolle der Ausübung des Ermessens 
heranzuziehen, oder ob der gemeinschaftsrechtliche Maßstab anzuwenden 
ist. Bevor diese Frage entschieden wird (vgl. dazu unten cc) und c)), soll 
kurz die deutsche (vgl. dazu sogleich) und anschließend die gemeinschafts-
rechtliche Ermessens(fehler)lehre (vgl. dazu unten bb)) dargestellt werden. 

                                            
1076  Vgl. etwa Oppermann, Europarecht, § 8, Rn. 26. Vgl. dazu auch Anweiler, Ausle-

gungsmethoden, S. 191 ff. 
1077  Vgl. etwa Böse, Strafen und Sanktionen, S. 351 m.w.N. Vgl. dazu auch Anweiler, 

Auslegungsmethoden, S. 193 f. 
1078  Vgl. oben 4. Teil, A., II. 
1079  Vgl. dazu oben 3. Teil, B., III., 3., a). 
1080  Vgl. dazu oben 4. Teil, C., II., 2., a), bb), (3). 
1081  Vgl. dazu oben 3. Teil, B., III., 3., c). 
1082  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 1., b), bb). 
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aa) Deutsche Ermessens(fehler)lehre 

Im deutschen Recht besteht eine klare Abgrenzung des Begriffs des Ermes-
sens gegenüber anderen nahe liegenden Begriffen. Von Bedeutung ist in die-
sem Zusammenhang die aus Rechtsschutzgründen gebildete Unterscheidung 
zwischen dem Begriff des Ermessens und dem des sog. unbestimmten 
Rechtsbegriffs. 

Das Ermessen betrifft die Rechtsfolgenseite einer gesetzlichen Norm. Es 
liegt vor, wenn eine Behörde bei Verwirklichung des Tatbestandes zwischen 
mehreren Verhaltensweisen wählen kann. Die gesetzliche Regelung schreibt 
der Behörde also nicht eine Rechtsfolge vor1083, sondern die Behörde wird 
ermächtigt selbst die Rechtsfolge zu bestimmen1084. 

Ein unbestimmter Rechtsbegriff räumt einer Behörde hingegen einen Spiel-
raum auf Tatbestandsseite einer Norm ein. Dieser sog. Beurteilungsspiel-
raum unterfällt mit Ausnahme einiger weniger Fallgruppen einer vollständi-
gen gerichtlichen Überprüfung1085. 

Die rechtliche Kontrolle des Ermessens hat sich anhand des § 40 VwVfG 
und des § 114 VwGO entwickelt und ist auf sog. Ermessensfehler be-
schränkt1086. Ein Ermessensfehler liegt vor, wenn die Behörde von dem ihr 
zustehenden Ermessen keinen Gebrauch macht (Ermessensnicht-
gebrauch)1087 oder wenn sich die Behörde nicht ausschließlich vom Zweck 
der Ermessensvorschrift hat leiten lassen (Ermessensfehlgebrauch)1088. Fer-
                                            
1083  Schreibt ein Gesetz bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen eine einzige 

Rechtsfolge vor, handelt es sich um eine gebundene Verwaltung. Vgl. dazu etwa 
Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 5 ff. 

1084  Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 10 f.; Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
§ 7, Rn. 7; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 36. Ein solches 
Ermessen kann sich darauf beziehen, ob die Behörde überhaupt tätig werden soll 
(Entschließungsermessen), oder darauf, welche der möglichen und zulässigen Maß-
nahmen im konkreten Fall getroffen werden sollen (Auswahlermessen; vgl. 
Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 11; Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 7, 
Rn. 7; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 45). 

1085  Vgl. dazu Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 71 ff.; Maurer, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, § 7, Rn. 26 ff.; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, 
Rn. 7 ff. 

1086  Zwar werden in Rechtsprechung und Literatur teilweise unterschiedliche Einord-
nungen vorgenommen, jedoch besteht sachlich weitgehend Einigkeit (zur unter-
schiedlichen Einteilung vgl. etwa die Nachweise bei Laub, Ermessensreduzierung, 
S. 13; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 56). 

1087  Vgl. etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 59 f. Zu den abweichenden verwende-
ten Begriffen vgl. Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 48. 

1088  Vgl. etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 61 ff. 
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ner ist ein Ermessensfehler gegeben, wenn die Behörde sich nicht im Rah-
men der ihr vom Gesetz gegebenen Ermächtigung hält oder ihre Entschei-
dung gegen Grundrechte und allgemeine Rechtsgrundsätze verstößt (Ermes-
sensüberschreitung)1089. 

bb) Gemeinschaftsrechtliche Ermessens(fehler)lehre 

Die gemeinschaftsrechtliche Ermessens(fehler)lehre ist, mangels geschrie-
benem Recht, in Form allgemeiner Rechtsgrundsätze1090 von dem EuGH 
entwickelt worden. In den Entscheidungen des EuGH finden sich unter an-
derem die Begriffe „Beurteilungsspielraum“, „Beurteilungsermessen“ sowie 
„Ermessensbefugnis“1091. Jedoch liegt dieser differenzierten Wortwahl keine 
inhaltliche Differenzierung zugrunde. Vielmehr besteht nach der Rechtspre-
chung des EuGH im Gemeinschaftsrecht keine strikte Trennung von Ermes-
sen im Rechtsfolgenbereich (das zu einer weitreichenden Einschränkung der 
gerichtlichen Prüfungskomptenz führt) und dem unbestimmten Rechtsbeg-
riff (der grundsätzlich, von Ausnahmen abgesehen, der vollständigen ge-
richtlichen Kontrolle unterliegt)1092. 

Der Begriff des Ermessens i.S.d. Gemeinschaftsrechts ist entscheidend 
durch das französische Verwaltungsrecht beeinflusst worden, demzufolge 
Ermessen sowohl auf der Rechtsfolgen-, als auch auf der Tatbestandsseite 
einer Norm bestehen kann1093. Weil der gemeinschaftsrechtliche Ermessens-
begriff nicht zwischen Rechtsfolgen- und Tatbestandsseite einer Norm un-
terscheidet, liegt ihm ein umfassenderes Verständnis zugrunde, als dem 
deutschen Ermessensbegriff. Der EuGH ordnet die Gesamtheit der in Be-
tracht kommenden Entscheidungs-, Beurteilungs- und Gestaltungsspielräu-
me einheitlich dem Ermessen zu und unterstellt sie identischen Regeln. Da-
mit werden im Ergebnis Ermessens- und Beurteilungsspielräume als syn-
onyme Begriffe für die Anerkennung einer umfassenden Freiheit der Ge-
meinschaftsorgane, sowie der Organe der Mitgliedstaaten zu einer letztver-

                                            
1089  Vgl. etwa Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 64 ff; Maurer, Allgemeines Verwal-

tungsrecht, § 7, Rn. 20, 23. 
1090  Zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen vgl. oben 3. Teil, A., I., 1., b), 4. Teil, C., I., 

2., a), bb), (3), (b), (bb), 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4) und 4. Teil, C., II., 2. 
1091  Hegels, EG-Eigenverwaltungsrecht, S. 122. 
1092  Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 280; Rausch, Kontrolle von Tatsa-

chenfeststellungen, S. 202 f.; Rubel, Entscheidungsfreiräume, S. 161. Differenzie-
rend dagegen Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 368, sowie S. 390 f. 

1093  Bleckmann, Europarecht, Rn. 862; Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 390. Vgl. 
speziell zur Ermessenslehre und -praxis in Frankreich Schwarze, Europäisches Ver-
waltungsrecht, S. 246 ff. 
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bindlichen Entscheidung verstanden1094. Den Gemeinschaftsorganen sowie 
den Organen der Mitgliedstaaten werden durch den Europäischen Gerichts-
hof in beachtlichem Maße nur eingeschränkt überprüfbare adminstrative 
(und legislative1095) Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume zugestanden, 
ohne sich in begrifflichen Detailfragen und Abgrenzungsproblemen zu ver-
lieren1096. 

Die rechtliche Kontrolle ist dabei auf das Vorliegen von Ermessensfehlern 
begrenzt1097. Ein Ermessensfehler liegt vor, wenn die zuständige Behörde 
ihre Befugnisse zu anderen als den vom Normgeber vorgegebenen Zielen 
gebraucht (sog. Ermessensmissbrauch)1098. Darüber hinaus ist ein Ermes-
sensfehler gegeben, wenn die Ermessensausübung offensichtlich rechtswid-
rig ist. Offensichtliche Rechtswidrigkeit ist dann zu bejahen, wenn sich ein 
Rechtsverstoß eindeutig feststellen lässt. Eine besondere Schwere oder In-
tensität des Rechtsverstoßes ist dagegen nicht erforderlich1099. 

Diese Konzeption der verwaltungsgerichtlichen Kontrolldichte ist durch den 
EuGH für die zentrale Durchführung von Gemeinschaftsrecht1100 entwickelt 
worden. Für die vorliegende dezentrale Durchführung von Gemeinschafts-
recht existiert hingegen (noch) keine umfassende Rechtsprechung1101. Aus 

                                            
1094  Vgl. etwa EuGH, Rs. 183/84 (Rheingold./.HZA Wiesbaden), in: Slg. 1985, S. 3351 

(3361, Rn. 22 ff.); dazu näher Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 455 ff. 
Vgl. ferner von Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 184 ff. m. w. N.; Pache, 
Tatbestandliche Abwägung, S. 390 f.; ders., in: DVBl. 1998, S. 380 (384). 

1095  Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 282 f. Die im nationalen Recht einzel-
ner Mitgliedstaaten anzutreffende Differenzierung zwischen administrativem und 
legislativem Ermessen (so z. B. in Deutschland; vgl. dazu etwa BVerfG, in: BVerfGE 
4, S. 7 (18), wo die Rede von einem gesetzgeberischen Ermessen und Ermessens-
spielraum ist), findet auf der Ebene des Gemeinschaftsrechts keine vollständige Ent-
sprechung, weil sich das Gemeinschaftsrecht gerade nicht durch eine durchgängige 
strikte Trennung von Exekutive und Legislative wie in den mitgliedstaatlichen 
Rechtsordnungen auszeichnet (vgl. oben 4. Teil, C., I., 2., a), bb), (4)). 

1096  Vgl. von Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 184; Kadelbach, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, S. 453; Pache, in: DVBl. 1998, S. 380 (384); Schwarze, Europäi-
sches Verwaltungsrecht, S. 280 f. m. w. N. 

1097  Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 397; ders., in: DVBl. 1998, S. 380 (386). 
1098  Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 397 ff. ; ders., in: DVBl. 1998, S. 380 (386); 

Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, S. 399. Vgl. ferner Bleckmann, Ermes-
sensfehlerlehre, S. 215 ff. 

1099  Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 399; ders., in: DVBl. 1998, S. 380 (386). 
1100  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 1., b), aa), (2). 
1101  Hegels, EG-Eigenverwaltungsrecht, S. 123. 
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einer neueren Entscheidung des EuGH1102 wird jedoch teilweise der Schluss 
gezogen, dass der EuGH im Grundsatz sowohl für die zentrale, als auch die 
dezentrale Durchführung von Gemeinschaftsrecht eine ähnliche Kontroll-
dichte anwendet1103. 

cc) Bei der Auswahl des Gesamtschuldners zu beachtende Ermes-
sens(fehler)lehre 

Ob und wann die gemeinschaftsrechtliche oder die deutsche Ermes-
sens(fehler)lehre bei der dezentralen Durchführung von Gemeinschaftsrecht 
anzuwenden ist, ist umstritten. 

(1) Anwendbarkeit der deutschen Ermessens(fehler)lehre 

Nach einer Ansicht ist bei der dezentralen Durchführung von Gemein-
schaftsrecht § 40 VwVfG (und § 114 VwGO) anzuwenden1104. 

Danach würde sich die Kontrolle der Ermessensausübung bei der Auswahl 
des hinsichtlich der Sanktion in Anspruch zu nehmenden Gesamtschuldners 
nach der deutsche Ermessens(fehler)lehre richten. 

(2) Differenzierung nach Ursprung der Norm 

Eine andere Ansicht differenziert nach dem Ursprung der Norm, die durch-
geführt wird. Handelt es sich um eine gemeinschaftsrechtliche Norm, wel-
che den Ermessensspielraum eröffnet, richtet sich auch die Ermes-
sens(fehler)lehre nach gemeinschaftsrechtlichen Grundsätzen. Bei der 
Durchführung nationaler Ermessensnormen, die der Umsetzung gemein-
schaftsrechtlicher Ziele dienen, kann die nationale Ermessens(fehler)lehre 
herangezogen werden1105. 

Auch nach dieser Ansicht könnte vorliegend daran gedacht werden, die 
deutsche Ermessensfehlerlehre anzuwenden, da letztlich § 421 BGB und 
nicht Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas das 
Ermessen einräumt, zwischen den beiden Gesamtschuldnern (Ausführer und 
Abtretungsempfänger) zu wählen1106. 

                                            
1102  EuGH, Rs. C-120/97 (Upjohn./.The Licensing Authority established by the Medi-

cines Act 1968 u.a.), in: Slg. 1999-I, S. 223 ff., dort insbesondere S. 251 f., Rn. 34. 
1103  Hegels, EG-Eigenverwaltungsrecht, S. 126. 
1104  Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 9a; Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), 

VwVfG, § 40, Rn. 10. 
1105 Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 453. Vgl. ferner Bleckmann, in: 

DVBl. 1976, S. 483 (483 f.). 
1106  Vgl. dazu oben 3. Teil, B., III., 3., c). 



4. Teil: Sanktionen gegenüber dem Abtretungsempfänger der Ausfuhrerstattungen 

202 

Jedoch ist zu beachten, dass § 421 BGB nur aufgrund der konkludenten 
Verweisung in Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 entspre-
chend zur Anwendung kommt. Bereits oben im Rahmen der Abtretung wur-
de dargestellt, dass die Normen bei einer entsprechenden Anwendung gerade 
nicht in ihrer ursprünglichen Eigenschaft in das verweisende Recht Eingang 
finden und dort einen Fremdkörper bilden1107. Vielmehr wechseln die ent-
sprechend angewendeten Normen ihre Rechtsnatur, sie erhalten als neuer 
Rechtssatz aus dem verweisenden Recht ihre Verbindlichkeit, aus dem sich 
die Voraussetzungen für ihre entsprechende Anwendbarkeit begründen. Da-
mit entspringt der entsprechend angewendete § 421 BGB vorliegend dem 
gemeinschaftsrechtlichen Rechtskreis1108. 

Folglich würde sich nach dieser Ansicht die Kontrolle der Ermessensaus-
übung bei der Auswahl des hinsichtlich der Sanktion in Anspruch zu neh-
menden Gesamtschuldners nach der gemeinschaftsrechtlichen Ermes-
sens(fehler)lehre richten. 

(3) Stellungnahme und eigene Ansicht 

Die Ansichten kommen zu unterschiedlichen Ergebnissen. Leider liefert we-
der die eine, noch die andere Ansicht eine Begründung für ihren Standpunkt. 
Eine Begründung dafür, welche Ermessens(fehler)lehre anwendbar ist, kann 
sich allerdings ohnehin nur aus den allgemeinen Grundsätzen zur Anwend-
barkeit von Verfahrensrecht bei der dezentralen Durchführung von Gemein-
schaftsrecht ergeben. 

Bereits oben wurde festgestellt, dass nach den allgemeinen Grundsätzen zur 
Anwendbarkeit von Verfahrensrecht bei der dezentralen Durchführung von 
Gemeinschaftsrecht die nationalen Behörden nationales Recht anwenden 
können1109. Danach sind vorliegend die Regelungen der deutschen Ermes-
sens(fehler)lehre aus § 40 VwVfG und § 114 VwGO anwendbar. 

Etwas anderes, d.h. die Unanwendbarkeit der deutschen Ermes-
sens(fehler)lehre, könnte sich jedoch vorliegend daraus ergeben, dass für 
denselben Sachverhalt auch gemeinschaftsrechtliche Regelungen, nämlich 

                                            
1107  Vgl. dazu oben 2. Teil, B., I., 2., b), bb), (2). 
1108  Tatsächlich ändert der entsprechend angewendete § 421 BGB in zweifacher Hinsicht 

seine Rechtsnatur: von privatrechtlich zu öffentlichrechtlich und von nationalrecht-
lich zu gemeinschaftsrechtlich. 

1109  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., I., 2., a). 
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die gemeinschaftsrechtliche Ermessens(fehler)lehre, in Form allgemeiner 
Rechtsgrundsätze existiert1110. 

Die Frage, ob und wenn ja inwieweit die (Organe der) Mitgliedstaaten bei 
der dezentralen Durchführung von Gemeinschaftsrecht an die allgemeinen 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts gebunden sind bzw. diese statt 
des nationalen Rechts anzuwenden haben, gehört zu den umstrittensten Fra-
gen der gemeinschaftsrechtlichen Rechtsquellenlehre1111. 

Das Spektrum der in der Literatur vertretenen Ansichten reicht von einer 
grundsätzlichen Ablehnung der Bindung der Mitgliedstaaten an die allge-
meinen Rechtsgrundsätze im Rahmen der dezentralen Durchführung von 
Gemeinschaftsrecht, über differenzierende Auffassungen (insbesondere all-
gemeine Rechtsgrundsätze als Mindeststandard), bis hin zu einer generellen 
Bejahung der Bindung1112. 

Von grundlegender Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Rechtspre-
chung des EuGH in dem Urteil in der Rechtssache Deutsche Milchkon-
tor1113. Dort hatte der EuGH ausgeführt: „Im Einklang mit den allgemeinen 
Grundsätzen, auf denen das institutionelle System der Gemeinschaft beruht 
und die die Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaa-
ten beherrschen, ist es gemäß Art. 5 EWG-Vertrag (Anm. des Verf.: nun-
mehr Art. 10 EG) Sache der Mitgliedstaaten, in ihrem Hoheitsgebiet für die 
Durchführung der Gemeinschaftsregelungen [… ] zu sorgen. Soweit das 
Gemeinschaftsrecht einschließlich der allgemeinen gemeinschaftsrechtli-
chen Grundsätze1114 hierfür keine gemeinsamen Vorschriften enthält, gehen 
die nationalen Behörden bei dieser Durchführung der Gemeinschaftsrege-
lungen nach den formellen und materiellen Bestimmungen ihres nationalen 
Rechts vor [… ]“1115. 

                                            
1110  Vgl. dazu oben 4. Teil, D., I., 2., b), aa) und bb). 
1111  Im Gegensatz dazu ist die Bindung der Mitgliedstaaten an die Grundsätze des Ge-

meinschaftsrechts unumstritten, vgl. dazu etwa Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, 
S. 203. Vgl. ferner allgemein zu den Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts und zu 
deren Abgrenzung von den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts 
etwa Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 200 ff. 

1112  Vgl. dazu die ausführlichen Nachweise etwa bei Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, 
S. 204; Nehl, Europäisches Verwaltungsverfahren, S. 449 (Fn. 122). 

1113  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-
land), in: Slg. 1983, S. 2633 ff. 

1114  Hervorhebung durch Verf. 
1115  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-

land), in: Slg. 1983, S. 2633 (2665, Rn. 17). 
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Daraus wird deutlich, dass der EuGH für die dezentrale Durchführung von 
Gemeinschaftsrecht von einer Bindungswirkung der Mitgliedstaaten an die 
allgemeinen Rechtsgrundsätze ausgeht1116. 

Zwar mag der dagegen vorgetragene Einwand, dass eine „Verweisung auf 
das nationale Recht [… ] zu rechtssichereren Ergebnissen führt“1117 berech-
tigt erscheinen. Es ist aber zu bedenken, dass sich im Zuge der stets fort-
schreitenden europarechtlichen Integration ein bestimmtes Maß an Rechts-
unsicherheit solange nicht vermeiden lässt, wie kein harmonisiertes, ge-
meinschaftseigenes Verwaltungsrecht existiert. Ein Beispiel hierfür liefert 
die deutsche Rechtsprechung, die vor Erlass des Verwaltungsverfahrensge-
setzes ebenfalls auf die Herausbildung allgemeiner Rechtsgrundsätze ange-
wiesen war1118. 

Auch nicht zu überzeugen vermag der weitere, gegen eine Bindungswirkung 
allgemeiner Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts vorgetragene Ein-
wand, dass eine Bejahung der Einwirkungsmöglichkeit allgemeiner, vom 
EuGH entwickelter Rechtsgrundsätze auf die nationale Verwaltungsdurch-
führung deren ursprüngliche Funktion als Lückenfüllung im Gemeinschafts-
recht zuwiderliefe1119. Denn Sinn einer Lückenfüllung kann es nur sein, das 
Gemeinschaftsrecht dort, wo es an (geschriebenen) Bestimmungen fehlt, zu 
ergänzen und insoweit dieselben Rechtswirkungen zu erzeugen, wie sie im 
Falle vorhandener (geschriebener) Bestimmungen hätten erzielt werden 
können. Wird nun aber dem geschriebenen Gemeinschaftsrecht die Mög-
lichkeit der Einflussnahme auf das nationale Durchführungsrecht aner-
kannt1120, ergäbe es keinen Sinn, diese Wirkungen nicht auch den unge-
schriebenen (lückenfüllenden) Bestimmungen zuzuschreiben1121. 

                                            
1116  Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 206; Nehl, Europäisches Verwaltungsverfahren, 

S. 448. 
1117  Hilf, in: Schwarze (Hrsg.), Europäisches Verwaltungsrecht im Werden, S. 67 (83). 
1118  Grabitz, in: NJW 1989, S. 1776 (1782); Gellermann, in: Renge-

ling/Middeke/Gellermann (Hrsg.), Handbuch des Rechtsschutzes, § 34, Rn. 39. Kri-
tisch äußert sich insoweit Rengeling, in: VVDStRL 53 (1994), S. 202 (234), der ei-
nen solchen Vergleich nur für das „EG-Eigenverwaltungsrecht“ (d.h. zentrale Durch-
führung von Gemeinschaftsrecht) anstellen möchte, nicht hingegen für den Bereich 
des „Gemeinschaftsverwaltungsrechts“ (d.h. die dezentrale Durchführung von Ge-
meinschaftsrecht). 

1119  Rengeling, in VVDStRL 53 (1994), S. 202 (227); ders., in: DVBl. 1986, S. 306 
(310). 

1120  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb). 
1121  Vgl. dazu auch die Argumentation bei Bleckmann/Pieper, in: Dauses (Hrsg.), Hand-

buch des EU-Wirtschaftsrechts, B. I, Rn. 73. 
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Diese Ansicht wird dadurch bestätigt, dass nach allgemeiner Ansicht die 
Grundrechte des Gemeinschaftsrechts nicht nur die Hoheitsgewalt der Ge-
meinschaft, sondern auch die der Mitgliedstaaten binden1122. Weil es sich bei 
den Grundrechten des Gemeinschaftsrechts nur um einen Teil allgemeiner 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts handelt, liegt es nahe, die Bin-
dungswirkung auch auf die sonstigen allgemeinen Rechtsgrundsätze, wie 
z.B. solche des Verfahrensrechts, zu übertragen1123. 

Ist demnach eine Bindungswirkung der Mitgliedstaaten an die allgemeinen 
Rechtsgrundsätze anzuerkennen, stellt sich die Frage, wie weit diese Bin-
dungswirkung reicht, insbesondere, ob die allgemeinen Rechtsgrundsätze 
des Verfahrensrechts auf Gemeinschaftsebene anstelle des geschriebenen 
nationalen Verfahrensrechts anzuwenden sind. 

Auch für die Beantwortung dieser Frage ist das Urteil in der Rechtssache 
Deutsche Milchkontor heranzuziehen. Dort hielt der EuGH im Anschluss an 
die bereits zitierte Stelle des Urteils die einschlägigen deutschen Vorschrif-
ten des Verwaltungsverfahrensgesetz (genauer § 48 VwVfG), trotz beste-
hender allgemeiner Rechtsgrundsätze des Vertrauensschutzes und der 
Rechtssicherheit auf Gemeinschaftsebene, für anwendbar1124. 

Dass der EuGH trotz der bereits zitierten „Soweit-Formel“ und der Bin-
dungswirkung die nationale verfahrensrechtliche Vorschrift des § 48 
VwVfG (zu Recht) für anwendbar erklärte, folgte daraus, dass die Ausges-
taltung der Gegensätzlichkeit zwischen Vertrauensschutz und Rechtssicher-
heit in § 48 VwVfG, in Übereinstimmung mit den gemeinschaftsrechtlichen 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Vertrauensschutzes und der Rechtssi-
cherheit stand. Weil sich somit die Aussagen der nationalen Vorschrift und 
der gemeinschaftlichen allgemeinen Rechtsgrundsätze nicht widersprachen, 
lag keine sog. „direkte Kollision“1125 vor, die zu einer Unanwendbarkeit der 
nationalen Vorschrift aufgrund des Anwendungsvorrangs des Gemein-
schaftsrechts führte1126. 

                                            
1122  Zuleeg, in: VVDStRL 53 (1994), S. 154 (170); Streinz, in: Die Verwaltung 1990, 

S. 153 (174). A.A.: Bleckmann/Pieper, in: Dauses (Hrsg.), Handbuch des EU-
Wirtschaftsrechts, B. I, Rn. 73 m.w.N. 

1123  Nehl, Europäisches Verwaltungsverfahren, S. 440, 447. Vgl. ferner etwa Grabitz, in 
NJW 1989, S. 1776 (1782). 

1124  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-
land), in: Slg. 1983, S. 2633 (2667, Rn. 25). 

1125  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (1). 
1126  Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 207. 
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Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des Urteils in der Rechtssache Deutsche 
Milchkontor: „Dazu ist zunächst zu bemerken, daß die Grundsätze des Ver-
trauensschutzes und der Rechtssicherheit Bestandteil der Rechtsordnung der 
Gemeinschaft sind. Daher kann es nicht als dieser Rechtsordnung wider-
sprechend1127 angesehen werden, wenn nationales Recht in einem Bereich 
wie der Rückforderung von [… ] Gemeinschaftsbeihilfen berechtigtes Ver-
trauen und Rechtssicherheit schützt“1128. Der EuGH muss also bei seiner 
Prüfung eine Gegenüberstellung der ungeschriebenen gemeinschaftlichen 
und der geschriebenen nationalen Regelungen vorgenommen haben. 

Folglich stellt sich das Verhältnis von nationalen verfahrensrechtlichen Vor-
schriften zu allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Verfahrensrechts auf Ge-
meinschaftsebene wie folgt dar: Wenn allgemeine Rechtsgrundsätze des 
Verwaltungsverfahrens mit entgegenstehenden Vorschriften des nationalen 
Verwaltungsverfahrens kollidieren, greift der Anwendungsvorrang in glei-
chem Maße, wie bei Kollisionen rein materieller Regelungen des Gemein-
schaftsrechts mit solchen entgegenstehenden nationalen Rechts1129. In bei-
den Fällen liegen sog. „direkte Kollisionen“ vor, die anerkanntermaßen mit-
tels der Kollisionsregel des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts1130 gelöst 
werden1131, d.h. die nationale verfahrensrechtliche Norm ist in diesem Fall 
unanwendbar1132. 

                                            
1127  Hervorhebung durch Verf. 
1128  EuGH, verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a../.Bundesrepublik Deutsch-

land), in: Slg. 1983, S. 2633 (2669, Rn. 30). 
1129  Vgl. zum Anwendungsvorrang bei der direkten Kollision rein materieller Regelun-

gen des Gemeinschaftsrechts mit solchen des entgegenstehenden nationalen Rechts 
oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (1). 

1130  Vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), aa). 
1131  Grabitz, in: NJW 1989, S. 1776 (1782); Lehr, Einstweiliger Rechtsschutz, S. 209. 

Die Ansicht, die den allgemeinen Rechtsgrundsätzen lediglich eine Bindungswir-
kung im Sinne eines Mindeststandards zukommen lassen möchte, führt letztlich zu 
einer Verneinung des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts und ist daher abzulehnen 
(vgl. zu diesem und weiteren Argumenten gegen diese Ansicht Lehr, Einstweiliger 
Rechtsschutz, S. 208 f.). 

1132  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 64 f. Nicht zur Lösung der vorliegen-
den Problematik tragen die Erkenntnisse zu den sog. „indirekten Kollisionen“ (vgl. 
dazu ausführlich etwa Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, passim; Lehr, 
Einstweiliger Rechtsschutz, S. 170 ff. (insbesondere S. 249 ff.); Schroeder, Gemein-
schaftsrechtssystem, S. 384 ff.; Stolba, Europäisierung staatlicher Beihilfen, S. 155 
ff.) bei. Selbst wenn man eine sog. „indirekte Kollision“ auch zwischen gemein-
schaftsrechtlichem Verfahrensrecht und nationalem Verfahrensrecht anerkennt (so 
etwa Rohde, Vorläufiger Rechtsschutz, S. 120 f.; ablehnend etwa Nehl, Europäisches 
Verwaltungsverfahren, S. 456), wäre erforderlich, dass das nationale Verfahrensrecht 
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Voraussetzung sowohl für eine Bindungswirkung, als auch für einen An-
wendungsvorrang eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes im Einzelfall ist 
allerdings, dass dieser unmittelbar anwendbar ist1133. Das setzt voraus, dass 
der allgemeine Rechtsgrundsatz hinreichend bestimmt ist1134. Ist dies nicht 
der Fall, kommt dem allgemeinen Rechtsgrundsatz ebenso wenig Vorrang-
wirkung zu, wie wenn er nationalem Recht nicht entgegensteht (d.h. keine 
sog. „direkte Kollision“ gegeben ist) 1135. 

Zwar existiert zu der gemeinschaftsrechtlichen Ermessens(fehler)lehre für 
die dezentrale Durchführung von Gemeinschaftsrecht, wie bereits darge-
legt1136, derzeit (noch) keine umfassende Rechtsprechung. Weil jedoch der 
EuGH einen im Grundsatz ähnlichen Maßstab wie für die zentrale Durch-
führung von Gemeinschaftsrecht anwendet, kann eine hinreichende Präzisie-
rung der gemeinschaftsrechtlichen Ermessens(fehler)lehre für die dezentrale 
Durchführung von Gemeinschaftsrecht anhand der Rechtsprechung des 
EuGH zur zentralen Durchführung von Gemeinschaftsrecht erfolgen. Die 
gemeinschaftsrechtliche Ermessens(fehler)lehre für die dezentrale Durch-
führung von Gemeinschaftsrecht ist daher unmittelbar anwendbar. 

Da sowohl die gemeinschaftsrechtliche, als auch die deutsche Ermes-
sens(fehler)lehre denselben Sachverhalt regeln, entscheidet sich die Frage, 
ob die deutsche Ermessens(fehler)lehre vorliegend unanwendbar ist somit 

                                            
und das gemeinschaftliche Verfahrensrecht unterschiedliche Sachverhalte regeln. 
Vorliegend regeln jedoch sowohl das nationale Verfahrensrecht und das gemein-
schaftliche Verfahrensrecht denselben Sachverhalt, nämlich die Kontrolle des Er-
messens. Ferner kann die vorliegende Problematik nicht anhand der Sperrwirkung 
des Gemeinschaftsrechts (aufgrund ausschließlicher Zuständigkeit der Gemeinschaft 
bzw. abschließender Ausübung einer konkurrierenden Kompetenz der Gemeinschaft 
(sog. Kompetenzvorrang), vgl. dazu oben 3. Teil, A., II., 2., b), bb), (2)) gelöst wer-
den, da die Sperrwirkung des Gemeinschaftsrechts nicht auf das Verhältnis zwischen 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Gemeinschaftsrechts zu nationalem Recht über-
tragen wird (anders aber Nehl, Europäisches Verwaltungsverfahren, S. 465 ff.). 

1133  Vgl. zur unmittelbaren Anwendbarkeit der allgemeinen verfahrensrechtlichen 
Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts Nehl, Europäisches Verwaltungsverfah-
ren, S. 443 ff.; Nickel, Spannungsverhältnis, S. 48 ff. 

1134  Vgl. zu den Voraussetzungen der unmittelbaren Anwendbarkeit von Gemeinschafts-
recht oben 3. Teil, A., II., 1., b). 

1135  Sind die allgemeinen Rechtsgrundsätze nicht hinreichend bestimmt bzw. nicht un-
mittelbar anwendbar, kann ihnen allenfalls Bedeutung im Rahmen der gemein-
schaftskonformen Auslegung des nationalen Rechts zukommen, vgl. Jarass, Grund-
fragen, S. 91 f. Vgl. allgemein zur gemeinschafts- bzw. vertragskonformen Ausle-
gung etwa Buck, Auslegungsmethoden, S. 186 ff. 

1136  Vgl. dazu oben 4. Teil, D., I., 2., b), bb). 



4. Teil: Sanktionen gegenüber dem Abtretungsempfänger der Ausfuhrerstattungen 

208 

danach, ob im Einzelfall eine unterschiedliche Regelung und damit eine sog. 
„direkte Kollision“ vorliegt oder nicht (vgl. dazu sogleich). 

c) Ermessensfehler bei Inanspruchnahme des Abtretungsempfän-
gers 

Wie bereits dargestellt, liegt nach der gemeinschaftlichen Ermes-
sens(fehler)lehre u.a. dann ein Ermessensfehler vor, wenn die Ermes-
sensausübung offensichtlich rechtswidrig ist, d.h. sich der Rechtsverstoß 
eindeutig feststellen lässt1137. Dabei ist zu beachten, dass eine Ermes-
sensausübung nicht nur dann offensichtlich rechtswidrig ist, wenn sie gegen 
geschriebenes Gemeinschaftsrecht verstößt, sondern ebenfalls dann, wenn 
ein Verstoß gegen allgemeine Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts 
gegeben ist. Die Ermessensausübung ist also auch dahingehend zu überprü-
fen, ob sie gegen Gemeinschaftsgrundrechte oder gegen sonstige allgemeine 
Rechtsgrundsätze, wie z.B. den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, ver-
stößt1138. 

Nimmt das Hauptzollamt Hamburg-Jonas den Abtretungsempfänger als Ge-
samtschuldner hinsichtlich der Sanktion in Anspruch, so hält sie sich zwar 
im Rahmen der ihr von Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 
i.V.m. § 421 BGB entsprechend gegebenen Ermächtigung. Jedoch wurde 
oben bereits eindeutig festgestellt, dass eine solche Inanspruchnahme gegen 
allgemeine Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts und gegen ein 
Grundrecht des Gemeinschaftsrechts verstößt1139. Die Inanspruchnahme des 
Abtretungsempfängers ist daher offensichtlich rechtswidrig und folglich 
nach der gemeinschaftsrechtlichen Ermessens(fehler)lehre ermessensfehler-
haft. 

In der deutschen Ermessens(fehler)lehre ist anerkannt, dass die mitglied-
staatlichen Behörden bei ihrer Ermessensausübung im Rahmen der dezen-
tralen Durchführung von Gemeinschaftsrecht, an gemeinschaftsrechtliche 
Grundsätze und Prinzipien gebunden sind1140. Die Einhaltung der gemein-
                                            
1137  Vgl. dazu oben 4. Teil, D., I., 2., b), bb). 
1138  Pache, Tatbestandliche Abwägung, S. 400 m.w.N.; Schwarze, Europäisches Verwal-

tungsrecht, S. 400 ff. Vgl. ferner Bleckmann, Ermessensfehlerlehre, S. 219 ff. 
1139  Vgl. oben 4. Teil, C., II., 2. 
1140  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 452 m.w.N.; Sachs, in: Stel-

kens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 40, Rn. 10, 82; Wolff/Bachof/Stober, Verwal-
tungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 54. Vgl. auch EuGH, Rs. 5/88 (Wachauf./.BEF), in: 
Slg. 1989, S. 2609 (2639, Rn. 19 ff.), wonach die Behörden der Mitgliedstaaten ihr 
Ermessen bei der Durchführung einer Verordnung unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des gemeinschaftsrechtlichen Grundrechtsschutzes auszuüben haben. 
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schaftsrechtlichen Ermessensgrenzen kann durch die Gerichte überprüft 
werden1141. Dabei werden alle das Gemeinschaftsrecht verletzende Ermes-
sensfehler bei der dezentralen Durchführung von Gemeinschaftsrecht mit 
den Kategorien der deutschen Ermessens(fehler)lehre erfasst1142. 

Ebenso wie nach der gemeinschaftlichen Ermessens(fehler)lehre, stellt die 
Inanspruchnahme des Abtretungsempfängers wegen Verstoßes gegen allge-
meine Rechtsgrundsätze und ein Grundrecht des Gemeinschaftsrechts, einen 
Ermessensfehler nach der deutschen Ermessens(fehler)lehre, und zwar in 
Form der Überschreitung des Ermessens, dar1143. 

Somit regeln sowohl die gemeinschaftsrechtliche, als auch die deutsche Er-
messens(fehler)lehre den vorliegenden Sachverhalt identisch, so dass keine 
sog. „direkte Kollision“ vorliegt. Der gemeinschaftsrechtlichen Ermes-
sens(fehler)lehre kommt daher kein Anwendungsvorrang zu, der zu einer 
Unanwendbarkeit der deutschen Ermessens(fehler)lehre führen würde. 

d) Ermessensreduzierung auf Null hinsichtlich der Inanspruchnah-
me des Ausführers 

Im engen Zusammenhang mit den Ermessensfehlern steht die „Ermessens-
reduzierung“1144. Hiervon kann bereits gesprochen werden, wenn im Einzel-
fall eine Verengung des eingeräumten Ermessensspielraums eintritt, da eini-
ge der möglichen Entscheidungsvarianten ermessensfehlerhaft wären1145. 

Eine Ermessensreduzierung kann sich aufgrund innerer und äußerer Gründe 
ergeben. Bei den inneren Gründen erfolgt die Ermessensreduzierung aus den 
Vorgaben der Ermächtigungsnorm selbst, insbesondere dem Normzweck, 
bei den äußeren Gründen aus rechtlichen Vorgaben anderer Rechtsnor-
men1146. Zu den Vorgaben anderer Rechtsnormen zählen auch allgemeinen 
Rechtsgrundsätze und Grundrechte des Gemeinschaftsrechts1147. 

                                            
1141  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 452 m.w.N. 
1142  Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 453 ff.; Sachs, in: Stel-

kens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 40, Rn. 54. 
1143  Ggfs. kann sogar bei einer ermessensfehlerhaften Entscheidung eine Amtspflichtver-

letzung gegeben sein Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, § 40, Rn. 55. 
1144  Vgl. dazu ausführlich Laub, Ermessensreduzierung, passim. 
1145  Laub, Ermessensreduzierung, S. 18. Für diese Situation werden die Begriffe Ermes-

sensreduzierung, Ermessensreduktion und Ermessensschrumpfung synonym ver-
wendet. 

1146  Laub, Ermessensreduzierung, S. 31. 
1147  Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 31, Rn. 67. Ferner Laub, Ermes-

sensreduzierung, S. 42 ff. 
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Die Reduzierung des Ermessens kann so weit gehen, dass nur noch eine 
denkbare Ermessensentscheidung der Behörde ermessensfehlerfrei ist. Der 
Grundsatz der freien Entscheidung gilt in diesem Einzelfall nicht mehr. Die 
Behörde ist vielmehr verpflichtet die ihr verbleibende Entscheidung zu 
„wählen“. Dann spricht man von einer „Ermessensreduzierung auf Null“1148. 

Vorliegend stellt jede andere Entscheidung des Hauptzollamts Hamburg-
Jonas, als die Inanspruchnahme des Ausführers hinsichtlich der Sanktion des 
Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 einen Ermessensfehler nach der deutschen Er-
messens(fehler)lehre wegen Überschreitung der Ermessensgrenzen dar und 
ist somit rechtswidrig. Aus den Vorgaben der Grundrechte und der allgemei-
nen Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts ergibt sich, dass aus äußeren 
Gründen der Ermessensspielraum des Hauptzollamts Hamburg-Jonas auf 
eine Entscheidung bzw. auf „Null“ reduziert ist1149. 

3. Ergebnis 

Durch die Reduktion des Ermessens des Hauptzollamts Hamburg-Jonas auf 
die ausschließliche Inanspruchnahme des Ausführers hinsichtlich der Sank-
tion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 wird Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO 
(EG) Nr. 800/99 dem höherrangigen Gemeinschaftsrecht angepasst, bzw. ist 
mit diesem vereinbar. Somit muss Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) 
Nr. 800/99 nicht für ungültig erklärt werden1150. 

                                            
1148  Kopp/Ramsauer, VwVfG, § 40, Rn. 30; Laub, Ermessensreduzierung, S. 19; Maurer, 

Allgemeines Verwaltungsrecht, § 7, Rn. 24; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, 
Bd. 1, § 31, Rn. 67. Für diese Situation werden die Begriffe Ermessensreduzierung 
auf Null, Ermessensreduktion auf Null und Ermessensschrumpfung auf Null syn-
onym verwendet (Laub, Ermessensreduzierung, S. 19). 

1149  Zwar wurde oben festgestellt, dass eine gesamtschuldnerische Haftung des Abtre-
tungsempfängers hinsichtlich der Sanktion nicht mit dem gemeinschaftlichen 
Schuldgrundsatz vereinbar ist (vgl. oben 4. Teil, C., II., 2., a), bb), (3)), doch wäre 
der Abtretungsempfänger nach dieser Lösung hinsichtlich der Sanktion „nur“ Ge-
samtschuldner, würde dafür aber nicht haften. 

1150  Eine andere Möglichkeit wäre, den Art. 52 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 VO (EG) Nr. 800/99 
nur in Bezug auf die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtretungsempfän-
gers für ungültig zu erklären. Da dem EuGH im Rahmen eines Vorabentscheidungs-
verfahrens nach Art. 234 EG die Vorschrift des Art. 231 UAbs. 2 EG in analoger 
Anwendung zur Verfügung steht (vgl. etwa EuGH Rs. 145/79 (Roquette 
Frères./.Frankreich), in: Slg. 1980, S. 2917 (2946, Rn. 51 f.); Gaitanides, in: von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), Art. 234 EG, Rn. 95), könnte er, soweit er die Verord-
nung für nichtig hält, „diejenigen ihrer Wirkungen, die als fortgeltend zu betrachten 
sind [… ]“ bezeichnen und braucht daher grundsätzlich nicht den gesamten Art. 52 
VO (EG) Nr. 800/99 ex tunc zu beseitigen. 
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II. Kein Ausgleichsanspruch des Ausführers gegen den Abtre-
tungsempfänger 

Bei Inanspruchnahme des Ausführers hinsichtlich der Sanktionen durch das 
Hauptzollamt Hamburg-Jonas hat dieser keinen Ausgleichsanspruch mehr 
gegenüber dem Abtretungsempfänger gemäß Art. 52 Abs. 1 UAbs. 6 S. 1 
VO (EG) Nr. 800/99 i.V.m. § 426 BGB entsprechend. Trifft nämlich die 
Verwaltung die für das Innenverhältnis richtige Aufteilung, hier die aus-
schließliche Inanspruchnahme des Ausführers1151, so gewährt § 426 BGB 
(entsprechend) keinen Anspruch1152. 

                                            
1151  Vgl. oben 4. Teil, D., I., 2., d). 
1152  Vgl. oben 3. Teil, C., I., 2. 
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5. Teil: Schlussbetrachtung 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass das System der Ausfuhrerstattungen in-
teressante Rechtsfragen aufwirft, die neben ihrer praktischen Relevanz 
zugleich auch Grundfragen der rechtswissenschaftlichen Systembildung be-
rühren. 

Anlass dieser Arbeit war eine Vielzahl von Gerichtsverfahren, die sich mit 
dem Thema des Abtretungsempfängers im Ausfuhrerstattungsrecht beschäf-
tigten. Die Gerichtsverfahren waren bedingt durch Unklarheiten hinsichtlich 
des anwendbaren Rechts. Ziel dieser Untersuchung war es, diese Unklarhei-
ten zu beseitigen. 

Bei der Begutachtung der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen 
sowie der Abwicklung und Rückabwicklung der Ausfuhrerstattungen ge-
genüber dem Abtretungsempfänger wurde deutlich, dass das Ausfuhrerstat-
tungsrecht ein mehrstufiges Rechtssystem mit einem komplexen Zusam-
menspiel von Rechtsquellen im Gemeinschaftsrecht und im nationalen 
Recht ist. Dabei stellte sich heraus, dass das Gemeinschaftsrecht dem natio-
nalen Rechtssystem zwar übergeordnet, jedoch mit diesem verflochten ist. 

Die Verflechtung von Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht wird be-
reits bei der Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen deutlich. 
Zwar ist die Abtretung des Anspruchs auf Ausfuhrerstattungen nicht ge-
meinschaftsrechtlich geregelt. Allerdings ordnet das Gemeinschaftsrecht die 
entsprechende Anwendung der nationalen Abtretungsregelungen der §§ 398 
ff. BGB an. 

Auch die Rücknahme des Ausfuhrerstattungsbescheides ist nicht gemein-
schaftsrechtlich geregelt. Daher ist der im nationalen Recht verankerte § 10 
MOG als Ermächtigungsgrundlage für die Rückforderung heranzuziehen. 
Dennoch können, trotz der Anordnung in § 10 MOG, die nationalen Vertrau-
ensschutzregelungen des § 48 Abs. 2 und Abs. 4 VwVfG nicht angewendet 
werden. Vielmehr entfaltet die gemeinschaftsrechtlich abschließende Rege-
lung des Vertrauensschutzes in Art. 52 Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 insoweit 
eine Sperrwirkung. 

Ermächtigungsgrundlage und Vertrauensschutzregelungen für die Rückfor-
derung der Ausfuhrerstattungen sind auf Gemeinschaftsebene in Art. 52 Abs. 
1 und Abs. 4 VO (EG) Nr. 800/99 normiert. Gemäß dieser Vorschrift haften 
der Abtretungsempfänger und der Ausführer für die Rückzahlung der Aus-
fuhrerstattungen gesamtschuldnerisch. Für die Gesamtschuldnerschaft von 
Abtretungsempfänger und Ausführer gelten, aufgrund gesetzlicher Anord-
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nung im Gemeinschaftsrecht, die nationalen Regeln der §§ 421 ff. BGB ent-
sprechend. 

Die Auslegung von Art. 52 VO (EG) Nr. 800/99 hat ergeben, dass die Sank-
tion des Art. 51 VO (EG) Nr. 800/99 gegenüber dem Abtretungsempfänger 
angewendet werden kann. Zudem wurde geklärt, dass es sich bei der Sankti-
on um eine punitive Sanktion, d.h. Strafrecht i.w.S., handelt. 

Bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit der Sanktion zeigte sich keine Verflech-
tung von Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht. Diese Frage war aus-
schließlich anhand des Gemeinschaftsrechts zu klären. Dennoch bestanden 
auch insoweit Unklarheiten aufgrund einer uneindeutigen und wenig detail-
lierten Rechtsprechung des EuGH im Bereich der punitive Sanktionen 
(Strafrecht i.w.S.). 

Es hat sich erwiesen, dass die Gemeinschaft die Kompetenz hat, punitive 
Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen zu erlas-
sen. Der Wortlaut von Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1, 37 Abs. 2 UAbs. 3 EG, wo-
nach die Gemeinschaft zum Erlass von allen „erforderlichen Maßnahmen“ 
ermächtigt wird, bedarf weder einer einschränkenden Auslegung durch den 
gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nullum crimen sine lege“, noch durch 
den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nullum crimen sine lege parla-
mentaria“. 

Ferner wurde festgestellt, dass die Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass 
punitiver Sanktionen (Strafrecht i.w.S.) im Bereich der Ausfuhrerstattungen 
wirksam an die Kommission delegiert worden ist. 

Allerdings verstößt die Anwendung der Sanktion gegenüber dem Abtre-
tungsempfänger gegen höherrangiges Gemeinschaftsrecht. Herausgearbeitet 
wurde ein Verstoß gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz „nulla 
poena sine culpa“, gegen den gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit und gegen das Gemeinschaftsgrundrecht der allgemeinen 
Handlungsfreiheit des Abtretungsempfängers. 

Bei der Rechtsfolge dieses Verstoßes gegen höherrangiges Gemeinschafts-
recht war hinsichtlich der Frage nach der anwendbaren Ermes-
sens(fehler)lehre erneut das Verhältnis von Gemeinschaftsrecht zu nationa-
lem Recht zu klären. Im Ergebnis ist das Auswahlermessen des Hauptzoll-
amts Hamburg-Jonas auf die ausschließliche Inanspruchnahme des Ausfüh-
rers reduziert. Bei einer Inanspruchnahme des Abtretungsempfängers hin-
sichtlich der Sanktion liegt ein Ermessensfehler vor. 

Dieser Befund hat für die Sanktionierung im Bereich der Ausfuhrerstattun-
gen weit reichende Konsequenzen und Auswirkungen auf die Praxis. Abtre-
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tungsempfänger können der Anwendung von Sanktionen ihnen gegenüber 
stets den Einwand der Gemeinschaftsrechtswidrigkeit und des Ermessens-
fehlers entgegenhalten. 

Für jeden Fall also, in dem das Hauptzollamt Hamburg-Jonas gegenüber 
dem Abtretungsempfänger eine Sanktion verhängt, gilt: 

„Das Gemeinschaftsrecht, nicht beachtet zur Zeit,  
wird sich, verletzt, melden zur Unzeit“1153. 

 

 

                                            
1153  Zitiert nach Satzger, Europäisierung des Strafrechts, S. 1. 
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